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Technikdiskurse - Karlsruher Studien zur Technik- 
geschichte 

Technik und technischer Wandel zahlen zu jeaeo. Faktoren, die unsor 
(all)tägliches Leben entscheidend prägen. 

Dieser Sachverhall dürlle in unserem technischen Zeitalter kaum einer ein- 
gclicndcicn Bcgründunii bedürfen. Es liegt auf der Hand, dass die Mensch- 
heit \ on Teciinik und technischem Fortschritt abhängig geworden ist, und 
dies nieiit erst in unserer Zeit. 

Seit jeher war es der Technik entwickelnde und zielgerichtet einsetzende 
Mensch, der nultels „seiner " Teclnnk l .ebensräunie gestaltete, veränderte, 
revolutionierte, oder auch zerstörte. Unglaublicher Wohlstand auf der einen, 
aber auch bitterste Atinut auf der anderen Seite waren dabei mögliche Kon- 
sequenzen, die der technische Wandel hervoizabringen vermochte. Die Ein- 
sicht, dass technischer Wandel als gesellschaftliches Phänomen zu interpre- 
tierm sei, uns technische Zukunitsentwürfe gerade auch gesellschafUiche 
ZukunfisentwQife darstellten, vennoclite sich hingegen erst langsam Bahn 
zu brechen. 

Die Diskussion um die Technik, oder anders ausgedrückt, Technikdiskurse, 
begleiten dennoch den technischen Wandel jedweder Epoche. Seit jeher 
scheint es vom Grundsätzlichen her zwei gegensätzliche Lager bezüglich 
der Beurteilung des teclmischen Wandels gegeben zu liaben. Zimi einen die 
Optimisten, die mit technischem Wandel Fortschritt an sich verbinden, und 
zum anderen die Pessimisten, die - aus welchen Griinden auch immer -, die- 
sem Wandel eher skeptische uegciuibersteheii Beide Positionen erscheinen 
geradezu als Naturgeset/lichkeiten. und deimoch, sie sind letztlich doch 
nichts anderes, als Hoffnungen und Envailungen auf der einen oder aber 
auch Befürchtungen und Bedrohungen auf der anderen .Seite für jene, die 
von diesen Wandliuigsprozessen betroffen sind bzw. sie voranbringen. 
Technischer Wandel stellt sich damit als g^ellsduMdia' Wandel dar, und 
steht mithin direkt im Konfliktfeld gesellschafUicher Kontroversen. Wohin 
die „Reise geht^, ist mithin in erster Linie eine gesellschafUiche ßitschei- 
dung, und keineswegs ein technischer Sachzwmg. 
Der Blick zurück, also eine Analyse vergangener technischer Inventionen, 
Innovationen und Diffiisionen stellt damit immer auch eine Analyse der je- 
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weiligen gesellschaftlichen „Befindlichkeiten*', Machtstrukturen, Umset- 

zimgspotentiale und Handlungsspielräume dar. 

Vor diesem Hintergrund haben es sich die ''Karlsruher Studien zur Tech- 
nikgeschichtc" zum Ziel gesetzt, technischen Wandel im Kontext seines 
historischen l'mfeldes zu anaKsieren und darzustellen. Keineswegs nur die 
Invention als solclic wird, im Sinne einer Heroengeschichtsschreil)ung, da- 
bei Gegenstand der Betrachtung sein Vielmehr wird es uns, ganz im Smne 
einer modernen Technikgeschiciitsschreibung. wie sie bereits Karin Hausen 
und Reinhard Rurup postulieii hatten, darum gehen, jene Sachverhalte her- 
auszuarbeiten« die die Innovation und Diffusion neuer Techniken bewirkt 
oder abo: audi voiiiiideit haben. 



Rolf- Jttigen Gleitsmann 
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1. Antwort an einen Bibliothekar 



Auf der Suche nach einem der Zentraldokumente der öfFenthchen Diskussi- 
on um die I.ösmius;iltcniativen der Karlsruher Bahnhofsfrage, wurde ich in 
der kleinen Fachbibliothck des histitiits für Liisenbahnwcsen der lJni\crsität 
Karlsruhe fündig. Ausgestattet mit der Simiatur iiiaclite ich mich auf den 
Weg zum histitut. Der Betreuer der liibliothek brachte mir das entsprechen- 
de Buch. Als er auf den Titel schaute, blickte er ^ e^vvundert auf und fragte: 
"Ist die Karlsruher ßahnhofsfrage nicht schon langst entschieden?" 
Der Karlsniher Hauptbahnhof wunle im Oktober 1913 eröffiiet Welcher 
Sinn liegt in der Eifoischung einer Auseinandersetzung um einen Bahnhot 
der vor 88 Jahren in Funktion genommen wurde ? Die Fn^e des an Aktuali- 
tät gewöhnten Bibliothekars konfrontierte mich unerwaitet mit den Grund- 
lagen meiner eigenen historischen bzvv technikhistorischen Forschimg. 
Damals fand ich auf die übet l aschende Infragestellung meiner Arbeit keine 
entsprechende Antwort. Die Frage ging mir allerdings auch nicht wieder aus 
dem Kopf und idi stdlte sie nur wShraid dar ^uifldicheQ Fixierui^ meiner 
Unt^suchungsergebnisse immer von Neuem. An dieser Stelle möchte ich 
die Frage des Bibliothekars etwas verspätet beantworten. 
Bei dei Karlsniher Bahnhofsfrage geht es um zwei Thcmenkomplexe: Stadt 
und iiuiustrielle MobiUtät Beide Phänomene prägen unsere aktuelle Welt- 
wahrneiimung. 

"Die moderne Großstadt ist sozusagen ein Angstprodukt, und erst allmäh- 
lich schöpfen wir Atem und suchen nachträglich das miserable Werk umzu- 
flicken"!. Diese Emsicht formulierte im Jahr 1902 der Psychologe Willy 
Hellpach. Die Stadt be&nd sidi am Ende des 19. Jahrhunderts in einer Kri- 
se. Es ging um eine grundsätzliche Neudefinition dessen, was w ir unter dem 
Begriff der Stadt verstehen. Die folgende Untersuchung beschäftigt sich u.a. 
mit der Frage, welche Diskussionen geführt wurden, welche Lösungsmodel- 
le diskutiert wurden und welche .'\uffassung von Stadt sich schließlich 
durchgesetzt hat. Das ausgehende 19. Jalu-hundert ist der Aufbruch in die 
Moderne. Die Definitionen, die sich damals durchsetzten, haben ihre Gül- 
tigkeit nicht verloren und definieren, ob bewusst oder unbewusst, unser 
Handeln und Denken. 

„Die Bahnhöfe sind die markantesten Anlagen der Technikgeschichte. Ihre 
Empfangsgebäiide und Bahnsteighallen sind seit über l.'^O Jahren Brenn- 
punkte der teciuuschen, aictutektomschen, städtebaulichen und gesellschaft- 



1 W illy Hellpach; "Nervosität und Kultur". Berlin 1902 
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liehen Entwicklung"2. Mit der Eisenbalm und dem Bahnhof begann die ei- 
genthche Industriansierimg des alltäulichen Lebensiimfelds der Menschen. 
Die Eisenbaliiitrassen tlmcliscliinllcn die I antlsLliaft. die Siedluiiycn und 
Städte. Sie waren aufgrund ihres Netzvverl^charAicrs nicht lueiir aus der 
Alhagswahmehmung zu veitumnen. Die Eisenbalm war aber niclit nur das 
sichtbare und greifbare Resultat, sie bildete in Produktion, Organisation und 
Betrieb ein grimdlegendes Modell der Industrialisierung. Der Balinhof war 
das Symbol der Industrialisienmg. In ilim materialisierte sich die Moderne 
und vor allem auch die Vorstellungen von der Moderne. Diese Bedeutung 
des Bahnhofs war um die Jahrhundertwende iiministritten. Sie war so sehr 
zum Allgemeingul geworden, dass der bereits erwaluite Psychologe W illy 
Hellpach folgende ifaetoiisdie Frage stellen k(Hinte: „Und wer vnXtbt leug- 
nen, dass der Bahnhof so recht symbolisch ist f&r den grossen Wandel des 
Zeitbildes von einst zu jetzt T'3 

In der Karlsruher Bahnhofsfrage ging es also um nichts weniger als um eine 
Definition der Beziehung von Stadt und Mobilität. Der Bahnhofsfrage in 
der badisclien Haupi- und Residenzstadt kommt keine epochale Bedeutung 
zu. Hier wurden keine globalen WeichenstcUungcn vollzogen. Aber der 
Karlsruh» Bahnhofskonltikt ist ein rqHüsentalives Modell für den epocha- 
len Diskurs um das Veifailtnis des Menschen zu seiner Lebensumwelt 
(Stadt) und zu seinem eigenen Körper (Mobilität). Die Konsequenzen aus 
der Beantwortung dieser Frage kann jeder von uns täglich ofahren. 



2 Mai, Bernhard: „Bahnhof - Erlcbnisbcrcich mit Cjlcisanschluß. Eine technikge- 
schichtliche Betrachtung zu einer mdir als 150- jähngcn Entwiddimg". In: Bei- 
träge zur Gcschicluc von Technik und tedinisdier Bildung, Folge 5, Leipzig 

3 W illy Hcllpach;" Nervosität und Kultur". Berlin 1902, S.33 
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2. Stadt und Bahnhof im 19. Jahrhundert 

Das 19. Jahrhundert wird gckcnii/cichnct durch zwei Prozesse, die parallel 
das materielle Lebensumfeld und die Wahrnehmuiiusstrukturen der Men- 
schen revüluliomerten; Urbanisierung und Industrialisierung. Die moderne 
Stadt und das induslrielle System setzen sich gegenseitig voraus. Mit der 
Eisenbahn brach die industrielle Revolution in den Stadtraum ein. Während 
die Fabriken sich meist am Rand der Städte ansiedelten und dort ein isolier- 
tes Eigenleben entw ickelten, durchzogen die Schienenstränge das städtische 
Umfeld für jeden Einwohner konkret wahrnehmbar. Die Eisenbahn war das 
sichtbare Symbol der Modenie und des Forlschritts. Im Rückblick der be- 
vorstehenden Jalu hundertwende, materialisierte sich der "Geist" der Zeit m 
der industrialisierten Mobilität. Die Eismbahn prägte "das eiserne Jahrhun- 
dert". In einer Leserumfiage einer Illustrierten aus dem Jahr 1899 nannte die 
Mefaizahl der Antworten die Fisenbiihn als die wohltatigste Erfindung des 
Jalirhunderts^. Der mit der Entwicklung im populären Verständnis als Er- 
finder verbundene Stephenson landete hinter Edison auf Platz zwei der 
größten Hrfindcr. Im kollektiven Bewusstscin hatte sich die Revolution von 
Raum und Zeitverständms am tiefsten in das Lebensgefiüil eingeprägt. Als 
einer der ersten Historiker erfasste Franz Schnabel in seiner Deutschen Ge- 
schichte die Bedeutung der modernen MassenmobiUtät Sein Fazit des 19. 
Jahriiunderts lautete: JDie Eisoibahnen habm eine neue Periode der Welt- 
geschichte heraufgeführt, die mit Recht das „Eisenbahnzeitalter" genannt 
wird Die Bisenbahn wurde das repräsentative Verkehrsmittel des Jahrhun- 
derts""^. 

Mit der Eisenbahn brach die industrielle Revolution in den Stadtraum ein. 
Wälirend die Fabriken sich meist am Rand der Städte ansiedelten und dort 
dn isoliertes Eigenleben entwickelten, durchzogen die Schienenstränge das 
stadtische Umfeld ftlr jeden Emwc^er konkret wahmebmbar. Die Eisen- 
bahn war das sichtbare Symbol der Moderne und des Fortschritts Im Rück- 
blick der bevorstehenden Jahrhundertwende, materialisierte sich der "Geist" 
der Zeit in der industrialisierten Mobilität Die Eisenbahn prägte "das eiser- 
ne Jalirhundeit '. In emer Leserumfrage einer Illustrierten aus dem Jain 1899 



4 "Am 25.12 isyx forderte die "Berliner Illustrierte Zeitung" mittels eines aus 27 
Punkten bestehenden Fragebogens ihre Leserinnen auf, über das auslaufende 19. 
Jahihutidert Bilanz zu zidien". Birkefeld, Richard: Martina Jung: „Die Stadt, der 
Länn und das Licht". Hannover 1994, S.13 

5 Schnabel Franz: "Deutsche Geschichte im 19, Jahrhundert", Bd.3 "ErMningS- 
wissenschattcn und Icchnik". München 1987, S.386 



nannte die Mehrzahl der Antworten die Eisenbahn als die wohltätigste Er- 
flndiinu des Jahrhunderts^' Der mit der Entwicklung im populären Ver- 
slaiulius als i^i fnulcf verbuniieuc Siepliciison landete hinter I klison auf Platz 
zwei der größten Erfinder. Im kollektiven Bewusstsein halle sich die Revo- 
lution von Raum und Zeitverstandnis am tiefsten in das Lebensgefühl ein- 
geprägt 

Stadt und Eisenbahn als Symbole der Moderne führten keine konfliktfieie 
Koexistenz. Die Stadt der hidustrialisierung musste in ihrer Funktion erst 
wieder erfunden werden. In diesem Prozess städtischer Sclbstdefinition 
spielte die Eisenbahn eine entscheidende Rolle. Es gab m der zweiten I lälfte 
des 19. Jaluhunderts keine Fragesteilung, welche die Slädteplaner und Ar- 
diitekten stlricor niul kontiniiierliclier bescdiiftigte, als die Frage nach dem 
Veifafihms von Stadt und Eisoibahn. Aber die Stadt wurde nicht nur als 
Abstraktion über ihr Verhältnis zur Mobilität neu definiert, auch die Bürger 
erarbeiteten sich ihr konkr^s und individuelles Stadtbild über die Ausei- 
nandersetzung mit den Konsequenzen des Eisenbahnzeitalters. 
In vielen Städten kollidierte der explosne W'achstumspro/ess mit den 
Netzwerken kollektiver Mobilität. Die Eisenbalin wirkte auf die städtische 
Entwicklung als Grundbedingung des Wachstum^ aber z.T. tasck als Wi- 
derstand der Expansion?. In dea Jahren von 1880 bis zum ersten Weltkrieg 
sind in deutschen Großstädten eine Vielzahl von " Bahnhofskonflikten" fest- 
stellbar. Die Standorte der städtischen Verkehrsmittelpunkte wurde zum 
Thema öffentlicher Kommunikation Die Bedürfnisse innerstndtischer Mo- 
bilität traten in Konflikt mit den Bedürfnissen der großräumigen Vernet- 
zung durch die Eisenbahn. Diese Konilikte entwickelten sich stellenweise 
zu jalirzeiintelang andauernden Schwerpunkten kommunaler Politik^. Die 
Auseinandersetzung mit den Folgen und Konsequenzen industrieller Mobi- 
lität konnte sogar zu dnem entschddenden Kristallisatioospunkt städtischer 
Identität werden, wie Reif in seiner Studie zur Geschichte von Oberhausen 



6 "Am 25.12.1898 forderte die "Berliner Illuslricrtc Zeitung" miltcls eines aus 27 
Punkten bestehenden Fragebogens ihre Lx:serinnen aii£, über das auslaufende 19. 
lahihundeit Bilanz zu zidien". Birkefeld, Richard; Maitina Jung: „Die Stadt, der 

Lärni und das Licht". Hannover 1 W4. S.13 

7 Reif, Heinz: "Die verspätete Stadt. Industrialisierung, stadtischer Raum und Poli- 
tik in Obeihausen 1846-1929". Köbi 1993 

g Krabbe, Wolfgang R.: "FriiliindustricUe ".A.ltlastcn" in der Blütezeit der Uibani- 
sicning; Städtische Eisenbahn- und Bahnhofsproblcmc um K)00" In; Matzerath. 
Horst (Hg.): "Stadt und Verkehr im hidustriczeitaltcr". köln 19%, S. 109-129 
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gezeigt hat''. Die Eisenbahn steihe einen entscheidenden Faktor urbaner 
Modemität dar Der Anschhiss an die Eisenbahn bedeutete den Anschluss 
an das moderne Lebeu, das olme mdustrielle Mobilität nicht meiir reaiisier- 
bai schien. 

Die Konflikte verliefen dabei nach folgendem Schema: 

Die Bahnhöfe der ersten Generati(»i mit ebenerdigen Gleisanlagen lagen 

zumeist an der Peripherie der Städte. Durch das dynamische Wachstum der 
Stadtstniktiiren und die nicht vorausgesehenen Steigerungsraten des Ver- 
kehrsaufkoniincns. entwickelten sich die Bahnhöfe zu Hindernissen Die 
Verkehrsbedingiingen führten zur Suche nach Alternatix konzepten Dabei 
tialen Interessen privater Eisenbalmgesellschaften oder staatlicher Eisen- 
bahnverwidtungen anf divergierende Interessen der stidtischen C^endich- 
keit bzw. der städtischen öfifentlichkeiten. Die Lösung da Bahnhofsfiragen 
berührte politische und ökonomische Aspekte, die sich zu einem staddnter- 
nen Konflikt entwickeln konnten. 

Die Muster nach denen die Bahnhofskonflikte abHefen sollen im weiteren 
kurz anliand einiger konkrcicr Beispiele \ erdeiitlicht werden Obwohl dabei 
nicht der Anspruch auf Vollständigkeit erhoben wird, ermöglichen die ge- 
wählten Beispiele dennoch einen Einblidc in repräsentative Entwicklungs- 
prozesse und KonfliktlösungsmusteriO: 

Ein extfcmes Bei^id des Wechselwirkungen von Eisenbahn und Stadt lie- 
fert die Industriestadt Oberhausen". Innerhalb der städtischen Öffentlich- 
keit bestand ein Konsens, die Stadt als „Kind der Eisenbahn" zu interpretie- 
ren. Oberhausen war eine Indiislneyründung, deren Überleben als eigen- 
ständige Struktur fest mit der Anbindung an das nationale und internationale 
Eisenbahnnetz verbunden war. Die verkehrstechnische Lage als intematio- 
naler Verkehrsknotenpunkt verankerte die Eisenbahn als entscheidender 
Faktor der städtischen Idaititat Diese Identifizierung konnte dazu f&faien, 
dass die Förderung der Eisenbahn bis zur „Grenze der Selbstaufgabe" 12 
geführt wurde. Dabei nahm das Schienennetz einen Großteil der Stadtfläehe 
ein und prägte das städtische Leben bis ins Detail. „Bahnhöfe und vor allem 
Schienen bestmmiten den Alltag der Bewohner und die Qualität der 



9 Rei^ Heinz: "Die verspätete Stadt. Industrialisierung, städtischer Raum und Poli- 
tik in Oberiiausen 1846-1929". Köln 1993 

10 \V oitcrc "Bahnhofifiagen" beschäftigien z.B. Leipzig, Dresden, Zürich, Köb und 

Hamburg 

1 1 Rei^ Heinz: "Die verspätete Stadt. lodustrialisiemng, städtischer Raum und Poli- 
tik in Oberhausen 1846-1929". Köln 1993 

12 Reif Hcin7 "Die verspätete Stadt Industrialisicnmg, städtischer Raum und Poü- 
tikm Überhausen 1846-1929". Köln 1993, S.4ü9ff 
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Stadt ' l-\ K.onkiuricrcnde Privatlinien in der Anfangszeit und Werksbahnen 
durchschnitten unkontrolhert den städtischen Raum. Nach der VerstaatH- 
chung der Privatbahnen set/tc cm Kontlikt /wischen der jucußischcn Hi- 
senbaluivenvaltuiig und der Stadt Oberhausen um Vermuiiung von Eisen- 
baluio und Stadtinteresse ein. Die Beseitigung der innorstfldtischen Ver- 
kehrsbehindeningen durch die Beseitigung der Niveauflbeigänge (ebenerdi- 
ger Schienoiiübergang) scheiterte zunächst an der Kostenfiage. Die Staatli- 
che EisenbahnvervN'altung empfahl die Erstellung von Fußgängerüberwegen, 
aber forderte zugleich eine Kostenbeteihgung der Stadt. Einen weiteren 
Kontliktpunkt bildete der von der Stadt geforderte Neubau eines repräsenta- 
tiven Balmliofs. überiiausen wollte seme Funktion als Hauptverkelu^skno- 
tenpunkt unter allen Umstfinden wahren. Der neue Hauiilbahnhof wurde 
zum Symbol und Ansatzpunkt einer breiten Bürgerinitiative. Die Einwohner 
von Oberhausen machten m Interessenidentität mit der Stadtverwaltung auf 
Protcstvcrsammlungcn ihrem l juiiut über Entscheidungen der preußischen 
Eisenbahnvervvaltung Luft. Die Eisenbahnver\valtung hatte beschlossen, 
wichtige internationale Verbindungen an Überhausen vorbei zu leiten. Die 
Bahnhofsfrage spielte eine entsclieidende Rolle bei „dem Prozeß der Politi- 
sierung und Homogenisierung des (%eiliaiisener Bürgertimis'*14. 
In geographischer Nähe kam es auch in Dortmund zu einem „Bahnhofskon- 
fUkt^l^. Dortmund besaß Anfimg der 1870er Jahr vier Bahnhöfe zweior 
konkurrierender Privateisenbahngesellschaften. Die Verbindung zwischen 
Südens der Stadt mit der Altstadt und dem Norden litt an den niveauglei- 
chen Bahiuibci gangen Die besonderen Diinensioiicn dieser Verkehrsbehin- 
derung ergaben sich aus dem Charakter der getrennten Stadtteile. Im Süden 
und der Altstadt lagen die Wohngebiete, im Norden hatten sich die Indust- 
rieanlagen und damit die Arbeitsplätze konzentriert Die räumliche Tren- 
nung von WcAsaxa und Arbeiten erzeig eine enormes Mobilitätsbedfirfiiis, 
das durch die Eisenbahntrassen erheblich eingeschränkt wurde. Am Tag 
miisstcn sich ca 10 000 .Arbeiter und der I.ast\erkehr zu den Industrieanla- 
gen über Bahnübergänge quälen, die z.T an 2 3 des Tages geschlossen wa- 
ren. Auch eine Verstaatlichung der Bahnlinien Anfang der 1880er Jahr, 
brachte zunächst keine Verbesseiiing, sondern einen bis zum Jahr 1904 an- 



13 Reif, Heinz: "Die verspätete Stadt. Industrialisierung, stfldtiseher Raum und Poli- 
tik in Oberhausen 1X46-1^29" Köln 1 W3. S.97/98 

14 Reif, Heinz: "Die verspätete Stadt. IndusU'ialisierunjj, städtischer Raum und Poli- 
tik in Oberiuusen 1846-1929". Köbi 1993, S.41 1 

15 Krabbe, Wol%ang R.: "Frühindustricllc "Altlastcn" in der Blütezeit der Uibani- 
sicning: Städtische Eisenhahn- und Bahnhofsprobleme um In: Matzerath. 
Horst (Hg.): "Stadt und V erkehr im industriczeitaltcr". Köln 19%, S. 1Ü9-129 



6 



Copyiiyliiuo iiiüiLiicil 



dauemden Konflikt um die Lösung der Probleme. Nachdem mehrere Vari- 
anten am W idcrsiaiul dei Stadl gescheitert waren, konnte im Jahr 1904 ein 
Vertrag zwisclicn Eiscnhahndircktion und Stadt\ crwahung geschlossen 
werden, der den Neubau eines Hauptbalinliofes und die llöheilegung der 
Bahnanlagen regelte. Eine der Lösungsvarianten der preußisclien Eisen- 
bahndiiektion, die eine Obeiintidcung der bestehenden Bahnanlagen vorsah, 
fithrte zu einem öffentlichen Sturm der Entrüstung. Im Jahr 1910 wurde der 
neue Haiiptbahnhof schließlich eingeweiht. 

In Münster verfolgte die Eisenbahnvenvaltung bereits im Jahr 1884 die 
AuOiebunu der zwei bestehenden Bahnhöfe durch den Bau eines Haupt- 
bahnliüfs bei einer gleichzeitigen Holieriegung der Bahnanlagen i<\ In 
Münster bildeten sich zwei BOigerinitiativen, die mit Protestvosammlun- 
gen, Petitionen und Unterschriftensanunhmgen für verschiedene Bahnhofs- 
standorte eintraten. Beide Bürgerbewegimgen, die verschieden Stadtteilen 
repräscntieitei^ befürworteten einen Bau des Bahnhofs in ihrer unmittelba- 
ren Nähe, um in den Genuss von Vorteilen der Verkehrsanbindung zu ge- 
langen. 

in Altona hatte bereits die Walil des Baluüiofsstandortes im Jalir 1842/43 zu 
Konflikten zwisdien der Stadtveiwalfnng und d« ]Hivaten Eisoibahngesell- 
schafl gefühlt, wobei es um ökonomische Fragm gingt? Während die Ei- 
senbahngesellschaft an der Hafennähe des Bahnhof interessiert war, be- 
standen bei der Stadt Altona Bedenken wegen einer Trennung der Ver- 
kehrsverbindung mit der Nachbargemeinde Ottensen. Die Stadlentwicklung 
führte schließlich zu einem Zusammenwachsen der Nachbargemeinden zu 
einem Stadtgebilde von immerhin 150.000 Einwohnern. Die Lage des 
Bahnhofs und der Bahnlinie wurden zu einem emsthaften Problem bei der 
Bildung eines einheitlichen stadtischen Raumes da beiden Gemeinden. Seit 
der VnstaatUchung der Eismbahngesellschafl im Jahr 1884 kam es zu Ver- 
handlungen zwischen der preußischen I iscnbahnverwaltung und der Stadt- 
verwaltung Altona. Im April 1899 erließ Preußen ein Gesetz zur Regelung 
des Umbaus der Bahnanlagen ui Hamburg und Altona, das in Bezug auf 
Altona zwei Punkte beinhaltete; Die nivcaugleichen Bahnübergänge wurden 
beseitigt imd der Neubau des Balinhofs beschlossen. Der neue Hauptbalm- 
hof wurde um 600 Meter nach Ncnrden verlegt Der alte Bahnhof wurde 



16 Krabbe, Wolfgang R.: "Frühindusincllc "Altlastcn" in der Blütezeit der Urbani- 
sierang: Städtische Eisenbahn- und Bahnhofiprobleme um 1900". b: Matzerath, 
Horst (Hg.): "Stadt und Verkehr im Indiistriezeitalter". Köln 1996, S. 109-129 

17 Hartnak. Roger: Helge Kübnei: "Altona. Stadtentwicklung im 19. Jahrhundert". 

(w^\^N .tu-bs.de) 
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durch Umbau ein neues repräsentatives Rathaus umgewandeh. Auf den e- 
heinaliiJjeii Bahnanlagen entstand ein „Central- Stadltheil'', das als City den 
Mittelpunkt des expandierenden Genieinwesens bildete 
hu angrenzenden Ausland nalmi die Ausemaiidersclzung um das Verhältnis 
von Stadt und Eisenbahn im Großnnim Zürich besondere Formen an. Die 
"EisenbahnscUacfaten" prägten über 100 Jahre das Erscheinungsbild des 
wirtschaftHchen Zentiums der Schweiz"'. \m Jahr 1847 wurde Zürich an 
die Nord- Südachse der RJieintalbahn über Basel eingebunden. Der Züricher 
Bahnhof wurde als Kopfbalnihof außerhalb der Stadtgrenzen angesiedelt In 
den Folgejahren entstand ein heftiger Kontlikt zwischen ri\ alisierenden 
Privatbalmlmien um die VoiheiTScliaft. Als Teil dieses Koniliktes beliieb 
miclitige Nordostbahn bereits in den 1850a: Jafan» die Verlegung des 
Bahnhofs in das Stadtzentrum, scheiterte damit allerdings am Widerstand 
der Stadt und der Stadtöffentlichkeit Die Beibehaltung des alten Standortes 
hatte den Bau eines Erddamms zur Folge, der mit einer Maximalsteigung 
von 12 % die Vorortbereiche von Zürich durchschnitt und bis in die 1890er 
Jahre Bestand hatte. Die weiteren Konllikte um den Balniliorsstaiulort ende- 
ten im Jahr 1868 mit dem Kompiomiss eines Balmhofsncubaus an der alten 
Stelle. Im Jahr 1871 kannte der repräsentative Haupdiahnhof eingeweiht 
werden. Dass die Verl^ung des Bahnhofs in das Stadtzmtium gescheitert 
war, hatte für die stadtische Entwicklung Zürichs einschneidende Konse- 
quenzen. Die Identität von Stadt- und Verkehrszentrum wurde schließlich 
durch eine vollstäiulige l inorientiemng der Stadt kompensiert. LJm den 
Balmhof herum entstand em neues Zentrum aus Geschäfts- und Luxusbau- 
ten, eine moderne Cit)\ 

Auch in Zürich erweist sich der neue Hauptbahnhofaus dem Jahr 1871 der 
Veikehrsentwicklung nicht gewachsen und bereits 4 Jahre nach seiner Er- 
öfßumg entstehen aste Pläne für eine Erwdtoung der Bahnanlagen, la den 

1890er lalitcn wird der Züricher Bahnhofskonflikt akut. Akteure darin sind 
vor allem die |iri\aten Eisenbahngesellschaften, der schweizerische Staat 
und die Stadt Zürich. Verschiedene Bahnholsprojekte konkurrieren mitein- 
ander. Eine Lösung scheitert allerdings an den Gegensätzen zwischen Staat 
und privaten Eisenbalmgesellschaften. Die Gegensätze enden scliließlich 
mit der Verstaatlichung der schweizoische Eisoibahnlinien im Jahr 1902, 
die ein Jahrzehnt der Provisorien bemdet. Allerdings bedeutet auch die 
Verstaallicfaung noch lange nicht das Ende des Konfliktes zwischen Stadt- 



18 Bärtschi, Hans- Pctcr: ..Iiidustrialisienuig, Eiscnbalinschlachtcn und Städtebau. 

Die Fntwicklurm des Züricher Industrie- und Arbciterstadtteils Aussorsihl. Ein 
vergleichender Beitrag zur Architektur- und Technikgeschichte ". Basel 1983 
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und Eisenbalinraiim: "Ein Rahmenprogramm zur Sanienmg aller Zufahrten, 
öillichcii und regionalen Anlagen entsteht eist 1954 und wird in den 196()er 
und 7Uer Jahren teilweise verwuklicht - lÜO Jahre nach der Eikcnntnis der 
Problematik der Züricher Balmaiilageu Das heutige Erscheuiungäbild 
von Zflrich ist zu großen Teilm ein Produkt dieses über Jahrzehnte ausge- 
tri^enen Konfliktes und der Konkurrenzen der versdhiedenen Organisati- 
onsfonnen industrieller Mobilität der "Eisenbahnschlachten". 
Für das in der Untersuchung behandelte konkrete Beispiel der Karlsruher 
Bahnhofsfrage spielten zwei weitere Fallbeispiele eine besondere Rolle: Die 
\ erleuiing des Frankfurter Balmiiofs und die Neuordnung der Stuttgarter 
BahnhülsveihälUiisse. 

Der Frankfurter Hauptbahnhof entstand im Jahr 1888 aus der Zusanunenle- 
gung der bisher bestehenden drei Bahnhöfe^O. Der neue Hauptbahnhof 
wurde aus betriebstechnischen Gründen außerhalb der städtischen Bebau- 
ung angelegt. Zunächst hatten die drei beteiligten privaten Bahngcscil Schäf- 
ten eine Identität von Stadtzentnnn und Verkehrszentrum angestrebt. Die 
innerstädtische Cjnindstückspekulation machte diese Pläne aufgrund des 
enormen Plat^bcdarfs einer modernen Balmhofsanlagc allerdings illuso- 
risch. Ohne dne Beeinträchtigung des laufenden Zugvericdirs konnte die 
für damalige Verhältnisse g^antische Bahnanlage in relativ kurzer Zeit am 
Stadtrand errichtet werden. Der „größte Bahnhof der Weif beeindruckte 
durch seine monumentale Bauweise. Frankfurt wurde zum Synonym des 
Bahnhofs als einer „Kathedrale der Mobilität". Der Vorbildcharakter wird 
anhand zeitgenössischer Äußerungen deutlich. Der Psychologe und liberale 
Politiker Willy Hellpach, auf dessen Untersuchungen zu "Nervosität und 
Kultur" noch an anderer Stelle näher eingegangen wird, bewertete den 
Frankfurter Bahnhof 14 Jahre nach dessen Eröffinmg folgendermaßen: "Wir 
unleffaielten uns Aber die neuen deutschen Bahnhöfe und spendeten dem 
Frankfurter die Palme der Vollkommenheit"21. 

Der Bahnhof rückte mit dem neuen Standort Jedoch auch 580 Meter gegen- 
über dem bisherigen Zentralbahnhof \ on der Stadtmitte ab Die Lösung des 
Bahnliofsproblems durch eine Vergrößerung der Entfernung von Stadtmitte 



19 Bäitschi, Hans- Peter: ...üidustrialisicnmg. Eiscnbalinschlachten und Städtebau. 
Die Entwicklung des Züricher Industrie- und Arbeiterstadtteils Aussersihl. Ein 
veigleicfaender Beitrag zur Architektur- und Technil^eschichte". Basel 1983, 
S.214 

20 Kyrieleis, Gi8eIa:"Gn>Bstadt-Heimat: der Fnuilrflirter Hauptbahnhof*, hi: JZxig 

der Zeit. Zeit der Zttge. Deutsche Eisenbalin 1835 - 1985"'. (Hrsg.: Eisenbahn- 
jahr-.AusslcllungsgcseilschaftmbU) Berlin |t'S5. Bd I. S 338-349 

21 Willy HcUpach;" Nervosität und Kultur", berlin 19Ü2, S.3Ü 
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und Verkehrszentnim, machte das Frankfurter Projekt zu einem umstritte- 
nen Stadtplanerischen Hingriff. Die gängige I chmicinung der Stadtplanung 
ging um die Jahrhundertwende von einer Identität \on Wirtschafts- und 
Verkehrszentruni aus. Die Deutsche Bauzeitung bewertete in einem Artikel 
aus dem Jahr 1891 die Frankfurter Alternative negativ und betonte, "dass 
die von der Eisenbahnverwaltung ursprüglich nicht geplante, aber von der 
Stadt gewünschte Hinausschiebung des Bahnhofes ein Fehler war"22. Die 
Diskussionen um Bahnhofsverlegungen in den Folgejahren orientierten sich 
am Frankfurter Modell. So auch die Diskurse um die Karlsruher Bahnhofs- 
frage, die Frankfurt je nach Zielsetzung als Positiv- oder Negatn beispiel 
zur liiusineruiig iluer Anliegen einbrachten. Nach 20 Jaluen kontroverser 
Veiiiandlungen zwischen der Stadt, den drei Bahngesellschaiten und Preu- 
ßen blieb die Realisierung der Bahnhofsanlage in den Jahren 1883 bis 1888 
im Hinteigrund Die öffmtliche Aufineiksamkeit konzoitrierte sich auf an- 
dere öffentliche Infrastrukturmaßnahmen. Die Frrichtung vollzog sich fast 
unbemerkt \ on den Frankfurter Bürgern, die den Bahnhof als Sehenswür- 
digkeil crsi III den l agen nach seiner FrölTmmg ciUdeckten. Dann jedoch 
massenhaft. Am ersten Sonntag semcs Betriebs pilgerten ca. 40.ÜÜÜ Schau- 
lustige zu den neuen Bahnanlagen. 

Die Entwicklung der Stuttgarter Bahnhofsvetfaflltnisse wies nicht nur eine 
geographische Nähe zu Karlsruhe auf, sondern auch eine z.T. starke inhalt- 
Hche und zeitliche Parallelität. Der Stuttgarter Bahnhof, der im Jalir 1844 
mit 4 Diirchgangsgleisen angelegt wurde, erfuhr in den Jahren 1864-69 eine 
erhebliche Frw citcrung der Anlagen auf 8 Durchganusglcisc. Um die Jahr- 
hundertwende stieß auch die erweiterte Bahniiotsanlage auf ilire Kapazi- 
tätsgrenzen. Mit über 7 Millionen Reisenden iin Jahr gehörte Stuttgart zu 
den Verkehrsschwerpunkten im Deutschen Reich. Eine ^Weiterung der 
bestehenden Anlagen erschien nicht zweckmäß^, so dass dn Neubau ftbr 
die Württembergische Hauptstadt projektiert wurde. Als Bahnhofst>p wähl- 
te die württembergische Eisenbahndirektion bindend einen Kopfliahnhof. 
Nach dieser Entscheidung setzte eni Konflikt um den künltigen Standort 
ein. Die Stadt Stuttgart sprach sich für den Verbleib des Balinhols an seiner 
jetzigen Stelle aus, wälirend die Generaldirektion eine Verlegung der Balm- 
hofsanlage um ca. 500 Meter favorisierte. Das Verlegungsprojekt bestand 
allerdings lediglich in einer Veikflrzung der innerstidtischen Gleisanlagen 
um 500 Meter. Eine neue Trassenführung durch die Stadt war nicht not- 



22 Deutsche Bauzeitung Nr.49 ' 1 89 1 . S.294. zitiert in: Franz Kretz: "Bahnhoffragc 
Karlsnihc Aus^riigc aus technischen Werken und Zeitschrüteo, Kammer- und 
Stadtiaths- Sitzungen". Karisrulie 19U1, S.3 
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wendig. Trotz dieses verhältnismäßig geringen Eingriffs in den städtischen 
Raum, regte sicli in der Stadt Widerstand. Die .Argumentation gegen eine 
Verlegung venvies auf die ökonomischen Nachteile für die aktuellen balin- 
hofsnalien Geschäfts- und Restauratiunsbetriebe. 
Im (^ctober 1903 hatte die wQrttembergische GmemldirektiQn drei Projekte 
vorgelegt, am 6. und 7. März 1906 erörterte der württmbergische Landtag 
das Stuttgarter Bahnhofsprojekt Die Stadt Stuttgart hielt jedoch an ihrer 
Ablehnung der Verlegung fest. Stadtrat und Bürgerausschuss beschlossen 
am 31 Mai 1907. dass eine Verlegung des Bahnhofs nicht den städtischen 
liUeressen entspreche (ieuen den Widerstand der Stadt setzte die Eisen- 
bahndireklion ihre VorslcUungcn jedoch sciilicßhch durch. Brunoid bewer- 
tet den Entsdieidungsprozefi folgendennaBen: „All der verwaltmigstechni- 
schoi Vorgänge migeachtet, muß das ganze Verfahren als undemokratisch 
angesehen werden"23. 

Nachdem die Entscheidung für eine Verlegung gefallen war, schrieb die 
wfirttembergische Generaldirektion einen Wettbewerb für die Gestaltung 
der Bahnhofsanlagen aus. Vorgegeben waren neben dem Stadtbaiiplnn auch 
der zukünftige Grundriss der Baiinholsanlagcn. Die Eisenbaluidircktion 
weigerte sich allerdings, den Gewinnerentwurf von Panl Bonatz als Grund- 
lage für eine AuiPtragserteilung zu akzeptieren. Die wQrttembagische Ei- 
senbahndirektion ließ sich in einem Gutachten vom Januar 1912 bestätigen, 
dass nur sie die alleinige Plammgsinstanz sein konnte. Das Gutachten 
sprach sich expli/it iTu" die Realisierung eines ebenfalls vorliegenden Figen- 
entwiufs der Eisenbahn\ crwaltung aus. I m den Auftrag für die Bahnhofs- 
gestaltung schiieI31ich doch zu bekommen, niusste sich der Architekt des 
Siegerentwurfs den detaillierten Vorgaben der staatiichen Eisenbalmverwal- 
tung beugen. Nach einer umfiissenden Anpassung seines &itwurfes an die 
Vorstellungen der staatUchen Stellm, erhielt das ArchitektenbOro Bonatz &, 
Schober den Zusdilag. 

Brunoid geht in seiner Fallstudie über das konkrete Beispiel hinaus und ana- 
lysiert auch die Vorstellungen \on Stadt und Stadtraum, die sich in dem 
Konllikt um die Stuttgarter Bahnhofsverlegung idenliti/ieren lassen. Er ge- 
laugte angesichts des Bahnliofskonflikts zu zwei grundsätzlichen Thesen, 
die das Verhältnis zu dem Phänomen Stadt charakterisieren: 



23 Brunoid. .4ndrcas: "Verkehrsplanung und Stadtentwicklung: die städtebauliche 
Entw ickluiig des Stuttgarter Bahnho6geiändes - eine Fallstudie". Stuttgart 1992, 

S-49 
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1. „Die Verkehrsplanung bestimmte die Stadtplanung- und nicht umge- 
kehrt"-'^. Diese These geht von einer Hierarchisierung von Stadtraum und 
industriellem Transportraum aus I^ie Hisenbahn ist das städtebildende Hle- 
ment, wälirend die Stadt niu aul die Vorgaben des uidustncUen Massenver- 
kehrs reagieren konnte. 

2. „In der Formung der Stadt sah man nichts weiter als das räumliche Er- 
gebnis ökonomischer Prozesse"-'', d h. die Dominanz ökonomisclier Leit- 
vorstellungen als Strukturelement des Urbanisierungsprozesses. 

Als idealtypisciie Gnmdmuster lassen sich ans den Fallbeispielen analysie- 
ren: 

1. Fin Konflikt zwischen Städtischer Verwaltung und staatlicher £i- 

sciibahnvcrvvaltung. 

2. Innerstädtische Kontroversen um den zukünftigen Bahnliofsstand- 
ort. 

3. Als technischer Lösungsansatz: Hochlegung der Eisenbahnanlagen 
mit UntofOhrung der innerstädtischen Verkehrslinien. Die Lö- 

sungsaltemative einer Überftlhning der städtischen Verkehrslinien 
über die Gleiskörper Wirde \'on den Gemeinden abgelehnt 

4. Verstaatlichung des Eisenbahnsektors. 

Für den konkreten Gegenstand der folgenden Untersuchung lallt das letzte 
Grundinustcr für die „Karlsruher Balinhofsfrage" aufgrund der spezifisch 
badischen Gegebenheiten weg. Die badische Eisenbahn wurde von Beginn 
an als eine staatliche Emrichtung geplant und betrieben. Sie nahm somit die 
Vcrstaatlichungstendcnzcn in einem Teil der anderen deutschen Staaten 
vor\ve<i Den restlichen Gnnidmustem liegt eine zentrale Fragestellung 
/ugi uiulc. die auch für die folgeiule Untersuchung als Orientierung gilt: 
Welche \\ cchsclwirkimuen bestehen zwischen der Defniition städtischer 
Reahtat und den Erlalu ungen und Voiaussetzmigen industrieller Mobilität ? 

Gegenstand der Untersuchungen ist die Entwicklung der Karisruher Bahn- 
hof sverhältiiisse im Zeitraum von 1843 bis 191? im Jahr 1843 wurde 
Karlsruhe in die Vernetzung des Kisenbahnzeitalters eingebunden. Als 
Haupt- und Residenzstadt des Großherzogtums Baden erhielt Karlsruhe ei- 



24 Bninold. Andreas "\'crkchrsplaniini! und Stadtentwicklung: die Städtebau Ii che 
Entwicklung des Stuttgarter Balinliolsgeländes - eine Fallstudie". Stuttgart 1992, 
S.12 

25 Brunold. Andreas: "Verkehrsplanung und Stadtentwicklung: die städtebauliche 
Fntw icklung des Stuttgarter Bahnhofisgeländes - eine Fallstudie". Stuttgart 1992, 

S.3Ü 
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nen für die damalige Zeit repräsentativen Bahnhof, der nach den Plänen des 
Professors am Polyleciinikiim. I iiecliicli Hiseiilolir. errichtel wurde Die Or- 
gamsaiioii industrieller Masscimiobilität hcuihaitete ein originelle Bauauf- 
gabe ohne V orbild. Die LösuiigScUisälze, die Eisenlolir dabei entwickelte, 
wiifcten richtungsweisend auf den Bahnhofsbau der kommenden Jahrzehnte. 
\^e groß die Un»cherheit bei der Bewältigung des Phänomens Eismbahn, 
speziell das Phänomen des Bahnhofs, war, zeigen die damaligen Versuche 
einer Definition. Die l.eitfragen dabei waren: Was ist ein Bahnhof und aus 
welchen Bestandteilen setzt sich ein Bahnhof zusammen Die Unsicherheit 
resultierte aucli ;iu> dei \"eniieiiguim zweier Räume, die nirgends sonst m 
dieser i orin aufeinander trafen: Der induslncllc Raum der Eisenbahn, die 
Schioien, Wichen, WericstStten, Rohstoftlager usw. und der öffentliche 
Raum, in dem der Reiseverkdu* vermittelt wurde. Das Nebmeinando: derart 
konträrer Räume erforderte eine Anpassungsleistung, die sich im Bahnhof 
materialisierte. 

Das städtische Wachstum und die Fntwicklung der Massenmobilität konn- 
ten in den Jahren des Hrriclitung der ersten (icneration \ on Bahnhöfen nicht 
vorhergesehen werden. Jede Fonn von Prognose erwies sich anliand der 
realen Entwicklung als Spekuktitm. Eine Revofaitionierung der Wirtschafts- 
form ist ebenso wie ein grundlegender Wandel der Wahrnehmung der 
Grundkonstanten von Raum und Zeit oder eine sich verändernde Definition 
gesellschaftlichen Zusammenlebens in ihren konkreten Auswirkungen nicht 
eifassbar. Urbanisienmg und Mobilität gerieten in einen Konflikt Der 
Bahnhof w urde zum Svinbol der Auseinandersetzung um das grundlegende 
Verhältnis von Stadtrauni und induslrielleni Mobililätsiaum. 
In den Jahren von 1866 bis 1913 fand in Karlsruhe das statt, was als »Karls- 
niher Bahnhofsfrage** umschrieben wurde. Dabei verband sich mit der Dis- 
kussion um diverse Lösungsaltemativen eine Selbst- Veistindigung der Be- 
teiligten über die Auswirkungen und die Tendenzen der Moderne. Diesen 
Verständigungsprozess mit seinen wechselnden komplexen Konfrontatio- 
nen und Koalitionen zeichnet die chtonologische .\ut^arhcitung der Karlsru- 
her Bahnhofsfrage nach. Im Mittelpunkt der Bahnhofsfiage stand auf den 
ersten Bück die Angleichung der Bedürfnisse von innerstädtischer Mobilität 
und Eisenbahn. Die öfTendiche Diskussion weist dabei drei Höhepunkte 
auf: Der Ausbau des bestehenden Bahnhofs An£mg der 1880er Jalve, die 
Konkurrenz zwischen den Plänen zur einer Höherlegung des bestehenden 
Bahnhofs und einer Lösung der X'crkehrsprobleme durch den Bau von Stra- 
ßenuberiührungen und schließlich die Durchsetzung einer bis dahin fast 
unbeachteten Alternative der Verlegung des Bahnhofs aus der Stadtmitte 
heraus in den Jahren 1900 bis 1902. Den Abschluss dieser Betrachtungen 
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bilden die offiziellen und populären Aneignunjzsprozesse der neiiijeschafte- 
nen städtischen Slrukuiien Der neue Bahnhof wurde riiuell in das Alltags- 
leben der Stadt integriert Neben eine offizielle Hinweihungsfeier mit der 
entspreehenden Promiiieiiz aus Stadt und Land, trat eine improvisierte und 
Stark symbolisch aufgeladene Aneignung durch die Einwohner der Stadt 
Mit der Entscheidung für die Verlegung und den Neubau des Bahnhofs an 
der südlichen Peripherie der Stadt war zwar die Karlsruher Bahnhofsfrage 
zu einem Hnde gebracht, die Konflikte um den Karlsruher Bahnhof fanden 
allerdings einen weiteren Ansatzpunkt: Die Gestaltung des Bahnhofs. Im 
Jahr 1904 schrieb die badische Eisenbahnvenvaltung einen Fassadenwett- 
bewerb für den neuen Personenbahnhof unter den deutschen Aiciuickien 
aus. Der Gewinner- Entwurf stammte von dem Karlsruher Architektenbüro 
Billing/ Vittali. Hermann Billmg galt als das herausrufende Talent einer 
modern- avantgardistischen Architektur in Baden. Der sich an den Architek- 
tenwettbewerb anschließende Konflikt um die Kriterien der Realisierung 
von Bahnhofsbauten wurde erneut vor dem badischen Parlament ausgetra- 
gen. Zur Debatte standen nicht nur ästiietischc oder tlnanziclle fragen, son- 
dern in einem hohen Mali die Funktion eines ßaluiliots und dessen Einbin- 
dung in. den st&dtischen Raum, also grundsStzMche Erörterungen. 
Bei der Analyse der Entwicklungen ergab sich eine starke Einbindung der 
sich damals aktuell formierenden wissenschaftlichen Disziplin des Städte- 
baus mit den lokalen Fragestellungen. Die Einbindung erfolgte vor allem in 
einer Person; Reinhard Baumeister. Der Mit- Begründer des wissenschaftli- 
chen Städtebaus und Professor an der Technischen Hochschule verfolgte 
nicht nur über die Jahi/eivnte die Bahnliofsiiage in seiner Wahlheimat, er 
prägte als Stadtverordneter und Gutachter, als Fadunitoiität und Autor von 
Lesabriefen und Presseartikehi den Verlauf und die Inhalte des öffentlichen 
Diskurses. Der wissenschaftliche Städtebau entstand als Antwort auf eine 
umfassende Krise der Stadt. Die Stadt des Industriezeitalters verlor ihre 
Funktion und ihre materielle Funktionsfahigkeit. Baumeister reagierte mit 
einer fcchnisierung der Definition von Stadt. Kr verstand sich als „Sladt- 
Ingenieui". Sein Augemnerk lag bei dem Aufbau von Infrastruklurnetzen, 
die letztUch die Basis modernen Lebens bildeten. Damit formulierte Bau- 
meister ein radikal neues Bild von Stadt Dieses mentale Muster „Stadl" 
steht im Mittelpunkt des Kapitels zur Wechselwirkung von Bahnhofsfiage 
und Städtebau. Dabei ergaboi sich die von Baumeister fonnuUerten Thesen 
zum „Organismus Stadt" als repräsentativ für die Veränderungen der kol- 
lektiven Wahrnehmung von Stadt F)ic real existierende Stadt wird in Kon- 
trast gesetzt zur Idealstadt, dem Bild der Stadt in den Köpfen der Menschen. 
Den logischen Endpunkt der Überlegungen des Stadt- Ingenieurs finden 
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sich schließlich in den Konzeptionen einer „funktionellen Stadt", die in den 
I920ei Jahtcn \ on Mitgliedern der mtemationaien Arcliitektur- Avantgarde 

formuliert wurden. 

Als Leillragen und Zielsetzungen der Arbeit wurden eingangs der Delmiti- 
onsprozess stildtischer Realitäten und die Prozesse der Verarbeitung der 
neuen &fa]irungswelten von massoiliafter geseUschaftUcher Mobilitfit for- 
muliert. Mit anderen Worten: Die Wechselprozesse von Technik. Gesell- 
schaft und Individuum mit ihren .Auswirkungen auf das städtische Lebens- 
lunfeld. Das konkrete historische Fallbeispicl der Karlsruher Bahnhofsfrage 
lieferte einen komplexen Ansatz, um derartige tiuwicklungen aufzuzeigen, 
im abschließenden Kapitel wird versucht diese Ergebnisse in den Zusam- 
menhang der VerSndening gesellschafUicher, aber eben auch individueller 
mentaler Strukturen einzuordnen. GeseUschaffliche VerSnderungsprozesse 
sind keine übermenschlichen Gesetzmäßigkeiten, sondern sie sind das Pro- 
dukt einer tendenziell gleichlaufenden Veränderung individueller Verhal- 
tens- und Denkmuster, Erich Fromm lieferte in seinem Modell des ..Gesell- 
schafitscharaktcrs" ein Instrument, um derartige Wcchsclw irkunucn analy- 
sierbar zu machen. Eine Aimälierung an diese dittizüe und komplexe Frage- 
stellung soll auf zwei Wegen untmiommen v/ecdea: 
- Zeitgenössische Fachliteratur 

Wie Radkau zuletzt in seiner Studie über das nervöse Zeitalter deutlich 

machte2f\ bietet das Phänomen der Ner\ osität einen Schlüssel zur Selbstin- 
terpretation der .lahrhundertwende. Die Studie iibcr das Gioßsladtleben von 
Georg Simmcl aus dem Jahr 1902-'7 versucht ebenso wie die Untersuchung 
über „Nervosität und Kultur" des Psychologen Willy Hellpach aus dem 
gleichen Jahres, die individuellen Veränderungsprozesse wissenschaftlicher 
&klärung zugänglich zu machen. Das Interessante an der Untersuchung von 
Hellpach ist seine lokale Einbindung. Seit dem Jahr 1904 war Hellpach als 
Privatdozent an der Techniscliiii Hochschule in Karlsruhe tätig, wo er im 
Jahr 1906 habilitierte und im Jahr 1911 zum aufierordentUchen Professor 



26 Radkau, Joachim ; ..Das Zeitalter der Nervosität. Deutschland zvvischcn Bismarck 
und Hitler". München 1998 

Radkau, Joachim: ,J>ie wilhelminische Ära als , nervöses Zeitalter", oder: Die 
Ncr\ cn als NctzA\crk zwischen Tempo- und Köipeigeschichte" In: Geschichte 
und Gesellschaft 20/1994, S.21 1-241 

27 Simmel, Georg: ..Die Großstädte und das Geistesleben", hi: Geoig Sinunel: 
„Gesamtausgabe. Bd 7 ..AufiStze und Abhandlungen 1901- 1908, Band I. Frank- 
furt M 1^95, S I 16-131 

28 W illy HcUpachi- Ncrvosität und Kultur . Berlm 1902 
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benifen wurde. Beide. Simmel und Ilellpach. setzten die psychische Verfas- 
sung mit der nioderiien technischen l.ebensunnvelt in Beziehung. 
- Beispiele individueller Verhaltens- uiid Deiikniuster aus dem lokalen kon- 
text der Karlsruher BaluiliofslVage. 

Die Bahnhofsfirage mobilisierte die Menschen ün lokalen Umfeld und pi o- 
vozieite eine grundlegende Auseinandersetzung mit den Einwiilcui^en mo- 
derner Technik auf die eigene Lebenswelt. 

Ani I nde der Betrachtungen sollen Tendenzen des Gesellscfaaftscharakters 
identifiziert werden. 
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3. Der Karlsruher Bahnhof von 1843 - oder: Was ist 
ein Bahnhof ? 

Mit dem Beginn des „Eisenbahnzeitalters" veränderten die Vorstellun- 
gen von Mobilität grundsät/iich. Hisenbahntrasscii durch/oücii das Land 
und fugten sich zu einem unmer dichter werdenden Netz von \ erkelusli- 
nien zusammeiL Die Eisenbahn veränderte das Landschafisbild einschnei- 
dend. Brücken, Felseinschnitte, &daiifschOttiingen und Tunnels foimten die 
Natur nach den Bedürfiiissm des neuen VeikeliTsmittels29. Die mechani- 
sierte Bewegung verlangte nach einer weitgehend ebenen und b latten Ober- 
fläche. Die Natur konnte diese Bedingungen nicht bieten, also sciuif sicli die 
industrielle Mobilität ihre eigene Umwelt Der Autbau von Eisenbahuüuien 
stellte neuartige Anforderungen an Ingenieure und Matenal. 
Eine Eisenbaltnlinie hatte zunächst die primäre Funktion zwei Punkte zu 
verbinden. An diesen Endpunkten ergab sich die Notwendigkeit den Ver- 
kehr zu organisieren. Zu diesem Zweck mussten Stationen «richtet werden. 
In dem Bedürfnis das Neue mit den Begriffen des Bekannten zu fassen, er- 
hielten die Stationen die Bezeichnung „Bahnliof ' als Ableitung der alther- 
gebrachten Posthöfe. Hinler der sprachlichen Strategie der .Aneignung 
verbarg sich jedoch ein radikal neuartiges Problem: Die Organisation indus- 
trieller Mobilität. Die TranspoHinaschinen, die eisernen Wege, die mechani- 
schen Geschwindig^keiten revolutionioten die BedOifiiisse, die an eine Ver- 
kehrsstation gestellt wurden. Die Bauaufgabe „Bahnhof* war ohne histori- 
sches Vorbild. Ohne Erfahrungen, ohne Richtwerte forderte diese Bauauf- 
gabe die Kreativität und Originalität der Ausführenden heraus. Der Bahnhof 
ordnete sich in die Reihe technischer Zweckbauten ein. deren Bedarf erst 
nut den industrialisienmgs- und Urbamsierungsprozessen geschaffen wur- 
de. 

Im Jahr 1S37 versuchte der Berliner Architektenverein eine erste Definition 
der Bauaufgabe Bahnhof*. Hocaus kam eine Liste mit Räumen unter- 
schiedlichster Funktion, die zusammen ein Ganzes bildeten. Der Bahnhof 
löste architektonische Zusammenhänge auf und konstituierte sich als Bahn- 
hofsanlage. Diese Anlage setzte sich zusammen aus^O: 



29 Emen cindnicksN ollen (.'bcrblick über die Dimensionen der Landschaftsverände- 
rung gibt die Fotosanimlung „Kunstlaiidschaitcn. Brücken uiid Trasscn für die 
Eisenbahn*'. In: ,Zug der Zeit, Zeit der Züge Deutsche Eisenbahn 1835 - 19S5", 
(Hrsg : Eisenbalinjahr-Ausstcllungsgescllschaft mbH) Berlin 1985.. S. 206-217 

30 Siehe Barbara Neu "S:iarländischc Bahnhöfe des 19. Jahrhundeits". (Magister- 
arbeit, vcrötH'cnÜicht im Internet ) 
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1 . Warteräiimen für die abieisenden Passagiere 

2. Aussleigelialle 

3. Portal mit Türmen 

4. Geschaits- und W oluuaunie lüi ßcamtenpersonal 

5. Gepäckräume 

6. Frachtraum 

7. Lokomotivschuppen 

8. VVagenhäuser 

9. Werkstätten 

10. l .agerniunie für Brenn- und Sclinnennaterial 

Die renie Aulzälilung vcrdcuiljclu den komplexen Charakter emer Bahn- 
hoCsanlage in der Anfangszeit der Hsenbabn. Betraclitet man zudem, dass 
die einzelnen Rflume zueinando: in funktionalen Beziehungen standen, er- 
gibt sich ein kompliziertes Problem räumlicher Organisation. Daneben er- 
gaben sich Forderungen aus dem Bahnbetrieb und der gesellschafthchen 
Realität der die Bahnhofsanlage genttgen musste. In Bezug auf die Reisen- 
den bedeutete dies z.B : ..Die abgehenden und die ankommenden Passagiere 
sollen streng geschieden werden, ebenso die Reisenden verschiedener KJas- 
sen. Passagiere dürfen die Bahn nicht kreuzen^^l. 
Mit der Technizität der Gesamtanl^ge und dem Organisaäonsproblem ver- 
band sich auch eine neue Definition architektonischen Sinngdiung. Eine 
Bahnhofsanlage musste funktionieren wie ein Mechanismus. Der Bau eines 
Bahnhofes richtete sich nach clcin Kriterium der Hffi/ien/ aus. Das Ziel be- 
stand darin, alle Betriebs vorgänue möglichst reibungslos ineinander über- 
gehen zu lassen. „Zum ersten Mal werden einzelne Arbeitsstuten und Be- 
triebsvorgänge als kleinste Zeitabsclmitte aufgefaßt, addiert und in einer 
möglichst günstigen Folge für den Gesamtprozeß aneinandergefügt"32. Wie 
die Eisenbahn die Transpor^eschwindigkeit beschleunigte, beschleun^ 
der Bahnhof die Vermittlung von Mobilität Der Zeitfaktor bekam mit der 
EinführiHiü der Eisenbahn eine neue Dimension. Eisenbahn und Zeitwahr- 
nelinuinu \ eibanden sich zu einem Komplex. .'Xrchitektonischer Ausdruck 
dieser Entwicklung war die Baluihofsuhr. Seit 1850 wurde der Uhr für eine 



31 Allgemeine Bauzeitung, Nr.19-21,1838, „Ober Depots und Sammelplätze für 
Waren und Reisende (Stazionsplätze) bei Eisenbahnen". Zitiert nach: Bäitsdit, 
Hans- Pctcr: ..Indiistrialisicmng. Eiscnbahnsclilaclitcn und Städtebau. Die Ent- 
wicklung des Züricher Indusuic- und Arbciterstadncils Ausscrsihl. Em verglei- 
chender Beitrag zur Architektar- und Techniligeschtchte". Basel 1983, S. 1 19 

32 Clewing, Hans- Joachim: "Friedrich Eisenlohr unJ ilic I lochbauten der Badi- 
schen Stnntseisenbahn Ein Beitrag zur Bauigeschichtc des 19. Jahifaunderts in 
Baden". Karlsruhe 1968, S.43/44 
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Bahnhofsanlage obligatorisch. In diesem Jahr veröffentlichte der „Verein 
deutscher lusenbahnverwaltungen ' seine Schrift ..Grundzüge für die ein- 
heitliche Gestahung der Eisenbahnen in Deutschland". In § 83 tauchte die 
Bahnholsuhr aul, die sowohl vom Baluihofszugang, als auch von den hal- 
tenden Zttgen aus zu sehen sein sollte. Die architektonische Lösung dieser 
Aufgabe fährte zu dem charakteristischen Ulirtunn33. Dieser prägte als 
Gestaltungselraient die äußere Erscheinimg des Bahnhofes Die Eisenbahn 
gab einen veränderten Zeittakt vor» die Bahnhofsuhr symbolisierte diese 
neue Zeit. 

Ein Bahnhof widersprach der traditionellen Aufgabenstellung eines Gebäu- 
des. Kaum ein Mensch betritt einen Bahnliof, um sich melir oder weniger 
danMifaaft darin awfaihalten. Das Zid eines Bahnhof liegt in der Vermitt- 
lung zweier Rftume, des Stadtraums und des industriellen Transportraums. 
Das Gebäude „Bahnhof* ist konzipiert als ein Durchgangsraum. Diese tran- 
sitorische Funktion symbolisierte ein verändertes Raum Verständnis, das 
durch die Eisenbahn transportiert wurde. .Auch liier lieferte der Bahnhof die 
architektonische MaterialisierunL' dieser verandeiien Raunistrukluien Die 
Eisenbaiin dcgcncricitc den Rciscraum zu einem nicht mehr physisch cr- 
£ihrbaren Zwisdioiraum. Zwischm Ab&hrt und Ankunft existieite kein 
Raum mehr. Dies war der Inhalt des Motivs der Tötuiig des Raumes, das im 
Zusammenhang mit der Eisenbahn in den Anfiuigsjahren häufig assoziiert 
wurde. Der Bahnhof formte den Ausgangs- und Endpunkt einer Eisenbahn- 
reise zu einem beschleunigt /u durchlaufenden I ransilrauni 
Ein weiteres Moment, das die Errichtung von Bahnhofsanlagcn in der An- 
fangszeit zu einem Abenteuer machte, lieferte ihre Dimensionieiiing. Es 
lagen keine verlässlichen Schätzungen zum Verkehrsaufkommen vor. We- 
der fiir den Personenvericehr und erst recht nicht fiir den am Anfang völlig 
untefschfttzten oder gar ignorierten Gütervericehr existierten Richtwerte. Ein 
Vergleich der frühen Bahnhofsbauten zeigt die unterschiedlichsten Progno- 
sen. \'on denen beim Bau ausgegangen wurde. Wenn der gegenwärtige Be- 
dari" aul einer unsicheren Scliatzung beruhte, waren für den zukünftigen 
Bedarf Prognosen nahezu unmöglich. Bereits die l-,ntwicklung in den ersten 
Jaluren des Eisenbahnzeitalters ließ alle Prognosen zu reiner Spekulation 
werden. Und diese Tatsache war dea planenden und au^Ühienden Ingenieu- 
ren/ Architekten nur zu bewusst Der Bahnhof der Pionierzeit konnte schon 
von der Konzeption her kein Werk für die Ewigkeit sein. Die frühen Bahn- 
hofsbauten waren Provisorien, die möglichst flexibel auf die Anforderungen 



33 Krings. U Inch "ßnhnhofsarchitektur: deutsche Giosstadtbabahöfe des Historis- 
mus". München 1985, S.78ff 
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der Zukunft reagieren sollten. Die Flexibilität als Maßstab kennzeichnete 

die bauliche Gestaltung und die Bauausfüluunu 

Für diese gestalterische Herausforderung wählte der Leiter des badischen 
Staatsbauwesens, Heinrich Hübsch, den Lehrer an der Bauschule des Poly- 
technikums, Friedrich Eisenlohr. Sein Kollege am Polytechnikum, der eben- 
faUs seine Ausbildung unter Friedrich Weinbrenner erfahren hatte, teilte die 
architektonische Cnundeinstellung von Hübsch. Dieser hatte im Jahr 1828 
unter dem Titel "In welchem Style sollen wir baucn'^" den herrschenden 
Klassizismus im antiken Stil in scharfer Form kritisiert. Statt dem "Lüuen- 
St\'r' sollte sieh der Baumeister der Gegenwart auf die Fiueiiarteii seiner 
Zeit und Kultur besinnen. 1 riedrich Eisenlohr schloss sich der Kritik von 
Hübsch an. In einer programmatischen Eröf&migsrede am Polytechnikum 
im Jahr 1833 forderte Eisenlohr einen zeitgemäßen Baustil^^. So wie jeder 
Mensch ein Aggregat seiner Zeit und seines Kulturkreises war, musste auch 
jedes KunstNvcik als Schöpfung eines Individuums ein originaler Ausdruck 
der Zeit und Kultur sein. Der Baukunst kam als einer Grundbedingung 
mensclilichen Daseins eine besondere Funktion /u; "Die Baukunst ist somit 
eine Sprache der Zeiten ujid Völker, ein Ausdruck ihres physischen und 
geistigen Zustandes"35. ^ii» Anldmung an die antike Formens^vache muss- 
te Eisenlohr somit vehement ablehnen. Antike und Gegenwart besaßen kei- 
ne Verbindungen mehr zueinander. Antike Elemente mussten als Fremd- 
körper in der sich A erändemden Welt des 19. Jahrhunderts erscheinen. 
"Griechische Baukunst ist unlergegangen und längst hinabgesunken ins 
Reich der Vergangenheit, dort ruht sie als Gewesenes, jetzt Abgeschlosse- 
nes, als unveränderliches Eigentliuin griechischen Geistes"36. Die Gegen- 
wart sollte ihre eigenen Ausdrucksmittel finden, die aus den kulturellen Ge- 
gebenheiten entwickelt werden musstm. Eisenlcriir erstrebte eine kreative 
Auseinandersetzung mit der eigenen Zeit und Kultur. Die Hoausfordenm- 
gen der badischm Eismbahnbauten gabm ihm dazu ausreichende Gelten- 
heit 



34 Friedrich Eisenlohr: "Rede (ibcr den Baiist> I der neueren Zeit und seine Stellung 
im Leben der gegenwältigen Menschlieit". Karlsruhe 1833 

35 Friedridi Eisenlohr "Rede über den 6aiist> 1 der neueten Zeit und seine Stellung 

im Leben der gegenwärtigen Menschheit". Karlsnihe 1833, S.I3 

36 Friedrich Eisenlohr; "Rede über den Raiist\ I der neueren Zeit und seine Stellung 
im Leben der gegenwärtigen Menschheit". Karlsruhe 1833, S.17 
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3.1 Lösungsansätie 

Bahnhöfe waren in erster Linie technische Anlagen zur Vemiittlung von 
Verkehr, hii Gegensatz aber zu anderen technischen Gebäuden wie Gas- 
werken, Fabriken uiiti Sclihiclilluifen. die /eilgleich entstiuiden. wirkten 
Bahnhöfe in die Öffcnihciikcil. Im ersten Jaiir nach der Lröffniuig des 
tCarlsniha' Bahnhofs durchliefen über 260.000 Reisende die Anlage. Kein 
andoes öffoitliches Gebäude wies einen derartigen Publikumsveikdir auf. 
Die Bahnhöfe der ersten Generation wurden zumeist an die Peripherie der 
Städte gebaut. Als Verkehrsmittelpunkte entwickelten sie sich jedoch 
schnell /u Orientieninyspunklen im Stadtuefüge Bereits itn Jahr 1838 defi- 
nierte der Berluier Arclnlekteiu ereiii den Bahnhof als modernes Stadllor^'^. 
Ein Portal mit f ürmen definierte den Baluiliof architektonisch als Eintritt in 
die Stadt. 

Somit standen sich von Anfang an zwei Konzepte gegenüber, die den 
Bahnhof zum einen als rein tedmischen Nutzbau oder als städtebaulichen 

Orientienmuspunkt interpretierten. Das jeweilige Konzept hatte entspre- 
chende Auswirkungen auf die Vorstellungen der ästhetischen Gestaltung 
der Anlagen. Die .'\nhänger des Nutzbau- konzcptcs betonten den proviso- 
rischen Charakter, während die andere Seite die repiasenlaiive Funkiiüii als 
der technischen gleichberechtigt betonten. Großmöglichste Einfachheit 
stand gegen eine Äsdietisierung der Bauaufgabe. Sollte ein Bahnhof nur 
funktionieren, oder sollte er auch ,,schön** sein ? 

Die badischen Hochbauten der Eisenbahn lösten in der politischen Öffent- 
lichkeit eine Debatte zur Frage der Angemessenheit aus^^^ Im Mittelpunkt 
standen die fman/iellen Mittel, die der Staat für die Balinliofsbauten auf- 
wenden sollte. Während ein feil der .Abgeordneten in den Ijitwürfen und 
Bauten von Friedrich Eisenlolir orientalische Prachtentfaltung witterten und 
von palastahnlichen Luxusbauten sprachen, hielten die BefÜrw(Hrter die öf- 
fentliche Funktion der Anlagen hervor. Eisenlohr sah sich gezwungen, seine 
Auffassung der Bauaufgabe „Bahnhof zu rechtfertigen. Ein Bahnhof muss- 
te sich zwar nach Kriterien der Flexibilität richten, was Jedoch mein bedeu- 
tete, dass die Bauten als ein bewusstes Provisorium zu gestalten waren .le- 
des öffentliche Gebäude und erst recht eines mit der ÖftentUchkeitswirk- 



37 Neu. Barbara: "Saadändischc Bahnhöfe des 19. Jahihundeits". (Magtsteiaibeit, 
vcrönLiitlicIn 1111 Internet), Kap. 1,2 

38 Hippe I. Wolfgang von: ""Überall sparsam, aber nitgends annlich...". Friedrich 
Eisenlohr und die Hochbauten der badischen Eiscnbalui". in: Hippel. Wolfgang 
von (Hg ): "Fiscnbahnficbcr Badens Aufbrach ins Eisenbahnzeitalter". Ubstadt- 
Wcihcr 1990, S. 145-1 84, S. 145-155 
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samkeit eines Bahnhofes nnisste den Anforderungen einer vorangeschritte- 
nen Zeit genügen Die öffentliche Baukunst spieuehe den Stand der Wis- 
senschaft Wider und war Ausdruck von Kuhur. Kunst und Gesittung euier 
Zeit. Sie hatte einen spezifischen Bilduiigsauftrag, einen Erziehuiigsauftrag 
im bildungsbürgerlichen Sinn. Ein Bahnhof musste entsprechend als ein 
dauecfaaftes Bauweik konzipiert werden, das „des Gegenstandes wflrdig, 
überall sparsam, aber nii^ends äiinlich"^^ sein sollte. Technische und öko- 
nomische Funktionalität mussten mit der Ästhetik der Gegenwart in Über- 
einstimmung gebracht werden Der Bahnhof der Residenzstadt Karlsruhe 
wurde mit Gesamtbaukosten von 8(16 ÜOÜ Gulden der weitaus teuerste 
Hüciibau der badischen Eisenbalui. Hiervon entfielen 173.000 üulden auf 
das Empfangsgebftiide und 693.000 Oulden auf den tedmischen Teil der 
Anlage. 

Die Gestaltung des Karlsruher Bahnhofs stand am Ende eines Lernprozes- 
ses. Eisenlohr „experimentierte" mit der Herausforderung, welche die kom- 
plexe Bauaufgabe an die Kreativität des Baumeisters stellte. Sein Konzept 
des Karlsruher Bahnhofs war in mehrfacher Hinsicht richtungsweisend für 
die zukünftige Baluihofsgcstaltung-+<J. Die weitgehende Differenzierung der 
Rinmie wuvde durch deren Int^ration in einen gesdilossenoi Gebäude- 
komplex aufgehoben. Enqyfaog^bäude und Bahnsteighallen gingen direkt 
ineinander über. Die verschiedenen Räume waren in Funktionsgruppen zu- 
sammengefasst was den \'erkelirsablauf wesentlich beschleunigte. Der Rei- 
sende betrat den Bahnhof durch einen Arkadengang, der in eine Fingangs- 
halle führte. Im \ erglcich zu den Bahnhofsbauten des ausgehenden 19. 
Jaluhundeits, nahm sich diese Eingangshalle in iluen Dimensionen beschei- 
den aus. Sie bildete noch nicht den zentralen Raum der Anlage. Durch die 
Eingangshalle konnte der Reisende alle Funktionsraume» wie Warteräume, 
Post- und Gqüdcschalter eneidien. Die eigenüichen Zentrahäume d&t An- 
lage tnldetm die Warteräume. Die Reisenden mussten, um zu den Gleisen 
2i\ gelangen die nach Klassen unterteilten \\'a!leräume passieren Diese 
Waiteiauine bildeten nach ihrer Dimensioincrung die eigentlichen Aufent- 
haltsraunie. Sie übcinaiimcn die l'ransitlunktion. Die für den Verkehrstluss 
not^vendigen Funktionsräimie waren innerhalb des Empfangsgebäudes ne- 



39 Hippel, Wol^ang von: ""Obeiall sparsam, aber niigends ärmlich...". Friedrich 

Eisenlohrund die Hochbauten der badischen Eisenbahn" in: Hippel. Wolfgang 
von (Hg.); "Eiscnbahiifieber. Badens Autbruch ins Eiscnbahnzeitalter". Ubstadt- 
Weiher 1990.S.145-lg4 

40 Clewing, Hans- Joachim: "Friedrich Eisenlohr mul ilic I lochbauten der Badi- 
schen Stantsciscnbahn Ein Beitrag zur Bamgeschichtc des 19. Jahifaunderts in 
Baden". Karlsruhe 1968, S.43ff 
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beneinander angeordnet. Diese additive Reihunu der Räume fiihrte zu einem 
AunKcchen traditioneller Gebäudestrukturen und zu einem langgestreckten 

schmalen Cmptangsgebäiide. 

Neben dem Diskurs um den Baluihol als Nutz- oder Repräsentationsbau, 
entwickelte sich auch ein Diskurs Ober die Mittel der Gesttdtung. Nicht nur 
die Bahnsteighalle, sondern auch das &npfangsgebäude zeigten einen of- 
fensichtlich technischen Charakter. Die Frage, ob diese Technizität sidi im 
Bauwerk wiederfinden .sollte oder eine technische Camouflage zu bevorzu- 
gen sei. spaltete die Architekten und Ingenieure in „Konstruktionsfunktio- 
nalisten" und „Symboliker" ' W ährend die S\mboliker eme traduionelle 
Fomienspraclie auch lür lecluusche üebaude bevorzugten, versuchten die 
Konstridctioiisfaiiktionalisteii ittr die neuartigen Bauanlgalxm audi eine <»i- 
ginale Fonnensprache zu entwickeln. Friedlich Eisoilohr lehnte jede Ver- 
hüllung der Konstruktion ab, sondern betonte im Gegenteil die auf der Kon- 
struktion aufbauende Formenbildung. Wie auch die populäre Antikisicrung 
der Bauwerke, kritisierte Eisenlohr in harter Form die Scheinfonn und Lüge 
des Verhüllungspruizips und setzte dem die Wahrheit als KonsU'uktions- 
prmzip entgegen. 

Zunächst bildete ein kleinef» Glockentinm den aidiitektoiusdien Mittel- 
ptmkt der symmetrischen Anlage. Eisenlohr vetfolgte allerdings den Plan 
diesen Glockenturm durch einen hohen, das Gebäude weit überragenden 

Uhrturm zu ersetzen Trotz der vorläufigen Ablehnung des Vorschlags, be- 
harrte er auf der [)urclisel/.ung dieses zentralen Gliedeningselements. was 
ihm schließlich auch gelang. Trotz der parlamentarischen Einwände gegen 
die zu hohen Kosten dieses Luxus- Assecoires, erfolgte der Bau des prägen- 
den Uhrtunns. Welche Bedeutung der Uhrturm für Eisenlohr besaß, wird in 
der Legitimation deutUch. Der Uhrtuim nahm die Funktion eines Schluss- 
steins und dnes Zielpunkts der Anlage em. Diese Metaphern umschreiben 
nicht nur die architektonische Funktion, sondern fomiulieren auch die Ein- 
sicht in die überragende Bedeutung der Zeit Die Eisenbahn strukturierte 
das Zeitemplinden neu Die Gleichmäßigkeit und Gleichrörmigkeit mecha- 
nischer Bewegung fand ihre Entsprechung in der Bahnhofsuhr. Die Bahn- 
hofsuhr wirkte als Taktgeber der neuen Zeit. Eisenlolir setzte dieser Ent- 
wicklimg ein weithin sichtbares Zeichen. 

Die neuartige Bauaufgabe des Bahnhofe hmg ei^ zusammen mit dem Auf- 
tauchen neuer technischer Möglichkeiten Die komplexen Konstruktions- 
au^aben konnten nur mit Hilfe neuartiger Baustoffe realisiert werden. Stern 



41 Krings. U Inch "Bahnhofsarchitektur: deutsche Grosstadtbabohöfe des Historis- 
mus". München 1985, S.67ff 
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und Holz wurden ersetzt durch Stahl und Glas. Die Industrialisienmji er- 
fasste auch die Baukunst, dei am Anfang des 19. Jahrhunderts gebräuchli- 
che Terminus Der Begriff Baukunst vemies auf die noch vorhandene um- 
fassende Bildung der Baumeister. Die Trennung der Faches in Aichitektur 
als kOnsÜerische Arbeit und in Baiungenieurwesen als der technisch- kon- 
struktiven Seite, wurde in Preußen erst im Jahr 1876 vollzogen. Kunst und 
Technik standen sich noch nicht als Gegensätze gegenüber. Friedrich Eisen- 
lohr stand in beiden Bautraditionen. Die erste Phase der Bahnhofsbauten in 
den 1830er und 1840er Jahren wurde von diesen universal ausgebildeten 
"Ingenieur- .'\rchitekten"-*- dominiert. 

In den Anfangsjaluen des Eisenbahnzeitalters kumiteii diese Universalisten 
die BaoHHi^boi bewältigen, weil die Anlagen ein noch begrenztes Vohi- 
men aufwiesen. Der Bahnhof in ICarlsruhe besaß z.B. eine Einsteighallehal- 
le von 80 Metern Länge und 15 Metern Breite und zwei Aussteighallen von 
Je 73 Metern Länge und 10 Metern Breite. Die Gleisanlagen hielten sich mit 
drei Durchgangsgleisen in einem überschaubaren Rahmen Die späteren 
Bahnliofsbauten enciclilen Dimensionen, die Planungsstabe \on Spe/ialis- 
ten verlangten. Die monumentalen Baluihofshallen und Balmstcighallcn der 
1880er Jahre waren in der überbauten Fläche ingenieurtechnisdie Spitzen- 
leistungen aus Stahl und Glas. Der zweite Karlsruher Bahnhof der im Jahr 
1913 eröf&iet wurde, verfugte über eine Bahnsteighalle mit einer Gesamt- 
fläche von 29.700 qm. Sie bestand aus fünf "Schiffien" von je 21,5 Meter 
Breite, die 15 Durchgangsgleise beherbergten Regierungsbaumeisler l.inde 
\ on der üiscnbahiu ci waltung verglich die Schalterhalle mit bcmhmtcn Sak- 
ralbauten des Mittelalters. Das Freibuiger Münster wies eine Mittelschiff- 
breite von 8 Metern weniger auf, der Kölner Dom war hier 4 Meter schma- 
ler und das Straßburger Münster 2 Meter schmaler wie die neue Sdialterhal- 
le des Bahnhofs. Dar Ingenieurbaustil, der für technische Zweckbauten do- 
minierend wurde, setzte sich mit dem Eiffelturm zur Weltinisstellung in Pa- 
ris im Jahr 1900 ein eindrucksvolles Denkmal. 

3.2 Die Standortsuche für cfon Karlsruher Bahnhof 1840/41 

Das Eisenbahnzeitalter in Baden begann mit einer Entscheidung der badi- 
schen Regierung zugunsten einer Bahnverbindung der wichtigsten badi- 
schen Städte Mannheim, Heidelbei^, Karlsruhe und Freiburg im März 1838. 

Im Jahr 1840 wurde das erste Teilstück zwischen Mannheim und Heidel- 
berg fertiggestellt Im Jahr 1855 erreichte die Eisenbahn Basel. Die Planun- 



42 Krings. U Inch "Bahnhofsarchitektur: deutsche Giosstadtbabahöfe des Historis- 
mus". München 1985, S.59fr 
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gen für den Karlsruher Bahnhot Wurden im Jahr 1841 akut. Die Badische 
Regierung und die Stadtverwaltung Karlsrutie begaben sicli auf Standortsu- 
che. 

Die ö£fentlich diskutierten Alternativen, insgesamt waien neun verschiede- 
ne Projekte in Planung"^-"^, machten zunächst eine Grundsatzentscheidung 
notwendig. Sollte der Bahnhof in Karlsruhe wie zuvor die Stationen in Hei- 
delberg und Mannheim als Kopfbahnhof gestaltet werden, oder als Duich- 
gangsbahnhof. Für die über\viegende Zahl der Stadtbahnhöfe der ersten Ge- 
neration wählten die risenbahnvcrwaltungen die Form eines Kopfliahnhofs. 
Diese Fomi kennzeichnete die Anfangs- und Endpunkte \ on F isenbahn ver- 
bmdungen. Die Baluiliofe koimlen zenUal m die Städte geiulirl werden, oh- 
ne das städtische Ld)en zu beeintiichtiigen. Allerdings besagen sie eiliebli- 
che betriebstechnisdie Defizite. Zum einen vmirsachte die Ein- und Aus- 
fahrt einen erheblichen Rangierbedarf. Zum anderen limitierten die Stadt- 
einfahrten die Fahrtgeschwindigkeit und stellten ein Sicherheitsrisiko dar. 
Die l'rsaclie für die Beeinträchtigungen lag darin begriindet. dass die Ei- 
senbalinluiicn an den Stiidten vorbei gelülut wurden, Daher mussten die 
Stadteinfaluicn durch eine enge Ivurvenfühmng bewältigt werden, mit den 
entsprechend«! Konseqaet^en. Die badische Eismbahnverwaltung hatte 
mit den Kq>fbahnhöfen in Mannheün und Heidelberg derart schlechte Er- 
fahrungen gemacht, dass sie für den Bahnhof in Karlsruhe diese Bauform 
ablehnte. Zudem lag die Bedeutung der Karlsruher Station von vorne herein 
nicht in ihrer Funktion als Endstation, sond^ als wichtiger Durchfahrt- 
punkt auf der Nord- Süd- Achse. 

Mit der Entscheidung zugunsten eines Durchgangsbaliiihots ergaben sich 
stadtstrukturelle Probleme. Die zukünftige Trassenführung sollte die stadt- 
inteme Kommunikation nicht beeinträchtigen. Bei der ebenerdigen Trassen- 
führung da Anfimgsjahre da Eisenbahn, bedeutete dies vor allein, das die 

Eisenbahnlinie bestehende städtische Siedlungen nicht durchschneiden durf- 
te. Andererseits befürchtete die Stadtv envaltung bei einer zu großen Entfer- 
nung des Baliiiliofs von der Staddiiitte die Entstehung eines neuen \'er- 
kehrsmiltcipunktes. Dieser würde schließlich zu der bestehenden Siadtmuie 
in Konkurrenz treten und einen großen Teil des Verkelirs aus dem Imiera 



43 Zu den diskutierten Altemativpiojekten ausfuhriich: Clewing. Hans- Joachim: 
"Friedrich Eisenlohr und dio Hochbauten der Badischen Staatsoiscnbalni Ein 
Beitiag zur Baugeschichte des 19. Jahrhunderts in Baden". Karlsruhe 1968, S.66- 
70 
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der Stadt ablcitcn-^-^. ns miisste ein Kompromiss gefunden werden, der zwi- 
schen Stadtstiiiktiir und Stadtnähe vennittelte. Dabei kamen der Generaldi- 
rektion der badisclien Hisenbahii die aktuellen Sladterweiterungsplänc ent- 
gegen. Bauduektor Hübsch, Resideiubauiueister Schvvartz und Stadtbau- 
meister Kuenzle hatten dnen Plan ausgeaibeitet, der eine potentielle Expan- 
sion nur im Westen der Stadt zuließ. Der Süden der Stadt sollte auf der Hö- 
he Kriegsstrasse geschlossen bleiben. Karlsruhe sollte nicht in die Breite, 
sondern in die Länge wachsen. Damit war im Süden der Stadt der ideale 
Standort für den Bahnhof zu suchen. Hier konnten beide Voraussetzungen 
erfüllt werden; Stadtrandlage und Stadtnahe. Die \\ ahl fiel schließlich auf 
einen Standort am Etllingertor, da;» euierseils die Siedlungsgrenze, anderer- 
seits den Punkt der maximalen AnnSherung an die Stadtmitte um den 
Marktplatz markig. Am 11. Mai 1841 genehmigte der Großherzog diesen 
Standortes. Mit dieser Entscheidung konnte Eisenlohr mit der konkreten 
Projcktplanung beginnen. Am 15 April 1843 fuhr schließlich der erste offi- 
zielle Zug in den Karlsruher Bahnhof ein. 



44 siebe; Manfred Bcrgcr: "Historische Bahnhofsbaulcn Hl. Bau ern, Baden, Wüit- 
tembeig, Pfidz, Nassau. Hessen". Berlin 1988, S 99-107 

45 Clewing, Hans- Joachim; "Friedrich Eisenlohr imJ ilic I Iochl:<autcii der Badi- 
schen Stantscisc-nbahn Ein Beitrag zur Bamgeschichte des 19. Jahdiuaderts in 
Baden". Karlsruhe 1968, S.66-7Ü 
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4. Chronologie der Karlsruher Bahnhofsfrage 



4.1 Vorgeschichte 

Die Standortwahl des Ktulsiuher Btüinhois erfolgte im Jahi' 1841 unter zwei 
Aspekten. Zum einen sollte der Haltepunkt der Eisrabahnlinie möglichst 
nahe an das Zentrum der Stadt herangeftthrt werden. Zum anderen aber 
auch die Stönmgen des Stadtlebens minimiert werden. Der Kompromiss 
zwischen Mobilitütsbedürfnis und Stadtentwicklung verwies die Eisenbahn 
auf den südlichen Stadtrand-+^\ Nur etwa einen halben Kilometer vom Zent- 
rum der Bürgerstadt, dem Marktplatz mit Rathaus und Stadtkirchc. und der 
Hauptgeschättsstrasse entiernt, vereuugte der Standort die Notwendigkeiten 
von Nähe und Feme. 

Allerdings galt dieses Urteil nur solange die Stadt- und Vericehrsentwick- 
lung die Planungen der 1840er Jahre nicht überschritt Die Stadtplanung 

erfolgte nach den Kriterien und Anforderungen der Gegenwart um 1840, üQr 
die bestehenden Verkehrsbedürfnisse und die Bevölkemngsdynamik einer 
vorindustriellen Gesellschaft Und für diesen Aspekt genügte sie vollstän- 
dig. Der Faktor Eisenbalm ließ sich m den Aiifaiigsjaluen noch in die Kate- 
gorien 6a Vertranlfaeit übnsetzen. Die Eisoibahn erschien lediglich als 
dne Ausweitung der bestehenden Verkehrsmittel, das in die existierende 
Mobilitätsstniktur integriert weidoi konnte. Ihr Giarakter als ein system- 
fremdes, neuartiges Tranq^ortmitlel, das die Kategorien von Raum und Zeit 
veränderte, wurde nur von wenigen Zeitgenossen in aller Deullichkeil iden- 
tifiziert. Iis war im Jahr 1843. in dem dei Karlsruher Bahnhof eingeweiht 
wurde, als Heinrich Heine seine Betrachtungen über die mentalen \ ciande- 
rungsprozesse anstellte, die durch die Mechanisierung und Industrialisie- 
rung des Transports ausgelöst wurden. Heine etkannte die revolutlonieFende 
Rolle der Eisenbahn und analysierte: "es beginnt ein neuer Abschnitt in der 
Weltgeschichte und unsere Generation darf sich rühmen, daß sie dabeige- 
wesen. Welche Veränderungen müssen jetzt eintreten in unserer .Anschau- 
ungsweise, in unseren Vorstellungen! Sogar die Elementarbegriffe von Zeit 
und Raum smd schwankend geworden. Durch die Eisenbahn wird der Raum 



46 Eine Ervv citcrung der Stadl w ar in den 1 830cr Jahren nur £iir die Gebiete im 

Westen und Südwesten votgesehen. Wählend die südliche Peripherie die defini- 
tive Stadtgrenze bilden sollte. Siehe: Hans- Joachim Clew mg: "Friedrich Eisen- 
\ohr iiinl die Hochbautender badischen Staatseisenbahn". Karisnihe 1968 (Dis- 

scitauon), S.65ff 
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getötet Auch die ökonomischen Konsequenzen wurden bereits anti- 

zipiert Der Propagandist des wirtschafthchen Zusammenschlusses Deutsch- 
lands mul deswegen auch Piopauandisi des Ausbaus der Hisenhalm. Fried- 
rich List, kam bei der Betiacluung der wirtschafthchen Perspektiven ins 
Schwärmen: "Sie (Eisrabahnm) sind eigentliche VolkswoUflBhfts^ und Bil- 
dungsmaschinen**^^. Nichts sollte mehr bleiben, wie es war. Doch genau 
daran glaubten die Planer bei Anlegung des Karlsruher Balinhofs. Etwas, 
woraus ihnen kein Vorwurf gemacht werden kann, waren doch die anste- 
hende Vcrändeningsdynamik der nächsten Jahrzehnte außerhalb der Vor- 
stellungskiatt der Zeitgenossen. 

Die folgenden Jahizdmte wurden jedoch von zwei ^itwicklungslinien ge- 
prägt» die diese konservativen Kriterien der Bahnhofsplanung fibenollten: 
Urbanisierung und industrielle Mobilität. 

Im Jahr 1840 zählte die badische Residenzstadt 23484 Finwohner, die ein 
überschaubares Szenario für die Anfänge der technoloüische Transportrevo- 
lulioii der Kiscnbalin bildelen. Auch iiri Jalu' 1852 /eiciniolen sich nocli kei- 
ne drastischen Veränderungen ab. üie Zunahme der Bevölkerung belicf sich 
in diesoi 12 Jahren auf lediglich 713 Persemen. Danentsprechaid gering 
waren die baulichen Veränderungen im Stadtbild. Mit dem Beginn der 
1860er Jahre gewann die Bevölkerungsentwicklung an Dynamik. Im Grun- 
dungsjahr des deutschen Kaiserreichs 1871, belief sich die Bevölkerung 
Karlsruhes bereits aur .i6582 Personen In den nächsten 30 Jahren wandelte 
sich das Gemeinwesen zu einer Großstadt mit 100.000 Lmwohncrn. Eine 
Größenordnung, die bei Erötfnimg des Balmhofs im Jalu: 1843 noch unvor- 
stellbar gewesen war. 

Für den einsetzenden Urbanisierungsprozess bildete der Bahnhof einen 
zoitralen Orioitierungspunkt. Südlich des Bahnhofs entstand ein neuer 

Stadtteil, der zunächst die Bezeichnung „Bahnhofsstadtteil" erhielt und da- 
mit deutlich auf seinen Ursprung verwies. Im Jahr 1860 uah die Sfadtver- 
waltuiiL! die Bebauung frei und damit den ursprünglichen Stadlbauplan auf 
Im Jahr 1866 zählte der neue Stadtteil bereits 2000 Bewohner. Der Bahn- 
hofsstadtteil wies dabei erhebliche infrastruktuielle Defizite gegenüber den 

47 Heiiirich Heine 1 843. zitiert nach: BaycrI. Günter Ulrich Troitzsch (Hg.): Quel- 
IcntcNtc zur Geschichte der Umwelt von der Antike bis Heute. Göttingen, Zühch 

1998. S. 240/241 

48 Friedrich List Eisenbahnen und Kanäle, Dampfboote und Dampfwagentranspoit 

In: RoUeck. Carl \on/ Carl Wcickcr: Staatsicxikon. Bd.4. Haniburg 1835 
S.65nfF In Treue. Wilhelm Herbert Ponieke ' KarNHeinz Vlanegold: Quellen 
zur Geschichte der industnellen Re\olution. GöUmgcn 1966. S.78-82. S.8U 
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anderen Wohngebieten auf. Die Straßen waren unbefestigt und nicht kanah- 
siert. Der sich bildende Bahnhofssladtteil war ein deutliches Zeichen für 
eine sich verändernde Siedlungsstruktur Die \\ ohngcbicte unterlagen einer 
Differenzierung und Homogenisierung, d.h. es entstanden bessere und 
schlechter Wohnlagen mit einer enteprech«iden sozialen Schichtung. Wie 
auch in anderen Städten, wurde der Karlsruher Bahnhofsstadttefl in den 
nächsten Jahrzehnten von seinem Charakter als Arbeitersiedhing geprägt 
Im Jahr 1883 wohnten in der jetzt als ..Südsladt " oder „ Bahnhol sstadtteil" 
genannten Siedlung bereits 15000 Menschen, dies entsprach der Gesamt- 
einwohnerschaft der Residenzstadl nn .lahr 1815, Die Südstadt wies die 
höchste Bcvölkcrungsdynanuk auf iluc So/ialsirukiur und Lage isolierte 
diesen Stadtteil jedoch von der Reststadt. Es entstand eine Stadt in der 
Stadt, mit durch die Bahnlinie handfest maridertm geographischen Gren- 
zen'^^. Die sozialen Grenzen zeigten sich auch in den unterschiedlichen 
Wohnverhältnissen. Als Maßstab hicifür diente die Wohnfläche, die einem 
Einwohner zur Verfügung stand Während für die Südstadt im Jahr 1897 
eine durchscliniltliclic Wohnnäche von 16 qrn festgestellt wurde, waren dies 
in der Gesanustadt immerhin 30 qm pro Kopf^^'. In einem offiziellen Be- 
richt zur Stadt»weiterung im Aofbag des Stadtrates aus dem g^dien Jahr 
wurde die Wohnsituation im Bahnhofsviertel folgendermaßen beschrieben: 
"So kam es auch zu eigentlichen Mietskasernen (..) schlimm die vielfach 
Stade zunehmende Verdichtung auf kleinere Zimmer, halbdunkle Neben- 
räume, enge Hofe"?'. 

Die zweite Hntwicklung, welche die Ausgangsplanuiigcn der Balinhol'sanla- 
gen in Frage stellten, wai die reine Quantität industrieller Mobilität. Eine 
Erhebung der Reismden und Einnahmen des Karlsruher Bahnhofs wies für 
das erste Betriebsjahr folgende Zahlen aus: 261420 Reisende standen Ge- 



49 Clcw ing schildcit den Prozcss t'olgcndcrniaßcn: "Um den Bahnhol siedelten sicii 
n»ch Ffondweiks- und Geweibebetriebe an. Sie bildeten im Süden bald ganze 

Stadtteile, die kaum mit der Mittelstadt veiljundcn waren und ein abgeschlosse- 
nes Dasein im Stadtverband führten" in: Hans- Joachim C!cwing:"Frcidrich Ei- 
senlf^und die Hochbauten der badischen Staatseisenbahn". Karlsruhe 1968 
(Dissertation). S.70 

50 Stadt Karlsnihc (Hi:.):"'Hygienischer Führer durch die Haupt- und Residenzstadt 
Karlsiiihc karlsixihc 1897 (rcdigieit von R.Baumcister, Oberbaurat und Profes- 
sor). S. 79 

51 Stadt Karlsruhe (Hg. ):"Hvgienischer Führer durdi die Haupt- und Residenzstadt 
Karisruhe". Karlsruhe 1897 (ledigieit von RBaumeister, Oberbaurat und Profes- 
sor), S.78 
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samteinnahmen von 243336 Mark aus dem Personenverkehr gegenüber^2 
hl diesen ersten Jahren der Eisenbahngeschichte prognostizieilen die Fach- 
leute der Hisenbahii eine Zukunft nur in der Personenbeförderung. Hine U- 
bersetzung dieser Verkeliiszalilen in Zugbewegungen ergibt eiiie tägliche 
Frequenz von 20 Zügen im Karisruher Bahnhof za denen am Wochenende 
noch weitere 4 Zfige hinzukamen. Zur Bewältigung dieses Verkehrsauf- 
kommens reichte ein zweigleisige Zufülining zum Bahnliof aus. 
Im Jahr 1880 standen den ca. 260000 Reisenden aus dem ErötTnungsjahr 
1844, die Zahl von fast 600000 allein an der Station Karlsruhe verkauften 
Fahrkarten gegenüber. Aus den 243336 Mark Einnahmen waren im Jahr 
1880 über 2,2 Mio. Mark geworden'' -\ Statt der maximal 24 passierenden 
Züge pro Tag, mussten die Bahnübergänge nun fOr maximal 43 Personen- 
züge und 12 Güterzüge im Sommerfahiplan 1874 pro Tag geschlossen wer- 
dcn54 

Bereits Mitte der 1860er Jahre war die Planungspnnidlaoc des Bahnhofs 
somit obsolet geworden. Er lag nun mitten in emer expandierenden Stadt 
und trennte mit semen Gleisanlagen den dynamisclisien Stadtteil ab. Als 
Verbindungslinien von Bahnhofsstadtteil und Reststadt verblieben drei ni- 
veaugleiche Bahnübergänge. Diese Situation rief bereits früh erste Proteste 
von Bewohnern und Gemeindeverwaltung hervor. 

Im Februar 1866 reichte eine Interessengruppe von Bewohnern der Südstadt 
eine Petition beim Stadtrat ein. um eine Lösung der Wrkehrsproblematik 7u 
erreichen^> Darin verlangten sie die Ausführung \on Balinübcrgangen. um 
die gegenwältigen Missstände an den Niveauübergängen zu beheben. Ob- 
wohl das Bahnhofsviertel im Jahr 1866 erst 2000 Einwohner zälilte, gaben 
die Veikdirsbehinderungen durch die geschlossmen Übergänge bereits An- 
lass zu Protesten. Die zweigleisigen Bahnfiboglnge waren kurz zuvor auf- 
grund des erhöhten Vericehrsaufkommens auf 5 Gleise ausgebaut worden. 



52 Rede des Generaldirektors der badischen Staatseisenbabnen, Staatsrat Roth, an- 

läßlich der ErötTnung des neuen Karlsruher Personenbahnhofs am 20.10.1913 
In: Badischc Passe 20. 10.1913 Abendblatt, "Die Besichtigung des neuen Karls- 
ruher Personenbahnhofs" 

Badischer Beobachter 2 1 . 1 0. 1 9 1 3. "Der neue Karlsruher Personenbahnhof IT' 

KarlsniluT i ayblatt 20.10. 191 "Zur EröffnuiiL! des neuen Karlsniher Bahnhofe" 

53 Statistische Angabe nach: Staduschc Archiv konimission: "Chroiuk der Haupt- 
und Residenzstadt Karlsruhe" 

54 Handelsministerium an Stadtrat Karlsmhe \ om 18.3.1875. in: SchnetzlerDie 
Karlsruher Bahnhofsfragc" Karlsruhe isys. $ 46 

55 Schnetzlcr 'Dic Karisnihcr Balinliofstragc". Karlsruhe 1898, S.3 
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Bis zum Jahr 1871 wurde die Gleiszalil auf 7 erhöht. Diese Maßnahmen 
reagierten auf den Ausbau der Hisenbaiuistrecken in den Jaluen 1861- 1871, 
bei dem drei weitere Strecken in Betrieb uenommen wurden, die Karlsruhe 
mit der Pfalz, Mannheim und Pforzheim verbanden-^. Hinzu kam eine wei- 
tere Stdgemiig des Zugvarkehrs durdi den langsam an Bedeutung gewin- 
nenden Güterverkehr. Auch das Rangiersystem des Bahnhofs war an seinen 
Grenzen angekommen» so dass zunehmend auf den Gleisen der Bahnüber- 
gänge rangiert werden musste. Dies alles führte zu einer Erhöhung der An- 
zahl der Straßensperrungen und deren Dauer. Der Stadtrat leitete die Petiti- 
on der Einwohner des Bahnhofsstadtteils an die Direktion der Großherzog- 
lichen Verkehraiislallen weiter, die jedoch keinen Anlass zu Aktivitäten in 
djes«»: Richtung sah. 

Beide Entwicklungoi, stSdtische ETqiansion und Steigmmg des Ver- 
kehrsaufkommens, beschleunigten sich in den kommenden Jahren noch er- 
heblich. Einen erneuten Handlungsbcdarf sah dci Gcmeindcrat im Jahr 1871 
gekommen. In einer Petition an die Direktion der Großhcrzoglichen Wr- 
kehrsanstalten. verlangte er eine Behebung der Verkehrsbehinderungen 
duich die Anlage fahrbarer Übcrbiückungen an zwei der drei Balmübergän- 
gen in der Stadt. Nebm diesen Überbrückongen sollten dk bestehenden 
Übergänge allerdings erhalten bleiben^? 

Die Direktion legte daraufhin zunächst am 22. Mai 1871 die staatliche Posi- 
tion in der Karlsruher Bahnhofsfrage fest^^. Die Dirdction erörterte zwei 

Alternativen: Eine Überbrückung der Gleisanlagen bzw. eine Untertunne- 
lung. allerdings bei gleich/.eniger Sehließutig der Niveauübergange Die 
Direktion erkannte die technische Durchführbarkeit beider Alternativen 
zwar grundsätzlich an, verwarf sie dann aber doch aus praktischen Erwä- 
gungen. Die Untertunnelung der Bahnanlagen bedurfte aufgrund der 
Grundwasserveihältnisse und der InstandhaItungskostenS9 &nea erhebli- 
chen technischen Aufwand. Für das Projekt einer Überbrückung setzte die 
Direktion eine Mindesthöhe der Brücken von 20 Fuß und 400 Meter lange 



56 Der Ausbau w uidc notwendig durch die Inbetriel^nahmc weiterer Stredcen: 
1861 Maxau- Buhn uls Lokalbahn zwischen Karlsruhe und der P£alz 

1861 Strecke Kadsruhc- Ptbrzhcim 

1870 Inbetriebnahme der Strecke Kariruhe- Mannheim (Rheintalbahn) 

57 Schnctzlcr:"Dic Karlsruher Bahnhof^frauc" Karlsnihc 1S9X. S.4 

58 „Direktion der Großherzoglichen Verkehrs-Anstaitcn an den Gemeindcrat der 
Residenz Kailsnihe*' vom 22.5.1871. in: Schnetzler*l>ie Karlsruher Bahnhofis- 
frage Karlsnihe 1898, S.41/42 

59 Die Direktion ging \ OD einer durchgehenden Bewachung und Beleuchtung der 
l unnclaiilagc aus. 
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Aufganiisrampen mit einer Steigung von 5% fest Eine derartige Anlage 
bedeutete lin die iibliclien l.astfulirwerke ein eriiebliches Hindeniis /.um 
einen ein zeitlicher V erlust, zum anderen aber auch eine Verringerung des 
Transporlgewichtes durch die begrenzte Belastbarkeit der Pferde. 
Das Resultat der staatlichen Überlegungen führte zu fönender Feststellung: 
die bestehenden Verhältnisse waren für die Vericdirseifordanisse genü- 
gend. Die Direktion unterstrich diese Schlussfolgerung noch durch zwei 
foniialjuristischc Argumente, die im weiteren Anlass zu Diskussionen mit 
der Stadt boten Die Direktion sah keine gesetzliche Bestimmung gegeben, 
die sie zu einer Behebung der Behinderungen xerptliciUete. l nd in Bezug 
auf die städtische Expansion reklamierte die Duckiion das Ersircciu für die 
Eisenbahn. Der Bahiüiof und die Gleisanlagen waren als der primäre Faktor 
zu betrachten, die Entwicklung eines neum Stadtteils dagegen als eine Fol- 
ge der Eisenbahn, mithin als sekundär<^0. Somit ergab sich, dass die Ansied- 
lung in Kenntnis der Nähe des Bahnhofs imd der Beeinträchtigungen durch 
den Bahnbetriebs geschah. Die Stadt und die Einwohner des Bahnhofsstadt- 
teils, hatten sonnt die Konsequenzen in Higen\ erant\vortung zu tragen. 
Auf diese Argumentationsstrategie reagierte der Stadtrat umgehendt»!. Die 
fallenden gesdzlichen Regelungen, weldie die Direkti«! fior die Beibehal- 
tung des Status- Quo anf&hrte, führten den Stadtrat zur en^egengesetzten 
Schlussfolgerung: Die Erweiterung der Eisenbalinanlagen war ohne gesetz- 
liche Gnmdlage erfolgt. Das Gesetz über den Eisenbahnbau vom 29. März 
I8.18 deckte nur die ursprüngliche Planung ab. d h, eine zweigleisige Anla- 
ge, im Jahr 1870 aber waren die Gleisanlagen an den Stadtübergängen auf 7 
Gleise ausgedehnt worden. Auch die Nutzung der Bahnübergänge als Ran- 
giermöglichkeit entsprachen nicht den gesetzlichen Gegebeniieiten. Der 
Stadtrat postulierte folgerichtig, dass damit eine völlig neuartige Situation 
gegeben war. Die gegenwärtigen Vorkehrsbehinderungen tesuMoten dem- 
nach aus den Aktivitäten der Eisenbahnverwaltung, die eine gegebene Si- 
tuation entscheidend verändert hatte: "Es ist daher die Behauptung, daß die- 
jenigen, welche südlich vom Bahnhof sich niedergelassen iiabeu, die jetzi- 



60 „haben wir aber darauf aufinerksam zu machen, dass dieselben nicht schon bei 
Eibauung der Eisenbahn vodianden waren, sondern im Laufe der Zeit nach dem 
Bahn- und Bahnhofbau erst gew orden sind und \ on denjenigen \'orgcf\niden 
wurden, welche sich zur Ansicdlung un jenseitigen Stadtteil entschlossen ha- 
bM." in: Schnetzler'*Die Karlsruber Babnhofsfiage'*. Karisnihe 1898, S.42 

61 Stadtrat an die Großheizogliche Oberdirektion des Wasser- und Straßenbaus vom 
10.6.1871. in: Schnetzler. "Die Kailsniher Bahnho&fiage". Karlsruhe 1898, S.42- 
43 
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gen Zustände vorgefunden haben, nicht richtig"^-. Zur Behebung der Miss- 
stände forderte der Stadtrat nunmehr fiir zwei Über<iänue mindestens eine 
fahrhai c ( hci falii t, sowie emen i- ußgäugerluimel für den anderen (Etlliiiger 
Tor, f ricdiichstor). 

Die fofmulierten Rechtspositionen von stiddscher und staatlicher Verwal- 
tung legitiumieilai zwei unterschiedliche Alternativen als Antwort auf die 

"Karlsiiiher Bahnhofsfrage": Eine langfristige Entschärfling der Situation 
durch die Anlage von fahrbaren Übergängen als Vorschlag der Stadt, und 
die ahwaiiende Haltung der staatlichen Stellen unter Beibehaltung des Sta- 
tus- Quo. 

Die Realisierung der langiristigen Option beinhaltete ein starkes fuiaiiziel- 
les Engagement des Staates, der ja grundsStsdidi die Notwendigkeit eiiier 
Änderung der Verhältnisse anerkäint hatte. Zu diesem Engagement war das 
Handelsministerium nicht bereit Am 15. Juni 1871 beendete das Ministeri- 
um die Spekulationen^". Die Finanzvcrwaltung befürwortete die endgültige 
Lösung des Problems, für die nur die L ntertunnelimg oder die Überbrü- 
ckuiig bei gleichzeitiger Schließung der \i\eauübergänge in Frage kamen. 
Doch beide Projekte machten 'unverhältnismäßig hohe Herslcilungs- und 
Unterhaltskosten erforderlich"^^, (üe der Staat zu diesem Zeitpimkt nicht zu 
tr^en bereit war. Als Fazit ließ das Handelsministerium veriauten, dass 
"dne grundsätzliche Abhilfe (ist) hier somit m dm Gmizeii eines voliält- 
nismäßigen Aufwands nicht zu schaffen**^^ sei. Damit war das Problem bis 
auf weiteres \'ei1aut 

Der Stadtrat musste diese Entscheidung zugunsten eines weiieren Abvvar- 
tens akzeptieren. Als Entgegenkommen gegenüber der Cjcmcindevervval- 
tung schlug die Eisenbahndirektion jetzt allerdings, entgegen der Stellung- 
nahme des Handelsministeriums» den Bau ein« kleinen Behelfslösung vor 
Ein Fußgängerüberweg an einem der Bahnfiberpnge (Ettlinger Tor). Der 
Stadtrat unterließ es nicht, die Kurzsichtigkeit dieses Kompromisses zu kri- 
tisieren. Die "halbe Maßregel" nützte eigentlich niemandem, weshalb der 
Stadtrat die staatlichen Behörden auch demonstrati\ aufforderte, "die nicht 
ungeringen Kosten einer unzureichenden Ablulfe zu sparen und sogleich 



62 Stadtrat an die Großberzogliche Oberdiiektion des Wasser- und Straßenbaus vom 
10.6.1871. in: Schnetzler' Die Karisniher Bahnhofsfrage ". Karisruhe 1898, S.43 

63 Hancicisministorinm an Stadtrat Karlsruhe vom 15.6. 1871. in: Schnetzler: "Die 
Karlsruher Bahnhofsfrage". Karlsruhe 1898, S.43-44 

64 Handelsministerhim an Stadtrat Karlsruhe vom 15.6. 1871 . in: Schnetz]er:"Die 

Karismher Bahnhofsfrage". Karisruhe 1898, S.44 

65 Handelsministerium an Stadlrat Karlsnihc vom 15.6.1871. in; Schnetzler: Die 
Karlsmhcr Bahnhofsfrage ". Karlsruhe 1898, S.44 
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das zur Ausfühning zu bringen, was sich für eine längere Dauer, doch nicht 
aufhaken lassen \vird"^'^\ Auch ein halbes Jahr später, hatte sich die Mei- 
nung /u (lein von dei Direktion geplanten Fußgängerüberbrückung noch 
nicht geändert. Der Stadtrat bekaimte dem llandelsrnnusteriuin; "Leider 
können wir uns mit diesem Aushilfsmittel immer noch nicht befreunden und 
beruhigen" und forderte weiterhin eine fahlbare OberbrOckung als ein "un- 
abweisbares Bedürfnis"^^. 

Die Kritik der Stadt beinhaltete jedoch auch einen völlig neuen Aspekt. Der 
Stadtrat bekannte sich auffällig energisch zum Standort des Bahnhofs: "Der 
Bahnhof erscheint uns für die Stadt am bestgelcgensten Ortc"'^^. Diese Be- 
merkung und das weitere Eingehen auf die Thematik überraschen zu diesem 
Zeitpunkt, an dem eine mögliche Verlegung des Bahnhofes noch von keiner 
Seite angedacht, geschweige denn vorgeschlagen worden war. 
Der Fußgängerüberweg, oder besser der "Fußgängersteg"*, wie & auch be- 
nannt wurde, konnte noch im Jahr 1872 in Gebrauch genommen werden. 
Die Fiißgängciliberbrückung fand bei der Bevölkerung keine Akzeptanz 
und bekam den Spottnamen "Fort Lauter" nach dem damaligen überbür- 
genneisier der Stadl Karlsruhe. Nacii kurzer Zeil wurde der Steg nur noch 
durch Schüler und Jugendliche benutzt, während der restliche Personenver- 
kehr weiter die Wartezeiten an den Bahnübergäi^eii vorzog. Auf heftigste 
Ablehnimg trafen neboi den steilm Anfängen, die Beeinträchtigungen der 
Fußgänger durch die durchfahrenden Züge. Wer Pech hatte, überquerte den 
Steg in dem Moment, in dem eine Lokomotive passierte. Neben den Aus- 
wirkungen des Rauches, iieirsehte in diesem Moment auf dem Steg auch 
noch ein erheblicher Zugwind. Das Resultat waren ruinierte Kleider, ange- 
schwärzte Anzüge und vermisste Hüte. Hinzu kam eine ästhetische Ächtung 
der einfachen Eisenkonstruktion. Während die offizielle Chnmik der Haiq)t- 
und Residenzstadt von dner "zweifelhaften Zierde der Stadt"^9 sprach, be- 
nannte Oberbürgemieister Schnetzler die Cberbrückung schlicht "ein ver- 
fehltes Bauwerk"^". Auch der städtische Gutachter. Reinhard Baumeister, 
urteilte im Jahr 1882 übereinstimmend und bezweifelte seine Zweckmäßig- 



66 Sladtral Karlsnihc an Handlcsministcnum vom 13.1.1872. in: Schnetzler: "Die 
Karlsruher Bahnhofsfragc". Karlsruhe 1898, S.44 

67 Gemeindeiat Karlsruhe an Handelsministerium vom 20.7. 1 872. in: Schnetz- 
ler:''Dic Karlsruher Bahnhofsfratic " Karlsnihc IX<JS. S.45 

68 Stadtrat Karlsrulic an Handlcsniinistcnum vom 13.1. 1872. in: Schnetzler: "Die 
Karlsruher Bahnhofisfiage". Karisnihe 1898, S.45 

69 Städtische .\rdiivlK)mimssi<m:''ChKMiik der Haupt- md Residenzstadt IC^ 
isyx". .s 77 

70 Schnetzler: "Die Karlsruher Baluiliofsti-age". Karlsrulie 1898, S.5 
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keit, "weil derselbe jedoch w^en der Treppmaufgange und des Rauches 

unbeliebt blielV^l 

Iiti Jahr 1889 /og die l.iscnbalinverwaltunu tlic Koiiseqiien/en uiui verlegte 
den Fußgängersteg in die alte Residenzstadt Durlach. Doil stand nun der 
Steg, "jedoch ohne an Schönheit oder Zweckmäßigkeit gewonnen zu ha- 
ben-72. 

Im Jahr 1874 sorgte ein martialisches Ereignis für weiteren Unmut in der 
Bevölkenmg von Karlsnihe. Ein Kriegerfest mit mehreren tausend Teil- 
nehmern zeigte deutlich die Grenzen der Kapazität der bestehenden l Iber- 
gänge auf Es kam zu längeren Wartezeiten wegen geschlossener Schran- 
ken, wahrend der gerade erst errichtete Fußgängerüberweg sich lür den 
Transport der mi^efEttiften Waffen als gänzlich ungeeignet erwies. Die 
Konsequenz der Erfahrungen mit dem Kriegerfest wurden im Jahr 1877 auf 
Forderung des Stadtrats gezogen: Ein dritter NiveauUbergang wurde eröff- 
net (Gartensirasse). Damit existierten in der Stadt nunmehr drei Niveau- 
iibergänge 

Unter (ieni Fiiulruck des Verkehrschaos anläßlich des Kiie^crfesies. ent- 
schlossen sich eine BürgeiAcrtictung der Südstadl zu einer zweiten Petition 
an den Stadtrat nach der vom Jahr 1866. Weituhin fordertm die Emwcrfiiier 
des Bahnhofsvieitels eine grundsätzliche Lösung der Bahnhofsfi^. Das 
Handelsministerium, das die Petition beantwortete, legte im März 1875 fol- 
gende Altemativlösiingen der Bahnhofsfrage vor: 

- Verlegung des Personenbahnhofs nach Osten (Sclinitlpunki Rüppurer und 
Gottcsaucrstrassc). Dieses Konzept bezeichnete das llandclsininisterium als 
die Ideallösung, weil auf diese Weise allen Klagen über Behinderungen und 
Gefahrenpunkte "am gründlichsten abgeholfen werden könnte" 73. Aller- 
dings betteutete der projektierte Standort eine Verschiebung des Bahnhofs 
um 770 bzw. 1270 Meter74 aus der Stadt heraus. 

- Anlage einer Umgehung des Bahnhofs für den Gütervedcehr bzw eines 

eigenen Güterbahnhofs Diese Variante wurde allerdings zugleich vom 
Handelsniinisteriuin aus Kostengrüiiden abgelehnt. Die Kosten für die Um- 



71 StAK 1/H- Reg A 227r> Rcinhaid Baumeister^'Gutaditeii über die Karisniher 
Bahnhofsfi^e". 16.5.1898 

72 Sduietzler"Die Karisniher Bsdinhofsfrage". Karisnihe 1898, S.5 

73 Handelsministerium an Stadtrat \om 18.3.1875. in: Sclmetzler'^Die Karisniher 

BahnhofsfraLv" Karlsnihe I K^iH S 46-47 

74 Gemessen von den bestehenden Balmübcrgängen bttlinger Tor und Pnednchstor 
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gehiing allein wurde auf 637000 Mark geschätzt, die Errichtung eines eige- 
nen Güterbahnhofs auf 1353000 Mark'-\ 

- Hci stcIlunL; von Siiaßetuiberfahrten an den /.u dieser /eil liesiehenden 
beiden iiahiiübergäiigen. Der K.ostenvoraiischlag belief sich auf 350000 
bzw. 390000 Mark, also auf dk Summe von 740000 Maik. 
Das Handlesministerium vollzog ein Wende, die sich bei näherer Betrach- 
tung als neue Strategie herausstellte Der Staat lehnte die Bahnübergänge 
nicht mehr länger ab, er betonte allerdings, dass die Finanzierung nicht in 
seinen Aufgabenbereich falle Die l 'bcrbriickungen konnten also sofort ge- 
baut werden, aber nur bei weitgehender Kostenübemahme durch die Stadt. 
Der Staat war lediglich bereit, "von Seilen der Staats-Eisenbaiinvervvalluiig 
onterstOtzend iiiit(zu)wiik<»i"7^. Do' Konflikt wurde als ein grundsätzlidwr 
definiot: "Es bedarf wohl keiner weiteren AusfDhrung, daß der Betrieb v<m 
Eisenbahnen vielfach mit dem Straßenverkehr kollidiert, an dem emen Ort 
mehr, an dem anderen weniger"^?. Der Eisenbahnbetrieb hatte allerdings so 
viele volkwirtschaftlichc VoUcile, dass derartige Beeinträchtigungen zu- 
gunsten des Allgemeinwohls zu dulden seien. Die Karlsruher Bahnhofsfra- 
ge beinhaltete demnach die Abwägung von Allgeineininteresse, vertreten 
von den staatUchen Behörden, und Sonderinteressen, vertreten divch die 
Stadtgemeinde. 

Zwei Passagen in 6a Stelhingnahme des Handelanmisteriums provoziolen 
heftigen Widerspruch in den politischen Vertretungen der Stadt. Zum einen 
die Anschauung der staatlichen Seite, dass die Kosten einer Beseitigung der 
Verkehrshindernisse von der Siadigcnieinde zu tragen seien. Zum anderen 
die Radikallösung einer Bahnhofsverlegung. 

Der Stadtrat argumentierte in der Kostenfirage mit dem Verursacherprinzip. 
Der Bahnbetrieb und dess«i Ejqpansion in den letzten 15 Jahren führte die 
Veikehrsstörungen herbei und nicht der Urbanisierungsprozess. Dieses 
Wachstum der Stadt reklamierte der Stadtrat nunmehr als eine votfaersehba- 
re Entwicklung, auf die bereits bei den Planungen hätte eingegangen wer- 



75 Das Handelsministerium kommentierte: "Da dieser Aufwand ganz außer allem 
VeriiSltnis zu der erzieh werdenden Erleichterung der Bahnübergänge für den 

Straßenverkehr stellt, so wird die Herstellung der genannten V'erbindiingskiin c 
nicht weiter in Betracht kommen kömicn". in: Schnctzlcr:"Dic Karlsruher Balin- 
hoMuge". Karismhe 1898. S.46 

76 Handelsministerium an Stadtrat \om 183.1875. in: Schnetzler^Die Karisniher 
Bahnho&fis^e". Karlsruhe 1898, S.47 

77 ebd. 
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den müssen^S. Die Kollision von Eisenbahn und Stadtentwicklung resultier- 
te somit aus einem Versäumnis der Eisenbahndireküon bei der Planung d^ 

Anlagen, 

Mit dem Voisclilag des Handelsministerium zu einer Radikallösung der 
Vericelusprobleme durch dne Bahnhofsverlegung, wurde erstmals ofiBziell 
eine Alternative ins Spiel gebracht, die in den nächsten 25 Jahrm zu einem 
Hauptkonfliktpunkt zwischen Stadt und Staat, sowie in der öffentlichen 
Auseinandersetzung wurde. Der Stadtrat protestierte heftig gegen jede Pla- 
nung in dieser Richtung. Die Beziehung von Stadt und Risenbahn hatte sich 
seit der Einführung in den 1840er Jahren grundlegend gewandelt. Wurden 
im Jahr 1843 die Baluüiulbanlagen auf Distanz zu den zentralen Oiten der 
Stadt gehalten und an die Peripherie verwiesen, erschien jetzt in den 1870er 
Jahren die zentrale Lage des Bahnhofs als existenziell für die StSdte. Auch 
die größten finanziellen und technischen Belastungen wurden in Kauf ge- 
nommen, um das Zentrum der Stadt mit dem Zentrum der Mobilität zu einer 
Einheit zu verschmelzen. Der Karlsruher Stadtrat verwies auf die Beispiele 
Stuttgart und Zürich, um diese Anschauung zu belegen. Das "Herz" der 
Stadt sollte mit dem Mittelpunkt des Verkehrs identisch sein. Die Bedeu- 
tung des Bahnhof für tmt moderne Stadt imirissen die Gemeindevolreter, 
in dem sie ein Bild von Karlsruhe nach der erfolgten Bahnhofsverlegnng 
zeichneten. Der bedeutende Personen- und Güterverkehr der badischen 
Metropole würden schwere Einbußen erleiden. Der Lokalverkehr fast zum 
Erliegen kommen. Die ökononiischen Konsequenzen stellten diese Visionen 
allerdings noch in den Schatten, denn "der Handel und die Eivverbsthätig- 
keit der Residenz Karlsruhe (würden) nahezu vernichtet werden"'''. Die 
Existenzgrundlage der Stadt schien gefährdet und das alles "nur" wegen 
einer Verlegung des Bahnhofs um 1 km. Auch die Besitzveifaahnisse und 
der Immobilienwot hingen an dem Standort des Bahnhoife. Der Stadtrat 
schloss seine Horrorvision mit dem Hinweis auf den unausweichlichen 
Rückgang des Wohlstandes der Stadt Karlsruhe ohne den Bahnhof an sei- 



78 "Zur Zeit als die Eiscnbalin erbaut wurde, befanden sich bereits eine .Anzahl \on 
Häusern und gewerblichen Etablissements in den sogenanten Augärlcn, dem heu- 
tigen Bahnhofsstadtteil, und es mochte wohl schon damals keinem Zweifel unter- 
liegen, daß wenn die Veifaflitnisse eintreten sollten, die eine räumliche VergrOOe- 
ninu unserer Stadt als notAvendig erscheinen lassen, nur dasjenige ( ) Gelände 
(..) sich vorzugsweise zur Anlage eines neuen Stadtteils eignen dürfte", in: Stadt- 
rat an I^delsministerium vom 28.4.1875. in: Scbnetzler^Die Karisraher Bahn- 
hofsfrage Karlsruhe 1898,8.47-48 

79 Stadtrat an Handelsministerium vom 28.4.1875. in: Schnetzlcr:''Die Kadsnihcr 
Bahnhotsfragc . Karlsruhe 1898, S.47 
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ner jetzigen Stelle - für die Bürgervertreter nur noch eine Stadt im Nieder- 
gang 

Die Identifikation mit dem Bahnliofsstandort zeigt wie stark wiilschaftiicher 
Aufschwung und Wolilstand mit dem Faktor Eisenbahn identifiziert wur- 
den. Die Metapho: des Nationalökonomen Friedrich List von der "Volks- 
woUfahrtsmascfaine" verdichtete sich zu einer gesellschafUichen Realität 

Eisenbahn stand für Fortschritt und von der Eisenbahn abgehängt zu wer- 
den, bedeutete nicht mehr Schritt 7.n hallen. Die Karlsruher IJahnhofsfrage 
entwickehe sich zum entscheidenden Faktor eines bürgerhclicn Idcntifikati- 
onsprozesses'*". Der Konthkt um Verkehrschancen beinhahete einen 
"kämpf um Pariizipationschancen in der moderaen städtischen Gesell- 
schaft. 

4.2 Pläne zur Bahnhofserweiterung 1882- 1884 

Ende des Jahres 1881 verdichteten sich in der Stadt Gerüchte um eine ge- 
plante Frvveiterunu des Cmpfangsgebäudes und der Gleisanlagen des Karls- 
niher Bahnliots. Die ausjjesetzte Karlsruher Balinhofshrage wurde erneut 
akut. 

Im Jahr 1S80 erreichte die Anzahl der an d^ Station Karlsruhe vetkauften 
Fahikartm fast die 600000er Marke gegenfiber ca. 240000 Reisenden im 
ErOffiiungsjahr 1844. Die Einnahmen der Eisenbahndirektion aus Personen- 
und Güterverkehr überschritt die 2 Mio. Mark. Damit hatten sie Ii die Ein- 
nahmen um den Faktor 10 erhöht*^'. Eine weitere Expansion war abzusehen. 
Auf das gesieiuerte \ erkchrsaufkommen rcagiei le die Generaldirektiou mit 
Planspiclcn zu einer LiAveiterung des Balmliofs. 

Diese wurden allefdings nur iabaca ausgearbeitet, während in der Stadt die 
Unruhe wuchs. Am 5. Januar 1882 schließlich entechloss sich der Stadtrat 
zu einer offiziellen Anfrage an die Generaldirektion der Großherzoglichen 

Staatseisenbahnen inn endlich Klarheit über die Pläne zu erhalten Die 
Antwort der Gencialdiiektion fiel unerwartet wortkarg und abweisend aus. 
Der Stadtrat vmrde lediglich davon in KeniiUiis gesetzt, "daß wir nicht er- 



80 Allerdings crrcichicn diese Idcntifikationsprozcssc rund um die Bahnhofsfragc 
nie die Dimensionen, wie z.B. in Obeihausen, wo sich das städtische Selbstbe- 
wußtsein fast ausschließlich auf die Eisenbahn bezog. In Karisnihe traf die Ei- 
senbahn auf eine bestehende Stadt und schuf sich niebt um die Schienen herum 
ihre eigene Stadt, wie in Obeiüausen. siehe: Heinz Reil; "Die verspätete Stadt. 
Indiistrbdisiening, städtischer Raum und Politik in Obeihausen 1846-1929". Köhl 
1993 

81 Statistische Anuaben nach Städtische Archivlu3inimi88ion:''Chn>nik der Haupt- 
und Residenzstadt Karlsmhe" 
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mächtigt sind dem gestellten Ansuchen um Aufschluß über die in Aussidtt 
genommene Erweitenmg des hießigen Balinliofs zu entsprechen"^^ 
Dass die Plane auf indirekten W egen deiuioch bereits in dci Stach kuisier- 
ten, belegen Leserbriefe an die Lokalzeitungen, die sich mit der Bahnhofs- 
frage auseinander setzten. Am 13. Januar z.B. veröfTendichten die Karlsru- 
her Nachrichten eine Stellungnahme eines Herrn "Biermaier, Partikuli»r, 
Rentner und Privatmann" 83. Herr Biermaier beeilte sich zii betonen, dass er 
"nicht Bewoliner oder Besitzer im Bahnhofsstadttheil und (bin) auch nicht 
Techniker, wo von der Sach etwas versteht" war, sondern völlig "ohnpaitci- 
lich" Die Fiaue der Entwicklunu des Bahnliofs berührte starke ökoiu'nii- 
sehe Interessen iiuieihalb der Stadt, wie es sich schon in der entscliiedenen 
Ablehnung des Vedegungsphmes der Generaldirdctioo aus dem Jahr 1S75 
durdi den Stadtrat geze^ hatte. Dieser unpartdlidie Karlsruher Bfliger war 
von einem "Bekannten bei der Generaldirektion" Uber folgende Pläne in- 
formiert wurde: Erweiterung des Bahnhofs an seiner jetzigen Stelle mit Un- 
tertunnelung der Bahnzugänge fiir das Reisepublikum und eine Neuanlage 
des Bahnhofs als hochgelegte Koplstation, Die Pralcren/en der Geneialdi- 
rektion waien laut dieser Gerüchte klar verteilt, "dann aus der erhöhten 
Kopfstation wird glaub' ich doch niclits, das hab ich meinem Bekamiten 
von der Direktion schon am Gesicht angesehen", in den Diskussionen unter 
den Einwohnern der Stadt, spielten auch regionale Animositäten eine große 
Rolle Die Konkurrenz der badischen Städte ließ bei den Einwohnern dex 
Haupt- und Residenzstadt die Meinung aullotnnien, das Stiefkind der I an- 
dcspolitik zu sein und vor allem hinter Mannheim als Industncmonopole 
zurückzustehen. Der Bnefschreiber betonte diese Erwartungshaltung der 
Karlsruher detm auch stark und plädierte für die Beibehaltung des jetzigen 
Bahnhofs, "sonscht heißt's nur wieder im Land drauß, wir Ihäten hier in d'r 
Residenz das Land viel Geld kosten, und mir hätten trotz dieson Vorwurf 
doch nichts Rechtes". 

Eines machen die Eingabe des Stadtrats und die öffentliche Diskussion al- 
lerdings deutlich Mit der Desuifonnationspolitik der üeneraldirektion 
wuchs die Unruiic und die Unzufriedenheit unter den Bürgern der Stadt. 
Politische Vertreter und Bürger forderten ein Paitizipationsrecht an Ent- 
scheidungen dieser Tragweite für die Stadt. Die Bahnhofsfrage entwickelte 
sich zunehmend auch zum Konflikt zwischen staadichen und städtischen 



82 Generaldirektion ati Stadtrat \om 23.1. 1882. in: Sclm6tz]er1>ie Karlsniher 

BahnhofsfraHC - Karlsaiiic 1S9S, S4<^ 

83 Karlsruher Nachrichten 1 3 . L 1 882 " tingesandt" 
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Institutionen, zwischen Staatlicher Direktive und Autorität und bürgerUcher 

Mitbestiininung. 

Die Information \on Stacltvcrwaltiing und Bürgern erfolgte erst nachdem 
die Fakten gesciialten waren und auch dann noch indirekt. Die üeneraldi- 
rektion legte der zweiten badischen Kammer im Februar 1S82 das Eisen- 
bahnbudget für die Jahre 1882/1883 zur Beratung vor. Unter Punkt 20 der 
Budgetvorlage erschien die "Erweitmuig des Personenbahnhofs in Karlsni- 
he"84. 

Die Fiscnbahnvervvaltung konstaticHe die Unhaltbarkeit der gegenwärtigen 
Zustände. Aufgrund der Zunahme des Verkehrs konnten die bestehenden 
Anlagen den gestiegenen Anlorderungen nicht mehr entsprechen. Als 
Haiq>tmängel momeite die Generaldiiektion die Größe der Gleisanlagen, 
sowie den Zugang zu den Gleisen f&r das Publikum. Die begrenzte Zahl der 
zur Verfügung stehenden Gleise fährte behn Betrieb zu erheblichen Risi- 
ken. Die aus- und etnfahrenden Z^e kreuzten sich, so dass eine ständige 
Gefahr von Kollisionen gegeben war. Der Zugang zu den Gleisen war fiir 
das Publikum nur niöglicli durch die Übeitiuci ung der Hauptgleise. d Ii die 
Reisenden mussten auf ihrem Weg zu oder von den Zügen die Gleisanlagen 
direkt übenjueren. Auch dies bedeutete natürlich dn Sichefheilsnsiko ersten 
Grades. Die Generaldirektion schloss die Betrachtungen über die gegenvi^- 
tigen Mangel der Bahnhofsanlage mit dem dringenden Appell: "Langerhin 
die Verantwortlichkeit für die so täglich gefährdeten Menschenleben und 
für die drohenden materiellen Verluste ZU tragen, kann der Betriebsverwal- 
tung nicht zugemutet wcrdcn"'^^. 

Die Eisenbahnverwaltung sorgte sich außer um die Gesundheit der Reisen- 
den auch um deren Bequemlichkeit. Im Vergleich der Bahnstationen von 
der Bedeutung des Balmknotenpunkts Karlsruhes^ schnitt Karlsruhe mit 
seinen Bahnhcrfsanlagen aus dem Jahr 1843 schlecht ab. Das Empfangsge- 
bäude konnte die Menschenmengen, die vor allem an Sonntagen den Bahn- 
hof bevölkerten kaimi mehr aufnehmen. Räumlich getrennte Personen und 
Gepäcksclialter fehlten ganz. Die Bahnsteige waren ebenfalls für ein ande- 



84 Vorlage des Eisenbahnbudgets 1882/83 an die zweite badischc Kammer. Nr. 20 
"^Erweitening des Personenbahnhofs in Karlsruhe", in: Schnetzler:"Die Karlsni- 
herBahnhofsfiage'^ Karlsruhe 1898. S.49-51 

85 Vorlage des Eisenbahnbiidgets ISXZ/S.i an die zweite badische Kammer. Nr 20 
"Erweiterung de.s Pcrsoncnbaiuüiofs in Karlsruhe", in; Scluietzlcr:"Dic Karlsru- 
ber Bahnhofsfrage Karlsruhe 1898, S.49 

86 Id Karlsruhe kreuzten sieli zu dieser Zeit sechs Hauptlinicn Da\ on die stark fie- 
quenticrtcn Nord- Süd- \chse Fninkfurt/ Mannheim/ Basel und West- Ost- Ver- 
bindung über den Rlicui (Ptalz, tlsab). 
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ICS VerkehrsaufT<ommen konzipiert. Einen Eindnick von den z.T. chaoti- 
schen Zuständen v ermittelt die Beschreibung der Direktion: "Zu Zeiten 
stärkeren Verkehrs, wie er in der Regel den ganzen Sommer über andauert, 
entsteht auf denselben (Perrons, ü.ü.) bei jedem Zug ein üedräiige von 
Menschen, Gepäckstttcken und Kanoi; ein Zustand, der die unvenneidli- 
chen ReiseupannehmHchkeiten weit übersteigt und die Merkmale eines 
ernstlichen Uebelstandes an sich trägt"87. 

Sodann erörterte die Generaldirektion die möglichen Alternativen zur Be- 
hebung der Mißstände Wie schon im .lahr 1874 erblickte die Risenbahn- 
verwaltunu die Ideallösung in dem Radikalmittel der Bahnhofsveiiegung. 
Nur aul diese Weise koimie eine endgültige und angemessene Veränderung 
der Vefkefarsvoliiltnisse enddt weiden. Allerdings ging die Verwaltung 
sogleich wieder auf Distanz zu den Veriegungsplänen. Aus zwei Gründen 
erschien diese ultimative Veifoesserung der Verhältnisse ausgeschlossen: 
Zum einen prophezeite die Direktion eine Entscheidungsphase mit Flä- 
mings- und Bauzeit von mehreren Jahren. Während dieser Zeit mussten oh- 
nehin Provisorien geschaffen werden, da eine Fortführung in den bestehen- 
den Anlagen ausgeschlossen vvwdc. Zusammen mit den technischen und 
finanzidlai Belastung^ dieser Interimsphase, standen dem Vorlegungspro- 
jekt zweitens zusätzlich die Kosten der Neuanlage en^egen. 
Eine weito« Alternative, die mit einem Schlag den Konflikt zwischen städ- 
tischem Verkehr, Stadtentvvicklung und Eisenbahnverkehr aufheben konnte, 
lag in einer Höherlegung des Baiinhofs an seiner jetzigen Stelle Somit war 
eine neue Bahnhofsanlage, die Verbindung des durch die Bahnlinien abge- 
schnittenen Stadtteils mittels Unterluhningen und die Walnung der Vorteile 
des Standorts in unmittelbarer Stadtnähe zugleich möglich. Diese Variante 
veranschlagte die Generaldirektion allerdings auf 5 Mio. Mark, und damit 
als untragbar. Das Urteil lautete knapp: "Ahet es muß angesidbts emes 
Aufwands, der auf mindestens fünf Millionen Mark geschätzt wird, zur Zeit 
jeder Gedanke an eine Ilöherlegung des Bahnhofs aufgegeben werden"^^. 
Als einzige realisierbare Lösung setzte sich die Eisenbalindiiektion für die 
Erweiterung und bauliche Umgestaltung der bestehenden Bauiichkeilen ein. 
Darunter verstand die Direktion die Vennelmmg der Gleise, die Verlange- 



87 Vorlage des Eiscnbahnbiidgcts 1SS2 'X3 an die zweite badische Kammer. Nr 20 
"Erweitcixing des Personcnbaiuüiofs in Karlsruhe", in: Schnetzlcr:"Dic Karlsru- 
her Bahnhofsfragc Karlsruhe 1898, S.49 

88 Vorlage des Eisenbahnbudgets 1 882/83 an die zweite badische Kammer, Nr.20 
"F.rweitening des Personenbahnhofs in Karlsruhe", in: Scluietzler:''Die Karlsru- 
her Balmhotsfiage". Kailsruhe 1898, S.5Ü 
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Ring und Verbreitenmg der Bahnsteige und die Anlauc \ on Zugangstunneln 
für die Reisenden /.u den Bahnsteigen Hierfür beantiagte die Verwaltung 
den Betrag von 700000 Mark, die mit dem Budget 1882 83 in der zweiten 
Ranuiier zur Beratung und Abstinunung standen. Die Eisenbaluiverwaltung 
Stellte dem Parlament diese Improvisatioiislösuiig als mcht nur kuizfiistige 
Reparatur der Veriiflltnisse vor, sondern als eine langfristige Lösung der 
Vericelu^robleme. 

Hiervon konnte natürlich keine Rede sein. Wie schon 7 Jahre zuvor ver- 
schob man eine Entscheidung und tatsächliche Lösung der Probleme zu- 
gunsten enies Provisoriums Obwohl schon absehbar war. dass die Ver- 
kehrsentwicklung diese Planungen sehr bald zur Makuhilur machen würde, 
bildete dkse Lösung doch die kurzfiistig gesehm billigste Variante. Die 
Dtrdctioii selbst gab ihrem Provisorium eme maximale Lebensdauer von 10 
Jahren. Zur Legitimation stellten die Beamten der Eisenbahnverwaltung ein 
interessantes Rechenmodell auf. Bei 10 jähriger Dauer der Erweiterungslö- 
snng. konnte die dann doch notwendige Radikallösung (VerleguuL' oder 
Hölicrlcgung) aus den Betriebsmitteln bcstrnten werden ' Diese Behauptung 
belegten sie mit der Hypothese, dass die aktuellen Erspaniisse durch die 
Interimslösung so hodi sden, dass allein der Mehrbetrag der Zinsoi fOr 
zehn Jahre die Verwiridichui^ der Radikallösung im Jahr 1892/93 decken 
wOrde. Die Kostenersparnis wurde auf 1,7 Millionen Mark veranschlagt'^. 
Statt einer Gesamtplanung, die versuchte Stadt- und Eisenbahninteressen zu 
vermitteln, regierte das Diktat der kur/fristigen Haushalisplatning. Wie we- 
nig Konzept hinter den Planungen der Duektion stand und wie sehr das Er- 
weiterungsprojekt eine Notlösung aus unhaltbaren Zuständen heraus dar- 
stellte, wird klar, wenn das Problem der innerstädtischen Mobilität und 
Stadtentwicklung ins Blickfeld ruckt: Dieses Thema existierte in den Pla- 
nungen der Direktion flborhaupt nicht 

Gegen die vollendeten Tatsachen der Generaldircktion formierte sich Wi- 
derstand in der Einwohnerschaft \on Karlsruhe Die Verkelirssituation an 
den niveauuleichen Bahnübergangen hatte sich nnt der Zunahme der Zug- 
frequenz und den z. 1. auf den Übergängen durchgeführten Rangierarbeiten 
erheblich verschlechteil. Eine Verkehrszälilung aus dem iahi 1884 ermittel- 
te folgende Zahlm: In der Zeit zwischen 5 Uhr morgms und 10 Uhr Abends 
erfolgten durchschnitdich 164 Absperrungen auf den Obergingen in das 
Bahnhofsstadtteil Diese 164 Straßensperrungen dauerten insgesamt 596 
Minuten, also nahezu 10 Stunden. Bei einer Erweiterung nach den Planen 



89 Dur Neubau des Bahnhofs, der mit Zcitver/öuening im Jahr 1906 in Angriff ge- 
nommen \Nurdc, kostete schließlich 35 Mio. Mark 
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der Eisenbalinvenvaltiinii, war mit einer erheblichen Zunahme der Sper- 
rungsan/ahl und -Dauer /.u recinien Kein Wunder also, dass sich "gegen 
dieses Projeivt (geht) die heftigste Agitation der Inesigen Bürgerschait" ent- 
ialteie und eme "heftige Bewegung"^^'' entstand. 

An der Spitze dieser Agitation banden die Gewerbetreiboiden, die durch 
die Zeitverzögeningen beim Transport mit Lastfuhrwerken starke ökonomi- 
sche Nachteile reklamierten. Den Höhepunkt der öffentlichen Proteste bil- 
dete schließlich eine Versammlung, die vom Vorsitzenden der Handels- 
kammer Karlsruhe initiiert wurde. Die Zeitungen berichteten von dem her- 
ausragenden Echo auf die Einladung, auf die "sich eine solch' zahlreiche 
Versammlung einfand, daß der große Eintrachtsaal die Teünelmier kaum 
Alle zu fassen vermoclite''91. Diese Angabe ist Anhand eino* Petition zu 
quantifizieren, die von der Versammlung gebilligt und an den Stadtrat über- 
stellt wurde. Auf ihr fanden sich 330 Unterschriften^^. Um das Gewicht 
dieser Unterschriftenliste zu beurteilen, ist ein Blick auf die Benifsangaben 
der Unterzeichner aufschlussieich niitspiecliend der Einladung durch den 
Vorsitzenden der Handelskammer, unterzeichneten nahezu alle (jewerhe- 
treibenden der Alt- und Südsiadl, d.li. der durch die Verkehrsbehinderungen 
direkt betroffenen Stadtteile. 

Die Unterzeichner forderten den Stadtrat au^ "er wolle mit allem Nach- 
dnidE und mit Aufgebot seines ganzen Einflusses (..) dahin wiricen, daß das 

(. ) in Aussicht genommene und von Großh. Finanzniinisterium vorgelegte 
Projekt unter keiner Bedingung zu .Ausführung uelange"*'^ (Hei*\ im O- 
rig.). Unter Hinweis auf den pio\ isorischen und unzulänglichen Charakter 
der Planungen der Geneialdirekiion, der nachteiligen Holgen für die Stadt 
und der Scliädiguig der wirtschaltliclien Interessen ihrer Einwolmer, stand 
am Ende die Forderung, "daß die Hauptstadt des Landes und die Residenz 
des regierenden Fürsten eine ihrem Range entsprechende Bahnhofanlage 
doch wohl sollte beanspruchen können"'^'*. Der Balmhof war längst im Be- 
wusstsein der Zeit zu einem der zentralen Bauwerke einer Stadt aufgestie- 
gen. In diesem Repräsentativgebäude stellte sich eine Stadt nach außen dar. 
Der Baluiiiot nalim die Fmiktionen eines Stadttores wähl', durch üm betraten 



90 Badischcr Bcobaclitcr 2? 2 1 882 "Lokales'' 

91 KarlsiiOicr Naclinchccn 24.2. 1 882 "Bahnhoffrage" 

92 Karisniber Nachrichten 26.2.1882 "Mttdieilungen aus der Stadtratssitzung von 

heute" 

93 Abdnick der Petition in: Karisruher Nadirichten 22.2. 1 882 "Die Eingabe" 

94 ebd. 
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die Reisenden den Stadtiauni. In den Kathedralen der Mobilität matenali- 

sieitc sicli das Fortscliriltshcu iisstsem 

Die Diskussion auf der HandclskamnieiA ersaninilunu verlief enideutiL! zu- 
guuilen des Projekts einer Ilochlegung des Bahnhols an seiner alten Stelle. 
Lediglich Stadtrat Neriinger venachte eine Festlegung auf den gegenwärti- 
gen Standort zu veriiindem. Seine Wortmeldungen gingen allodings im 

Widerspruch der Mehrheit der Anwesenden unter. 

Neben den ökonomische Interessen, führte auch die Behandlung der Stadt 
durch die Staais\ erwaltung zu einer Auflieizung der Atmosphäre Fabrikant 
Schwiiult uab der alluememeii Stinuuuiig Ausdruck, wenn er "besoiKlets die 
Heimlichkeit, mit welcher man in dieser f rage gegenüber den Inteicsscnten 
vorgegangen sei^W angriff. 

Dass die Resolution der Gewerbetreibenden der Alt- und Südstadt nicht die 
gesamte ÖffentUchkeit der Stadt reprBsoitierte, zeigt die durchaus gespalte- 
ne Berichterstattung in der Presse. Die "Badischc Landeszeitung" nahm im 
Febniar mehrfach zugunsten einer Verlegung des Bahnhofs Stellung Die 
Verlegung bedeutete zu diesem Zeilpunkt noch das Projekt einer liocbueleg- 
ten kopfstation. Es deutete sich zu diesem fiühen Zeitpunkt im Jalir 1882 
bereits an, dass die BahnhoMrage auch inneibalb der Einwdmerschafl 
staike Kontroversen auslösen wfirde und zu einer Spaltung der städtischen 
Öffentlichkeit fuhren konnte. 

Die Diskussion in der Stadt, die durch die Pläne der Gen»aldirektion zur 

Bahnhofserweiterung ausgelöst wurde, fand auf der Basis eines Konsenses 
statt; Nur ein xölligcr Neubau des Bahnhofs kam als Lösung in Frage. Nur 
diese Radikallösung konnte die bestehenden Missstände sowohl des Balm- 
betriebs als auch des innerstädtischen Verkehrs dauerhaft beheben. Jede 
weitere Rqiaratuimaßnahme im Rahmen der gegenwärtigen Situaticm muss- 
te abgeldmt werden. Die eindeutige Abldmung des Konzeptes der Eisen- 
bahn direktion, wurde auch durch das schon demonstrative zu nennende 
Desinteresse der staatlichen Verwaltung an den städtischen Belangen pro- 
\ozieit. Allein auf die Belange des Eisenbahnbetriebs konzentriert, hatten 
die Lisenbahningenicure oftcnsichtlich vergessen, dass diese in ein urbanes 
Umfeld eingebettet wai\ Eine „rem technische", isolierte Betrachtungsweise 
der Karisniher Bahnhof^nge stellte sich als eine Illusion heraus. 
Der Stadtrat gab der Stimmung in der Bevölkerung Ausdrude, wenn er am 
2. März 1882 in einer Petition an das Finanzministerium forderte, „die 
Großh. Regierung wolle die beabsichtigten Bahnhofabänderungen vorerst 
nicht zur Ausfiilirung brmgen, sondern die Voruntersuchungen zu einer 



95 ebd. 
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endgiltigcn Entscheidung der hiesigen Bahnhofsfrage anordnen"''^\ Gleich- 
zeitig mahnte der Stadtrat an. dass bei der Bahnhofsfrage zwei Perspektiven 
und HrfoKleniisse /u hcriick^icliiiLicn waien: die des Staatsbahnbetriebs und 
die besonderen Interessen der Stadl Js^ailsrulie. 

Die Mahnung des Stadtrats fiel allerdings auf keinen firuchtbaren Boden. 
Auf die Petition vom 2. März erfolgte zunächst keine Antwort, während die 

Behandlung der Bahnhofsfrage in der zweiten badischen Kammer bereits 
fiir den 18. März angesetzt war. Deshalb wandte sich die Stadtverwaltung in 
einer Petition direkt an das Parlament. Dabei ging der Stadtrat von seiner 
Forderung einer Radikallosung durch Neubau ab. Der Stadtrat „minderte 
aber bei der HolTnungslosigkeit weiieigeheiider Wünsche sein Begeluen 
daliin**97 ab, dass mm auch die Sdiafihog von Übabrfidamgen als Notlö- 
sui^en wieder in die Diskussion eingebracht wurde. Die zweite badische 
Kammer genehmigte in ihrer Sitzung vom 18. März 1882 das Eisenbahn- 
budget und damit auch die Cnvciterungspläne der Cicncrnldircktion für den 
Karlsruher Bahnhof. Einschränkend überwies der Landtag aber auch die 
Petition des Stadlrates an die GroßherzogUche Regierung und emptaiii de- 
ren Aimalime. 

Die Eisenbahndfardctic»! reagierte hierauf gezwungeneimaß«! und richtete 
an den Stadtrat die Auffcudenmg, die Wtlnsche bezüglich der Erwdtenmgs- 
arbeiten vorzulegen^S. Die Fofmulimmg der Eisenbahnverwaltung ließ tt- 

ber die Chancen einer Mitsprache allerdings keine Illusionen aufkommen. 
Die Venvaltung empfand die Stadtvenvaltung als Störenfried, und versuch- 
te sie /u neutralisieren: "Wir müssen indessen sogleich bemerken, dass die 
beantiagten Mittel füi" die projektieile, llmen bereits bekaimte Erweiterung 
des Personenbahnhofs so loiapp bemessen sind, dass hiervon zu anderweiti- 
gen Zwecken aller Wahrsdieinlichkeit nach auch absolut nichts verfügbar 
werdoi wird'^^P. Mit den anderwotigoi Zwedcen waren die biteiessen der 
Stadt Karlsruhe an einer Lösung der innerstädtischen Verkehrsproblematik 
gemeint. Sp.ätcstens durch die l'infiigung der Worte „absolut nichts'" wurde 
aus dem Antwortschreiben der Direktion em Aüront gegen die Stadt und 
ihre Bürger. 



96 Schnctzlcr:"Dic Karlsruher Balinhoftfragc ' Karlsnihc 1S9X. S 7 

97 Schnctzlcrr Dic Karlsruher Bahnhofsfrage". kailsruhc 1898, S.7 

98 Generaldirektion an Stadtrat vom 21.4.1882. in: Schnetzler^e Karlsruher 

Bahnhofsfrage - Karisnihe 1898. S.54 

99 Gcncrnldircktion an Stadtrat vom 2 1 4.1882. in: Sclmetzler:"Die Karlsruher 
Balinhofsfragc". Karlsruhe 1898, S.54 
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Die Reaktion der Stadh envaltiinu fiel entsprechend aus Nach einer kurzen 
Bedenk/.eit, lehnte der Stadtrat eine Stellungnahme /um Schreiben dci Di- 
rektion ab und brachte seine Empöruniz zum Ausdruck, dass alle Emgaben 
der Stadt und ihrer Bürger „keiner Erwaluiung würdig befunden wur- 
den** 100. Gleichzeitig teilte die Stadt mit, dass der im Jahr 1872 »richtete 
Fußgin^erOberweg wegen fehlender Funktionsfähigkeit besser abgerissen 
werden sollte. Damit dokumentierte der Stadtrat seine Einschätzung der 
„Notbehelfe" der Eisenbahn Verwaltung, Das Schreiben mündete in Sarkas- 
mus, wenn die Stadt der Eisenbahndirektion vorschlug, ob ,,man nicht etwa 
die beiden Landfesten als Bel\ edere ohne Brücken\ erbuulung fortbestehen 
lassen wollte '1^'. Die Brückenpfeiler neben der Balmstiecke, nach Abbruch 
der Obeibrückung soUtm als Denkmal für die Weitsichtigkeit und Zweck- 
mäßigkeit der Planungen der staatlidien Eisenbahnverwaltung eihalten 
bleiben. 

Noch vor der Sitzung der zweiten Kammer am 18. März 1882 beauftragte 
der Stadtrat Prof Baumeister von dei Technischen Hochschule in Karlsruhe 
mit einem (uilachlen zur BahnhofsiVage Dnnnt \ ersuchte der Stadtrat eine 
eigene Aigumcntationsgrundlage aufzubauen, die auch gegen das Sachwis- 
sen der Eisobahnverwaltung angewandt waden konnte. Banmeista' hatte 
versucht, der Stadtplanung eine wissenschalUiche Ausrichtung zu geben 
und gehörte zu den fülu-enden Stadtingenieuren. Zudem konnte er auf eine 
reiche Erfahnmg im Eisenbahnbau zurückblicken, war er doch in den Jah- 
ren 1857- 1862 selbst in den Diensten der badischen Eisenbahnverwaltung 
tätig, kannte sich somit in der Problematik genauestens aus Der Schritt der 
Stadt zu einem unabhängigen Sachverständigengutachten und der Ausnut- 
zung des technischen Sachverstandes vor Ort bedeutete, dass sie nicht mehr 
bereit war, den staatlichen Stellen allein die Kompetenz in Infiastrukturfra- 
gen zu überlassen. Baumeister personifizierte auch in den folgenden Jahren 
der Auseinandersetzung das wissenschafilichc Gegengewicht der Stadtinte- 
ressen gegen die v erbeamteten Techniker der Eisenbahnverwalhing 
in seinem kurzfristig erarbeiteten Gutachten ging Baumeister auf die in der 
Öffentlichkeit erörterten Alteniativprojekte ein. Der ErvveUerungsplan der 
Generaldirektion für den bestehenden Baimliof konkurrierte dabei mit den 
Plänen für eine völlige Neuanlage des Bahnhof: 



100 Stadtrat an Geneialdirektion vom 26.4. 1 882. in: ScbnetzIer^Die Karlsruher 

Bahnhofsfrage'-. Karlsruhe 1898, S 54-55 

101 Stadtnit an Gcncnildircktion vom 26.4.1882. in: Sclmetzler:"Die Karlsruher 
Baimhotstragc". Karlsrulae 1898, S.55 
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Bei einer Erweiterung der bestehenden Anlagen blieb das Verkehrsprobleni 
ungelöst. Als einziger Ausweg erschien der Bau von Überbriickuiigen statt 
der bisherigen Niveauübergänge, wie sie von der Stadt schon ni den Jahren 
1871/72 von der EisenbalinverwaUung gefordert wurden. Das Konzept der 
Bahnvcfwaltung beuihaltete auch gleichzeitig die Entscheidung zugunsten 
der Übeiftthningeii, wem die Stadtinteressen überhaupt berücksichtigt wer- 
den sollten. 

Für die Neuanlage des Bahnhofs statiden verschiedene Konzepte zur Verfü- 
gung Die Beibehaltung des Standorts konnte nur bei einer gleichzeitigen 
Ilöherlegunu der Bahnanhigeii auch die Wrkehrsproblenie beseitigen. Bei 
cuier Verlegung des Bahnliols konnte die städtische \ erkehrsinliasiruktur 
schon bei der Standortsuche in die Entscheidungsfindinig als Faktor einflie- 
ßen. Grundsätzlich standen dabei zwei Bahnhofetypen zur Auswahl: ein 
Durchgangsbahnhof bzw . ein Kopfbahnhof. Baumeister erörterte insgesamt 
5 Projekte mit einem Kopfbahnhof an unterschiedlichen Standorten, sowie 
ein Projekt eines Durchgangsbahnhofs 

Das Urteil des Sacin erständigen fiel eiinlcuiig /u Gunsten cuiei Beibehal- 
tung des Standorts des gegenwärtigen Baluihofs aus. Die Einbindung ni die 
Stadt, die Nfi!» der zentralen städtischen Ehirichtungen und des Handels- 
mittelpunktes der Stadt, etftlllten die stadlplanoische Idealvorgabe ein«r 
Identität von Stadtzentrum und Veikehrszentrum. Damit hatte Baumeister 
die Bahnhofsirage auf zwei Alternativen eingeschränkt; Erweiterung bei 
gleicli/citigem Bau von fahrbaren l hcrführungen nach dein Konzept der 
Eisenbahnverwaltung. oder die Ncuanlagc eines repräsentativen Bahnhof 
bei gleichzeitiger Höherlegung der üleisanlagen. Statt der Überfühningen 
konnten in diesem Fall beliebig viele Durchgänge unter den Bahnanlagen 
zur Veibindung 6er Stadtteile beigestellt woden. Dass aui^ dieses Projekt 
von Baumeister seine Probleme aufwarC verdeutlicht die Visualisierung der 
Konsequenzen. Statt der bisherigen ebenerdigen Gleisanlagen würde bei 
Versvirklichung des Baumeisterprojektes ein etwa 5 Meter hoher Bahn- 
damm die Stadt durchschneiden. 

Die Beauftragung des Stadtbauingenieurs Baumeister mit der Ausarbeitung 
eines Gutachten für die Stadtverwaltung, beinhaltete eine Infragestellung 



102 Die Standorte in der Diskussion waren die folgenden: 

Kopfstntion mit Front am Fricdrichstor 
Kopfstaiion mit Front an der Adlcrstrasse 
Kopfstatton mit Front an der Ettlingerstfasse 

Kopfstation auf der Schießwiese 
Kopfstation am Tiergarten 
Durchgangsstation beim Augarten 
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der Kompetenz des technischen Sachverstandes der Eisenbahnverwaltiing. 
Als solche wurde das Oiiiaclitcii durcli die Ingenieure der (leneraldirektion 
auch mtcrpieticrt. Aulltrund der unterschiedlichen Ergebnisse von Eisen- 
balinplanung und Baumeister- Gutachten stellte sich die Frage nach der 
Fachkompetenz der Expoten, Die Eisenbahnverwaltung ret^eite entspre- 
chend ungehalten auf ^ese Zumutung durch die Stadt. Obwohl es sich bei 
Baumeister um emea der profiliertesten Stadtbauingenieure handehe. mit 
Caniiilo Sitte zusammen sogar um den Begründer des wissenschaftlichen 
Städtebaus in Deutschland versuchten die Eisenbahningenieuie den Exper- 
ten der Stadl tachliche liikonipetenz zu unterstellen. Bereits die Eingangs- 
zeile entliielt einen AtTront gegen Baumeister, wenn die Gcncialdirektion 
der Stadt eitöffiiete: „Wir haben das Gutachten dieses Herrn Sachverständi- 
gen durch die technische Eisenbahnbehörde einer eingehend«! Prttfung un- 
terziehen lassen"103. Das Urteil der Eisenbahning^eure ilber das Gutach- 
ten Baumeisters fiel äußerst negativ aus Der „Herr Sachverständige" hatte 
eine Planungsgnindlage vorausgesetzt, die „namentlich in Bezug auf Glei- 
seanlagen, Breite- und Liuiuenausdehnung der Station sich als durchaus un- 
zulänglich" 104 erwiesen hatte. Entgegen den Resultaten von Baumeister, 
reklamierte die Hsoibahnverwaltuiig» dass die von ihr geplante Erweiterung 
als Lösung den Verkehrsanforderungen entspreche. Unter Verkehranforde- 
rungen verstand die Eisenbahndirektion allerdings ausschließlich die Belan- 
ge der Staatseisenbahn Die Anliegen des städtischen Verkehrs sollten zu 
gegebener Zeil ebenfalls benicksichtigl werden l^ocli wurde diese vertrös- 
tende Bemerkung durch cuie weitere Einschränkung sogleich m dir Gegen- 
teil verkehrt. Die angedeutete Berücksichtigung sollte „unter angemessener 
Beteihguiig der Stadt Karlsruhe versucht werden" 105. Dies koimte nur be- 
deuten, dass es beabsichtigt war, die Stadt finanziell heranzuziehen. 
Die Argumentation gegen die im Gesprich befindlichen Radikallösungen 
dner Verlegung des Bahnhofs bzw. dessen Höherlegung an der gegenwärti- 
gen Stelle, nilnic das Finanzministerium ausschließlich über die Kostensei- 
te. Die Verlegung wurde ebenso wie die Höherlegung mit dem Betrag von 
9.5- 10 Mio. Mark veranschlagt. Die Staatsverwaltung ließ sich sogar zu 
einer ultimativen Stellungnahme hinreißen: „Wir haben daher nach diesen 



103 Finanzministenum an Stadtrat vom 9.5. 1882. in: SchneUlcr:"Dic Karlsruher 
Bahnbofsfragc Karisrahe 1898, S.5S-56. S.S5 

104 Finanzministerium an Stadtrat vom 93.1882. in: Schnetzlen^Die Kadsrulier 
Bahnhofsfrage". Karlsnihe 1898, S.55 

105 ebd., S.55 
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Erwägungen den Gedanken an eine spätere Verlegung des Bahnhofs radgU- 

tig aufgegeben" 

Nach diese tleniiiliven Aussage der staalliclicii Seite, verblieb zur Behebung 
der Verkeiushuideniisse innerhalb der Stadt lediglich noch ein Weg offen: 
Der Ersatz der Niveauübergänge durch fahrbare ÜberbrQckungen. Damit 
kam, wenn auch ohne Zeitangabe, die Eisenbahnverwaltung einer Forde- 
rung des Stadtrats vom April des Jahres 1875 nach, in der sich dieser aus- 
drücklich zu den Überftihningen als Lösung bekaimt hatte. Allodings da- 
nialsbei Ablehnung durch die Hisenbahnbehörde. 

Damit hatten sich die Fronten verkehrt Die Eisenbahnverwaltung legte sich 
definitiv aul ilir Erweileruiigspiojekl fest und stellte für die Zeit nach dem 
Abscbluss der Erwdterangsarbeitai den Bau von Oboteflckungcn in Aus- 
sicht. Allerdings fbr die Stadt unter dem Damoklesschwert der «.angemesse- 
nen Beteiligung". Die Stadtvowaltung, die bisher die Überbrückungen ve- 
hement gefordert hatte, votierte nunmehr für einen völligen Neubau des 
Bahnhofs unter Beibehaltung des Standortes, also für die Höherlegung des 
Balinliors, 

Wie kam dieser Simieswandel der bei<fen Konfliktsdten zustande? 
Für die Gomaldifdctioa reduzierle sich die Karlsruher Bahnho&firage auf 
die Frage: Wer muss in nächster Zeit wie viel zahlen. Somit favorisierte sie 
das Projekt, dass nach den Kalkulationen der Eisenbahntedmiker das bil- 
ligste war Die Bahnhofs^^eiterung wurde auf 700000 Mark veranschlagt, 
die Herstellung von zwei i'bergängen auf insy 1500000 Mark. Es ergaben 
sich Gesamtkosten von 2.2 Mio. Mai'k gegenüber den projektierten 9,5 - lü 
Mio. Mark für einen Neubau. 

Die Stadtverwaltung sah sich einem erhöhten öffentUchen Druck ausgesetzt. 
Die Bahnhofsfiage wurde zu einer Prestigefrage. Die überwiegende Zahl 
der Handelstreibenden und der tCarlsruher BevAlkoung hatten sich die For- 
derung nach der Erstellung einer neuen Bahnhofsanlagc zu eigen gemacht. 
Unter der Argumentation, „daß die Hauptstadt des Landes und die Residenz 
des regierenden Hauses eine ihrem Range entsprechende Bahnhofsanlage 
doch wohl sollte beanspruchen können " "'7. verbarg sich der Anspruch eine 
moderne Großstadt zu sein. Ein repräsentativer Balmliof gehörte zum 
Selbstverstflndnis der Modernität dazu. Mit dem Gutachten von Baumeister, 
besaß die Stadt nun zudem eine Aigumentationsgrundlage auf höchstem 
technischen Niveau, um ihren Anqiruch zu untermauern. Das Gutachten 



106 ebd . S 5 5 

107 Finuabc dos Riirgcrlichon Comite's" an den Stadtrat vom 22.2.1882. in: Karls- 
ruher Nachnchtcn 22.2. 1882 
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stärkte das Selbstbewusstsein der Stadtverwaltung im Konflikt mit der Ei- 
senbahn verwalUing. Zusaminen mit der ötTcnilichen Meimiiig bildete die 
Expertise von Baumeister den entscheidenden Faktor mi Prozess der Neu- 
definition der Zielvorgaben der Stadt. 

Die Erweitening der Bahnhofsanlagen und die Duichfilhrung der Oberbrtt- 
ckungspläne erschienen nunmehr als Hindernis auf dm Weg zu einer re- 
präsentativen Gesamtlösung. Standen die Überbrückungen erst einmal, so 
konnte mit einer Realisierung der Neubaupläne in absehbarer Zeit nicht 
mehr gerechnet werden. Dementsprechend \ oiierte der Stadtrat jetzt gegen- 
über de Fiiuin/ininisteriuni für eine Beibeliahung der Niveauübergange. Für 
eine Erleiciucrung des \ crkcius sollte lediglich die Anlage zweier 1 uligän- 
gertumiels soigenios. Die Stadt setzte auf den Faktor Zeit. Bei der zu erwar- 
tenden Verkehrszunahme mussten die Veihältnisse des innerstsdtischen 
Veikehrs früher oder später so katastrophal werden, dass eine Neuplanung 
unumgänglich wurde. 

Als letzter X'ersuch der Stadtvenvaltung ein Lösung des Problems in ihrem 
Sinne licrbei/urüliren. forderte der Stadlrat das Kiiianzministeriuni auf. die 
LiAvcitcrungsplänc der Gcneraldirektion auszusetzen und stattdessen mit 
den Planungen für dne Neuanlage des Bahnhofs zu beginnm. Wie nichf 
aadas zu erwarten lehnte das Finanzministerium ab, und beendete am 29. 
Juni 1882 jeden weiteren Schriftwechsel in dieser Thematik. Mit dieser Ent- 
scheidung konnten die Er\veit»ungsarbeitai am Karlsruher Bahnhof direkt 
beginnen I^ie Milte! hierfür waren ja von der /weiten badischen Kammer 
mit dem Liscnbahnbudget 1882 83 bewilhgt worden Die Gcneraldirektion 
setzte ihr Ei"weiteningsprojekt nun gegen den ausdrücklichen Willen der 
Stadt in die Realität um. 

Die Eisenbahnverwaltung ihrerseits forcierte nach dm Erweiterungsplanun- 
gen jetzt auch die ObobfOckungspläne und l^te der Stadt im August 1882 

bereits die Modelle fiir die zwei Straßentlberquerungcn vor. Die beiden 
Brückenkonstmktionen sollten Spannweiten von ?S h/w 50 Metern auf- 
weisen. Die Breite der Uberuantie betruu in der Planull^ 9 bzw. 1.5 Meter. 
Die herzustellenden Rampen (Brückeiiaufgange) wiesen Steigungen zwi- 
schen 2,9 und 4,7 % auf. Welche Eingriffe diese Rampen in die Bebauung 
der Stadt gdiabt hätten, verrät die Au&ählung der notwendigen Verände- 
rungsmafhuihmen durch die Eisenbahnverwaltung: „Die Anlage der Stra- 
ßenüberfiilining erfordert die Versetzung des Kriegerdenkmals und die Ver- 
schiebung der Gartenstraße vor dem Vierordtsbade bis in die Richtung der 



108 Stadtnit ;in Finanzministerium vom 26 5 18X2 in: Schiietzler:"Die Karlsruher 
Bahnhotstragc". Karlsrulae 1898, S.55-56, S.8 
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Schiitzenstraße.f .) Zur Verkehrserleicliteriinti sollen die Plätze vor der 
Festhalle und beim Hotel (Jennania erweitert werden. Die Frweiteninu des 
letztgenannten Platzes bedingt auch die Versetzung des sogenannten 
Malschbruiinens. (..)'' lt»9 Diese projektierten Luigrifle in den Stadtrauiu 
wurden von den Einwobnem der Stadt und deren politischen Vertretern 
nicht akzeptiert. Die Modelle wurden von der Stadt strikt zurUcl^ewiesen, 
die sich ihrerseits definitiv gegenüber der Staatsverwaltung auf den Neubau 
eines Zentralbahnhofs festlegtelio. 

Mit der gegenseitigen Festlegung hatte sich der Konimunikationsbedarf er- 
schöpft Zwischen Stadt und Staat herrschte in Bezug aui" die ivarlsruher 
Baluiliüisliage aul Jahre hinaus Schweigen. 

Die Eisenbahnveiwaltung startete nodi einen Versuch, ihr Projekt der kom- 
binierten Erweiterung und Übabrückung auch gegen die Stadt durchzuset- 
zen. Nach Abschluss der Erweiterungsarbeiten^ für die das Parlament die 
Mittel im Eisenbahnbudget von 1882 '83 bewilligt hatte, legte die Gcneraldi- 
rektion mit dem Eisenbahnbudget der Jahre 1884 85 auch die IJberbrü- 
ckungsprojekte dem Parlanunl \or Mit dieser X'oringe durch die Fisen- 
balin Verwaltung wurde der \V ideisiand gegen die Bi ückcnlösung durch die 
Stadt nochmals akut IMe Stadtverwahnng wandte sidi an die zweite badi- 
sche Kammer und forderte das Pariament auf, die beantragten Mittel fOr die 
ÜborbrOckungen nicht zu bewilligenl 1 1. 

Die Argumentation der Stadt versuchte den Nachweis zu führen, dass durch 
die i berbrückungen keine \'erbesseningen der Verkehrsbedingungen her- 
beigeführt würde, sondern im Gegenteil eine Versehleehierung. Hierfür 
wurden erstmals statistische Erhebungen an den Bahnübergängen durchge- 
führt. Die Verkelu-szählungen fanden im Zeitraum von 5 Uhr morgens bis 
22 Uhr abends statt Sie ergaben an den beiden IfauptObergängen an der 
EtÜinger- und Rttppurerstrasse jewdls ca. 14000 Fußgüng«- und maximal 
724 Fuhrwerke. Dazu kamen noch eitmial 4725 Personen und ^6"* Fuhrwer- 
ke am kleineren F'bcrgang an der (iartenstrasse. Die Statistik iKiechnete 
den Durchschnitt der von Sperrungen betroffenen Personen und Fulu~werke: 
Ettlmgerstrasse: 14% des Personenverkehrs 



109 Eisenbahnbudget 1 884/1 885, Nr26/27 , Jierstellung von Bahnüberbiückungen 
am Enlinger und Rüppurer (Friedrichs-) Thor zu Karlsruhe. In: Schnetzler^Die 

Karlsruher Bahnhofsfrasic -. Karlsruhe IS^JS. S.56-57. S.5A 

1 10 Petition des Stadtrats an Großherzog vom 23.5. 1883. in: Sclinctzler:"Die Karls- 
ruher Bahnhofsfiage". Kailsruhe 1898, S.9 

111 Stadtrat all zweite Kammer vom 16.2. 1 884 "Die Erweiteamg des Karlsruher 
ßahnhofs betreffend", in Schnctzler: "Die Karlsruher Bahnhofsfiage". Karlsruhe 
1898, S.57-59 



51 



28% des Fiihrvverkverkehrs 
( Den bereits angesproclieiieti FußgäTigersteg über die Ettlingerstrasse ("Fort 
Lauter" benutzen niu" 3,6% der Passanten) 
Rüppurerstrasse: 9 % des Personenverkelirs 

22 % des Fuhrweikveikehrs 
GaiHaisliasse: 7 % des Personenvo-kehrs 

16 ?b des Fuhrwerkverkehrs. 
Aus den Daten für die durchschnittliche Dauer der Absperrungen, der An- 
zahl der Absperrungen und den Verkehrszahlen berechnete die städtische 
Statistik einen Oesanitwert der Verkehrsbehuiderung. Es wurden an den 
karlsrulicr Balinubcrgangcn denuiach im Jalir 28919 Stunden Personcnwar- 
tezeit und 4351 Stunden Fuhrweikwaitezeit produziert. Aus diesen Zahlen- 
wert»! ließ sich nun ein abstrakter Kennwot der Vakehrsbdiindaiing und 
des volkswirtschaftlichen Schadens benennen: Die Jahres-Wartezeit oder 
besser Jahres- Zeit\'erlust. 

Nach der Feststellung der gegenwärtigen Verhältnisse an den Niveauüber- 
gängcn, konnten nun extrapolierte Werte für den Fall der Venvirklichung 
der Brückenuberfülinuigen bereclinet werde. Wollte ein Fuhrwerk die Ü- 
berbfückungm benutzen, so musste der Wagen zuerst den Anstieg zu den 
Briidcen bewältigen. Außerdem ergaben sich durch die Rampen auch Um- 
wege für den Verkehr, die erst den Ausgangspunkt der Rampen erreichen 
mussten. Der Durchschnittswert der Veizögerung fiir Fuhrwerke wurde mit 
3 Minuten angenommen, woraus sich bei der Gesamtzahl von 576700 Wa- 
gen im Jahr ein Jahres- Zeit\ erlust \ on 28835 Stunden Im Vergleich zu den 
gegenwärtigen Zuständen bedeutete dies eine Verschlechterung um das 7- 
ßiche. Des weiteren reklamierte die Stadt eine Einbuße der Transpoitkapazi- 
tät der Fuhrw»ke durch die zu bewältigende Steigung. Die begrenzte tieri- 
sche Tian^portiERiflt durch die Las^erde, bedeutete bei ein«: Steigung au- 
tomatisch, dass weniger Gewicht geladen werden konnte. Auch den Trans- 
port mit einspännigen Droschken zur Personenbeförderung sah die Stadt 
gefährdet. Statt dessen miisste in Zukunft /weispannig gefahren werden. 
Diese neuartige Aigumentationsgrundlage durch statistische Erhebungen, 
Extrapolationen und abstrakte Vergleichswerte, trägt die Handschrift des 
Stadtbauingenieurs Baumeisterl 12. Darin kam auch sein Bestreben zum 
Ausdruck, städtische Probleme in matfiematische zu übersetzen und Ent- 
scheidungen auf einer objektiven Zahlenbasis zu verifizieren. Eine Metho- 
de, die er selbst auch in seinen Gutachten zur Bahnhofsfrage anwandte. 



1 12 ScAK I 1 1 -Reu A2276 Reinhard Bauni6ister:"Gutacliten Ober die Karlsuher 

Baimhotstragc" vom 16.5.1898 
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Die zweite Kammer gab dem Ersuchen des Karlsniher Stadtrats nach und 
verweiucrle die Bewilligung der Mittel für die Straßenüberführungen gegen 
den WiIIlii iLm Sindll'". Die Ik-gifiiuhnig des Pailaineiits wies die f^nhiuh- 
rektiou mit ihrer Meinung zurück, dass die Karlsruher ßaiuiliülsiragc eure 
interne Angelegenheit der Bahnverwahung sei. Die zweite Kammer edcann- 
te ausdrftcklich das Mitwiikungsrecht der Stadt Karlsruhe bei der Lösung 
der Bahnhofsfrage an und betonte, "daß hier auch den Wünschen der Ge- 
meinde biUiger Weise Rücksicht getragen werden müsse"! 14. Und sie 
schloss sich dem mathctnatischen Modell voti Baumeister an und bewertete 
die zeitlichen Nachteile durch die l Jberbrückungen als gi a\ ierend. 
Als Miniinalverbesserung wurden in das Eisenbahiibudgel 140000 Mark zur 
Realisiemi^ zweier Fußgängertunnel aufgenommen, die dann in den Jahren 
1885 und 1886 gebaut wurden. Diese Hilfsmittel hatten jedoch kaum Aus- 
wirkungen auf die bestehenden Probleme. Keiner der K<mtrahenten konnte 
sich letztendlich mit seinen Plänen durchsetzen. Es begann eine lange Zeit 
des Abwartens. 

4.3 Hochlegung contra Oborführungen f 895- 1898 

Wie nidit anders zu erwarten, versduifte sidi die Kailauher Balmho&fra- 
ge in dm nächsten Jähten eihebUch. Die Anzahl der Absperrungen der drei 
Niveauübergänge erhöhte sich in den Jahren 1884 bis 1895 von 164 auf 271 

pro Tag. Die Gesamtdaucr der Absperrungen an den Übergängen nahm von 
596 Minuten im Jahr 1884 aiil" 8')6 Minuten pro Tag im Jahr 1895 zu''^. 
Als störend emies sich vor allem auch die L nberechenbarkeit der Länge 
der Abspenungen der ßaluiübergänge. An den drei Messlagen im August 
1895 betrug die duicl^chmtdiche Dauer der Absperrungen zwar "nur" zwi- 
schen 3,0 und 9,2 Minuten auf dai drei Übergängen, die maximalen Ab- 
^errungen dauerten ab«: bis zu 29 Mmuten. Am 4. und 5. August 1895 
wurden beim Übergang in der Ettlingerstrasse sogar Wartezeiten von 52 
bzw. 1 13 Minuten (!) gemessen. Gerade bei festen Terminen oder Abfahrts- 
zeiten erwresen sich solche zeitliche Streuungen als nicht tolerierbar. Wer 
Pech hatte, konnte mi Extremfall fast zwei Stunden auf die Passage warten. 



1 13 Stellungnahme der zweiten Kammer zu § 26 und 27 des Eisenbahnbudgets 
1883/S4. in: Scbnetzler"Die Karisniher Bahnhofifiage". Karisnihe 1898, S.S7- 
59 

1 14 Stellungnahme der zweiten Kammer zu § 26 und 27 des Eisenbahnbudgets 

1883/84. in Schnctzlcr - Dic Karlsruher Balinhofsfragc-. Karlsruhe 1898. S.59 

1 15 ScAK I \ \ -Reu A2276 Reinhard Baum6isten"Gutachten über die Karlsuber 
Baimhotstragc" vom 16.5.1898 
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Zudem hatten neben der Entwicklung der Einwohnerzahlen im Rahnhofs- 
stadtleil auch einige städtebauliche Veränderungen zu einei üiliöhung des 
Verkehrsaufkommens beigetragen Die Anlage des Stadtgailens, der Bau 
des Vierordtbads nii Jahr 1873 und der Festhalle mi Jahr 1877, verlegten 
eineii Teil attraktiver städtischer Infiastruktur in den Stadtrautn jenseits der 
Gleisanlagen in den Südoi der Stadt Zu dem Alltagsveikdir aus und in die 
Südstadt, kam jetzt auch noch der expandierende Freizeitverkehr hinzu. 
Auch das baulich veränderte Bahnhofsgebäude stieß zunehmend an seine 
Kapazitätsgrenzen. Wurden im Jahr 1884 622268 Fahrkarten an der Karls- 
ruher Station verkauft, verdoppelte sich deren Anzahl in den 1 1 Jahicn na- 
hezu auf 1,24 Millionen, wozu noch einmal über lüOÜO Kilometcrhclic ver- 
kauft wurdm, diu Monats- bzw. Jabreskartenll^. Der Güterverkehr, in der 
GrOndungsphase der badischen Eisenbahnen noch überhaupt nicht berück- 
sichtigt entwickelte sich ebenfalls zu einem eihebUchen Faktor. Am Bahn- 
hof Karlsruhe wurden im Jahr 1895 über 400000 to umgeschlagen und die 
Entwicklung deutete einen weiteren rasanten Anstieg der Gütennenge an. 
Mit dem IJmfang des f\rsoiieii- und Güter\eikelns. luilim der Wirtschafls- 
faktor Lisenbalni für die staatliche Verwaltung an Bedeutung zu. Die Gene- 
raldirekticHi konnte die Gesamteimialmien ans dem Eisenlnhnbetneb am 
Karlsruher Bahnhof von 2,9 Mio. Mark im Jahr 1884 auf 5,19 Mio. Mark 
im Jahr 1895 steigern. 

Die Entwicklung des Güterv'erkehrs fühlte zu einschneidenden Veränderun- 
gen der Bahnanlagen in Karlsruhe. Im .Iaht 1892 wurde ein eigener Ran- 
gierbahnhof eingerichtet, um die direkten Gleisanlagen des Karlsruher 
Bahnliofs und damit auch die Bahnübergänge in der Stadt zu entlasten. In 
einem Gesetzentwurf vom 25. Mai 1892 garantierte die badische Regierung, 
dass "durch den Hauptbahnhof (werden) künftig keine Güterzüge mehr ge- 
führt" 117 würden. Mit der Trennung des Personenveikdus vom Güterver- 
kehr versprach sich die Eisenbahndirektion eine entscheidende Entlastung 
des Karlsniher Bahnhofs. 

Die Initiative zur funkliüiialen Trennung des Scliieneiu eikehrs war Teil 
einer umfassenden Umgestaltung der Hiscnbahnsliuktur in Baden. Diese 
Umgestaltung hatte keinen verkelirs- oder wirtscliaftspolitische Hinter- 
grund, sondern war Resultat der militärischen Strategie des Deutschen Rei- 
ches. Der deutsche Generalstab veriangte eine strategische Verbindung ins 
Elsass. Zu diesem Zweck sollte ROschwoog/ Elsass mit Graben/ Baden mit 



116 StatistiscIiL' .Angabe nacli: Städtische Archi^dccnmmssicmiXhranikderHaiipt- 
und Rcsidcnzsladl Karhmlic" {ISS4-ISy5) 

1 17 Schnetzier: " Die Karlsruher Balinliofsti-age ". Karlsrulie 1 898, S. 1 1 
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einer eigenen Bahnlinie verbunden werden, um im Kontliktfall den Trnp- 
penliansport ms HIsass /.u erleichteni und das deutsche Heer mobiler und 
beweglicher zu machen. Die strategische Bahn war das Resultat von Ge- 
heiniverhandlungen zwischen dem Reich und Baden. Die .Anlage der süate- 
gischen Bahn bedeutete fUr die Bahnstruktur in Karlsruhe eine entscheiden- 
de Veränderung! IS. Doch hiervon wurde die Stadt wiederum nur indirekt 
infonniert Die Stadt monierte dementsprechend, dass sie "viehnehr mit der 
abgeschlossenen Vereinbarung völlig überrascht (wurde) und hatte daher 
auch keine Gelegenheit, für die Wahrung ihrer Interessen Sorge zu Un- 
gen"!''^ Mit der von militär- und außenpoiitisclien Envägungcn geprägten 
Umgestaltung der Eisenbahnverhältnisse eskalierte die Karlsruher Balm- 
hof^ge «neut. Die Zeit des Wartens war nach 11 Jahren zu Ende. Der 
Konflikt begann erneut 

Die Bahndirektion verbreitete zunächst Optimismus und verkündete, dass 
mit der Funktioiistrcnnung des Bahincikehrs und der Eröffiiung des Ran- 
gierbahnhofs auch eine Entschärfung der Verkehrsituation in Karlsruhe ein- 
treten werde. Sehr bald jedoch machte sich Enttäuschung unter den Gcvver- 
betieibenden der Stadt und der Bevölkerung bemerkbar. Im Jaliresbericht 
189S der Handelskammo' Karlsruhe trat diese der optintistisdien Einschit- 
zung der Eisenbahnverwaltung entgegenl20. Die Anlage des Rangieibahn- 
ho& und dar GUteigldse hatte die Behinderung» des immstfidttsdien Ver- 
kehrs in keiner Weise abgebaut. Im Gegenteil hatten sich die Ansprüche der 
Urbanen Mobilität verändert Der Bahnhofsstadtteil, der inzwischen auf na- 
he/u 20000 Einwohner angewachsen war, sollte endlich an den modernen 
städtisclien Nahverkelir angeschlossen werden. An eine Linienfülumig der 
elektrischen Straßenbahn war allerdings aufgrund der unkalkulierbaren 
Gleissperrungen nicht zu denken. Die Handelskannner forderte, endlich 
Initiativen für eine endgültige Lösung der Bahnhofsfirage in die W^e zu 
leiten. Die Handelskammer appellierte an die Stadtverwaltung das Projekt 



1 18 Die Konsequenzen iur den Eisenbahnverkehr in ICuisnihe waren fol^de: 

1. Anlage einer Bahn Graben- Kailsiuhe 

2. Anlage einer Bahn Karlsruhe- Rastatt 

3. Anlage eines Rangierbahnhofs 

4. Anlage eines Westbahnhofe 

5. Umwandlung der Bahnlinie Graben- Karlsnihe in eine Nebenbahn 

6. Verbot des Gütertransports auf der stadtischen Baluiluiie Hauptbahnhof- 
Mühlbuig 

1 19 Schnctzlcr: " Die Karlsruher Balmhofsfragc ". Karlsruhe 1898, S.IO 

120 ßadiseher Landcsbotc vom 4.9.1895 "Bahnhofsveihältnisse und Industriegleise 

in karlsnihe" 
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einer Höheriegling des Hauptbahnhofs an seinem jetzigen StandoH, das Pro- 
jekt von Baumeister, wieder aiif/ugreifen. Der Stadtrat folgte dci I nipfeli- 
liuig der Gewerbetreibenden und wandte sich uniucliend an das Ministcnuin 
des großherzoglichen Hauses und der auswärtigen .Angelegenlieilen'-'. Die 
Stadt forderte nun, ohne ausdriiddiche Erwähnung des favorisierten Höher- 
legungsprojektes, die Ausaibeitung, sowie Kostenvoranschiflge für alle 
denkbaren Alternativen vorzulegen. Das oberste badische Ministerium ent- 
sprach der Fordening des Stadtrates. Die Karlsruher Bahnhofsfrage wurde 
nun zur l.andcssachc crkKärt. die Gcncraldirektion nunmehr von höchster 
Stelle angewiesen, die angeforderten Kostenvoranschläge und Projektausar- 
beitungen zu liefern. Die Situation ui der Stadt hatte sich ui einem Maße 
zugespitzt, dass Handhnigsbedaif bestand, dt»* von der badisdifai Regierung 
auch ofiGziell aneikannt wurde. 

Von der Beauftragung der Eisenbahnverwaltung mit der Ausarbeitung der 

Pläne fiir alle .\ltcrnati\en bis zur Vorstellung derselben vergingen aller- 
dings ? .lahrc. d Ii die Dringlichkeit der Angelegenheit hielt sich für die 
Geiieialdirektion eher in Gren/en, Der Stadtrat dagegen versuchte mit "ver- 
schiedenen dringlichen Erinnerungen und Anfragen" 122 an die Eisenbalm- 
verwaltung das Ver&hroi zu beschleunigoL 

In der Bevölkerung dagegen weckten die Eisenbahnverhältnisse Befürch- 
tungen. Die Goieraldirektion hatte die Erweitemi^ des Karlsruher Bahn- 
hofs im Jahr 1882 u.a. damit begründet, dass "längerlich die Verantwort- 
lichkeil für die so täglich gefährdeten Mensclienlchen und für die drohen- 
den materiellen Verluste zu tragen, (kann) der Betncbsvenvaltung nicht 
zugemutet werden"'--^ konnte. Diese Aussage hatte zu einer Berulngiuig der 
Einwohner selbstverständlich nichts beitragen kömien. Im September 1897 
erschien im Badischen Beobachter ein Leitartikel, der dieser Stimmung in- 
nerhalb der Bevölkerung Ausdruck vetlieh. Unter der Überschiifit "Die Ittu- 
fung der Eisenbalinunfälle" berichtete die Zeitung über skandalöse Zu t inde 
beim l'isenbahnbetriebl--^ Schadhaftes Material, unhaltbare Arbeitsbedin- 
gungen und fehlendes geschultes Personal wurden als Ursachen der anstei- 
genden Uniallzahl un Deutschen Reich ausgemacht. Nach den allgemeuien 



121 Stadtrat an Großh.Ministerium des Großh.Haiises und der auswärtigen Angele- 
genheiten vom 3. September 1895. in: Schiietzler:*'Dte Karlsruher Bahnhoftfia- 
gc- Karlsruhe 1898. S.63-63 

122 Schnctzler:"Die Karlsruher Bahnhofsfragc". Karlsruhe 1898, S.13 

123 Eisenbahnbudget 182/83, Nr.20 "&weiterung des Personenbahnhc^ in Karisiu- 
hc" in Schnetzler.'^Die Kailsniher Bahnhofsfiage". Karisrohe 1898, S.49-S1, 

124 Badjscher Beobaciitcr vom 16.9. 1 897 "Die Häutung der biscnbahniuitaile" 
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Betrachtungen, kam der Beobachter schließhch doch noch auf die lokale 
Situation /.u sprechen. Mit deutlicher Spit/e gegen die Ver/.ögerungstaktik 
der badischen Eisenbahnverwahung, betonte die Zeitung: "Wir in Baden 
sind an den Eisenbalinunfallen der letzten Monate nicht sonderlich stark 
betfaeiligt. Es unterliegt aber kemem Zweifel, daß die Vorkomnmisse der 
letzten Zeit auch bei uns an maßgebrader Stelle beachtet zu werden verdie- 
nen" 125. 

In ähnlicher Weise argumentierte die Stadtverwaltung in einer Beschrei- 
bung der "gegenwärtigen Mißstände"'-^' Sic erhob schwere Vorwürfe ge- 
gen die Eisenbahnvenvaltung und ihre fahrlässige Behandlung der Gefähr- 
dung von Menschenleben; "Um die Straßensperrungen zu vermindern, ist 
man sdt einiger Zeit dazu übergegangen, die Sanieren bei der Durdifahrt 
rangierender Lokomotiven und Zugsabteilungen offen zu halten. Es stellen 
sich dann bei dem benutzten Gleise Bahnwärter auf, um das Publikum zu 
wamen"l27. Eine "entsetzliche Katastrophe" konnte bei diesen Zuständen 
nur eine Frage der Zeit sein Die Stadt griff die Eisenbahnvcrw altung duckt 
an und monieile, dass dieses Vorgehen nur aufgnmd der staatlichen Struk- 
tur des Eisenbahnwesens möglich war, denn "würde die Eisenbahn einer 
Gemeinde oder einem Privatunternehmer gehören, so wäre deren Eigentü- 
mer ganz unzweifelhaft schon längst mit polizeilichen Zwange zur Beseiti- 
gung der gesdiildeiten Gefahraoi angdhalten w(Mxleii"i2S Die Stadtvorwal' 
timg unterstellte der Eisenbahnverwaltung also staatliche Willkür auf Kos- 
ten der Gesundheit der Bürger 

Am 19. Februar 1898 legte die (iencialdirektion ciullich die Pläne und Kos- 
tenvoranschläge v or. Von der Eisenbalmverwaltung wuiden schließlich drei 
Projekte ausgearbeitet: 129 

1. Hochliegende Kopfstalion unter Verlegung des Bahnhofs mit einem 
Kostenvoranschlag von 18,23 Mio. Mark, wobei ca. 5 Mio. Mark 
abzuziehen waren, die aus dem Verkauf des freiwerdenden Gelän- 
des am jetzige Standort des Karlsruher Bahnhofs erzielt werden 

sollten 

2. Hochlegung des Balinhofs unter Beibehaltung des Standorts mit ei- 
nem Kostenplan von 15- 17,75 Mio. Maikl30. 



125 ebd. 

126 Schnctzlcr:"Dic Karlsnihcr Balinhofsfragc ' Karlsruhe IS9X. S. 24-27 

127 Schnctzlcrr Dic Karlsruher Bahnhofsfragc". Karlsruhe 1898, S.24 

128 Sdmetder"Die Karlsniher Bahnhoftfrage**. Karisruhe 1898, S.2S 

129 Ministerium des großherzoglichen Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten 
an Stadtrat \om 1 9 2. 1898. in: Schnetzler:"Die Karlsruher Bahnhofisfiage". 
Kailsmhc 1898, S.64-65 
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3. Bau von drei (Uierbriickungen statt der bisherigen Niveauüberg&l- 
ge. Kostciiaiit\\aiul iiisg \.32 Mio. Mark. 
Damit wiuden erneut die bereits diskutienen drei Varianten Verlegung, Hö- 
herlegung und Überbrückung zur Disposition gestellt. Die Option der Ei- 
senb^verwaltung ist mit einem Blick aus den Kostenvoranscblägen zu 
ersehen: Die immer schon favorisierte Brflckenlösung sollte laut der Kon- 
zeption schon für 1/3 der Kosten der anderen Projekte realisierbar sein. 
Dementsprechend konnte es fiir die Kisenbahnvcrvvaltung keine Diskussion 
über den Sachverhalt geben Um diesen Aspekt noch zu unterstreichen, be- 
eilte sich die Eisenbahnvenvahung /u betonen, dass sie selbstverständHch 
auch zur RcaUsicrung eines der beiden .\llcruativvorsciiiagc bcicil sei. Al- 
lerdings nur unter der Bedingung, dass die Stadt den Kostenunterschied 
zum Brackenprojekt selbst aufkam. Dies hatte Ausgaben flir den Stadtfiskus 
in der Höhe von mindestens 9 Mio. Mark bedeutet i ? i . 
Gegen die Behandlung der Frage durch die Eisenbahndirektion regte sich in 
der Stadt erheblicher Widerstand Der Stadtrat erneuerte seine im .lahr 1882 
veribigte Sualegie und versuchte sicii bei dem ausgewiesenen Experten für 
städtische Infrastrukturmaßnalimen an der Technischen Hochschule, Rein- 
hard Baumeistn; riickzuversiclMm. Sie beauiln^ den Ingeniear, der seit 
dem Jahr 1891 auch als Stadtverordneter im BOigerausschuss aktiv war, mit 
der Anfotigui^ eines Outachten über die drei &itwürfe. 
Am 16. Mai 1898 legte Prof Baumeister sein Gutachten \ orl32. Die Grund- 
lage seiner Betrachtungen bildeten die staiislisclicn ! iliebiingen aus den 
Jahren 1884 und 1895, sowie seine Versuche zur Quantifizierung und Ob- 
jektivierung der Betrachtungsweise. Baumeisters Gutachten ging von zwei 
Voraussetzungen aus: 

1. Die Karlsruher Bahnhof sfiage ist in erster Linie eine Kostenfrage und 

2. Aus GrOnden der allgememen Wohlfahrt der Stadt, ist der Bahnhof an 

seinem gegenwärtigen Standort zu belassen. 

Somit blieben nur die Alternativen der Höherlegung oder Uberbrückung 
übrig Die Höherlegung war nach der Aullassung Baumeisters die anzustre- 
bende Lösung, da die praktischen Vorteile überwogen. Allerdings stand der 
erhöhte Kostenaufwand dem entgegen. Also plädierte der Stadtbauingenieiu' 



130 Der Prcisuntorscliicd resultiert aus der Fiihnin!: der strategischen Bahn über den 
Personenbahnhof bzw. ihre Umleitung über den Guterbahnhof. 

131 Zum Vergleich; der im Jahr 1898 beschlossene Bau eines Elektrizitätswerkes, 
sollte mit Leitungsnetz 2.2 Mio. Mark kosten. 

132 ScAK I 11 -Reg A2276 Reinhard Baum6isten"Gutachten Ober die Karlsruher 
Baimhotsfrage" vom 16.5.1898 
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fiir eine Strategie des Abwartens bis die Bedingungen eintraten, die eine 
Höherlegung unausweichlich machen wüideu [3is dahin sollte sich die 
Stadt mit der IJbcibriickungslösung der Eiscnbahnvcrvvaltung /iifncden ge- 
ben, die zumindest imllellrislig ein akzeptables Provisorium darstellte. 
Der Stadtrat versuchte sich auch die Erfahrungen anderer Kommunen in 
Badoi» die vor ähnlidien Problemen gestanden waren, zu Nutze zu machen. 
Sowohl in Freiburg, wie in Mannheim waren Überfiihrungen über die Ei- 
senbahntrassen in der Stadt errichlct worden. Allerdings hatten weder in 
Frcihurg. noch in Mannheim die städtebaulichen Probleme durch die Eisen- 
baiui die Dimensionen aiiuenonuneii wie in der Residenzstadt Eine schrift- 
liche Anfrage an die Studuale von Manulieim und 1 reibuig ergab denn auch 
keine Bedenken gegen die vokdirstechnische Funktionalitat der errichteten 
Üborf&hrungen. Um die Veikehrsveihaltnisse und die Ästhetik der mner- 
stadtischen EisenbahnOberbrückungen zu begutachten, unternahm der Stadt- 
rat von Karlsruhe, ergänzt von den Vorständen der Bfh:gervereine der be- 
troffenen Stadtteile, eine Infonnalionsreise nach Freibiirg und Mannheim. 
Diese direkte Erfahrung der politischen Entscheidungsträgcr und Biimci ver- 
tieter, konnte die Ablelmung der Überbruckungslösung der Eisenbahndirek- 
tion allerdings nicht positiv beeinflussen. 

Die Einwohner des Bahnhofsstadtteils reagierten auf die bekannt geworde- 
nen Plflne der Eisenbahnverwaltung umgehend mit der Einberufung ein» 

Bürgerversammlung am 5. Mai 1898. In einer einstimmig angenommenen 
Petition an den Stadtrat forderten die Südstädtcr die Ablehnung der Brii- 
ckenpläne und die Inangriffnahme einer definitiven Lösung im Sinne der 
Bürger der Stadt Karlsruhe '-^^ in den Überführungsplänen erkannten die 
am stärksten von den Verkehrsbehinderungen BetrofTenen "eine schwere 
Schädigung sowohl ihrer eigenen gewerblichen und geschäftlichen Veifaält- 
nisse wie auch jen»r der ganzen Stadt Karlsruhe** 134. Die Argumentation 
der Resolution orientierte sich dabei am Gutachten v on Reinhard Baumeis- 
ter und dessen mathematischer Statistik. Die IJberbrückungen win^den nicht 
als Erleichterung der lokalen Verkehrsverhältnisse . sondern als eine ernste 
Erschwernis interpretiert. Wie für die Stadt, lieferte der lenommieile Stadt- 
bauingenieur auch für die Einvvohiierscliaft die Legitimationsbasis tur die 
Artikulation ihrer Interessen gegenüber den staadichen Stellen, voran der 
Eisenbalmdirektion. 



133 Resolution der Volksvetsaininlung in der Südsladt im Saale des Reichshallentbe- 
aters am 5 Mai 1898. in: SchnefzIerDie Karlsniher Bahnhofefiage*'. Karisruhe 

1898. S.67-68 

134 ebd., S.68 
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Am 11. Mai wurde die Karlsruher Balinhofsfrage auch zum wiederholten 
Male Gegenstand \\\ einer Sitzung der zweiten badischen Kamnierl^^ Von 
besonderer Bedeulutig war hierbei die StellinigiKihine des /iisiüiuligen Mi- 
nisters, Brauer, der noch eiiuial die Plane der Liseiibaiinverwakuiig vertei- 
digte. In den Diskussion innerhalb der Stadt erkannte der Ministar vch: allem 
zwei immer wiederkehrende Argumente: Der Provisoriumscharakter dar 
IJberbriickungen und die Auswirkungen der Überbrückungen auf das Stadt- 
bild. Zur Frage der zeitlichen Perspektive bemerkte der Minister, dass die 
Bahnhofsanlagcn tatsächlich bereits an ihre Grenzen gestoßen waren. Aller- 
dings konnten die notsvendigen \'eranderungen, wenn erst einmal die Ver- 
kehrssituation durch die Überbrückuiigen entschärft war, un Laufe der Zeit 
den AnfcHTderungen angcpasst werden. Die potentielle Kiq»flzität des zxur 
Verfügung stehenden Raumes für die Bahnhofianlagen, reichte nach den 
Angaben Brauers auch bei einer Steigerung des Verkehrs um das Vier&che, 
oder einer Verdopplung der Einwohnerzahl auf 200000 noch ans. 
Der Minister \ ertrat ein Konzept der evolutionären Anpassung der beste- 
henden Anlagen, auch des Hnipfangsgebäudesl-^f'. Zu den Auswnkungen 
der Überbiückungen und vor allem der notwendigen Rampen auf den Stadt- 
raum, bemerkte der Minister» dass die ÜbertH^kungen statt eina Voun- 
staltung der Stadt eine "sdu* schöne, hervorragende Zia7de**l37 für die Stadt 
worden. Auf Ansiditskarten, sei in Zukunft mit der AbbilduQg der Oberbrü- 
ckungen als einer hen orragenden Sehenswürdigkeit der Residenz zu rech- 
nen Diese Ausführungen lösten unter den Abgeordneten mehrfach Heiter- 
keit aus. Gegen die von der .Stadt gewünschte Höherlegung des Batuihofs 
aigumentieile der Minister mit genau den Nachteilen, die den Überbrü- 
ckungen nachgesagt wurden. Nicht die Überbrückungen waren eine Verun- 
staltung des Stadtbildes, die Höherlegung des Bahnhofs mit ihrem 5 Meter 
hohen Wall mitten durch die Stadt, sei ans ästhetischen GrOndoi abzuldi- 
nen. Minister Brauer zeichnete ein lebhaftes Bild der Stadt bei einer Reab* 
sierung dieses Projektes und bat die .Abgeordneten sich dieses Bild vorzu- 
stellen: "eine hohe Mauer oder auch einen hohen Erdwall mit laugen, dump- 



135 Sitzung der 2 Kammer des badischen Landtags am 1 1.5.1898. in: Karlsruher 
2^itung, Parlaiiicntsberichte der folgenden Tage 

136 "Man habe also ein sehr weite Ausdehnungsfähigkeit auf dem hiesigen Bahnhof 
und könne diese Ändenmgen nach und nach \ omehmen. ohne den Verkehr dabei 
erheblich zu stören (..) Man sei also in der Lage mit dem Raum, der unter den 
drei Überführungen sich hinstrecke, für alle ^ikunfl einen guten, der Residenz 
v\ ürdigen Zustand zu schalen. Natiirlicli könne dies nur nacli und nach gesche- 
hen", in: Schnetzler. 'Die Karlsruher Bahnho&finage '. Karlsnihe 1898, S.i7 

137 ebd., S. 18 
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fen. nie uanz trocken und sauber zu haltenden Tunnels (..) Und erst die arme 
Südstadl, was solle man da/u sagen, wenn dieser hübsche, gesunde, aufstre- 
bende Stadtteil von der Altstadt tlurcli W älle abgeschnitten"' sei. 
Line \ eiiegiuig schloss der Minister kategorisch aus und bekaiuite sich de- 
finitiv: "Jeden&lls müsse der Bahnhof an seiner jetzigen Stelle bleiben" 139. 
Dem Verlegungsprojekt zufolge wQrde der Bahnhof um ca. 1,5 km von der 
Stadtmitte heraus nach Südwesten verschoben und wäre somit außerhalb der 
Gemarkung von Karlsruhe auf dem Gebiet der Nachbargemeinde Bei- 
ertheim erbaut worden. Da es nach den Richtlinien der Fisenbahnverwal- 
timgen üblich war, den Bahnhol nach dem nächstgelegenen Ort zu benen- 
nen, wurde Minister Brauer ironisch und bemerkte; „Man könne dium viel- 
leicht in einem zukünftigen Bädecker lesen: „Bdeitheim, ein kleiner Ort 
mit prächtigem Bahnhof; - in der Nähe liegt die Stadt Kaiisruhe mit 100000 
Einwohnern." (Heiterkeit)" 140. 

Der Minister ftÜnte auch eine neue Argunientationslinie in die Diskussion 
ein Bisher waren ausschließlich wirtschaftliche, \ cikchi spolitischc oder 
ästhetische Aspekte in der Diskussion autuetaucht, jetzt argumentieile der 
Munster auch sladtökologisch. Der neuangelegte Stadlgarten mit seinen 
ausgedehnten Parkanlagen und einem kunstlich geschehenen See, diente 
nicht nur als das beliebteste Naherholungsziel der Karlsruher, sondern auch 
als „zweite Lunge unserer wachs«iden Großstadt*'!^!. Die Anlage emes 
Bahnhofs auf einem Teil des Geländes würde diese Funktion zerstören. 
Den Ilauptaspekt liegen eine Verlegung erblickte der Minister aber in einer 
„Umwertung aller Werte" Eine Verlegung des Bahnhofs hätte eine völ- 
lige Umgestaltung der bestehenden Higentunisverhältnisse innerhalb iler 
Stadt zur Konsequenz. Die Gnmdstückswerte wiüden sich entsprechend 
ihrer Nahe oder Feme zum Bahnhof entscheidend vorSndem und eine Spe- 
kulationswelle in der Stadt provozieren. Dies war etwas, „was man ohne 
Notfi nicht tun dfirfe** 143. 



138 ebd. S 18 

139 ebd., S. 19 

140 Scfanetder **Die Kalsruher Bahnhol^age". Karlsruhe 1 898, S. 1 9 

141 Die erste Lunge war der Hnrdtwald Dieses ausgedehnte Waldareal bildete auf- 
grund der besonderen Planungskottzcption der Stadt Karlsruhe als fächerförmige 
auf das Sdiloss hin konzentrieite Siedlung, die Nordgrenze der Stadt. 

Zitat: Schnetzler:"Dic Karlsruher Bahnhofsfrage'\ Karisaihe 1898. S.19 

142 Schnet7lcr:"Die Karlsruher Bahnhofsfragc" Karlsruhe 1 898. S, 19 

143 Schnetzler:"Oic Karlsruher Baluüiofsti-age". Karlsrulie 1898, S.19 
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Damit hatte der Minister durchaus zutreffend die Schwachstellen der Kon- 
zeption der Stadt dargesteMt. olitic allerdings einen Mciiinngsunischwimg 
zugunsten des Projekts der Eiscnbahnvenvaltung auslosen zu können. 
Trotz des heiligen Widerstands, auf den die Planung der üeneraldiieklion in 
der Stadt traf, gab diese ihr Konzept zur Lösung der Karisruher Bahnhofs- 
firage nicht auf. Um ihren Vorstellungen Nachdruck zu verleihen und die 
Ablehnungsfront zu durchbrechen, setzte die Direktion auf eine Popularisie- 
rung und Gewöhnung des Publikums. Vom 2- 10 Juni 1898 wurden Mo- 
delle der projektierten zw ei Strafk^nüberführungen im Rathaussaal der Stadt 
ausgeslelll Jeder BiirLier koniiie sich auf diese Weise über die zukünftige 
Gesialiung der Inncnsiadi und die konscqucn/cn der Überbrückungen auf 
das Stadl)»ld informieren. Von dem Angebot machten in dm 9 Tagen 3904 
Btt^er Gebrauch. Zuvor waren bereits SpezialfÜhrungen für die Nti^ieder 
des Büigcrausschusses, Pressevertreter, den Vorstand der Handelskammer 
und des Gewerbevereins, sowie für die Vorstände der Bürgervereine der 
Südstadt. Südweststadt und Weststadt durchgeführt worden 1-^-^. 
Die Absicht der Hisenhnliiulirektion mit den Modellen eine erhöhte Akzep- 
tanz zu erreichen, wurde in der kailsruhcr Presse natürlich sofort erkannt 
und ent^rechend kmnmentiert Die Badische Lanfeszeitung betonte, dass 
die Modelle **sehr schön gearbeitet** waren, sie allerdings nur ein verzerrtes 
Bild der Realität zu geben in der Lage warenl45. Die Zeitung warnte ihre 
Leser, dass die Modelle "nur dann ein richtiges Bild der dargestellten bau- 
ten (gäben), wenn der Beschauer es versteht, die Sprache der Modelle in die 
des natürlichen Maßstabs zu übersetzen". Die Landeszeitung licicttc ihren 
Lesern auch gleich die Methode mit, in der die Modelle zu betrachten wa- 
ren: "Um ein annäherndes Bild zu bekommen, muß man sich soweit bücken, 
daß man eben durch die Straßentunnels hindurchsieht (Herv. im Orig.): 
I^um nimmt sich die Sadie schon etwas anders aus". Mit Resignaticm stellte 
die Zeitung aber schließlich doch fest, dass diese Überfuhrungen das einzig 
realistisch Erreichbare für die Stadt seien. Mit dieser Ansicht allerdings 
stand die Zeitung ziemlich alleine da. 

Die Stadtverwaltung stellte ihren Standpunkt nochmals in schiiltlicher Form 
dar. Unter dem Ütel "Die Karlsruher Bahnhofsfiage" veröffentlichte Ober- 
bürgermeister Schnetzler eine umfangreiche Broschüre, die gleichzeitig als 
Begründung eines Stadtratsbeschlusses dientei46. Hierin forderte der Bür- 



144 Stidtisdie Archivkominisn<m:"Guonik der Haupt- und Residenzstadt Karisni- 

he". Karlsruiic 1899,S.81f 

145 Badischc Landeszeitung vom 2,6, 1 XMS "Zur Bahnhoffraue" 

146 Schnetzler: "Die Karlsruher Balinliofsti'age". Karlsrulie 1898 



62 



Cüpy I lyl iiuo iiiüiLiicil 



genneister die Einholunu eines weiteren Gutachtens und uab zugleich die 
öffentliche Diskussion zur I heinatik wieder. In der Stadt hatte sich eine 
Stnnniung breit gemacht, die vor allem die Vernachlässigung der Residenz- 
stadt gegenüber der Industrie- und 1 landelsmetropole Mamilieim reklamier- 
te; Karlsruhe sei das "Stiefkind des Landes" 1^7. Der Oborbflrgeimeist^ be- 
kannte sich dezidiert zum Projekt eine Hochlegung des Bahnhofs und trat 
gegen eine Verlegung des Bahnliofs ein. In dramatischen Worten besdiwor 
er die Folgen einer Verlegung, die "eine schwere und nachhaltige Zerrüt- 
tung des bin ucrii dien Friedens in unserem Gemeinwesen notwendig zur 
Folge hätte" Der Oberbürgermeister befürchtete den Ausbruch eines 
Interessenkaniptes und eure Spaltung uuieriialb der Bürgerschalt, falls eine 
Verlegung be^ilossen werden saXttis, 

Das beantragte Gutachten eihieh eine außm>rdenüiche Bedeutung fOr das 

weitere Vorgehen der Stadt: "Kann aufgrund des Gutachtens eine befriedi- 
gende vollständige Neuanlagc des Bahnhofs mit Aussicht auf &folg betrie- 
ben werden, so wird es die Pflicht der Genieindeverw-altiing sein, ihre ganze 
Energie in die Erreichung dieses Ziels zu setzen"'-^'*. Einer der Gutachter 
war dabei schon vorgegeben: Reinhard Baumeister, "der die luesigen Ver- 
hallnisse genau kennt und hinsichtlich seiner Befäliigiuig, seines Wissens, 
seiner Erfahrung und seiner Objektivität das größte Vertrauen genießt" ISO. 
Das Resultat des Gutachtois wOrde also entsdheidaidai Einfluss auf den 
Fortgang der Karlsruher Bahnhofsfrage und die Haltung der Stadtverwal- 
tung haben. 

Neben Baumeister wurden der Generaldfrekior der kömglich bayrischen 
Staatseisenbahnen, Gustav von Ebermayer, und der Eisenbaluiexperte Civi- 
lingenieur Glemi aus Hamburg, mit der Erstellung des Gutachtens beauf- 
tragtlSl. Beide Expettexi sind in Bahnhofsfragen Autoritäten und verfiigen 
Uber eine reichhaltige Erfahrung. Beide sind auch international im Einsatz. 
Ebennayer erstellt z B im Jahr 1895 eine Begutachtung und ein Projekt zur 
Lösung der Züricher Bahnhofs frage Der Stadtrat \ on Zürich und die größte 
schwei/ensche Privatbahn beauftragen Gleim im gleichen Kontext im Jahr 
1896 mit der Erstellung melu^er Gutachten 1^^. Als Ausgangsmaterial giiffen 
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die Sachverständigen auf die von der Eisenbahndirektion ausgearbeiteten 
Plätie für die [^ahnhofsuingestaltung /.uriick. Allerdings erkannten sie nur 
die Dimension der Projekte an, so also z.B. die Anzahl der erforderlichen 
Bahnsteige ( Auisteilungsplätze). Die von der Direktion vorgelegten Kos- 
tenvoranschläge worden nicht aneikannt. Mit 6et Abändening der Kosten- 
voianschlage wurde die Stellungnahmen der Eisenbahnvowaltung hinfiUlig, 
die ja nahezu ausschließlich auf dieser Ebene der Finanzen argumentiert 
hatte. In den Berechnungen der Eisenbahnverwaltung erschien die Wahl der 
Alternative zw inuend Den Kosten der l'berbrückunuslösung von 4.32 Mio. 
Mark, sinnden die Kosten von 18.23 Mio. Mark für die \'erleguim und den 
Neubau einer hochliegenden Kopfstation sowie 15- 17,75 Mio. Mark bei 
Hoddegung des Bahnhofs an seiner gegenwärtigen Stelle gegenüberl^?. 
Zwischen der Opticm der Eisenbahnverwaltung und der Option der Stadt 
lagen mindestens 10,68 Mio. Mark. 

Mit den Neuberechnungen durch die Sachverständigen erhielt die Karlsru- 
her Bahnhofsfrage eine völliü neue Perspektive. Das Gutachten kam zum 
Schluss, dass das Projekt der (leTieraldiiektion statt 4.32 Mio. Mark mit 
15,44 Mio. Mark zu veranschlagen sei, das Baumeister- Projekt einer Hö- 
herlegung mit 14,95 Mio. Maik. Der enfschddende Untersdiied lag also in 
der Einschätzung des Regieftmgsprojektes, während die Berechnungen für 
die Hochlegung kaum eine Änderung erfuhren. Wie kam die Kostensteige- 
rung von 4,32 auf 15,44 Mio. Mark zustande? Das Regieningsprojekt hatte 
eine etilseheidende Selnvachstelle: Fs wurden nur die Kosten für die drei 
Überführungen angerechnet, während der nach und nach zu cifolgendc IJni- 
und Ausbau der gegenwärtigen Bahnanlagen und des Empfangsgebäudes 
überhaupt nicht berücksichtigt wurde. Die Sachverständigen dagegen ver- 
glichai die beiden Alternativen im Zustand des Endausbaus. Somit wurden 
für das Regierungsprojekt noch einmal die Summe von 10,4 Mio. Mailc als 
Gesamtkosten der erweiterten Bahnanlagen fallig. Auf diese Weise konnte 
das Gutachten zum Resultat gelangen: "Somit stellen sich die beiden Lö- 
sungen: 1 loclileguim und tieiliegende Erweiterung, nicht nur in den Endzie- 
len, sondern auch in der vorangehenden /wischenstufe als gleich teuer her- 
aus. Freilich bliebt immer noch ein wesentlicher Unterschied in bezug auf 



veigleicbcndcf Beitrag zur Architektur- und Tcchmkgeschichte". Basel 1983, 
S.190ff 

153 Ministerium des großherzoglichen Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten 
an Stadtrat vom I ^ 2. 1898. in: Schnetzler:"Die Karlsruher Bahnhofsfiage". 

Karlsruhe 1898, S.64-65 



64 



die zeitliche Verteilung der benötigten Mittel" '5-*. Auch der betriebstechni- 
sche Vergleich der beiden Projekte, kam zu einem parallelen Ergebnis: "Für 
den Hisenbahnbeineb slcllcn sich beide 1 (isiniucii gleich günstig"!^^. Bei 
der Gleichwertigkeit der Entwürfe gab lur die Saclu crstäiidigen sclüießlich 
der Aq)ekt den Ausschlag, dass bei einer Höherlegung v on vorne herein die 
Eirichtung einer Bahnhofsanlage nach modernsten Gesichtspunkten erfol- 
gen konnte, also eine völlige Neuplanung, während die Erweitemng nur 
eine Ai^iassung der bestehenden Gebäude und Gleisanlagen bedeuten konn- 
te 

Dagegen wurde die dritte Alternative der Generalduektion nicht weiter % er- 
lülgl. Die Verlegung des Bahnliols und die Anlage einer küptslalion wur- 
den von den Sadivnrständigen entschieden abgelehnt Dabei gingen sie von 
dem Grundsatz aus, dass Verkehrs- und Stadtzentrum so weit wie möglich 
identisch sein sollten. "Alle größeren Stidte haben das entschieden Bestre- 
ben, den Personenverkehr nahe an das Zentrum der Stadt zu bringen, und 
zwar direkt" '■'^f^. Für dieses städtcb^iulichc Ziel musstcn auch Nachteile für 
die Wohnbevölkenmu in Kauf uenommen werden. Die Sachverständigen 
erkannten durchaus die Frage als berechtigt an, ob ein 5,5 bis 5,8 Meter ho- 
her Bahndamm durch eine Stadt noch akzeptabel sei. Allerdings entschie- 
den sie sich zugunsten da Eingriffe m den Stadtraum. "Die zentrale Lage 
des HauptveikdirsiNinktes einer Stadt ist neben den geschäftlichen Emzel- 
vorteilen (..) das wohlverstandene allgemeine Interesse der ganzen Bevölke- 
ning"I^7 Die Bedenken gegen eine Verschlechterung der Lebens- und 
Wohnqual ilät in großen Teilen der Stadt, wie sie ein derartiges Bauwerk 
eingestandenermaßen darstellte, wurden den wirtschaftlichen Interessen der 
Gesamtstadt imtergeordnet. Die Eisenbahn und damit der zentrale 
UmschlagsQit von Waren und Menschen, der Bahnhof, wurden als primäre 
Kat^orie von Stadtraum anerkannt Vokehr rückte als primäres Entschei- 
dungskriterium in den Mittelpunkt der Definition von Stadt 
Der zweite Aspekt, die Anlage eines Kopfliahnhofs, wurde ebenso katego- 
risch un Gutachten abgelehnt karlsnihe fungierte als Verkehrsknotenpunkt 
zweier wichtiger Nord- Süd bzw. Ost- West Verbmdungen. Karlsruhe war 
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Diirchiianizsort und nicht Zielpunkt dieser Linien. Die Anlage eines Kopf- 
balinliofes hätte eine Abkopphum des Durcligangs\erkehis von der Stadt 
Bedeutet. Ein Kopfbahnhot" bedeutete koinpüzieile f^anyiennanöver und 
damit vor allein Zeitverlust. Die Ronsequeiuen liieraus wäre eine Umlei- 
tung des Durchgangsveikehrs gewesen. Karisnihe hätte seine Bedeutung als 
VeikehTsknotenpunkt eingebüßt. Das Zwischenresultat des Gutachten laute- 
te entsprechend: "Diesselbe (Anlage eines Kopfbahnhofs, G.O.) möchte 
daher, sei es an welcher Stelle immer, als gänzlich aussichtslos nicht weiter 
711 verfolgen scin"''^'^. 

Das üesanitcigchnis wurde von den Sachverständigen in vier Punkten 
nochmals zusainniengefasst: 

"1. Eine Verlegung des Pers<nienbfdiiiho£BS Karlsruhe kann nicht empfohlen 
werden. 

2. Die Anlage eines Kopfbahnhofs erscheint ttberhaupt ausgeschlossen. 

3. Die Lösung der Bahnhofsfragc cntwedöT 

a) durch llochlegung des Bahnhofs an seiner jetzigen Stelle ( ) 

b ) durch Lrvveiterung des Bahnhofs in semer jetzigen Höhenlage nebsl Ü- 

berfühiimgen (..) 

kamt in «hux sowdd die städtischen wie die t»afansettigen btteressen befrie- 
digenden Weise erfolgen. 

4. Das Projekt a verdient indessen in technischer Beziehung den Vorrang 
vor Projekt b und steht dem letzterem in finanzieller Hmsicht nicht 

nach'M>'> 

Mit dem Gutachten hatte die Stadt nunmehr die argumentative Grundlage 
gegen das Reuierungsprojekt m der Hand. Die Höherlegung des Bahnhofs 
war zuvoi schon das von der Stadt und das von Baumeister in seinen beiden 
Gutachten aus dem Jahr 1882 und 1898 bevorzugte Projekt Allerdings im- 
mer unter dem finanziellen Vorbehalt. Es erschien zwar als die den städti- 
sehen Interessen am weitesten entsprediende Ldsung der Bahnhofsfrage, 
aber selbst die Befürworter gingen v on einem finanziellen Mehreinsatz aus. 
Dieser Vorbehalt war nut dem Gutachten ausgeraunU Nun konnte die Stadt 
argumentieren, dass es eben keine finanzpolitischen Gründe gab, die für die 
Realisienuig des Regieiimgsprojektes sprachen. 

Am 24. Oktober 1898 wurde die Entscheidung vor dem Bflrgerausschuss 
der Stadt Karlsruhe diskutiert Im Bfiigerausschuss, in dem u.a. auch dar 
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Gutachter Baumeister seit dem Jahr 1891 als Lokalpolitiker tätig war. fand 
der Stadtrat mit seiner I inie volle Unterstiit/iuig. Das Gremium sprach sich 
einstimmig für die Hochlegung des Bahnhofs an seiner jetzigen Stelle aus. 
Am Ende dieser zweiten Runde des Konflikts zwischen Staat und Stadt um 
den Ausgleich der Interessen von Ksenbahnverwaltung und Stadtentwick- 
lung, stand enieut. wie sdion im Jahr 1882, ein Patt. Die Stadtverwaltung 
konnte sich nicht gegen die Generaldirektion durchsetzen, aber diese musste 
ebenso anerkennen, dass ein Handeln gegen die Stadt nicht möghch war. 
Eine zweite parlamentarische Niederlage, wie die Ablehnung des Eisen- 
bahnbuduets 1883 84 konnte und wollte sich die Eiseiibaiindiiektion und 
die großherzogiiche Regiciung niclu leisten. Diesmal dauerte es allerdings 
keine weiterm 15 Jahre tns der Konflikt erneut eskalierte. Im Jahr 1900 
stand die Karisniher Bahnhofsfrage erneut zur Debatte. 

4.4 Verlegung des Bahnhofs 1900 

Nach der über 25 Jahre gefiilirten polarisierten Kontroverse, überrascht 
schließlich das 1 em]io, mi( dem die Kontralienten /u einer ultimativen Lö- 
sung der Karlsruher Bahnhofsfragc gelangten, in den Zeit zwischen dem 2. 
Februar und 26. Fetnuar 1900, also in lediglich 24 Tagen, wurde ein völlig 
neuart^er Vorschlag unterbreitet und von den städtischen Gremien gebil- 
ligt. 

Am 2. Februar eröffnete der badische Minister des großherzoglichen Hauses 
und der auswärtigen Angelegenheiten, Brauer, die neue Runde in der Karls- 
ruher Bahnhofsfrage mit einem Bescheid an den Karlsriilier Stadirai 
Hierin erläutcile der Minister seine grundsätzlichen Bedenken gegen das 
von der Stadt fitvcmsierte Projekt dar Hochlegung des Bahnhofs an seiner 
jetzigen Stelle. Brauer machte technische und finanzielle Emwände. Nach 
einer Durchsicht des Projekts durch die Eisenbahningenieure, hatte die Ge- 
neraldirektion die Notwmdigkeit geltend gemacht, während der potentiellen 
Hochlegungsarbeiten einen provisorischen Baiinhof errichten zu müssen. 
Eine parallele Durchführung der Hochlegungsarbeiten und Aiifrcchtcrhal- 
tung des Bahnbetriebs, wurde durch die Ingenieure als nicht realisierbiU" 
abgelehnt. Deshalb sollte für die Zeitdauer der Bauarbeiten, immerhin meh- 
rere Jahre, ein Notbahnhof errichtet werden. Als weiteren Betriebsnacfateil 
identifizieften die Ingenieuie der Durektion die Steigung um 5,8 Meter in- 
nerhalb der Stadt bei der Bahnhofseinfahrt. 

Die Konsequenz aus den neubenannten betriebstechnischen Problemen, war 
eine erhebliche Kostensteigerung gegenüber dem ursprünglichen Ansatz. 
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Die projektierte Bausiimme fiir die üleiclizeitige Ilochlegung und Er^veite- 
runi: w urde von I5,.i4 Mio Mark auf 22,34 Mio. Mark korrigietl. Von die- 
ser Kostenstcmcriinü entfielen 3 Mio. Mark auf den prov isorischen Balinhof 
und 1 Mio. Mark uul die Slrecken\eränderungen innerhalb der Stadt, ilmzu 
kamen noch einmal 3. Mio. Mark, die vcm Ministerium fOr die zwischen- 
zeitliche Steigmmg der Löhne und Materialpreise in Rechnung gestellt 
wurden. 

Aufgrund dieser Neuberechnung kam Brauer zu folgetuiein Resultat: 

1. Das Ministerium bevorzugte weiterhin die l 'bcrhrückungslösung. 

2. Das Ministeiiuin lehnte eine Hochlegimi' des B;ihnliols ;in seiner jet- 
zigen Slelie kategorisch ab. Als Gründe naniuc dat> Minisierium 
technische und finanzielle Nachteile. 

3. Falls die Stadt sich nicht zugunsten der Straßenübeif&hiungen ent- 
scheiden könne, komme nur eine Hochlegung des Bahnhofs bei 
gleichzeitiger Veriegung um etwa 1,5 km nach Südwesten hin, in 
Frage Bedenken der Gen^aldirektion gegen diese Variante bestan- 
den nicht 

Die großherzogliche Regierung unterbreitete dem Stadtrat ein direktes 
Kompromissangebot, um den Stillstand in der Bahnhofsfrage zu Oberwin- 
den, 

Der Stadti at ging auf die angebotene Altonative nach einer kuizen Bedenk- 
zeit von drei Wochra ein. In der Sitzung am 23. Febniar 1900 billigte dar 

Stadtrat einstimmig eine Frkläning zur Bahnhofsfragc In dieser Eiklämng 
foraiulierte die Stadt liirc Bediivjungen, unter denen sie zu einer Akzeptie- 
rung des konipronussangebüis bereit war. Die Sitzung fand an einem Frei- 
tag statt» der mitten in die Faschingszeit fiel, eigentlich eine traditionell po- 
litikfirde Zeit. Der Stadtrat seinerseits setzte ein deutUches Zeichen und be- 
schleunigte den Entscheidungsprozess extrem. Die Mitglieder des Bürger- 
ausschusses, an deren Zustimmimg die Erklärung des Stadtrates auch ge- 
IniiHlen war. wurden nocli am gleiclien Tag über die Frklärung infomiiert 
iiiul die entscheidende Sit/ung für .Montag, den 26. Februar 1900. also Ro- 
senmontag, einberufen. Die ungewöhnliche Eile, der Zeitpunkt und die 
Terminlegung mit einer Bedenkzeit lediglich von Freitag bis Montag, hatten 
zur Fdge, dass die völlig übeiraschte Ofifenüichkeit erst aus der Mont^s- 
zeitung von der Stadtratseridärung und der Bfirgerausscfansssitzung erfuhr. 
Die verblüfften Einwohner Karlsruhes sahen sich mit einer bis dahin über- 
haupt noch nicht erörterten Lösungsvariantc konfrontiert, die darüber hinaus 
bereits die städtischen Gremien passiert hatte Die badische Regierung und 
der Stadtrat Kaiisrulie liallen den gordischen Knoten der Karlsruher Bahn- 
hofsfrage in aller Stille und Verschwiegenheit durchschlagen und piäscn- 
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tierten nun der betroffenen Öffentlichkeit die vollendeten Tatsachen Sogar 
die lokale Presse begnügte sich mit einer inikonnnentierten Wiedergabe der 
Erklärung und des Sil/iingsprotokolls der Bürgeraiisschusssit/ung'^^'. 
Die einstiniinig vom Bürgel ausschuss gebilligte Lrklariuig des Stadlrates, 
begründete zunächst nodi einnial eingehend die Gründe fOr die Ablehnung 
des ÜberbrOckungsprojektes durch die Stadt. Zu den bereits bekannten Ar- 
gumenten, kam eine weitere Änderung der Erweiterungspläne durch die 
Eisenbahnverwaltung, die zusätzlichen Raum für die Gleisanlagen forderte. 
Deshalb musstcn die Pläne für die Mberbriickungcn nochmals überarbeitet 
und die Spannweiten der Brücken und die Rampenlanue vergrößert werden. 
Damit ergaben sicii weitere Eingriffe in den Siadlraum. Die Existenz des 
vor wenigen Jahrm mit groBem finanziellai Aufwand eirichtete Stadtgar- 
ten, sowie die Ausstellui^shalle der Stadt und die Gesamtanhige des Fest- 
platzes wurden zumindest in ihrer Nutzbarkeit erheblich eingeschränkt, 
wenn nicht sogar in ihrer Existenz gefährdet. Für die Stadt ergab sich aus 
den Nachteilen der Brückenlösung und der Ablehnung derselben durch die 
Bürgerschaft nur eine Konsequenz: "die .Anlage einer hochhegenden 
Durchgangsstation südlich des Lauterbeiges trotz der für einen beträchtli- 
chen Teil der Einwdmaschafl; daraus entspringembn Schädigung als das 
geringere Übel der gq)lanten Straßenüberftihrung entschieden vorzuzie- 
hen"162 war. 

Als nächstes folgten die Bedingungen unter denen die Stadt zu einer An- 
nahme des Vorschlags der Slaalsv eiwaitune sich bereit zeigte: 

1. Lüne "wesentliche lirwcitciung der Cjciiiaikung nach Süden hin". 

2. Ankauf der städtisclien Maxau- Bahn durch den badischen Staat. 

3. Verwertung der durch den Balmhofsneubau frei werdenden inner- 
städtischen Grundstücke nur in Absprache mit der Stadt. 

Damit fommlierte der Stadtrat eine städtische Expansi(H)spolitik. Statt eines 
"Beicrthcimer Bahnhofs", wie ihn Minister Brauer im Jahr 1898 ironisch 
umschrieb, wurde die Gemeinde Beiertheim schließlich im Jahr 1007, ein 
Jahr nach Baubeginn des neuen Bahnhofs von der Stadt Karlsruhe einge- 
meindet, tiachdem bereits im Jahr 1900 im Zug der Bahnhofsplanungcn ein 
160 ha großer Teil der Gemeinde an Kailsrulie gefallen war. Auch in der 
Problematik der Maxau- Bahn kam der Staat der Stadt entgegen. Die Bahn 
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wechselte für eine entsprechende Zahlung in den Besitz des Staates Die 
Stadt liatte tiii ilu |{in\ci<t:iiidnis zur Bahnhofsxerleuung eine niclit uner- 
hebliche Gegenleistung erreicht Der Stadtrat empfand dies als das in der 
Situation maximal Machbare und stellte sich pragmatisch aul die Seite der 
Verlegungsaltemative. Lediglich der Stadtverordnete Baumeister, der schon 
in seinen beiden Gutachten der Jahre 1882 und 1898 zu einer entschiedenen 
Ablehnung einer Verlegung gekommen war, stimmte nur unter Vorbehalt 
der Vorlage des Stadtrats zu In seiner Wortmeldung mahnte Baumeister 
eine vorherige genaue l berpriifung des Rci^ierungsvorschlags an. Vor al- 
lem der Kosteiigchichl^punkt und die Konsetiuenzen für den Lokalverkehr, 
veranlassten Baumeister zu seiner kritischen Haltung. Nach der Zusage des 
Oberbürgermeister Schnelzla' die ^idärung des Stadtrats sei vorbehaltlich 
zu vorstehen, gab es im Büigoausschuss weder Gegenstimmen, noch Ent- 
haltungen. 

Die Strategie des Stadtrats zeigte Wirkung. Die Bevölkerung verhielt sich 
nach dem fait aecompli zunächst erstaunlich ruhig. Erst zu der bevorstehen- 
den Abstimmimt: über das Uisenbahnbudget in der Sitzung der zweiten ba- 
dischen Kammer am 22. Mai 1900, regte sich erster Widerstand gegen die 
Verlegungspläne. Am 2. Mai ging bdm badischen Parlament eine erste Pe- 
tition einl<^. Hierin verlangt«! die nicht näher definierten Urheber die Ab- 
lehnung des Eisenbahnbudgets mit der Anforderung von 1000000 Marie 
zum Geländekauf für den neuen Bahnhofsstandort Die Petition, die von 
1063 Kinwohneni der Oslstadl unterzeichnet war. lehnle tlie Verlegung als 
ein schwere Schädigung der wirtschaftlichen Interessen der Ge.samt.stadt ab. 
Besonders aber „die in der schönsten Entwicklung begriffene üstsladt 
(würde) in ihrer weiteren gewerblichen Entwicklung auf Jahre hinaus 
brachgelegt und „eine große Anzahl von Existenzen würde geradezu an 
den Rand des Ruins gdifadit werden". Der Hmtergrund f&r derartige Be- 
fürchtungen bildete der Gencralbebauungsplan der Stadt Karlsruhe. Darin 
war der Osten der Stadt als das neue zentrale Fabrik\ icrtel ausuewiesen'*^^. 
Die Konzentration der industriellen Tätigkeit aul diesen Stadtteil liing in 
besonderem Maße mit dessen \ crkehrsintiaslrukiur zusammen, d.h. vor 
allem an der Nälie ziun Güteibahiiliof und den weiteren Gleisanlagen. Der 
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Bürgerverein der Oststadt befürchtete nun eine Abänderung dieses Ent%vick- 
lungsplanes im Falle einer Verlegung der Bahnhofsanlagen. Die l onnulie- 
rungen der Petition verdeutlichen, dass es sich bei den Unterzeichnern vor 
allem um die Haus- und Grundbesitzer des Stadtteils handelte, obwuhl sie 
für sich in Ansprach nahmen, die gesamte Bewohnerschaft der Oststadt zu 
vertreten. 

Am 10. Mai 1900 erschien in der Badischen Presse eine Gegenpetition, die 
am 15. Mai beim Landtag eingereicht wurdel65 Die Wahl der Vorgehens- 
vveisc mit der V'orveröffcntlichung in der Lokalpresse zeigte deutlich den 
Versuch, eine möglichst breite Unterstützung für die X'eileuung des Bahn- 
hofs in der Einwohnerschaft zu eneiclien. Von der Quantität erreichten die 
Organisatoren ihr Ziel, die Gegenpetitioa wurde von 2046 Bürgern unter- 
zeichnet. Auch die Gegenpetition nahm f&r sich in Ansprudi die Gesamtin- 
teressen der Stadt zu vertreten und bezeichnete sich als Sprachrohr der 
„WOnsche(n) der überwiegenden Mehrzahl der hiesigen Bevölkerung**. Die 
Gegenpetition gab zu. dass „für die Stadt (sind) allerdings mit der Verle- 
gung eimge Nachteile verbunden" waren, Diese konnten aber durch beglei- 
tende Maßnaiimcn, wie den Ausbau des Nah Verkehrsnetzes abgemildert 
werden. Die GeffihdkUcdt der gegenwärtigen Zusände fiir die Bewcrfmer 
und Reisenden sowie der finanzielle Mehraufwand ftlr die Beibehaltung des 
jetzigen Standorts, ließen keine andere MögUchkeit zu als die Verlegung. 
Wie scharf der Ton innerhalb der Einwohnerschaft allmählich wurde, zeigt 
ein Leserbrief, dei auf die Veröffentlichung der Petition am 1 I Vlai 1^00 
folgte. Der Autor sah die V erlegung als ein Werk \ on Sondenntercssen und 
gab seiner Hoffnung Ausdruck, „daß der gute Sinn der Karlsniher einzelne 
vermeintliche Sonderbestrebungen dem Lebensinteresse ihrer Gesamtheit 
endlich untercvdnen wird**!^^. Und für ^ebensinleressen** mnsste entspre- 
chend mit allen Mittehi gekämpft woden. Zunächst beließ es der Autor al- 
lerdings bei einem Appell „zur Vereinigung der gesamten hiesigen Einwoh- 
nerschaffV Die Argumente für oder gegen die diskutierten Alternativprojek- 
te waren hinlänglich bekannt und ausgetauscht, Der Diskurs wechselte auf 
eine andere Ebene, die gegensätzlichen Meinungen verhärteten sich. Im Mai 
1900 nalmi sich der Konflikt noch vergleichsweise liarmlos aus, wemi der 
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Autor z.B damit endete, „daß ich meine, man müsste diese Ti ace schafTen 
(Herv Im Oriu ). wenn sie noch nicht vorhanden wäre", um im nächsten 
Motiicnt (hc /weifcllos \ (u handeneii Gefahren des Bahnbetriehs auf den 
völlig überibrdertcn bestehenden Anlagen zu vcriiaiaüosen. Selbst die ßei- 
behaltung der gegenwärtigen Veiliflltmsse erschien hier der Verlegung vor- 
zuziehen. 

Am 19. Mai 1900 reagierte der Büriierv erein der Oststadt auf die Gegenpe- 
tition und reichte eine zweite Petition beim badischen Landtag ein. Diesmal 
ausdrücklich imtcrzcichncl \ on den Grundstücksbesitzern der Oststadt. 
Die endgültige Lntschcidiinti über den \om badischem Staat, der Eisen- 
bahnverwaltung und dem Stadtrat geiundeuen Rumpruiuiss in der Karlsru- 
her Bahnhofefrage, fiel mit dem «Beridit der Bndg^ommissic» der zwei- 
ten Kammer üba den n. Nachtrag zum Spezial- Budget der Verkdusanstal- 
ten für die Jahre 1900 und 1901"167 Wobei eine Zustimmung bei dem Ab- 
stimmungsverhalten der Kammer in Bezug auf die Karlsruher Bahnhofsfra- 
ge und bei der vorliegenden Zustimmung beider Seiten mehr als wahr- 
scheinlich war. 

Der Abgeordnete Pleiterle stellte den Bericht der Budgelkouiniission vor. 
Die Kommission hatte drei Fragen an die großherzogliche Regierung ge- 
stellt 

1. Mit welchen Kosten ist bei der Realisierung der divefsen Altemativpio- 

jekte zu rechnen ? 

2. Wanim hatte sich die Regierung für ein vollkommen neues Projekt ent- 
schieden ? 

3. Bestand gegenwärtig eine Notwendigkeit zur grundlegenden Verände- 
rung der Bahnanlagen ? 

Die Regierung stellte drei Altonativen gegenüber. Die beschlossene Verle- 
gung des Bahnhofs bei gleidizeit^ Hochlegung, die Überf&hrungslösung, 
welche die Regierung bis dahin favorisiert hatte und das Hochlegungspro- 

Jckt unter Bcibeiialtiing des Standorts als bisherige Stadtoption. Die Uber- 
luhrungslösunii und die Verleguna wurden mit 15,102 bzw. 14,98 Mio. 
Mark vom fmanziellen Aspekt nahezu gleich bewertet. Bei der Verlegung 
war allerdings bereits der Erlös des Verkaufs des freiwerdenden bisherigen 
Bahnhofsgeländes in der Stadtmitte mit 3,7 Mio. Mark in Rechnung ge- 
stellt, so dass die reinen Projektkosten 17,7 Mio. Marie betrugen. Das Hoch- 
legungsprojekt der Stadt stand dem mit einem Kostenvoranschk^ von 21,5 
Mio. Mark gegenüber. 



167 GLA 231, Nr.9396 82.Sitzung der zweiten Kammer vom 22.5. 19ÜÜ 



72 



Cüpy I lyl iiuo iiiüiLiicil 



Die Ausarbeitung des neuen Verlegungsprojekts begründete die Regierung 
mit dem Verkehrswachstum. das "in so unenvarteter Weise" '^'^ eingetreten 
war. Die Wachsninisralen macliien eine solbiiige Hrweitennig der beste- 
henden Anlagen unumgänglich. Die Zalilen, welche die Budgetkomnussion 
vorlegte, wiesen eine Steigening der Reisenden an der Station Karlsruhe 
von 1,36 Mio. im Jahr 1885 auf 2,57 im Jahr 1895 nach. Die Anzahl der 
Züge, die den Bahnhof pro Tag passierten, steigerte sich von 203 im Jahr 
1885 auf 244 im Jahr 1900. Diese Wachstumsrate fiel relativ gering aus, 
weil durch die Anlaue des Rangierbahnhofs im Jahr 1895 nur noch ein sehr 
geringes Aufkommen an Güterzügen zu registrieren war Die Zahl der Per- 
süueiuüge allem steigerte sich von 130 im Jahr 1885 auf 225 im Jalir 1900. 
Da aber anderaseits bei dem Oberftthrungsprojekt mit dem mtsdiiedenen 
Widerstand der Stadt gerechnet werden musste, hatte die Regierung das 
neue Kompromissangebot vorgelegt. Sollte die Stadt weiter auf einer Bei- 
behaltung des Standorts beharren, sä dies zwar technisch möglich, die fi- 
nanziellen Differenzen mussten dann von der Stadt getragen werden Alles 
was über 15 Mio. Mark des Konipronnsses Innausging. deninerte sich als 
Stadtangelegenheit, also Mehrkosten von mindestens 6,5 Mio. Mark für die 
Stad&asse. 

Die Verlegung wurde von Seiten der Regierung zudem als eine defmitive 
Lösung der Karlsruher Bahnhofsfrage betrachtet, während die Beibehaltung 
des Standorts nur als mittelfiistige Übergangslösung fiir 20 bis maximal 30 

Jahre dargestellt wurde 

Zwar erkannte die Budgetkommission durchaus an, dass die Bahnhofsvcr- 
legung "eine gewisse Verschiebung der bestehenden \ erhahnisse im üefol- 
ge hat" 169^ diese mussten jedoch hingenommen werden. Die Allgemeininte- 
ressen haXtea den Vorrang und deshalb konnte die "in Aussicht genommene 
BauausfQhrung wegen einzeker Privattnteressen nach Ansicht Ihrer Korn- 
mission nicht angegeben werden" i^o Auf diesem Hmtergrund votierte die 
Budgetkommission einstimmig für das Kompromissprojekt der Bahnliofs- 
verlegung und erklarte die Petitionen für erledigt Damit hatten nun alle 
landes- und lokalpolitischen Gremien ohne Gegenstimme der Verlegung 
zugestimmt. 
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Wenn der Stadtrat damit gerechnet hatte, dass sich mit der politischen Ent- 
scheidung auch in der Bevölkerung eine Beruhigung enistellen würde, sah 
er sich getausclit. Ein Teil der Einwohnerschalt wollte sich mit der von 
pragmatischen Gesichtspunkten bestmimten Zustimmung zur Kompromiss- 
lösung einer Bahnhofsverlegung nicht abfinden. OberbQigenndster 
Schnetzler sollte Recht behalten, als er in seiner Drakschrift zur Karlsruher 
Bahnhülsfrage aus dem Jahr 18*^'"^ ] i pIk ait hatte» "daß sich ein Interes- 
senkampf daran entzünden würde, der enie schwere und nachhaltige Zerrüt- 
tuiiü des bürgerlichen Friedens in unserem Gemeinwesen notwendig zur 
l olgc hätte" 171. 

Die neuerliche Agitation gegen das Projekt der Baimhufsverlegung brach 
im Frflhjahr 1901 über ein Jahr nach d^ politisch«! ßitscheidung mit er- 
hebhcher Vasptttung los. Als TrSger der bflrgerUchen Protestbewegung 
traten die drei Bflrgervereine der Alt-, Ost- und Weststadt auf. Das interes- 
sante an dieser Konstellation war, dass sich der Bürgerverein der Altstadt, 
des Stadtteils, der direkt \ on der Bahnhofsverlegung betroffen war. erst im 
Jahr 1900 konstituierte. Lind zwar unter dem Kiiidruck der Bahnhofsverle- 
gung mit dem emdeutigen Ziel diese zu vcrhmdernl72. Der Bürgerverein 
hatte folglidi mehr dm Charakter emes Protestbfirgerfaewegung als der ei- 
nes Btlrgervereins. Die Altstadt hatte bis zum Jahr 1900 aufjgnmd ihrer hete- 
rogenen Sozialstruktur und - Interessen keine Basis fiir einen bürgerlichen 
Zusammenschluss gefunden. Auch der neugegründete Bürgerverein reprä- 
sentieile keinesfalls die Interessen der gesamten Altstadt, sondern stellte 
einen sehr spezifischen Ausschnitt der Interessen dar. nämlich als Samm- 
lung der hiteressen der Grundbesuzer und Gewerbelreü>cndenl73. 
Als Auftakt der Kampagne gegen die Bahnhofsverlegung diente eine ge- 
meinsame Versammlung der Bfiigervereine der Alt-, Ost- und Weststadt, 
die für den 11. April 1901 von den Vorstindoi einberufen vtotdta war. 
Rechtsanwalt Schneider, als Vorstand des Ahstadtbürger\ereins. übernahm 
die Rolle des Vorredners. Er begann mit einem rhetorischen Frontalangriff 
auf die Mitglieder des Stadtrates und die staatlichen Behörden Die Zu- 
stimmung des Stadtrats "sei aber nichts Anderes als ein Angslprodukt vor 
den Drohungen der Behörde"! 7-*. Deshalb erkannte es der Bürgervereins- 
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Vorsitzende als seine Pflicht als Bürger der Stadt, die Entscheidung des 
Sladtiais und des Biiigciausschusses /u Fall /u bringen. Die Korrektur der 
polnischen tintschcidung nitcrprcticrtc Schneider dabei als Wiederherstel- 
lung des Mitbestimmungsrechts der Stadtbewohner, als eine Emanzipation 
der B^ger von ihren Votretem. Im Prinzip pioklamiote der Anwalt ein 
Al^^derstandsrecht der Btiiger aus ihrer existenziellen Betro£fenhat heraus. 
Diese Interpretation des Sachverhaltes führte konsequenterweise zur Forde- 
rung, "mit allen Mitteln gegen die Verlegung des Bahnhofs anzukämp- 
fen" '7:^ Die schließlich einstimmig von der Versammlung angenommene 
Erklärung, forderte den Stadtrat auf seme eigene Entscheidung zurückzu- 
nehmen. 

Wie sehr die Einwohner der Stadt in dar Fra^ da Bahnho&verl(%ung ge- 
spalten waren und wie sich die Interessen geographisch fixieren ließen, 
ze^e die Reaktion der VerlegungsbefUrworter auf den Fehdehandschuh der 
Gegner. Am 19. April 1901 versammelten sich die Bürger der Süd^ und 

Südweststadt, ebenfalls unter der Regie ihrer beiden Bürger\'ereine, um 
nochmals ihre Stellung in der Baliiihorsfrage zu denmcien Der Bürgerver- 
einsvorsitzende der Südstadl, Mcrkle, betonte den definitiven Chaiakter der 
Entscheidung der Landesregierung, da* stftdtisduai Gremim und des Land- 
tages. Diese ^tscheidung erneut in Frage zu stellen, sei nach der erfolgten 
Entscheidungsfindung "nicht nur veigeblich, sondern unrecht, weil dadurch 
Zwietracht in die Reihen der Bürger getragen werde" 176. Die Berichterstat- 
tung der Presse vennerkte; "der Redner fand stürmischen Beifall (..) von der 
stark besuchten Versammlung" '"'^ 

Beide Versannnlungen belegen die Emotionalisierung des Diskiuses um die 
Bahnhofsfrage, die sich nun auch dezidiert zu einem Kampf der Stadtteile 
entwickelt hatte. 

Einen voriäufigen Achtungserfblg konnten die Bfirgervereine der Alt-, Ost- 

und Weststadt mit drei Audienzen bei den höchsten Staatsvertretem verbu- 
chen. Am 20. April empfing der Generaldirektor der badischen Eisenbah- 
nen, Eisenlohr, eine Delegation aus Veitrctein der Vereine. Einen Tag spä- 
ter konnte die Abordnung der Bürgel vereine dem Minister des großherzog- 
lichen Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten, Brauer, ihre Bedenken 
vortragenl^S. Und am 27. April empfing sie der Großherzog in einer per- 
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sönlichen Audienz' 7^. Die Vereinsvertreter tnigen auch vor den Staatsspit- 
zen ihre Interpretation der Sachlage vor: "Die Einmütigkeit der BeschUisse 
der staatlichen und stätitischcn Organe über die Verlegung sei nur eine 
schembare" 180. Sic iiicllcn den Vorwiuf autiecht, das die Zustimmmig von 
Stachrat und Bürgerausschuss nur unter äußorem Zwang geschehen war und 
deshalb nichtig sei. Inzwischen habe sich jedoch in der Bevölkerung der 
Widerstand formiert und CS müsse anerkamit werden, dass der überwiegen- 
de Teil der Einwohner gegen eine Verlegung des Bahnhofs sei. Über die 
Antwoncn dci Staatsvortreter und itire Interpretation kam es zu einer vehe- 
menten Kontroverse. 

Generaldirektor Eisenlohr begründete für die Eisenbahnvervvaltung die Ver- 
legung mit dem I^ptargument der Kostenfrage. Zwar sei eine Hfiherle- 
gung unter Beibehaltung des Standorts betriebstechnisch möglich, aller- 
dings war eine Verlegung sicherer und unkomplizierter. Die Bahnanlagen 
konnten in aller Ruhe erstellt werden, ohne Rücksicht auf den fließenden 
Verkehr zu nehmen. Die Umstellung konnte dann innerhalb eines Tages 
durchgetührt werden, Bei einer Hölierlegung am Ort mussten Bauarbeilen 
und Bahnbetrieb koordinieil werden. Zuerst musstc ein Notbaliiihof erstellt 
werden, dann der Bahnibetrid) umgeleitet und sfMefiHch das Ganze umge- 
kehrt wiederholt werden. Eisenlohr betonte, dass die Generaldirekti(»i ledig- 
lich ausfuhrende Behörde sein, also Weisungen vollziehe. 
Um den Inhalt der Erkläning von Minister Brauer an die Abordnung ent- 
brannte ein Konflikt /.wischen den Bürgerv'ereinen und der Badisclien Pres- 
se einerseits und Minister Brauer und der offiziellen Karlsruher Zeitung 
anderseits. Die otfizielle Verlautbarung zur Audienz vermerkte eine vehe- 
mente Stellungnahme des Ministers, die keine Zweifei offen lassen keimte. 
Die Kitscheidung war endgültig, an "eine Abänderung des rechtskräftigen 
Beschlusses der Verlegung (sei) gar nicht zu denkai".isi Es bestand in der 
Perspektive des Ministers kein Diskussionsbedarf mehr und Brauer betonte 
seine Genugtuung die Sache endlich und definitiv hinter sieh gebracht zu 
haben: "Jedenfalls aber sei mit der Verlegung des Bahnhofs an den Lauter- 
see eine Lösung der leidigen Bahnholstrage nunmehr definitiv gefun- 
den" 1^2. Brauer endete mit einer Aussage, die an Deutlichkeit nichts zu 
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wünschen übriu ließ und fast schon eine offizielle Drohung an die Adresse 
der Bürgerveieine darstellte, "denn es sei undenkbar, ja gerade/u eine un- 
würdige Zuniutuiit'. daß Stadt. Regierung luid Landtag ilire wohlerwogenen 
Entschlüsse vvicdci umstoßen sollten" ' 

In der Darstellung der Unterredung durch die Delegation der Bürgervereine, 
die drei Tage später in der Badischen Landeszeitung veröffentlicht wurde, 

las sich das Ganze erheblich anders. Die Delegation stellte zuerst das Ver- 
ständnis des Ministers für das Anliegen der Bürgervereine in den Mittel- 
punkt ihrer Darstellung Brauer erkannte demnach an, dass die Verlegung 
ein grundlegender Euigriff in die Eigentumsverhältnisse in der Stadt sei, 
und eine Umdrehung der Werte zur Folge habe. Scliließlich folgte ein Fest- 
stelhmg des Ministers, die in (fer ofEudellen Veilautbarang ebenfalls nicht 
auftauchte. Brauer sollte denmach, im Gegensatz zu Generaldirektor Eisen- 
lohr erklärt haben; "die Kostenfiage spiele bei ilim keine oder nur eine un- 
tergeordnete Rolle. Die Bahnhofsfragc habe fiir die Entwicklung der Stadt 
eine so hohe Bedeutung, daß es auf 5 oder 10 Millionen nicht ankäme" 
Nach den koniroverseii Aussagen der Munster in der Verlautbarung der 
Bürgei'vereine, konnte die Delegation schließen, "daJi für die Verlegung 
durchschlagende Gründe nicht vorhanden sind"lS^. Die Haltung des badi- 
schen Staates zur Karlsruher Baluiho£sfirage «schien derart widersprachlich 
und duotisch, dass ach die B^ervoeine in der Berechtigung ihrer Agita- 
tion bestärkt sahen. Die offizielle Darstellung betonte jedoch im Gegensatz 
hierzu das Definitive der Entscheidung. 

Diese Kontrovei se um Interpretationen und Verslandnisprobleme der beiden 
Seite hielt sich mit Stellungnalunen und Gegendarstellimgen noch im Rah- 
men politischer Auseinandersetzung. Eine andere Form nahmen die Angrif- 
fe vor allem gegen Minister Brauer aber bis zum Jahresende anl86. Nun 
wurde behaiqjtet, dass der Minister sich einer persönlichen Vorteilnahme 
schuldig und wissentliche Falschaussagen gemacht hatte. Der Minister soll- 
te nun die Bahnhofsverlcgung mit seiner eigenen politischen Zukunft ver- 
knüpft haben Die angebliche .\ndrohung des Ministers, seinen Rücktritt 
einzureichen, falls die Verlegung rückgängig gemacht werden sollte, mün- 



183 Karismber Zeitung vom 19.4.1901 "Bahnhoflrage" 

184 Badischc Presse vom 23.4.190 1 "Zur Verlegung des Karlsruher Bahnhofs" 

185 Badischc I,andes7citung vom 22 4 14(11 "Zur Bahnhofsfragc" 

186 Dessart:"Die Kailsmhcr Bahnliofsfiagc". Karlsruhe 1901 
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dete in der Forderung der Büigervereine nach einer Entlassung der großher- 
zoglichen Regierung • ^7. 

Wähiciul die Aiiscinanderset/iiiiü iiin die angeblichen oder taisachliclicn 
Äußerungen von Brauers in der i^resse und der Öffentliclikeit zwar hciI3 
diskutiert wurden, wurde erst durch die persönliche Audienz beim Großher- 
zog ein handfester Skandal ausgelöst Wieder stand die Frage nach den In- 
halten der Unterredung im Mittelpunkt der Kontro\ erse. Die offizielle Ver- 
lautbarung und die Erklänmg der Delegation der Bürgervereine konnten 
kaum das gleiche Gespräch zum Inhalt liahcnlf^^ In der 45- minütigen Au- 
dienz antwortete der (jrolMicrzog laut Erklärung der Bürgenereinsvertreter 
auf die Ausiüiuungen der Delegation mit äußerstem VVohlwoilen. Zuerst 
(akamite er an, dass in der BescUuss&ssui^ der Regierung kein Ifindonis 
für eine erneute Prftfimg der Sache zu sehen sei. Der Großherzog stellte also 
ausdrücklich die Arbeit seines Staatsministers und die Beschlüsse des Land- 
tags und der städtischen Gremien in Frage und betonte deren Revidierbar- 
keit. Allerdings müsse die Initiative zur Neuverhandlung vom Stadtrat 
Karlsrufie ausgehen Sei dies aber geschehen, stehe die Regierung einer Än- 
demng der V crlcgungspiänc nicht im Wege. Zum Schluss ermutigte der 
Monarch die Vertreter de* Bürgervereine geradezu, in ihrer ^jtation fott- 
zufisdiren und sie sogar noch zu intensivieren. Er bezeichnete es als Aufga- 
be der Abordnung (..) mit allem Nachdruck in dieser Richtung m arbeiten" 
und "er danke der Abordnung für ihr Vertrauen und wünsche ihr besten Er- 
folg'MXQ Auf die Frage der Abiieordneten. ob sie berechtigt seien, das Er- 
gebnis der l tuerredung zu veröffentlichen, bejahte der Großherzog unein- 
gescluänkt. 

Für die Richtigkeit der Wiedergabe des Gesprächs, gaben die vier Vereins- 
vertreter, Schneider (Rechtsanwalt), Bender (Notar), Kietz (Ingenieur) und 
Outtii^ (tedmischer Assistent) in der Badisähen Presse vom 1. Mai 1901 

eine eidesstattUche Erklärung über die Richtigkeit der Zitate ab Damit grif- 
fen die Biltgervereine Münster Brauer direkt an, der als Urheber der beiden 



187 u a "Hieraus ergibt sich, daß Hon' \ Brauer auf einem durchaus unhaltbaren 
Standpunkt steht, wenn er glaubt, die Karlsruher Bahnhofsfragc vom Standpunkt 
seiner persönhchen Voreingenommenheit aus entscheiden zu können" (Herv. im 
Orig.), in: Dessart:"Die Karlsniher Bahnhofsfrage". Karlsruhe 1901, S.48 

188 Karlsmhcr Zeitung vom 28.4.1901 ".'\udienz bemi Großherzog" 

Badiscbc Presse vom 28.4.1901 "Audienz der Bürgcrvcreinc der Alt-, Ost- md 
Weststadt vor dem Großherzog in der Bahnhofsangelegenheit" 
Badischc Presse vom 1.5 .1901 "Erklärung der Büigervereine" 

189 Badische Presse \ om 2X 4 1 90 1 ".Audienz der Bürgcr\crcinc der Alt-, Ost- und 
Weststadt vor dem GrolMicrzog in der Bahnhotsangclcgenbeit" 
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Audienzberichte identifiziert wurde Die offizielle Schilderung der Ge- 
schehnisse in der Kailsiuhci /cilung blieb in Unverbiiullichkeiten und in 
einem Bekenntnis des Monarchen /.u den Bcschhisscii seiner Regicruuy 
Dieser, Brauer zugescliriebene Ailikel wurde lür unrichtig" eikläit und 
seine Aussigen als "im Wesentlichen unzutreffende Sduldenuig des Ver- 
laufs derselben" bezeichnet Die Vereinsvertreter Obemahmen in bezug auf 
ihre Darstellung des Gesprächsverlaufs "für dessen unbedingte Richtigkeit 
und Zuverlässigkeit (sie) die volle Verantwortung". Der Bericht war in un- 
mittelbarem Anschluss an die Audienz cnt«;tandcn und von allen vier Mit- 
üHedern der Delegation erstellt und unterzeichnet worden. 
Mit seinen Äußerungen, von deren Richtigkeit zumindest in der Tendenz 
auszugchen ist, hatte der Qrt^uszog Ol auf das Feuer des innerstidtischen 
Konflikts gegossen. Nach seiner "Ermutigung" der Verlegungsgegner, 
musste von einer Verschärfong der Kontroverse ausgegangen werden. Mi- 
nister Brauer hatte alle Hände voll zu tun. die Wogen der großherzoglichen 
Bemerkunsien wieder zu glätten und die Auseinandersetzung nicht eskalie- 
ren zu lassen. Die "leidige Bahnhofsfrage" '''1 sollte nicht noch einmal wie- 
derbelebt werden und auf der Tagesordnung landen. 
Auch der stsdtisclie Gutachter und Verfechter des Hochlegungsprojektes, 
Remhard Baumeister» meldete sich nun erneut öffentlich zu Wortl92. Er 
betonte die Zusage des Oberbüigermeistars Schnetzler bd der entscheiden- 
den Büigerausschuss- Sitzung vom 26. Februar 1900, dass die Zustimmung 
nur eine unter Vorbehalt gelte. Dieser Vorbehalt war fiir Baumeister nun 
wieder aktuell. [Baumeister nahm de/idiei( für die Belange der Bürgerverei- 
ne der Alt-, Ost- und Weststadt Stellung und forderte den Stadtrat zur Revi- 
sion seiner Entscheidung auf er bemängelte vor allem die ungewisse Fak- 
tenbasis auf der die Altemativprojekte erörtert worden waren. Als Konse- 
quenz komme nur eine erneute sttgfiltige PiOfung aller Ahemativen in 
Fn^e. Für Baumeister blieb also "die Wahl zwischen Hochlegung und Ver- 
legung noch offen" Die gegen sein Hochlegungsprojekt angeführten Argu- 
mente seien nicht stichhaltig. Finanziell gleichwertig, waren auch die Ein- 
grilte in die städtische Infrastruktur, wie Verlegung von Festhalle und Ein- 
schränkung des Stadlgartens nur Nebenpunkte. Die Auswirkungen eines 5,8 
Meter hdien Eisenbahndammes mitten durch die Stadt und die Problonaitik 
von UnterftUmmgen, konnten laut Baumeister "jedoch architektonisch und 
landschafUich hübsch behandelet)" werden. 



190 Karlsruher Zeitung vom 28.4. ".\udicnz beim GroObeizog** 

191 Karlsnihcr Zeitung vom 19.4,1901 "BalinliofTi-agc" 

192 Badischc Presse vom 11.5.19Ü1 Lescrbnef Baumeister 
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Den Aktivitäten der VerlegunüSiieiiner in den nächsten Monaten gelang es 
nicht, die aiigestreble Rcxision der politischen Kntsclieidiiiig zu erreiclien. 
Weder die staatlichen Beliördcn. noch der Stadtrat und die StadtvcrwaUung 
hatten ein hiteresse an eurer erneuten Wiederauinalune eines zeitlich und 
inhaltlich imkalkulierbareii Entschddungsprozesses um die Karlsruher 
Bahnhofsfirage. Die Bemühungen der Bürgervereine der Alt-« Ost- und 
Weststadt liefen ins Leere. Die Stimmung in der Stadt war zwar weiterhin 
geteilt, aber auch viele Bürger, die einer Bahnhofsverlcgung eigentlich kri- 
tisch gegeniiherstanden, akzeptierten den Verlegungshcschliiss Die Aus- 
sicht auf eine i iidüiiltii^c I ösimu der Frage und euien neuen repräsentativen 
Bahnholsncubau, trugen zur Akzeptanz des \ crlegungsprojekts bei. Was 
übrig blieb, war ein Protest der von der Verlegung direkt wirtschafUich be- 
troffenen, d.h. also vor allem der GnmddgentOmer und Gewerbetreiboiden 
in der Alt- und Oststadt. Allerdings führten die for^esetzten Diskussionen 
und Aktivitäten zu einer immer extremere Formen annehmenden Auseinan- 
dersetzung zwischen den Exponenten der Bürgervereine. Am Ende der in- 
nerstädii sehen Polarisicrung stand eine Streitschrift der Bürgervereine der 
Alt-, Ost- und W eststadt von D. Dessart mit dem Titel „Die Karlsruher 
BaihnhofSrage", die im Juni 1901 veröffentiicht würdelos. Darin teilten die 
Büigervereine einen Rundumschlag ge^ alle vermeintlichen und tatsäch- 
lichen Befürworter des Verlegimgsprojdcts aus. Die Polemik von Dessart 
identifizierte die Gegner als Spekulanten, Sozialrevolutionäre und macht- 
gierige, aber unfähige Politiker, wie den Staatsininister Brauer, Diese Koali- 
tion hatte es sich zur .\ufgabc ucniacht aus egoistischen und staatsfeindli- 
chen Motiven einen nicht wiedergutzumachenden Schaden zuzufügen. Da- 
gegen standen die Gegner der Verlegung im gerechten Abwehrkampf. Die 
Schrift schloss mit einem Aufruf an alle aufivchten Bürger Karisruhes, sich 
dem Protest anzuschließen und die Stadt vor ihrem Ruin zu retten. EMeser 
Aufruf zeigt allerdings deutlich ein Zentralproblem des Widerstandes gegen 
das Verlegungsprojekt Selbst in den Stadtteilen im Osten. Westen und der 
AUstadt. gelang es den Büigerveieinen luchl. auch luii eiiKii iibcrwiegenden 
Teil der Bevölkerung zu mobilisieren. Geiade dieses Desuiteresse ließ das 
Sendungsbewusstsein der Gegner ms Unendliche wachsen. Und so bekaim- 
te sich der Autor zu sein«: Motivation: ,,Die Liebe für meine Vata:stad^ die 
Liebe zur Wahrheit, und nicht zuletzt das Gefühl einer gerechten Entrüstung 
gegenüber Machenschaften, die darauf abzielen, auf Kostoi der allgemei- 



193 Dessart:"Dic Kailsmhcr Bahnliofstjage". Karlsruhe 1901 
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nen Wohlfahrt der Stadt, die Spekulationsinteressen Einzehier zu begünsti- 
gen: Alles dies hat mir die Feder geradezu in die Hand gedrückt ( 
Der lel/tc enistliafte \ crsiicli der Verleguiigsgegner das Projekt doch iiocli 
zu 1 all zu bringen, wuide im Dezember des Jalues 1901 mit einer erneuten 
Petition an die zweite ICammer des badischen Landtags untemommenl^s. 
Doch auch die Front der drei BQigervereine, begann sich langsam aiiifiznlö- 
sen. Bei der Unterzeichnung der Petition traten nur noch die Bürgervereine 
der Alt- und Oststadt auf. der Bürgerverein der Weststadt hatte seinen Wi- 
derstand bereits aufgegeben. Die abschließende StcMungnnhinc des Groß- 
herzogs in Anschluss an die Audienz der Bürgervereine und die Auseinan- 
dersetzung um die Inlialte der Unterredung bildeten ein Signal, dass die Sa- 
che definitiv «utschieden war. In dieser Form wurde es auf jeden Fall von 
der überwi^enden Zahl der Karlsruher Bürga verstand». In der Petiticm 
distanzierten sich die VorstSnde der BUrgervereine in Teilen von der eige- 
nen, von Dcssart verfassten Broschüre zur Bahnhoflfrage. Sie baten Jedoch 
gleichzeitig um Verständnis für die Ausfühmngen, in denen "auch da und 
dort ein scliarlei und bitterer Ton zu Tage tritt, so dürfte solclier nach den 
Vorgängen und Ihatsachen (..) wohl erklärlich erscheinen"'''^'. Bei den an- 
gesprochenen Vorgängen handelte es sich um die vorgenannte Audienz 
beim Großherzog. In der kurzfrist^en Eskalation und der Frage, was da 
Monaldi mm eigentlich ^sagt hatte und was mdtt, gelai^ es den G^nem 
der Balmhofsverlegung noch einmal den Widerstand zu fonnieren. Bis zum 
August 1901 unterschrieben über ^000 Karlsruher Bürger einen Aufruf ge- 
gen die Bahnliofsverlegung, daiuiilcr wie die Petition betonte "viele Hun- 
derte von Geschäftsinliabern und Grundstückseigenthümern aus allen Thei- 
len der Stadt" 1^7. Einer austululichen Darlegung der Geschichte der Karls- 
ruher Bahnhofifrage über 30 Jahre, folgten die bereits bekannten Argumente 
gegen die Verlegung. Das zentrale Motiv madit folgende Passage deutiidu 
"Wie dn Alp liegt dieses drohende Verlegungsproject seit Jahr und Tag auf 
dem grösseren Theilc der Altstadt und ihrer wirtscliafllichcn l"nt\\ickclung 
und hat solches neben der allgemeinen wirthsehaltlichen Krisis wohl am 
meisten zur Erschütterung von einer grossen Zahl von ehrenwertlien. altein- 
gesessenen Existenzen beigetragen. Es ist wohl an der Zeit, dass diesem 



194 Dessait:"Die Karismher Bahnhofisfiage". Karlsnihe 1901, S.SO 

195 GL A 2^1. Nr '^3^6 Petition der Biii^cr\ercine der Alt- und Oststadt "Die Bahn- 
hoflra^e in Karlsruhe betr." vom 1.12.1901 

196 GLA 23 1 , Nr.9396 Petition der Büiigerveieine der Alt- und Oststadt "Die Bahn- 

hoflragc in Karlsmhe betr." vom 1.12.1901, S.3 

197 Gl A I Nr '^y^^H^ Pctuion der Bürucrvcn;inc der AU- und OstStadt "Die Bahtt- 
hottragc in Js.ailsiiihc betr." vom 1. 12.1901, S.3 
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Zustand ein Ende gesetzt wiid"'''^. Die Bahnhofsfrage veimischte sich mit 
einer strukturellen Krise der traditionellen Handels- und Gewerbestnikturen. 
I"s L'iiig auch gegen die K()iisc(]iicii/ci) der Hochindustnalisicnmgsphase, 
gegen Massenproduktion und Waienhauser, gegen das "Spekulantentum". 
Zum gleichen Zei^ninkt der Petition an die zweite badische Kammer im 
Dezember 1901, datiort auch ein letzter Versuch, wieder auf einer sachli- 
cheren, technisch fundierten Ebene gegen die Bahnhofsverlegimg zu argu- 
mentieren. Franz Kretz, Ingenieur, Einwohner der Oststadt und Vorstand- 
niitglied des doiligen Bihgervcreins, lieferte ein Kompendium aus Auszü- 
gen teclnuseher Fachliteratur, internationaler Zeitschriftenartikel über 
Bahiiliüfsprojekle und Aussagen aus Stadtrats- und Landtagsprotokolienl^-^^. 
Die Bilanz des Ligeoieiirs lautete, wie nicht anders zu erwaiten war, dass 
ein Vorlegung eine schwoe Schädigung der Oesamtstadt zur Folge hätte. 
Eine Verlegung widersprach auch den Erkenntnissen der wissenschaftlichen 
Stadtplanung und der praktischen Eifahrung. Die Zentraltiiese und Lehrsatz 
der Stadtplanung lautete; "Die I lauptbahnhöfe gehören möglichst in das 
Verkehrszenlrum der Städte, weil sonst der Verkehr und damit die Interes- 
sen sowohl der Einwohner der Stadt als auch die Einnahmen der Bahn we- 
sendich geschädigt werden"200. Als Gewährsquellen zitierte iCretz Artikel 
vom Konversationslexika über technische Fachlexika bis zu Fadizeitschrif- 
ten, voran der Deutsdiea Bauzeitui^. Als fXMitive Betspiel galten die 
Bahnhöfe in Leipzig, Dresden, Zürich, Köln und Hamburg. In diesen Städ- 
ten waren die repräsentativen Bahnliofsneubauten der Gründerzeit ent\veder 
zentrumsnälicr positioniert worden, oder der bestehende Standort wurde 
unter Aufbringung erheblicher Mittel den Erfordernissen der modernen 
Verkehrsveihältnisse angepasst. 

Als Negativbeispiel wurde in der öffentlichen Diskussion von Gegnern ei- 
ner Verl^ung immer wieder der Neubau des Frankfurta' Hauptbahnhofs 

angefiihrt^oi. in Frankfurt wurden im Jahr 1888 die bislang bestehenden 
drei Bahnhöfe zu einem Hauptbahnliof ziisammcngefasst. Der repräsentati- 
ve Neubau wurde gegenüber dem bis dahm am nächsten am Stadtzentrum 



198 GLA 23 1 . Nr 93^6 Pciuion der Büi^crvcainc der Alt- und Oststadt "Die Bahn- 
hofißragc in Kailsiuhc betr." vom 1.12.1901, S.6 

199 GLA 23 1, Nr.9396 Fianz Kietz:"Bahiibofiß^e Karlsnihe. Auszüge aus techni- 
schen Werisen und ZeitschiiAen, Kammer- und Stadtraths- Sitzungen". Kailsnihe 
1901 

200 GLA 23 1 , Nr.9396 Franz Kietz:"Bahnhoffiiige Karisndie. Auszüge aus techni- 
schen Werken und Zeitsduriflen, Kammer- und Stadtraths- Sitzungen". Karlsnihe 

1901. S M, '10 

201 Dessart: "Die K.ai Ismhcr Bahnliofsfi age". Karlsruhe 1 90 1, S27ff 
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liegenden der drei Bahnhöfe um 580 Meter von der Stadtmitte \ve<i ver- 
schoben. Über die Auswirkunti der von der Stadt Frankfurt mitnerieii Bahn- 
hofsverlegung, bestanden allerdings unterschiedliche Anschauungen. Die 
Befürworter dieser Verlegungslösung beriefen sich so z.B. ilirerseits auf das 
Exempel Frankfurt, allerdings auf das Positivbeispiel. Die Stadt Frankfurt 
selbst konstatierte keine negativen Konsequoizoi auf das Wirtschaftsleben 
oder das Verkehrswesen der Stadt, während z.B. die Deutsche Bauzeitung 
in einem .Artikel aus dem Jahr 1891 verkündete, "dass die von der Fiscn- 
bahnv ervvaltung ursprinmlich nicht geplante, aber von dLM Stadt gewünschte 
1 linausschiebuni! des Bahnliotes em Fehler war"-''-. Drei .lahre nach Eröff- 
nung des neuen liauptbaiuüiofs m Frankfuil wiu die Umgebung des Balui- 
hofs noch wn^ehend unbebaut^. Das Gelfinde in unmittelbarar Nihe des 
Hauptbalinhofs wurde von Mai bis Oktober 1891 für die Internationale E- 
lektrotechnische Ausstellung, also als Messe genutzt. Diese für die Popula- 
risici uiiy dci Elektrotechnik entscheidende .'\usstcllung zog in den 6 Mona- 
ten ilncr t)auer über 1 Million Besuclier an. Zur Bewältigung derartiger Zii- 
schauennassen erw ies sich die Verbnulung von Bahnhof und Messe als ide- 
al. Erst ui den Jalircn nach 1891 wurde der Frankfuner Balmhof in die Stadt 
integriert Es entstand zunächst dne Prachtavenue mit entsiuechaider Ge- 
schäflsinfrastruktur, wahrend die Seitenstraßen eine großbüigerliche Wohn- 
bebauung eibielten. Damit bestätigte das Beispiel Frankfurt vor allem die 
Ängste der Gewerbetreibende in Karlsruhe vor der Entstehung eines neuen 
Gesciiäfls/entrums in der unmittelbaren Nähe des neu zu errichtenden 
Bahnhofs. In der Lokalpresse wurden Anzeichen dieser Entwicklung auch 
Jahre nach der Entscheidung zur Bahnhofsverlegung sensibel registriert. 
"Gestern wurde der erste Zigarrenladen "Am Stadtgarten" eröffnet", melde- 
te z.B. die Badische Presse am Tag der offiziellen Bahnhofseröfi&nmg am 
20, Oktober 1913204. Dem ersten Geschäft wOrden weitere folgen. 
Ein zw eiter Schwerpunkt der Zusammenstellung des Ingenieurs betraf die 
von der badischen Gencraldirektion immer wieder angeführte Argumentati- 
on, dass die Raunncrhältnisse des bestehenden Bahnhofs den Notwendig- 
keiten einer modernen Umgestaltung mcht entsprächen. Die Eisenbahnver- 



202 Deutsche Bauzeitung Nr.49/1891, S.294. zitiert in: Franz Kretz: "Bahnhotfrage 
Karisruhe. Auszüge aus technischen Werken und Zeitschriften, Kanunef-und 

Stadtraths- Sitzungen" Karlsruhe S 

203 Kyrieleis, Gisela: "üroßstaclt-Hciniat; der Frankfurter Hauptbalinhof*. Li: ,^ug 
derzeit, Zeit der Züge. Eteutsche Eisenbahn 1835 - 1985". (Hrsg.: Eisenbahn- 
jahr-Ausstellungsgesellschaft mbH) Berlin 1985. Bd.l. S.338-349 

204 Radi sehe Presse vom 20 10 1913 "Zur bcvoistehenden EtöflQiung des neuen 
Karlsnilicr Fcrsoncnbahniiofcs" 
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waltung betonte die beengten Plat2:\erhältnisse, die eine Enveitening auf 
insg. 18 An- und Abfahrtsgleise niclit zuließen. Dagegen führte Kretz Bei- 
spiele von internationalen Bahnhofsanlagen an, die mit euiem vergleichba- 
ren Raumangebot einen weitaus größeren Verkehrsumfang bewältigten, als 
er in Karlsruhe vorhanden war. Zu diesen Beispielen gehörtm die Bahnhöfe 
in Boston, StLazare/ Paris und Hamburg. Der Boston«- Bahnhof bot bei 
dner Gesamtbreite von 174 Metern 28 Gleise und einen täglichen Verkehr 
von 750 Zügen: der Bahnhof St. Lazarc in Paris verfügte über 26 Gleise bei 
einer Gesamtbreite von 125 Metern und schließlich der Bahnhof in Ham- 
burg, der bei einer Breite von ll.'i.S Metern 12 Gleise aufwies Alle genann- 
ten Städte wiesen schon allem ni Bezug auf die Linwohncrzalilen und das 
Veikehrsaufkonunen eine andere Dimension als die 100000 Einwohner zSh- 
lende badische Residenzstadt auf Um hier auch einen Vergleich zu dem 
Standort des Karlsruher Bahnhofs zu ermöglichen: Nach den Berechnungen 
der Verlegungsgegner, konnte die Bahnliofsanlage am gegenwärtigen 
Standort auf 125 Meter Breite erweitert werden 

Entgegen den optunistischcn Wachstumsprognosen, welche die Verlc- 
gungsbefüivvorter tiir die weitere Entwicklung des Bahnverkelns voraus- 
setzten, kam Kretz zu dem Ergebnis, dass soiöse Prognose d^ Verkehrs- 
entwicklung unmöglich waren. Der technische Fortschritt und die sich än- 
dernden Veikehrsbedürfhisse ließen es nicht zu, die Wachstumsraten der 
letzten Jahrzehnte in die Zukunft zu verlängern. Kretz sagte zutreftender- 
weise ein sehr viel geringeres Wachstum voraus, wobei er vor allem den 
öffentlichen Nahverkehr als KonkuiTcnz zum Eisenbahnverkehr im Auge 
hatte. Der entscheidende Faktor der Veränderung der Mobilitälsbedürfhisse, 
der begiimende Massen- Individualverkehr blieb dabei noch unberücksich- 
tigt 

Mit dem Jahr 1901 liefen auch die Aktivitäten der Veriegunpg^ner aus. 

Mit dem Eisenbahnbudget 1901/02 und den darin bewilligten 1 Million 
Mark zum GeländeautT;auf. waren Fakten geschaffen wordtii Die Planun- 
gen der Hiscnhahtuliiektion für die Bauarbeiten liefen an und erreichten mit 
einer Ausschreibung des Empfangsgebäudes unterhalb eines Architekten- 
wettbewerbs im Jahr 1904 einen ersten Höhepunkt. Dennoch gab es noch 
ein Initiative der Burgervereine der Alt- und Oststadt, das Projekt doch noch 
zu vohindem. Auch diesmal wählten die Verlegungsgegno' den Weg über 
eine Petition an den Landtag205. im April 1906, also fast 6 Jahre nach der 
Zustimmung von Stadtrat, BttrgeFousschuss und Landtag, versuchten die 



205 Gl . A 2? I \r I .;in()t;iL' I -^H).^ i)6 Petition der Rürgcr\crcinc der All- und 
Üststadt "üic Baliiihottragc in Karlsruhe betr." vonr 30.4.1906 
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Vereine die Kailsniher BahnhoftVage zu reaktivieren. Den Anlass gab die 
Neuschätzung des \ erlcgutigsproJektes Bislang galten die Kostenvoran- 
schläge der ElsenbahndHei^tlon aus dem Jahr l'^OO als gültige Richtlinie. 
Demnach wurde das Verlegungsprojekt mit emem Betrag von 14,98 Mio. 
Mark geschätzt, die später aufgrund allgemeiner Preissteigerungen auf 18 
Mio. Maik revidiert wurden. Im Jalir 1905 musste die Eisenbahndirdctioa 
diese Schätzung erheblich nach oben revidieren. Der Landtag von 1905/06 
wurde nun mit einer Kostenschätzung der Gcneraldircktion von Mio. 
Mark konfrontiert, d.h. mehr als eine \'erdopplung des ursprihiglichen An- 
satzes. Hierfür wurde u.a. auch StaiKlortiiroblcinc angeführt Das geplante 
Gelände für den Balmhof wurde u.a. durcii Auisclmiiung cmcs feile eines 
kOnstüdi angelegt«! Sees gewoimen. Dieser Bauuntergrund musste zusätz- 
lich durch Fundamentiaung gesichert werden. 

Die Bürgervereine sahen darin noch einmal eine Chance, den alten Standort 
wieder ins Gesprikh zu bringen, vor allem da durch die neue Kostenschät- 
zung eines der Hauptargumente der Verlegungsbefürworter hinfällig ge- 
worden war; die finanziellen Mehraufwendungen für eine Hölicrlcgung am 
jetzigen Standort. Sogar das Konzept der Straßenüberfuluungen bei Beibe- 
haltung der ebenerdigen Lage des Bahnhofs wurde erneut als Option vorge- 
hmdtkt. Die Petiticm forderte den Landti^ daher auf, "der hohe Landtag mö- 
ge durch unabhängige (Herv. im Orig.), hervorragende Sachverständige die 
Bahnhofsfrage hinsichtlich ihrer finanziellen Tragweite einer nochmaligen 
Prüfung unter/iehen"-"\ Der Landtag ließ sich allerdings nicht auf eine 
Wiederaufnahme der Karlsrulier Bahnhofsfrage ein und erklärte die Petition 
als erledigt. Die Karlsruher ßalinhofsfrage war sonnt endgültig zugunsten 
der Verlegung des Balinhofs entschieden und die Bauarbeiten begannen 
noch im Jahr 1906. 



206 Gl . A 1" I \'r 9505 I.andtat? 1 905/(16 Petition der Riirgcn crcine der All- und 
Üststadt "üic Bahiihotfragc in Karlsruhe betr." vom 30.4.1906, S.2 
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5. Der neue Bahnhof 



5.1 Beurteilung der Bahnhofsanlagen 

Nach 7 Jaliren Bauzeit, wuidc der neue Karlsruher llaupibalmhüi un Okto- 
ber 1913 in Betrieb genommen. Die Zahl von 2,3 Mio. Reisaid» und täg- 
lich 288 Zügen, die den Hanpibahnhof im Jahr 1913 passierten, machen die 

Entwickhing Karlsnihes zu einem Verkehrsknotenpunkt im dentschen Süd- 
westen deutHch. Die Zahl der Reisenden hatte sich im Vergleich zum Jahr 
\^)0(). als die Hntschcidung zugunsten der Bahnhofsverlegung und - 
Neiibaiis üetallen war, nochmals mehr als verdoppelt. 
In der Siadl Karlsrulie halle sich die oHenlliche Meinung nach den Ausei- 
nandersetzungen um den Bahnhofsstandort in den Jahren 1901/ 02 beruhigt 
Zur Eröffimng des neuen Haiq>tbahnhofs wurde dessen Legitimation nicht 
mehr in Frage gestellt. Der Neubau wurde als Notwendigkeit akzeptiert. Die 
„moderne Zeit" stellte ihre Anforderungen und verdrängte die alten Katego- 
rien im Denken und Handeln Der repräsentative Neubau erottncte ..eine 
neue X'eikehrsepoche ( ..) für unsere Stadt"-"^. die allgemein begrüßt wurde. 
Im Forischnllsoplinusmus der Zeil assoziierte sich das Neue mit dem Bes- 
seren. Das Neue war dementsprechend ein Anpassung an existenzielle Her- 
ausfofdenmgen. Der Bahnhof speziell symbolisiote das M obilitätsbedOrfiiis 
der modernen Gesellschaft, den Aufbruch. Um diese Zusammenhänge und 
Abhängigkeiten von Mobilität und gesellschaftlichem Fortschritt aufzuzei- 
gen, diente die hinl()t'i'>clie Metapher vom Blutkreislaul-''^. Der Bahnhof 
mutierte zum ..pulsicicndcn Herz" der Stadt Der alte Bahnhof als krankes 
Herz, musste in einer schwierigen Operation ausgetauscht werden gegen das 
neue, kräftige Herz. In den „eisernen Adern" der Eisenbahn konnte nun das 
„VeikehrsbluT wieder ungehindert zirkulieren. Der „Köiper Stadt^ ver- 
jüngte sich mit dem neuen Veikehrszentnun und konnte mit neuen „Le- 
benskräften" weiter expandieren. Unter der Weiteraitwicklung der Stadt 
verstanden die Kommentare nur eines, nämlich das weitere Wachstum. Die- 
ses reduzierte sich aul den rem quantitativen Aspekt. Karlsruhe verabschie- 
dete sich mit dem alten Baluihof auch von seiner Vergangenheit und Be- 
schaulichkeit. "Es ist der Bahnhof einer werdenden Großsladt"2()9. Die Mo- 



207 Badischc Presse vom 20.10.1913 (Abendblatt) ,^\xt Eröffnung des neuen Karls- 
ruher Penonen- Bahnhofe" 

208 Badischer Beobachter 22.10.1913 J}ie Eröffinmg des neuen Karlsruher Bahn- 

209 Badische Landeszeitung vom 23. 10. 1913 "Vom alten Balinhof in den neuen" 
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demisiening bildete einen Prozess. der unumkehrbar und vor allem zwangs- 
läufig war. Ob es den Menschen gefiel oder nicht, blieb letztlich behinglos 
in einer automatisch fortschreitenden Entwicklung, der sich die Emwohner 
nur anpassen komiten, "einer Richtung, die unbeirrt um die Meuiung des 
Publikums die in ibr li^enden Entwicklungsmöglichkeitra vertritf^lO. 
Die Neue Zeit besaß ein anderes Lebenstempo und Verkehrstempo als die 
vergangene Zeit^l < Und so blieb nur eines übrig: ..es bleibt als Abschied 
des alten und zum Willkomm des neuen nur der Wunsch: es mögen unsere 
Nachkommen die Voraussicht ihrer Ahnen loben und preisen können'"-'-. 
Die VoistcHuiigen cmcr "Neuen /cit" niatenabsicrten sich in den Bahn- 
hofsairlageu. Das Selbstverständnis und die Zukuirftsvisionen der Zeit fan- 
den einen konkreten Ausdruck in der Gestahung der Eisenbahnzweckbau- 
ten. Eine Analyse der Wahrnehmung des Neuen bietet einen Zugang zu die- 
sen kollektiven Mustern. 

Im Gegensatz zum Konsens über die existenzielle Notwendigkeit des neuen 
Hauptbahnhofs, fiel die Ein.schätzung der konkreten Gestaltung des reprä- 
sentativen Teils der Bahnanlagen gespalten aus. Zumindest in einem Aspekt 
allerdings heiTSchle Einigkeit: die betonte Sachlichkeit des tmpfangsge- 
bäudes. Diese rührte vor allem von zwei Faktoren her: die Fassadengestal- 
tung und die Schaltethalle als architektonisches Zentrum der Anlage. Die 
Fassade zeichnete sich durch Einfachheit und SdilichAdt aus, die aller' 
dings auch der Sparsamkeit der Eisenbalmbehörde zugeschrieben wurde. 
"Kein aufdringliches Putz- und Ausputzverfahren, sondern ein t^ediegenes 
Bauwerk"- 13 war entstanden, das den Aspekt der Zweckinaliigkeil m den 
Mittelpunkt stellte. Auch der leitende Architekt, Sturzenacker, stellte den 
Leitsatz über das Bauwerk, dass sich "das Äußere aus dem Inneren entwi- 
ckelt*'2l4. Was fikr die einen ein Höhepunkt der modernen Bahnhofsbau- 
kunst darstellte, die alles den betriebstechnischen Anforderungen unterord- 
nete, ging für die meisten der zeitgenössischen Betrachter entschieden zu 
weit So konnten sie "beim Anblick des Bahnhofs (sich) eines gewissen 



210 Badischc Landeszeitung vom 2.'?. 10.1913 "Vom alten Bahnhof in den neuen" 

211 Badische Presse vom 20.10.1913 (Abendblatt) „Zur Eröffnung des neuen Karls- 
niher Personen- Bahnhofs" 

212 Badiscber Beobachter 22,10.1913 J>ie Eidfihung des neuen Karlsniher Babn- 
lioft'' 

213 Badiscbe Presse vom 20.10.1913 (Abendblatt) „Zur Er&fihung des neuen Kails- 
ruher Personen- Balinhofs"' 

214 Rede \ on Stürzenacker auf der FröfFnuni'sfeicr am 20 10 1 9 1 ."i in: Badiscber 
Landcsbotc vom 2L10.1913 "Der neue Karlsruher Personenbahnhof 
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Unbehagens über sein allzu gedrückte Fomi nicht er\vehren"2l?. Die völlige 
Unterordnung der architektonischen und künstlerischen Aspekte unter die 
Voiuaben von /.weckmäßigkeit und f uian/icllcti ( icsichlspimkicn, tiic -^clinn 
die Auswalü des Baluüiofsentwuifes entscheidend bestimmt hatten, w ar ein 
Ausdruck der remen Funktionalitit der ^euen Sachlichkett". Angesichts 
der neuen Formensprache verbargen die Einwohner der Stadt ihr "Unbeha- 
gen" hinter ironischer Distanz. Der neue Hauptbahnhof bekam den Spitz- 
namen "Villa Duck Dich", wobei noch andere weniger schmeichelhafte 
"Kosenamen" innerhalb der Einwohnerschaft im l 'nilauf waren- Unter 
einem 32 Millionen Bahnhof hatte man sich doch etw as uanz anderes vor- 
gestellt, wie z.B. die sozialdemokratische Presse kommentierte. Doch auch 
die ausgesprochenen Bdttiworter, die sich einon Mdsterwoic der Bahn- 
hofisbaukunst gegenüber sahm« konnten sich eines Eindrucks der Anonymi- 
tät nicht entziehen, die von dem Zweckbau ausging. Die Idee in den Warte- 
sälen der dritten Klasse Fotografien der badischen Landschaft nnd Heimat 
autzuiiängen. wurden als Mittel begrüßt "den Wartesälen den Ausdruck der 
kälte zu nehmen"217 

Der iunklionale und technische Charakter des Baus fand in der mneren Ges- 
taltung der SchalteifaaUe seinen prägendsten Ausdruck. Die Eisenbetonhal- 
le, die als Kreu2$ewölbe von 70 Meter Länge und 45 Meter Brdte ausge- 
führt worden war, vefzichtet auf jede Form da* Camoufli^. "Das Eis»ibe- 

ton wurde in seiner wahren Naturgestalt belassen", d.h der Beton trat dem 
Betrachter direkt enttieijen Soiiar die Risse in der 1 lallendecke, die als Ar- 
beits- und DehnunL^sriiL'cii hc\ dci Konstruktion auflraten. wurden nicht 
weiter verputzt, sondern belassen. Auf diei Meter Höhe w iude der Eisenbe- 
ton poliert, ansonsten verzichtete die Eisenbahndirektion auf jede Form d^ 
Wandverkleidung. 

5.1.1 Konstruktion von Geschichte 

Nachdem die innerstädtischen Konflikte um den Balmliorsstandoil in den 
.Jahren 1900 Ol eskalierten und "eine schwere und nachlialtiyc /.eriöittung 
des bürgerlichen Friedens in unserem Gemeinwesen notwendig zur Fol- 



215 Volksfreund vom 20. 1 0. 1 9 1 3 "Der neue Karlsniher Feisonenbahiihor 

216 Badischcr Bedachter vom 22.10.1913 "Zur Eröfifoimg des neuen Karlsniher 

Bahnbofis" 

Badiscbe Presse vom 23. 10. 1913 "Die Inbetriebnahme des neuen Karisraher 
Personenbaiuüio6" 

217 ßadischo Presse vom ?iM() 19 13 (Abendblatt) ,^ur£röffiiung des neuen Kaiis- 

ruhcr Personen- ßalmhofs" 



88 



Copyiiyliiuo iiiüiLiicil 



ge"-'*^ hatten, erhob sich im Jahr 1913 die Frage, wie man mit diesem histo- 
rischen Erbe des Bahnhofs umgehen würde. Welche Rolle spielten die Aus- 
einaiKlcisci/iingcn die 12 Jahre zuvor stattfanden überhaupt noch mi ße- 
wusstseui der Linvvohner ? 

Das Muster im Umgang mit der Vergangenheit lieferte der Generaldirektor 
der badischen Eisenbahn, Roth. Seine historische Witrdigung der Entwick- 
lung der Karlsmlier Bahnhofsverhältnisse wurde in allen veröffentlichten 
Kommentaren der Lokalpresse nahezu wörtlich übernommen. Seine Schil- 
demng der öffentlichen Kontroverse beschränkte sich auf die lapidare Fest- 
stellung: "Da kein Einverständnis zu erzielen war. uriff die ReyierunL! auf 
das schon zu Anfang der 80er Jalue erörterte Radikahniiiel der Verlegung 
des Bahnhofs zurack''2l9. 

Auch eine zweite, in der Badischen Presse veröffentlichte ausführlichere 
Darstellung der "Baugeschichte*' des neuen Hauptbahnho&, stammte von 

einem Mitarbeiter der CKneraldirektion220. Der Eisenbahnsekretär erklärte 
die Karlsruher BahniiofstVage aus \ olkswirtschaftlichen Gründen fiir eine 
Landesangelegcnhcit Dabei unterlief liim eine bezeiclmende Fehllei stuiiü: 
Er datierte die Entscheidung zugunsten der Bahnhofsverleguiig falsch auf 
das Jahr 1901. Dafür widmete er dem innerstädtischen Widerstand zwei 
Zeilen. Auf die FeststeUung» dass man am AnfSang in der Stadt nichts von 
der Veriegung wissen wollte, folgte der Hinweis auf die Interessen Einzel- 
ner, die den Landesinteressen untergeordnet w erden niussten. 
Ansonsten beschrieben sowohl der Generaldirektor, w'ie auch der Eisen- 
bahnsekretäi die GescIiiLlilc dci Küiismlier Bahnhofsaniagen riickblickend 
als eine logische Entwicklung. Die koniliktc, Inteiessenkämpfe und kon- 
troversen Erörterungen der diversen Erweiterungen der Bahnhofsaniagen, 
wichen der ausgleichenden Interpretation der Ereignisse als "einem unab- 
weisbaren Gebot der Notwendigkeit"221. Das dnzige, was jetzt noch iiri- 



218 Sciinetzler:''Die Karlsruher Balnihofsfrage". Karlsruhe 1898, S.24 

219 Badischer Beobachter vom 22.10.1913 "Zur Er5fifhiing des neuen Karlsruher 

Bahnhofs" 

Badischcr Landcsbotc \ oni 21 10 1913 "Der neue Karlsruher Personenbahnhof 
Karlsruher Tagblatt vom 20.10.1913 "Zur Eröfi&iung des neuen Karlsmhcr 
Bahnhofs" 

Badischc Presse vom 20. 10. 1913 "Die Besichtigung des neuen Karlsruher Perso- 
nenbahnhofs" 

220 Badiscbe Presse vom 20.10.1913 "Zur ErOffitung des neuen Karisruher Personen- 
Bahnhofs" (A. Rachel, Eiscnbalinsckrctär) 

221 Bnclischc Presse vom 2010 1^1 ;^ "7iir Fröfi&iung des neuen Karisruher Personen- 

Balinhots" (A. KachcL bisenbaimsckietar) 
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tierte, war die nicht mehr nachvollziehbare Dauer der Entscheidiingsprozes- 
se Wenn alles so logisch sich entwickeil hatte, warum hatte die Lösung ü- 
ber 30 Jahre auf sich waiten lassen ? Doch solche Gedanken störten die 
Feststimmung nicht. 

Auch der Oberbfligenneister der Stadt Karlsruhe, Siegrist, sah einen heiß 
ersehnten Mcnnent gekonunen. Endlich würde die Stadt einen ihrer Bedeu- 
tung angemessenen Vedcehrsmittelpunkt bekommen. Die bisherigen Zu- 
stände seien unhaltbar geworden und das Wachstum der Stadt und des in- 
nerstädtischen Verkehrs waren beeinträchtigt. Der Oberbürgermeister 
sprach auch die Veränderungen in der Stadtstruktur an. die eine Folge der 
Bahnhofsvcrlegung waren. "Noch nie habe cni lokaler Vorgang so tief in 
das gesamte Leben und die Entwiddung der Stadt eingegriffen, wie die 
Verlegung des Bahnhofs". Noch gab es kritische Stimmen innerhalb der 
Bevölkerung, die vor den Konsequenzen und den Umverteilungspiozessen 
warnten. Aber Siegrist war optimistisch, dass das weitere Wachstum der 
Stadt auch diese Kritik integrieren konnte Der Hinweis auf die Kontroverse 
zw ischen Stadt und Staat fehlte nicht, wenn er den Kampf der Stadtxcru'al- 
tung um die Verbesserung der Verkehrsverhälmisse seit 1860 ansprach. Die 
Zeit der Kontroversen hatte aber einem NerstindnisvoUen Zusammenwir- 
ken zwischen Eisenbahn- und Stadtvawaltung"222 piatz gemacht. Aller- 
dii^ blieb noch viel zu tun. Dieser Appell beendete die ausgesprochen kur- 
ze Ansprache des Oberbürgermeisters. 

5.2 Offizielle Eröffnungsfeier 

Angesichts der Bedeutmig, die dem neuen Kailsrulier ßaluüiof zugemessen 
wurde und dar konfliktreichen Vorgeschichte» fiberrasdite die Dimoision 
der offiziellen &Ofifiiungsfeierlichkeiten. Die bevorstehende Inbetrielmah- 
me und der Abschied vom alten Bahnhof sollten in aller Stille vor sich ge- 
hen. Außer einer offiziellen Besichtigung für geladene Gäste» waren keine 
weiteren Veranstaltungen geplant. Wie schon die Planungs- und Fntschei- 
dungsphasc erschien auch für den Vollzug eine Faiiizipation der Öffent- 
lichkeit nicht notwendig. Statt durch Einbezug der Bevölkerung um ilne 
Akzeptanz zu werben, wurde die Inbetriebnahme vor allem als eine be- 
triebstechnische Angelegenheit betrachtet. 

Am 20. Oktober 1913 versammelten sich auf Einladung des Finanzmimste- 
riums etwa 200 Personen in der Schaltofaalle des neuen Bahnhofs^ um nach 



222 Ansprache von Oberlnii!iLinKi>tcr Siegrist auf der EröffnuiiLi^tLicr. in; Badische 
Presse vom 20.10.1913 "Die Besichtigung des neuen Karlsruher Personenbahor 
hofi" 
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einer Anzahl von Begrüßungsansprachen die Räumlichkeiten zu besichti- 
gen Außer den Beamten der Staats- und Fisenbahnverwaltung. nahmen die 
Mitglieder des Bürgerausschusses, des Stadtrats, der Handwerkskammer 
und des Limdesgewerbeamtes an den Feierliclikeiten teil. Ergänzt wurden 
sie durch Veitreter der Karlsruher Industrie, den Rektor der Technischen 
Hochschule und die lokale Presse. Die Stadt verband die offiziellen Eröff- 
nung sf e i e r Ii eil k c i t e n des neuen Balmhofs mit der Vorstellung des erwdter- 
ten Nahverkehrsangebots. Durch die neue Schienenführung, konnte nun 
endlich die Südstadt an das Nahverkehrsnetz der Gesamtstadt angeschlossen 
werden. Die neue Südstadttrasse, die zugleich auch der Xaliverkehrszubrin- 
ger zum neuen Bahnhof war, halte ihre Lröfinung bereits einen Tag zuvor 
am Sixuitag erlebt. Zur offiziellai Balmhofseinweihung organisiefte die 
Stadt nun symbolträchtig eine Sonderfthrt der geladenen Gaste mit der neu- 
en Straßenbahnlinie. 

Im Mittelpunkt der Selbstdarstellung der Eisenbahnverwaltung stand erwar- 
tungsgemäß die Verkehrsentwicklung und die volkswirtschaftliche Bedeu- 
tung der Lisenbahn. Daneben zeigte sich die anwesende Presse vor allem 
von den quantitativen Dimensionen des Projekts m seiner Darstellung durch 
den Gen^direktor d^ badischen Eisenbiihn, Roth, beeindruckt. Das ge- 
samte BahnhoßgeUhide erstreckte sich über 98,5 Hdctar, 88,5 Kilometer 
Gleise niussten angelegt, 16 Eisenbahnbrücken und 39 Unteriiihrungen ge- 
baut und eine Frdmasse von 3,5 Millionen Kubikmeter bewegt werden. Um 
die Bauten statisch abzusichern, musstcn 3200 Kubikmeter Beton auf eine 
Tiefe bis zu 8.5 Metern eingebracht werde Die Fundamentierung war not- 
wendig geworden, weil ein Teil des Bahnliofsgeländes durch die Aufschüt- 
tung eines künstlich von der Stadt als Naherholungsgebiet angelegten Sees, 
gewonnen wurde. Diese Erdarbeiten hatten u.a. zu einer Verteuerung des 
Gesamtprojekts geflihrt. Die endgültigen Kosten wurden mit 35,58 Millio- 
nen Mark veranschlagt. Hiervon entfielen über 10 Millionen Mark auf allein 
den Cielandeerwerb. Diese Summe machte nachträglich deutlich, um welche 
finanzielle Interessen es bei der inncrstadtischeii Konfrontation um die 
Standortveilegung auch gegangen wai mid welche Verschiebungen im 
Wertgefüge der Stadt eingetreten waren. Weitere 9 Millionen Mark ver- 
Inauditen die betriebstechnischen Anlagen, während für das Aufiuhmege- 
bftude lediglich 2,06 Millionen Marie, also nur etwa 1/17 der Gesamtsumme 
ausgegeben wurden. Angesichts dieser Verteilung der Mittel wird z.B. die 
Kritik des sozialdemokratischen "Volksfreunds" verständlich, der lakonisch 
bemerkte: "Gerade in letzterer Hinsicht dürfte hier wieder einmal am un- 
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richtigen Ort gespart worden sein"--^. Diese Kritik und die Klage über das 
Verliältnis von StaatsverAvaltung und künstlerischem Anspnich von Archi- 
tektur, gehörie /imi Repertoire der Beiiiieilimi: \on Bahnliofsneiihauten !ti 
Fraiikfun wiudc der inr Jahr iieuerbaule iiauptbalmhoi ähnlich beur- 
teilt: „Unser Bahnhof mOsste kein Staatsbau sein, wenn bei seiner Errich- 
tung nicht äußerste Sparsamkeit Gesetz gewesen wilre'*224. 

5.3 Inbetriebnahme und Abschied vom alten Bahnhof 

Mit der Übergabe des neuen Balnihüfs "in aller Stille" wurde allerdings 
nichts Die Fiinvohner von Karlsruhe rufiktioincilen die Nacht vom 22. auf 
den 23, Oktober 1913 /u einem spontanen Volksfest um---\ Auch bei der 
Eröffiiung des Haiq)tbahnho& in Frankforl; da ebenfalls durch eine Verle- 
gung aus der Stadt heraus entstanden war und auf welchen in den Diskussi- 
onen um die Verlegung des Karlsruher Bahnhofs immer wieder Bezug 
nahmen, kam es im Jahr 1 888 zu einer derartigen ungeplanten Inbesitznah- 
me durch die Bevölkerimg In Frankfurt fand aus politischen Gründen keine 
otTizicllc 1 inwcihungsfcicr statt. Am ersten Wochenende nach Inhctrieb- 
nalmie kamen daim ca. 40000 Besucher, um den Neubau m Augenschem zu 
nehmen226. 

Der letzte Tag des alten Bahnhofe wurde mit ironischen Demonstrationen 
der Bahnhofsanlieger eingeleitet. Aus den Häusern der Umgebung hingen 

schwarze Fahnen zutn Zeichen der Trauer. Im Gasthaus "Merkur" veranstal- 
teten die Gewerbetreibenden der .Mtstadt ein Abendkonzert. das seine Hö- 
hepunkte ui den mehrfach wiederholten Liedern "Blau blüht cni Bluiiieleni, 
es heißt Vergißnichimein" und "Morgen muß ich fort von hier" fand. Im 
weiteren Verlaufe des Abends versanunehen sich mehrere tausend Men- 
schen in den Hallen des alten Bahnhofs. Das Publikum wartete auf den 
Auszug des letzten Zuges, eines VonMizuges, der um 1 Uhr 08 Minuten 



223 Volkslicund vom 20.10.1913 "Der neue Karlsruher Pcrsonenbalinhof ' 

224 zit. nach: Kyrieleis, Gi8ela:"GTDßstadt-Heimat: der Frankfurter Ibuptbabnhof*. 

Iii: ..Zug der Zeit. Zeit der Züge Deut.sche Eisenbalin 1835 - 1985'*. (Hrsg.: Ei- 
senbahnjahr-AusslcüungsgescllschaflmbH) Berlin 1985, Bd.l, S.338-349, S.343 

225 Badische Presse vom 23.10.1913 "Die Inbetriebnahme des neuen Karlsruher 
Personenbahnhofs" 

Badischcr Beobachter vom 23.10.1913 "Die Eröffinmg des neuen Karisruher 

Bahnbo£s" 

Badiscber Landesbole vom 24.10, 1913 "Eröffiiung des neuen Bahnhofs" 

226 Kyrieleis, Gisela: "Großstadt-Heimat: der Frankfurter Hauptbahnhof". In: .-Zug 
der Zeil, Zeit dcrZiii^e Deiilsehe Fiscnbahn IK35 - 1985" (Hrsg,: Eiscnbahn- 
jahr-AusstcllungsgcscIlschatt mbH) Bcrlm 1985, Bd.l, S.338-349 
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nach Duilach abgehen sollte. Mit der zunehmenden Alkoholisiening eines 
Teils der \nvvesenden, stieg die StiinimiTig. improvisierte Abschiedsreden 
wechselten nm \' olksliedern und Hoch- Rufen auf den alten Bahnhof. Stu- 
denten zogen mit Plakaten durch die Räume. Schließlich belagerte die Men- 
schenmenge die Fahrkartenschalter, um noch Tickets f&r den letzten ange- 
kündigten Zug zu eihalten. Als die Situation zu eskalieren drohte« ent- 
schloss sich die Gcncraldirektion einen Sonderzug einzusetzen. Um 1 Uhr 
erschien schließlich auch noch in der Person des badischen Finanzministers 
Rheinboldt und des Generaldirektors der badischen Eisenbahnen, Roth, 
Landesprominenz. um dem alten Bahnhof semen Abschied zu geben Auf- 
grund des Andrangs und der V erhältnisse auf den Bahnsteigen, die dicht mit 
Publikum besetzt waren, versdioh inch die Ab&hrt des Sondozuges um 14 
Minuten. Als die Lokcnnotive sich in Bewegung setzte, brach das Publikum 
"in begeistertes Hurrarufen aus, alles winkte mit Hüten und Tüchern und 
man stimmte den Gesang "Muß i denn, muB i denn zum Städtele naus" 
an"227 Wer keinen Platz im Sonderzug mehr bekommen hatte, begab sich 
jetzt zmn neuen Bahnhof und envartete dort die Hinfahrt des ersten Zuges. 
Bei der Ankunft des letzten Zuges aus dem alten Baluihof in Durlach setz- 
ten sich die tumuttartigen Szenen fcart. Alle ^dseodoi" des ankommenden 
Zuges mussten den Bahnsteig vetlasse», um sofort wieder auf den Bahn- 
steig zu gelangen, da alle mit dem ersten Zug in den neuen Bahnhof einfah- 
ren wollten SchließUch mussten die Bahnbeamten einsehen, dass ihren ver- 
zweifelten Ordiumgsversuche kein Frfolg gegönnt wnr Die Sperren vor 
dem Bahnsteig und die Kontrolle urc gaben den Bahnsteig frei und jede 
Form der Eimnischung auf. „Ein wahrer Stumi erhob sich, als die Zeit der 
Abfahrt des ersten Zuges langsam heratullckte. Der Zudrang zu den Bahn- 
steigen war so groß, daß die Bahnbeamtra ein&ch machtlos dastanden und 
nach vorgeblichen, zum Teil recht energisdien Versuchen, die Ordnung auf- 

rccht zu erhalten, das vorbeidrängende Publikum ruhig gewähren lie- 

ßen'-22s. 

Um 2 Uhr 05 setzte sich der erste Zug. der im neuen I iauptbahnhof einfah- 
ren sollte in Bewegung, um 1 1 .Minuten später von einer Menschenmenge 
im Hauptbahnliof in Empfang genommen zu werden. Die Einfallt des ers- 
ten Zuges geriet zu einem symboltrSchtig beschriebenen Ereignis. Aus dem 
Nebel, der in dieser Oktobemacht über der Stadt lag, fiihr der Sonderzug "in 



227 Badisdier Beobachter vom 23. 10. 191 3 "Die ErSffiiung des neuen Karlsmher 

Bahnhofs" 

228 Badischc Presse vom 23.10.1913 "Die Inbetriebnahme des neuen Karlsruher 

Personenbahnhofs" 
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das ruhige Lichtermeer der Bahnhofshalle''-^*? ein. Vom alten Bahnhof aus 
einer anderen Zeit, bewegten sich die Reisenden in das blendende Licht ei- 
ner neuen Zeit Mii dci gleichen Mciaphdrik bescliriebcii Reisende die Lin- 
faliit ui den ncuei bauten Fraiikfiuter 1 iaupibaluüiof; "Endlich Uelen wir 
langsam und majestätisch in den größten Bahnhof der Welt ein, in ein Meer 
blendend weißen Lichts getaucli(t**230. Die spontane mid improviäeite 
BahnhofseröfTnung als Volki^t, setzte sich bis zum Morgengrauen in der 
neuen Bahnhofsgaststätte fort. 

Den letzte Akt der bürgerlichen Aneignung der Inbetriebnahme des neuen 
Bahnliofs bddete der Abschied \on der Stadthaltestelle Mühlburu. Das 
„Bahnliöfle" Mulilburg wurde am nächsten Tag um 9 Ulu zum letzten Mal 
von einon Zug angefdurm. Dieser brachte, m die Jahrzehnte zuvor die 
Mildi von der anderen Rheinseite aus der P£dz in die badischen Hauptstadt 
Dementsprechend empfingen in Mühlburg die Milchhändler ihren Zug. Sie 
hatten eine Musikkapelle engagiert, die den Traucrmarsch von Chopin zum 
Besten gab. Bei der Abfahrt des Zuges spielte die Kapelle die bereits be- 
kannten Volkslieder ..Ach wie is(s niöglicli dann" und ..Muß i denn zum 
Städelc naus", „das zahlreiche Publikum, das sich zu dieser Abschiedsfeier 
eingefunden hatte, sang die Lieder kräftig nuf*231. 
Insgesamt bekamen die spontanen Abschiedsfeierlichkeit^ nicht den ag- 
gressiven Charakter, den die staatlichen Stellen befttrdhtet hatten, als sie 
jede Bürgerbeteiligung an der Eröf&ung zu verhindern suchten. Trotz der 
chaotischen Szenen auf den Bahnsteigen, eskalierte die Situation nicht. Die 
Fisenbahnverwallung gab noch icciu/eitiu ihre Ordnungsversuche auf und 
entschärfte auf diese Weise die potentiell kritischen Momente. Angesichts 
der erbitterten Kämpfe um die Bahnhofsverlegung mnerhalb der Stadt und 
der dif&mioenden Form der Auseinandersetzung, gingen die Feiern ausge- 
sprochen ruhig Über die Bfihne. Statt Aggressivität herrschte «ne leicht iro- 
nische Melancholie vor: „Von einer traurigen Abschiedsstimmung war 
nichts zu bemerken. Im Gegenteil es war sehr fidel "-^^ /n \ iel Zeit war 
seit den Kontroversen vergangen und zu viel hatte sich m der Stadt seitlier 



229 Badischc Landeszeitung vom 23, 10. 1913 "Vom alten Bahnhof in den neuen" 

230 zitiert nach: Kyrieleis, Gisela: '"Großstadt-Heimat: der Frankfurter Hauptbahn- 
hof'. In: „Zug der Zeit, Zeit der Züge. Deutsche Eisenbahn 1835 - 1985 ', (Hrsg.: 
Eiscnbahnjahr-AiusteUimgsgeseUschaft mbH) Beriin 1985, Bd.l, S.338-349, 

S.345 

23 1 Badiscber Beobachter vcmd 23. 10. 191 3 "Die Er5ffiiung des neuen Karisruher 

Bahnhofs" 

232 ßadischcr ßcobachter vom 23.10.1913 "Die Eiöffiiung des neuen Karisruher 

Balmhots" 
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verändert» um die Kampflinien von 1900/01 noch nachvollzidien zu kön- 
nen. 

Die ..Neue Zeit" und die Hoffnungen, die .sich mit die.ser Vor.stellung ver- 
banden, das moderne gioßstadtisclie Leben mit seinem neuailigen Lebens- 
tempo und den veränderten Anforderungen, die es an die Menschen stellte, 
beheiTschten das Denken der Einwohner mehr als die vergangene Kontro- 
versen. Die Zukunft verdrängte die Vergangenheit und die Kommentatoren 
der Presse sahen in dem, im Nebel einer Hcibsmacht entschwindenden alten 
Bahnhof, ein Symbol dieser unwiederbringhch verlorenen Vergangenheit. 
Der alte Bahnhof trug jetzt ..den Charakter einer anderen Zeit, in der noch 
alles enger, hemieliger beieuuuiderlag '-'--^. Dieser verlorenen Zeil gedaclile 
man etwas wehmütig, aber ohne Bechmon. Die „Nene Zeit*', die da Bahn- 
hofsneubau symbolisierte234^ entsprach den Veränderungen und Ansprtt- 
chen des modernen Menschen nach „Weite und Vielseitigkeit"235. Die Ge- 
schwindigkeit des modernen Lebens ließ das Gedächtnis der Menschen auf 
die unmittelbare Gegenwart schrumpfen, auf die Oberfläche^ f^er Eisen- 
bahnsekietär Rachel fasste diesen Aspekt des zeitgenössischen Bewusst- 
seins im pallielischen Stil der erweiterten Jahrhundertwende unreflektiert 
zusammen: „Bald wird auch diese Erinnerung geschwunden sein, und nur 
noch die Geschichte wird zu erzShlen wissen, mit wie viel Mühen, ScHgen 
und Arbeitm das gewaltige Bauwerk zustande gekommen war"237. 
Zunächst beherrschte die Lokalzeitungen in den nächsten Tagen allerdings 
nicht das gewaltige Bauwerk, sondern die Problematik der Verkehrsumstcl- 
lung Die ersten Tage des neuen I lauptbalmhofs waren gekennzeichnet von 
chaotischen Zuständen, von erheblichen Warle/eiten, verlorenem Gepäck 
und umgeleiteten Zügen. "Was im neuen Baluiliof bis jetzt geleistet w orden 
ist, ist so zi^nlich das Minimalste von dem, was andere Neuorüfi&iungen 
aufwiesen^^SS, urteilten die Kommentatoren. Als Ursache wurde die man- 
gelnde Vorbereitung der Umstellung durch die Eisenbahnvenvaltung aus- 
gemacht, die es versäumt hatte, das Bahnpersonal ausreichend auf die neue 



233 Badischc Landeszeitung vom 23.10 1913 ..Vom alten Balmhof in den neuen" 

234 ..Rs ist der Bahnhof einer werdenden Großstadt". In: Badischc Landcszcitung 
V om 23.10.1913 „Vom alten Bahnhof in den neuen" 

235 ebd. 

236 Simmel. Georg: ..Die Großstädte und das Geistesleben". In: Georg Simmcl 
„Gesamtausgabc. Bd. 7 „Aufsätze und Abhandlungen 1901- 1908, Band I). Frank- 
fiirt/M. 1995,8.116-131 

237 Badische Presse v om 20101913 "Zur Eiöffiiung des neuen Kaitsruher Personen- 
Bahnhofs" (A Rachel. Fisenbahnsekrct.lr) 

238 Badischcr Beobachter vom 26.10.1913 "Der neue Karlsruher balinhof 
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Situation vorzubereiten. Die "schaucieriiafk-n Zustände" wurden als volles 
Fiasko gewertet, das neben eines Zusaniinenbruelis des Fabiplans der badi- 
schen Eisenbahn sogar den Eisenbahnverkehr der Nachbarländer erheblich 
gestört hatte. Mit der Eröffnung des neuen Bahnliofs hatten "Betriebs- und 
Veikehrsstöfiiiigeii eingesetzt, die einen geradezu dcandalösen Um&ng an- 
genoinmcn''239. 

5.3.1 "So begann der neue Verkehr" - Verkehrsinfrastruktur 

Nicht nur für den Eisenbahnverkehr bedeutete die Eröffnung des neuen 
Hauptbahnliots den Schritt m cuie "neue \ etkchrscpochc", auch die mnei- 
städtischen Verkehrsverhältnisse eriuhrcn euic enischneidcnde Lnigestal- 
tung. Der gesamte öffentUche Nahvarkehr musste innerhalb wenig«' Tage 
neu oiganisiert werden. Die Entfemui^ von den meisten Stadteilen zum 
Bahnhof wuchs um die 1.7 km, die der Bahnhof nach Süden verlegt worden 
war. Die Stadtverwaltung definierte ihre verkehrspolitische Aufgabe für den 
ncuorgaiiisicrten innerstädtischen Verkehr als möglichst weitgehende Er- 
leichterung der Zufahrten zum neuen Bahnhof Diesem Zweck diente die 
Anlage großzügig angelegter Zufalutsslraßeii in die SladlnuUe und vor al- 
lem die Schafiung ausrachmder KqMzitaten der Straßenbahn. Wie die 
Veikehistrassen des "neuen Veikehrszeitalters" in der Stadt aussahen, ver- 
deutlicht folgende Beschreibung der neuerrichteten Zufahrtsstraßen zum 
Bahnhof: "Von den Hauptstraßen, die zum neuen Bahnhof führen, sind die 
Ettlinger- und Karlstraße bereits mit hohem Kostenaufwand in neuen Stand 
geset/t: die Fahrbahn mit Asphalt belegt, dei Bahnkörper der Straßenbahn 
in Granitpflaster eingebettet, zu beiden Seiten der Straße fest eingedeckte 
oder gut unteriulfene Kieswege, das ganze bei Nacht in reichfich»n Maße 
elektrisch beleuchtet'*240. moderne Straßenraum als reiner Veikehrsweg 
mit seiner Separierung der Benutzer hielt Einzug in Karlsruhe. Nachdem 
erst ein Jahr zuvor die Hauptgeschäftsstraße der Stadt eine elektrische Be- 
leuchtung erhalten hatte, bedeutete die Inbetriebnahme des Bahiiliots und 
die Anlage der Zufahrtsstraßen euien weiteren Scluitt in eleu kfmstlichen 
Tag, der von den Zeitgenossen enthusiastisch begrüßt wurde--^'. Die Groß- 
stadt der neuen Zeit erschien auch als ein virtueller Raum des Lichts, war 
ein Symbol des ungebrochenen '^Lichthungers" der modernen Gesellschaft. 



239 Badiscbcr Beobachter vom 26.1Ü.1913 "Der neue Kaiisruhcr Bahnhof 

240 Volksfreund vom 24.10. 1913 "Die Verkehrsverbindimgen zwischen Stadt und 

neuem Karlsruher Hauptbahnhof' 

241 Wolfgang Schivclbusch: "Lichtblicke Zur Geschichte der künstlichen Helligkeit 
im 19.Jahriiundcrt". Fnmkfuit/M. 1986 
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Noch in der Nacht der Erötfiuinii wurden auch die Gleisarbeiten für die 
städtische Siraßeiibaliii hcgoiinen. die bis dahm durch die Bahutrassen ver- 
hindert wurden, hmcrhalb von zwei Tagen wurden ehemahge Bahndämme 
durchstoßen und die bisherigen Übergänge für die Straßenbalinen passierbar 
gemacht Die Stadtverwaltung benutzte die Ausbauarbeiten zu einer umfas- 
senden Neuorganisation des öffentlichen Nahveilcehis. Ziel war auch hier 
eine Beschleunigung des innerstädtischen Verkehrs. Durch den Wegfall der 
Bahnübergänge und die Neuorganisation der Straßenbahnhaltestellen konn- 
te die Verkehrsdauer der verschiedenen Linien crlichlicii \erkürzt werden. 
Auch der Takt der Bahnen wurde dem neuen Mohiliiatsbedüriiiis angepasst. 
Auf den insgesanit 7 Linien vcrkclirten die Wagen nun im 5 bzw. 10 Minu- 
toitakt, die Anzahl der eingesetzten Wagen erhöhte sich ebenfalls. In allen 
lokalen Zeitungen erschienen gleichlautende Artikel zur Aufklärung des 
Publikums über die neuen Straßenbahnlinien und die günstigsten Zufahrts- 
wege zum neuen Hauptbahnhof Die bisher durch die Eisenbahn v^hinderte 
Vemetzung der gesamten Stadt, konnte nunmehr erfolgen. 

5.3.2 Die Stadt, der Lärm und die Stille 

Ob Laim ein Ausdrud^ höherer Kultur war, oder eine moderne Sozialseu- 
che, war im Jahrzehnt nach der Jahihnndertwende noch nicht entschie- 
dei^2. Wahrend konservative Kreise des Bürgertums in den Geräuschen 
der modernen Großstadt den Untergang der Kultur heraufziehen sahen, be- 
grüßten avantgardistische Künstlerbewegungen die Geräuschkulisse der 
Stadt als I riumph der Moderne. Für die einen war es "kein Schall mclir, es 
ist eine schauerliche Schallsinfonie von grauenvollem Mißklang, ein C hari- 
vari und Tohuwabohu von Himman, Linten, Rassehi, Stampfen, Krachen, 
Rollen, Pfeifen, Klirren, Khippem, Achzoi, Krächzen und Kreischen, ein 
unermeßlicher, wirr» Lärmsälat"243, der da aus den Straßen das Ohr des 
gestressten Großstadtmensdien maltretierte. Für die anderen erhoben sich 
die Geräusche zu einem autonomen Kunstwerk, der "Sinfonie einer Groß- 
stadt"^^. Dieser Definitionskonflikt um das Untergruiidrausclien der mo- 



242 Eine hcr\'orragcnde Auftirbcitung der großstüdcischcn Lärmfragc: ".. eine schau- 
erliche Schallsinfonie von grauenvollem Mißklang. Das städtische Lännauf- 
kommen als moderne "Sozialseuche" (1900-1914). In: Biricefeld, Richard; Marti- 
na Jung: ..Die Stadt, der Lämi und das Licht" Hannover 19*^4. S 41-6? 

243 Zitiert nach: Birkefeld, Richard, Martina Jung: „Die Stadt, der Lärm und das 
Licht". Hannover 1994, S.44 

244 Im Jahr 1 ')27 kam der Film ..Sinfonie cinor (iroßstadf " \ on Walther Ruttmann in 
die Kiinis Der Fihn schikicrl 24 Stunden in der Metropole Berlin In einer Be- 
schreibung der Filmmusik heißt es u.a. Der Fihn beginnt mit einer "Eisenbahn- 
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demen Kultur verdeutlicht die zunehmende Sensibilität der Menschen für 
die Leheiisäußerungen der Technik und ihrer Mitmenschen in einer sich 

verdichtenden l inweh. 

Die Eröffnung des neuen Balmhots m Karlsruhe brachte eme Neudellnition 
der Geräuschumwelt fiir einen Teil der Einwohner mit sich. Es zeigte sich, 
wie stark das Geituschempfinden und der psychisdbe Gew^mungsprozess 

das Verhältnis des Großstädters zum andiropogenen "Lärm" prägte. Der 23. 
Oktober 1913 versetzte die Hinwohner entweder in eine unheimliche Stille 
oder in ein entsetzlichen Lärm. Für die Anwohner des alten Bahnhofsstand- 
ortes bedeutete der erste Tag ohne Bahnbetrieb Oneiitierungslosigkeil: "Sie 
waren heule nicht im Stande sich in den Tag hnieinzulinden"245^ ihi Zeit- 
simi war ihnen abhanden gekinnmai. Der "Laim" der Eisenbahn, die Geräu- 
sche vorbeifahrender Züge, die ohrenbetäubenden Brraisinanflver« das 
Quietschen und Pfeifen, waren plötzlich verschwunden. Statt der gewohn- 
ten Melodie der Eisenbahn nun auf einmal nichts als Stille. "Da schreckte 
die ungewohnte, plötzliche und schreckliche Stille der Nacht die Schläfer 
aus den ^uBesten Träunien aul"--^<v Das unentbeiirlich gewordene (ieräusch 
feliite und hinterließ eine drückende Ruhe, eine grässiichc Geräuschlosig- 
keit Der Läm wurde zum Symbol des LebeM lianszendial;, wihi«ul die 
Stille in der Moderne em tödliche Bedrohung darstellte. EMe bisherigen 
Anwohner des Bahnhofs, die um ihren Bahnhof jahrelang gekämpft hatten, 
empfanden die Stille als Tod. "Die Leute kamen sich mit einem Male wie 
vom 1 eben abgeschnitten vor (.,) Sie fühlten sich einer fürchterlichen Hin- 
samkeil überantuorlet"--^^ Fortschrilt versinnbildlichte sich in dei l eilhabe 
an der "Sinfonie der Großstadt". Stille bedeutete Ausschluss, bedeutete den 
Anschluss an die Dynamik der Moderne zu verlieren. Ein Berichterstatter in 
der Lokalpresse fand die treffende Metapher für das Gefähl des Abgehängt 
Werdens: Man war "in diesen Gegenden sehe» wie "vom Draht los""248. 



fahrt" nacli Berlin Jeder kennt den Rhx thmiis der "Eisenbahn". Voila"! Dieser 
Film schreibt seine Musik selbst. Weiche Musik stellen sie sich zu Luftauihah- 

men vor ? Leichtes. Schwebendes II? Unser Konzept folgt dem Fihn, nimmt 

sich aber auch Raum für "reines" Musizieren, den der Film uns gibt. Dieser Film 
ist Musik, herbe, ifiythmischc Musik: Jazz. 

245 Badische Presse vom 23.10.1913 "Zur Eröffiiung des neuen Karlsruher Perso- 
nenbahnhofs" 

246 Badischc Presse vom 23. 10. 1913 "Zur ErSffiiung des neuen Kadsniher Perso- 
nenbahnhofs" 

247 Badische Presse vom 23. 10. 1913 "Zur ErOfBiung des neuen Karisniher Perso- 

ncnbalmhofs" 

248 ß;ulische Passe vom 23.10.1913 "Zur Eröffiiung des neuen Karisruher Perso- 
nenbahnhofs" 
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Das Netzwerk der Elektrizitätsversorgunü \ erband den modernen Menschen 
mit der Hnetgie und dem Leben. Der Draht , an dem die Menschen hingen, 

war eine Chiffre der neuen Abhängigkeiten. 

hn anderen Extrem erfuhren die Anwohner der alten und neuen Straßen- 
bahnlimen, was Teilhabe an der Moderne heißen konnte. Diese wurden 
schließlich nicht von der unheimlichen Stille aus ihren Träumen gerissen, 

sondern von den ganz handfesten Betriebsgeräuschen der "Elektrischoi''. Im 
Herbstnebel des 2.1. Oktobers 1913 vollzog sich ein gespenstisches Schau- 
spiel: "Man kann nicht mehr durch die Kaiserstrafk\ die ist voll von lauter 
"Elektrischen"' Kein Mensch wul.Ue mein ein und aus. Viele, die sonst die 
Straßenbahn benui/cn, liefen heule lieber, und so fuhren ganze Wagen leer 
in der Karlsruher Welt herum. So begann der neue Verkehr. Im Zeichen des 
Ncbclsl''249 



249 ßadischc Ptxssse vom23.10.i913 "Zur Eröffiiung des neuen Karisrubcr Perso- 
nenbahnhof" 
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6. Der Kampf um Partizipationschancen = Verkehrs- 
chancen 

Der Bahnhof uah als das Symbol der Moderne Die industrielle Mobilität 
die er venniitelie. set/le die yeseiisciiaflliclieii Maßstäbe. Die eiiilienliche 
Weltzeit, die Zeitzoneneinteiliuig entwickelte sich aus der Eisenbalmzeit. 
Sie war es, die als erste einheitliche Normen Zeitmessung durchsetzte. Die 
Bahnhofsuhr thronte als imerbitterlicher Zei^eber Ober der Stadt. Der 
Bahnhof konstruieite auch den städtischen Raum neu. er war das moderne 
Stadttor. 

Bei dieser l^cdeutunysdinicnsion. die dein Bahnhof in den zcilgenössisclien 
Diskursen zugemessen wurde. \er\\undert es iiicht, dass ein kontlikt um 
den Bahnhol auch zum Ansatzpunkt einer viel umfassenderen Selbstver- 
stäiidiguiig wurde: Zu einem grundsätzlichen Konflikt um die Moderne. Die 
öffentliche Diskussion, der Konflikt inneihalb d» städtischen Öffentlichkeit 
ging genau um diese Frage: Welche Richtung sollte die gesellschaftliche 
Entwicklung in der Moderne annehmen ? Der Konflikt um den Standort des 
Bahnhofs, beinhaltete einen Konflikt um die Folgen und Konsequenzen der 
Modeniisierung. Er wurde geführt zwischen Verlreterii einer expansiven 
Fortschrittlichkeit und Vertretern eines beharrenden sozialen Status- Quo. 
In der Karlsruher Balmhofstrage ging es auch darum, wer und in welcher 
Form an dieser Neuen Zeit partizipieren sollte. Denn eines war allen Kont- 
rahenten klar: Die Lage des Verkehrszentrums, des Bahnhofs, entschied 
über Zukunfischancen. Wer "abgehängt" wurde, \edov den Anschluss. Das 
Verkehrsnetz w^rde zu dem neuen Lebensnetz, zum Blutkreislauf der Mo- 
derne. Verkelirschancen wurden zu Partizipationschancen am geseilschaftii- 
chen Leben. 

6.1 VBisammlung der Handetokamimr im Jahr 1882 

Die Versammlung einigte sich schließlich auf ein Bekenntnis zum jetzigen 

Standort, unter dem Hinweis, "daß gerade die Beibehaltung der seitherigen 
Lage des Bahnhofs eine Lebensbedingung für das Gemeinwohl der Stadt sei 
und eine Verlegung desselben eine einen großen Theil der hiesigen Ein- 
wohnerschaft schädigende Verschiebung der Werthe des Grundbesitzes zur 
Folge hätte"250. Die Dominanz ökononusciicr Aspekte in der Bahnhofsdis- 
kussion innerhalb der Stadt ging also in zwei Richtungen: Zum einen der 
Bahnhof als existenziello: Faktor des "Allgemeinwohls'* als "Lebensbedin- 



25U Karlsmlier Nachrichten vom 26.2. 1 882 "Bahnlu^fiagB'' 
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giing" einer modernen Großstadt; ziim anderen aber auch ganz konkret um 
die Bedeutung des Bahnhofs für die Besit/vcrhähnisse innerlialh einer 
Stadt. In der Versaniinhmg fanden die Interessen der Grundbesitzer und 
Kapitalbesitzer ihi" Spraclirolii. Diese waren zwar an der Lösung der \'er- 
kehrsfri^e intefessieit, aber nicht an einer, durch eine Bahnhofsvericgung 
erfolgenden NeuoFdming der Wertverhältnisse des Grundbesitzes. Es artUcu- 
lierten sich die Interessenten einer Besitzstandswahrung bzw. einer Besitz- 
standsaufweitung. 

Enie Wortmeldung in den Karlsruher Nachrichten vom 1. März 1882 mach- 
te deutlich, was die Bahiihofsliage auslosen konnte. Der anonyme Bürger 
monieile das Selbslverständnis der Versainmlung vom 22. Februar und 
Sprach der Vertretimg des Handelsstandes ihren Anspruch auf Uiq[»arteilich- 
keit ab. Seine Analyse lautete folgendermaßen: "Bei der seitherigen Einrich- 
tung des Bahnhofs, nahm der größte Anteil der ankommenden Züge ganz in 
der Nähe der Adlerstraße seine Aufstellimg und wurden dem östlichen 
Slaciltlifil dadurch eine Menge von Fremden /uL'cfiilnt. welche in den in 
diesem Stadtthcile sehr zahlreich vertretenen Ciasthofc und Geschäften 
Aufnalimc und ihre Bediufnisse fandcn"25l. Der Briefschreiber machte sich 
im wettern Sorgen um eine vainderle Führung der Zngt und HaltestelloL 
Die Grundbesitzer der Oststadt sahen sich als Verliner der Stadtentwick- 
lui^ der letzten Jahrzehnte. "Thatsächlich ist im östlichen Stadtüiefl ein 
Hausverkauf heute beinahe unmöglich, die Wohnungen sind sehr schwer 
und nur zu billigeren Preisen, wie iti der übrigen Stadt, zu vermieten"-^-. 
Daher forderte der anonyme Kritiker einen "Werthausglcich" zueunstcn der 
üststadt. Zu diesem Zweck, sei die projektierte Kopfstation durehzutühien. 
Und zwar mit genauer Ortsangabe, auf der Höhe der Kreuz- oder Marien- 
straße. Die Wortmeldung endete mit da Aufforderung: "Wenn unsere 
Freunde vcm der Weststadt, wie »e bdiaupten, eine Begünstigung fttr sich 
nicht ansprechen, so werden sie uns mit allen Mitteln zur Durchführung 
eines derartigen Projektes behilflich sein"-^^. Der Ton innerhalb der Stadt 
wurde unübersehbar härter. Der Vor\vuif von Sonderinteressen markierte 
die unterschiedlichen Interessenlagen der Stadtteile. Der Bahnhof als Wirt- 
schaftszentrum wurde zu einem heiß umkämpften Objekt, die Bahnhoffrage 
zu oner Auseinandersetzung der ökonomischen Rinzelinteressen. 



25 1 Karlsniher Nachrichten 1.3.1882 *'Öflfentlicfaer Spiechsaal" 

252 ebd. 

253 ebd. 
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6.2 Die Bürgervenlne melden sich zu Wort 

Im Jahr 1898 gab es unter den Bürgern der Stadt und ihren politischen Ver- 
tretungsgremien einen Konsens: Das gemeinsame Vorgehen izcücn die Plä- 
ne der Kistnbaliiuliiektion /um R;iu (heier Uberbrückimgen bei gleicli/eiti- 
gem weiteren Ausbau des besiciieiiden Baluihols. Stadt und Bürger forder- 
ten eine definitive und repfäsentative Neubestimmung der Kailsruher Bahn- 
hofjsvetiialtiiisse. Der Bahnhof als "Tor zur Stadt** bildete einen Aspekt der 
veränderten Wahrnehmung des Stadtraums seit Anfang der I880cr Jahre. 
Einen weiteren Aspekt des sich verändernden Stadtgefüges zeigt sich in den 
in/wischen entstandenen bürgerlichen Interessenvertreimiuen. Bis auf die 
sozial lind politisch heterogene Altstadt, \crfügtcn alle Stadtteile über eine 
Organisation zur VValuiuig ihrer spezüischen Interessen im Stadtganzeii. 
Wie staik identitätsbildend die Bahnhofsirage wirkte, zeigte sich daran, 
dass sogar in der Altstadt ein Börgerverein g^^rOndet werden konnte. Zu- 
mindest zeitweise und sozial begrenzt auf die Gewerbetreibende und 
Grundstücksbesitzer, überdeckte die Bahnhofsfrage bestehmde Differenzen 
und stiftete einen Konsens Die Stadtteile hatten sich in einer Weise sozial 
und politisch ausdifferenziert, welche die Rede von einer "üesamtstadt" 
illusionär machten. Es existiene ein konlliktreiches Mit- oder Gegeneinan- 
der von Partikularinteressen. In der Bahnhofsfrage kulminiote die Tendmz 
zu dnem geognqphisch greifbaren Int^ressensgegensatz in einen Kampf da 
Stadtteile um Partizipationschancen im dynamischen Uibanisierungspro- 
zess. Die Teilhabe an der städtischen Motnlitfit entschied über die Zukunfts- 
chancen. Auf diese Weise inter]iretier(en zumindest die beteiligten Bürger- 
vercine ihr 1- ngaycnicnt. Mit wlIlIilii .Aigumentcn wurde der Partizipati- 
onsdiskuis der stadtischen Öftentliciil\eit uefühil, nachdem aus dem Kon- 
sens ein Dissens zwischen Hochlegung und Verlegung des Bahnhofs ge- 
worden war? 

Der öffentliche Diskurs setzte erst in dem Moment ein, als der politische 

Entscheidungsprozess bereits faktisch beendet war. Im Januar und Februar 
des Jahres 1900 setzte in dem Konflikt zw ischen Stadt und Landesregierung 
ein Umdenken auf beiden Seiten ein, bei dem die bisher unvereinbar neben- 
einanderstehenden l.osungsansätze sich einander annäherten. Beide Seiten 
formulierten ihre "essentials", ihre Grundoptionen, und fanden eine Basis 
des Ausgleichs. Der Komprcnniss in der Karlsruher Bahnhofsfi:age lautete 
auf Verlegimg und Neubau des Bahnhofs. 

Mit der neugefundenen und überraschenden Kompromissformel konfron- 
tiert, formierte sich in den Büi^ervereinen in den nächsten Wochen die 
Gegner und Befürworter der Bahnhoisverlegung. Dabei ergab sich eine 
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geouraphische Teilung der Stadt in Süd- und Südweststadt auf der einen 
Seile und Alt. Ost- und Weststadt auf der anderen Seile. Mit dieser Tren- 
nung vollzog sich auch eine Konfrontation zwischen etablierten Stadtteilen 
und den rasch expandierenden "modemen" Teilen der Stadt. 
Nach der Zustimmung des Karlsruher Stadtrats am 23. Februar und des 
Bfligoausschusses am 26. Februar 1900 zu dem von der Eisenbahndirdction 
vorgelegten Verlegungsprojekt, blieb als letzte politische Hürde die Zu- 
stitnnning der zweiten badischen Kannner zuni Eisenbahnbudget für die 
Jahre 1901 02. Darin hatte die Generaldirektion eine erste Rate von 1 Milli- 
on Mark für den Erwerb des Geländes für den neuen Bahnhof beantragt. 
Am 2. Mai 1900 ging beim Landtag die erste Petition von "vielen Einwoh- 
nern der Haupt- und Residenzstadt Kailsruhe, die Verlegung des ICarlsruher 
Hauptbahnhofs betrefßend"^ ein. Diese von 1063 Bfligem unterschriebene 
Eingabe richtete sich gegen das Verlegungsprojekt. Die Gegner des Verle- 
gungsprojekts befanden sich nach der einstimmigen Annahme in den städti- 
schen Gremien in einer schvvieriiien Argumentationsposition In einem ers- 
ten Schritt, nuisslen sie die Rccliunäßigkeit imd Legitimation der Entschei- 
dung des Stadtrats und des Bürgerausschusses in Frage stellen. Nach einem 
Hmweis auf die "nicht iiMidie Eile" der Enlsdieidungsfindung, forderten 
die Gegn» ausdrOcklidi ein Plebesztt zur Feststellung der Mehiheitsmei- 
nung. Auf Büigcrvcrsammlungcn sollte über das Verlegungsprojdct abge- 
stimmt werden, um die "wahren .\nsichten" der Einwohner zu erkunden. 
Die Gegner sprachen den politischen Gremien dei Stadt das Recht ab. in 
dieser .Angelegenheit zu entscheiden. Statt dessen erforderte die e.xistcnziel- 
le Bedeutung der Bahnhofsfrage eine direkte Bürgerentscheiduiig Danach 
argumentierte die Petition nahezu ausschließlich mit dem ökonomischem 
Interesse der Gesamtstadt255, Mit dem Mandat und dem Anspruch für die 
Gesamtstadt und detea InterMsen einzutretoi, konzentriertm sich die Geg- 
ner schließlich doch auf die speziellen Interessen der Oststadt. Und diese 
lauteten: Beibehaltung der Grundstückspreise und des Mietniveaus sowie 
der gewerblichen Interessen der Hauptgeschäftsstrasse Unter dem Hinweis 
auf das Gutachten von Baumeister aus dem Jahr 1B98 reklamierten die 



254 GLA 23 1/ Nr.93% Landstände des Großherzogthums Baden, II te Kanuner, Ver- 
kehrswesen a Eisenbahnen Beilage zum Protokoll der Sitzung der Badischoi 
zweiten Kammer vom 22.5.1900 

255 Eine Ausnahme bildete hier der Hinvveis auf die stadtökol ogi sehe Bedeutung der 
Fälkanlagc des Stadtgartens. Wobei allerdings aucli hier wirtschaftlich argumen- 
tiert w iirdc. "daß der Stadtgarten, dessen Gnmd und Boden im Preise außeror- 
dentlich steigen würde". 
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Geuner die "natürliche Fortentwicklung der Stadt", die nur bei einer Beibe- 
haltung des jetzigen Standorts gewährleistet sei. 

Am 15. Mai 1900 reagieilen die Befünvoiler des Verlegungsprojekts mit 
einer Gegenpetition an die zweite badische Kammer. Interessanterweise 
verOffen^chte die Lokalpresse die Petition bereits 5 Tage vor ihrer Einrei- 
cbung beim Pariament im voUen Worti[aut256 Damit beabsichtigten die 
Verfasser der Petition eine Mobilisierung der StadtöfTentlichkcit Mit Er- 
folg: Sie konnten mit 2046 Unterschriften auf eine deutlich höhere Zustim- 
mung innerhalb der Bevölkerung verweisen. Diesen Unterschied in der An- 
zaJil der Unterschriften betonte der Berichterstatter der Budgetkommission 
der zweiten Kannner, der Abgeordnete PlelTerle, besonders. Die Belürwor- 
Ut dw Bahnho^eilegung bestritte natOrlich den Anspmdi der Gegner für 
die "stille" Mdyheit der Karlsruher Bevölkerung zu sprechen. Ihrerseits 
betonten sie, dass die Petition von einem '*Comite, das aus Bürgern der ver- 
schiedenen Stadtbezirke zusammengesetzt ist"257, verfasst wurde. Der 
Bahnhof an seiner Jetzigen Stelle sei zwar bequem gelegen, aber dies könne 
nicht das Entscheidungskriteriuni sein. Die Bclurw orter betonten zwei .As- 
pekte der neuesten EnUvicklung: die Notwendigkeit eines Notbahnhofs im 
Falle der Hiäierlegung und die dadurch bewirlde edid>]iche Verteuerung 
des Projekts. Statt mit den Folgeschaden ftlr die Stadt, argummtierten die 
Befürworter der Bahnhofeverlegung explizit mit den aktuellen Kosten der 
verschiedenen Lösungsoptionen. Angesichts der mehreren Millionen Mark, 
die eine Beibehaltung des jetzigen Standorts crfunlcni würde, \ crscinvan- 
den die eventuellen Spätschäden Zwar gaben die Verlegungsbefürwoiicr 
zu, dass "tür die Stadt (sind) allerdings mit der Verlegung einige Nachteile 
verbunden"258 waren, aber diese seien bei weitem nicht so gravierend, wie 
von den Gegnem dargestellt Mit dem gezielten Ausbau der städtischen Inf- 
lastniktur, speziell des öfifaiflichen Naliveil»hrs, konnten die negativen 
Folgen ausgeglichen werden. Auch die Verschiebung der Gnindstückswerte 
wiirdc sich als nicht bedeutend herausstellen, während die Käuferströme 
nicht \on der Hauptgeschäftsstrassc abgelenkt würden. Von einem neuen 
repräseiUativen Hauptbahnhof und den neuen Verkehrströmen konnte die 
Gesamtstadt profitieren. Die neue Bahnhofsanlage erschien als Garant des 
weitoen wirtschafOichen Wachstums der Stadt, an dem schließlich alle teil- 



256 Badiscbc Presse vom 10.5. 1900 "Zur Bahnhofsfrage in Karlsruhe" 

257 Badiscbe Presse vom 10 5. 1900 "Zur Bahnhofsfrage in Karlsruhe" 

258 GLA 23I/Nr.939f> Land ianJL' des Gioßlicrzogthums Baden. II tc Kammer. Ver- 
kehrswesen a Riscnbahncn Beilage zum Protokoll der Sitzimg der Badischcfl 
zweiten Kammer \ om 22.5. 1900 



104 



Cüpy I lyl iiuo iiiüiLiicil 



haben würden. Ein weiteres Hinaiiszögeni der Karlsruher Bahnhofsfrage, 
hätte allerdings katastrophale Auswirkungen auf die AufwärtseiUwicklung 
der Stadt. Ein Beharren auf die Beibehaltung des Bahnhofsstandorts musste 
eben zu dieser Verzögenuig füliren, weil die Eisenbaliiidirektion nicht be- 
reits Wir, auf dieses I^jekt einzugehen. Der Kompromiss der Bahnhofsver- 
legung verblieb somit als einzige pragmatisdie Opticm für eine rasche und 
endgültige Lösung der Verkelirsprobleme. 

lim den Interessen der Oststadt auf Beibehaltung des Bahnhotsstandorts 
nochmals Nachdnick zu verleihen, entschlossen sich die Mitglieder des 
Bürgervereins am 16, Mai 1900 auf einer Piotestversammhmg /u einer er- 
neuten Petition an den badischen Laiidtag^-'^y. Aiiliaiid dieser Peiiliüii kann 
der Veitretungsanspruch und die soziale Zusammensetzung des Bfligerver- 
eins verifiziert werden. Der Verein zählte 180 Mi^eder, welche die Petiti- 
on geschlossen unterzeichneten. Von diesen 180 Personen verfügten mehr 
als 100 über Haus- und Grundbesitz in der Oststadt. Der Bürgerverein kann 
somit ohne l bertreibung als Vertretimg der Eigentimisinteressen der wirt- 
sclial'tlichen Elite des Stadtbe/irks bezeiclniet werden, üflener als in den 
vorherigen Meinungskundgebungen der Verlcguiigsgegner, bckaimtc sich 
der Bürgervefdn der Oststadt zu den Kapilalverweftungsinta*essen der 
Hause^entOmer. In besonderem Masse befürchteten die Vermieter einen, 
durch die Bahnhofsverlegung ausgelösten Massenauszug der in der Oststadt 
angesiedelten Eisenbahnbediensteten. Diese Bevölkeningsgnippe suchte 
verstaiidliclierweise die Nähe zum ,Arbeitsplatz und die aktuellen Wohnver- 
hältnisse trugen sicherlich auch nicht dazu bei, diese in der Oststadt zu hal- 
ten. Die Balinhüfsverlegung war in Kjeisen der Arbeiterschaft u.a. deshalb 
nicht Gegenstand v on Protesten, weil sich diese neuen, bilhgeren und besse- 
ren Wohnraum in der Nähe des neuen Bahnhof eifaofite. Die Hausbesitzer 
der Oststadt dagegen sahen ihre Rendite aus Vermietungen empfindlich 
sinkm. Diese Konstellation innerhalb des Stadtteils verdeutlicht, dass, wenn 
von einem Protest der Stadtteile gesprochen wird, dies als Vereinfachung zu 
verstellen ist. Die Bürger\ creme \ eitrateil mclit die Allgemeininteressen der 
Stadtteile, geschweige denn der GesanUsladt, sondern relativ genau defi- 
nierbare Interessen bestimmter Sozialmilieus. Auf diese Weise ist es erklär- 
bar, dass es den Btligervereinen, die gegen die Bahnho&verlegung oppo- 
nierten, nicht gelang eine Bürgerbewegung zu formieren. Die Motivation 



259 GLA231/Nr.939f> Laml uihJl' des Gioßlicrzogthums Baden. II tc Kammer. Ver- 
kchrswescn a Fiscnbahncn Beilage zum Protokoll der Sitzung der Badischcfl 
zweiten Kammer \ om 22.5. 19ÜÜ 
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der Arbeiter, Angestellten oder kleinen Beamten, des abhängigen Mit- 
telstandes, gegen die Bahnhofsveriegung zu agitieren, war nur gering. 

6.3 Das PartamBnt und cfer Bahnhof 

Am 22. Mai 1900 stand in der zweiten badischen Kammer die Abstimmung 
über den Nachtrag^ushalt des Eisenbahnbudgets &i die Jahre 1900/01 zur 

Abstimmung260. im Nachtragshaushalt forderte die Eisenbahndircktion eine 
erste Rate von 1 Million Mark zum Geländeeruerb für den neuen Karlsni- 
her Personenbahnhof Mit der Fntscheidung über diese erste Rate verband 
sich cnic Grundsai/ciitscIieiduiiL! iibcr die Vcrlcgungsplänc der Gcncraldi- 
rektion und der Stadlvcrvvaltung. Zur Vorbereitung und Berichterstattung 
hatte die zweite Kammer die Nachfindenrng zunächst an ihre Budgetkom- 
mission zur Beratui^ weitergeleitet 

Die Budgetkommission widmete <\ch in ihrem Bericht nach dner ausfiihrii- 
chen Würdigung der Geschichte der Karlsruher Bahnhofsfrage, den einge- 
gangenen Petitionen Karlsruher Bürgcr^^^l. l'm eine Grundlage für die Bc- 
uileilung der Angelegenheit zu erhalten, wandte siclidie Budgetkonumssion 
mit drei Fragen an die gioßheizogliche Regierung; 

1. Mit wddien Kosten war bei der Verwiiklidiiiiig der verschiedenen Al- 
tonativen zu rechnen ? 

2. Wie begründete die Regierung das Abgehen von der seit dem Jahr 1882 
favorisierten Überbrückungslösung und somit die Notwendigkeit des Verle- 
gungsprojektes ? 

3. lag ein dringendes eisen balmdienstliches Bedürfnis für eine Neuanlage 
des Karlsruher Baluiliofs vor ? 

Die Bn^etkommissioQ okannte die von dar Eisenbahndirektion vorgeleg- 
ten Kostenvoranschlflge fOr die drei in Frage kommenden Projekte ohne 
Einwände an. Demnach musste für die neue Variante der Bahnhofsverle- 
gung um ca. 1,5 km nach Süden mit Gesamtkosten von 14.81 Millionen 
Mark kalkuliert werden. Bei der l bcrbriickungslösung unter Beibehaltung 
des Standorts des Bahnhofs mit 15,1 .Millionen Mark Kosten gerechnet 
werden. Die von der Stadt lange Zeit bevorzugte Hochlegung des Bahnhofs 
an seiner jetzigen Stelle stand demgegenüber mit einem Kostenaufwand von 
21,5 Millionen Maik. 



260 GLA231 'Nr y?^f> Landständc des Großherzogthums Baden. II te Kammer. Ver- 
kehrswesen, a. Eisenbahnen. Protokoll der Sitzung der Badischen zweiten Kam- 
mer vom 22.5 . 1 900 

261 GLA23I/Nr.9396 Laml ianJe des Großherzogthums Baden. II tc Kammer. Ver- 
kehrswesen a Risenbahncn Bei läge zum Protokoll der Sitzimg der Badischcfl 
zweiten Kammer \ om 22.5. 19ÜÜ 
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Den Wandel in der Konzeption der Eisenbahndirektion und die Notwendig- 
keit der Verlegungsvarianie begründete die badische Regierung zweitach. 
Zum ersten mit dem unerwartet ansteigenden Verkehrsvolumen, das die 
1 lüitnung auf eine evolutionäre Anpassung der bestehenden Bahiihofsanla- 
gen illusorisch gemacht habe, zum zweiten mit der Kompnunissfilhigkeit 
der neum Variante. Die Sicherheit des Bahnbetrid>5 und die Anforderungen 
des modernen Bahnbetriebs machten eine softMtige Entscheidung unum- 
gänglich. Bei den verhärteten Krönten zwischen der Landesregierung (Ü- 
berbrückung) und der Stadt (llochlegung), hatte nur die Wahl einer dritten 
Variante, der Bahnholsverlegung. eine reelle C hance auf Verwirklichung. 
Das Vorliegen eines dringendes eisenbaluidicnslliciien üedurtnisses bcjalue 
die badische Regierung unter Verweis auf die asten beiden Punkte. Auch in 
den Fragen zwei und drei schloss sich die Budgetkommission den Ausfüh- 
rungen der Regierung an. 

Die eingegangenen drei Petitionen von Bürgern der Stadt Karlsruhe, bewer- 
tete die Kommission unter dem Aspekt der einstimmigen Zustimmimg des 
Karlsruher Stadtrats und der Bürgervcrsamiiilung, sowie der rem quantitati- 
ven Kategorie der Zahl der Unterschnlten unter den Petitionen. Die .'\nzahl 
von 1063 bzw. 180 zu 2046 Unterschriften interpietierte die Budgetkom- 
mission als Zustimmung der großen Mehrzahl der Einwohner. Zudem kons- 
tatierte die Kommission ein "allgemeines Landesinteresse" an der Verbesse- 
rung (Ici Bahnhofsverhältnisse in der Landeshauptstadt. Dagegen standen 
"einzelne Privatinteressen", die sich der Mehrheitsentscheidung und dem 
Allgemeininteresse des Landes unterzuordnen hatten. Danut tbrmulierte die 
Budgetkommission der zweiten badischen Kammer folgenden Antrag zur 
Abstimmung: 
**L Das hohe Haus wolle: 

1. der in Aussicht genommenen Verlegung des Karlsruher Personenbahn- 
hofs zustimmen; 

2. für die Erwerbung des eribrdeilich werdenden Geländes die angeforderte 

1. Rate im Betrag von l.OOü.OOO M bewilligen. 

Dabei geht die Koimnission von der Voraussetzung aus, daß diese Lösmig 
der Karlsruher Bahnhofsfi^e die billigste ist (..). 
n. Das Hohe Haus wolle damit die eingegangenen drei Petitionen für erle- 
digt erklären."262 



262 GLA23I/Nr.939f> Laml uihJl' des Gioßlicrzogthums Baden. II tc Kammer. Ver- 
kehrswesen a Fisenbahncn Beilage zum Protokoll der Sitzimg der Badischcfl 
zweiten Kammer vom 22.5. 19ÜÜ, S.17 
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Die Abstinmiiing im Parlament verlief ebenso eindeutig, wie zuvor in den 
politischen Gremien der Stadt: Die badische zweite Kammer stimmte der 
Verlegung des Karlsruher Bahnhofs einstimmig zu. Damit hatte sich das 
Parlament der Interpretation der Karlsruher Baluihoisfrage durch den Gut- 
achter Reinhard Baumeister angeschlossen, der pointiert formuliert hatte: 
"Die Karismher BahnhoMrage ist in erster Linie eine Kostenfi:age"263. 
Im Jahr 1906 musste die Eisenbahndirektion ihre Schätzung«! der Kosten 
des Verlegungsprojektes vor der Aufnahme der Bauarbeiten am neuen 
Bahnhof entscheidend revidieren Ans dem 15 Millionen Mark- Projekt war 
in der Zwischenzeit ein 33 Millionen- Projekt geworden. In einem letzten 
Versuch wandten sich die Bürgervereme der AU- und üststadt erneut an die 
zweite badisdie Kammer mit einer PetitioiL Sie aigumentiaten nmi mit ex- 
akt dem Argument, dass för die Budgedcommissic»! und den Landtag den 
Ausschlag fOr die Bahnhofsverlegung abgegeboi hatte: Den Kostoi. Die 
Bürgcrvercinc zitierten den Bcschluss der Kammer, dass die Zustimmung 
des Parlaments daran geknüpft worden war, "daß dieses Projekt das billigste 
sei. - Diese Voraussetzung ist aber hinfällig geworden"-^'-^. Statt einer ge- 
planten Ersparnis, w ürden jetzt Mehrkosten von 15 Millionen Mark gegen- 
über der Hochlegung des Bahnhofs entetehen. 

Die Regteiung antwortete auf die Petition mit dem Argument der vollende- 
ten Tatsachen: "Der größte Teil des erforderlichen Geländes wurde übrigens 
bereits freihändig erworben. Ein Wiederverlassen des Projekts erscheint 

danach schon vollkommen ausgeschlossen"-'^''. Eine Ilöherlegung des 
Bahnhofs an der alten Stelle wuide aus Gründen der Betriebssicherheu jetzt 
völlig ausgeschlossen. Ebenso füluie die Generaldiiektion die Platzfrage an, 
um die Notwendigkeit der Bahnhofsverlegung zu unterstreichen. Eine den 
modernen Ansprüchen entsprediende Bahnhofsanlage sei auf dem Gelände 
des alten Bahnhofs nicht nöehr zu realisierai. Jede emaite InfiragesteUung 
der Bahnhofsverlegung rückte laut Analyse der Eisenbalindirektion die Lö- 
sung der Karlsriihci Bahnhofsfrage in unabsehbare Feme. Es gab im Jahr 
1906 keine Alternative mehr zur Verlegung. 



263 StAK l/H.-Reg. 2276 Reinhard Baumeister: "Gutachten über die Karlsruher 
Bahnhofsfrage". Mai 1898. S.2 

264 GLA 23I/Nr.95<)S Landständc des Großherzogthiims Baden II tc Kammer Ver- 
kehrswesen, a. Eisenbahnen. Petiticui der Bürger\ crcinc der Alt- und Oststadt, 
S.1 

265 GLA23I/Nr.9505 Laiid.stLiiide des Großherzogthums Baden. II tc Kammer. Ver- 
kehrswesen, a. Eisenbahnen Landtag 1905/06. Par. 29 Karlsnihe, Verlegung des 
Pbfsonenbahnbofs, IV Teiitbrderung. S.62 
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Die Budgetkommission schloss sich auch im Jahr 1906 den Aiisfühnmgen 
der Regierung aiu allerdings nicht mehr ohne Widerspruch. Hin Mitglied der 
Buduetkommission befünvoilete den Inhah der Petition und forderte die 
Abänderung der Pläne. Der Antrag auf Ablehnung der Wünsche der Petition 
wurde zwar mit der überwiegend»! Mehitieit angenommen, aber eben nicht 
mehr einstimmig, wie noch fönf Jahre zuvor. Das Abstimmmigscrgebnis 
lautete 14 gegen zwei Stimm»i. 

6.4 Gegen Spekulantentum und Sozialdemokratie • Die Karlsru- 
her Bahnhofsfrage als "soziale Frage" 

Die zentrale Streitsclinit in den Konfliktjaliren um das Verlegungsprojekt in 
den Jahren 1900/01 lieferte der Verleg«: Dessart im Auftrag der Btiigerver- 
eine der Ah-, Ost- und Weststadt266. Mit seiner Darstellung da: „ECarlsruher 

Bahnhofsfrage" eröffnete Dessart eine neue Dimension der Auseinanda:set- 
zung. Nach der Entscheidung der zweiten badischen Kammer zugunsten der 
Bahnhofsverlegung waren alle Mittel des Widerstands ausgeschöpft. Alle 
politischen Institutionen hatten übereinstimmend und cinsununig für den 
Kompromiss votiert. Die Petitionen und auch die letzten Versuche durch 
Einflussnahme im Rahmen der persönlichen Audienzen heam Genenddirek- 
tor der badischen Eisenbahn, dem Staatsminister und sogar dem Großher- 
zog, brachten keine Veränderung der Situation zugunsten der Verlegungs- 
gegner. Die letzte Hoffnung auf eine Verhinderung der Bahnhofsverlegung 
bestand nun in einer Mobilisierung der Finwohner gegen das Projekt Die- 
sem Zweck diente die \ on Dcssail veröffentlichte Schrift und entsprechend 
war auch ihr inhaltlicher und sprachlicher Charakter. Die Veröffentlichung 
fundammtierte endgültig die Spaltung der StadtOffendichkeit in Gegner und 
Beffbrworter der Bahnhofsverlegung. Eine Annäherung der Standpunkte tmd 
eine öfifentliche Diskussion konnte auf dieser Basis nicht mehr funktionie- 
ren. 

6.4.1 Lokalpolitik und Partizipation 

Dessail begami zunächst in tiaditionelier Weise mit der Auflistung von Zi- 
taten und der Behandlung der Bahnhofifirage vor den politischen Gremien 
des Landes und der Stadt Die sich verändernden Standpunkte der Beteilig- 
ten mussten auf Außenstdiende in ihrer Unmittelbarkeit irritierend wirken. 
Zuerst schloss der Staatsminister eine Verlegung als unsinnig aus und 
machte sich in krassen Bemerkungen über ein derartiges Vorhaben lustig, 
um zwei Jahre später nut dem Vorschlag eurer Verlegiuig an die Öffentiich- 
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keit zu treten. Der Stadtrat und die Büriierversammliin«: befünvorteten zu- 
nächst einslinunig die Hochlegung des Baliiihofs und bekämpfte eine Bahn- 
hofsverlegiuig aufs vehementeste, um der verblüfften Öffentliehkeit 
schheßlich iiu Februar 1900 nutzuteilen, dass sie emstimniig für die Verle- 
gung votiert hatten. Diese Veränderungen in den Meimmgsaußeningen der 
Beteiligten traten besonders duicii die Art und Weise hervor» wie sie der 
Öffentlichkeit präsentiert wurden. Ohne Vorbereitung und ohne Begrün- 
dung sahen sich die Kinwohner mit Fakten konfiontiert, die für sie nicht 
mehr nachvollziehbar waren Was vor einem Monat noch gegolten hatte, 
zähUe jetzt nichts mehr Die Hntwürfe der \ erschiedenen F^;ihnliols\ arunUen 
jonglieiien mu Koslenvoi anschlagen, die auch für i achleule nicht mehr 
durchschaubar waroti und zu Konflikten über die Boedmungsgrundlagen 
führten. Insgesamt herrschte unter der betrofiGmen Bevölkerung von Karls- 
ruhe Irritation und Unverständnis. Auf diesem Boden der Dcsinfonnation 
gediehen Verschwörungstheorien bestens. Was nicht mehr durchschaubar 
war, wurde durch Konstruktionen wieder transparent gemacht Spekulatio- 
nen und Vei dachtigungen erschienen in jeder Form glaubwürdig und ersetz- 
ten Information. 

Die Frage der Bahnho6verlegung verband sich in dieser Weise mit Rivali- 
täten von politischen Gnqypen, wktschafilidien Interessen, persönlichen 
Animosit&ten und innerstädtischer Konkurrenz. Die Bahnhofsveriegung 
mutierte zum Glaubenskrieg um Grundsätze und Entwicklungstend^izen 

der modernen Gesellschaft im allgemeinen 

Dementsprechend stand auch zunächst der Umgang mit dem Thema inner- 
iialb des Sladlrals im Mittelpunkt der Rrilik der Bürgervereine. Dessart mo- 
nierte die Heimlidikeit do' Entscheidungsfindung und die Infonnationspoli- 
tik der Stadt. Spätestens mit der Ausstellung der Modelle einer Überfahrung 
im Juni 1898, sei eine B^agung der Einwohnerschaft unumgänglich gewe- 
sen. Die „heilige Pflicht"267 des Stadtrats als Institution der StadtöfTent- 
lichkeit müsse sein, den Willen der Mehrheit der Einwohner zu vertreten. 
Dieser müsse /unaclist bei konkreten Anlässen, wie der Bahnhofsfrage, erst 
ermittelt werden. Zur FntscheidungsfiiuUing verwies Dessau auf die Mög- 
lichkeit einer sclu'iftlichen Umfrage miter allen Bürgern der Stadt. Darüber 
hinaus vomisste der Vertreter der Bürgervereine die Bereitsdiaft der städti- 
schen Oiemien, „die Bevölkerui^ in gent^ender Weise darüber aufzuklä- 
ien'*268. Allerdings unterschied Dessart zwischen Stadtrat und Börgeraus- 
schuss. Während der Stadtrat als Akteur im Entscheidungsprozess um die 
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Verlegung erschien, blieb dem Bürgerausschuss nur die Rolle des Manipu- 
lierten Der Stadtrat hatte den Biiigerausscluiss mit einer formalen Strategie 
außer Funktion gesetzt. Die entscheidende Stadtratssitzung am 23 Februar 
1900, auf der einstimmig die Zustmmiung zui Verlegung ausgesprochen 
wurde, berief den BUrgerausschuss auf den 26. Februar ein. D.h. döi Stadt- 
verordneten blieb zur Prüfung „einer der bedeutungsvollste Vorlagen, die 
jemals den Bürgerausschuß beschäftigt liat"-^*^, genau drei Tage Zeit. Zu- 
sätzlich wurde die Situation dadurch verschärft, dass in diesen Tagen in 
Süddeutschland Ausnahmezustand herrschte, es handelte sich um die Fa- 
schingszeit und der Tagungstag fiel auf Rosenmontag Der Verdacht lag 
nahe, dass es sich hierbei um einen absichtlich herbeigelührten „Überrum- 
pelungsbeschluss"* des Stadtrats handelte. 

Doch zunächst zurflck zu der argumentativen Entwicklung bei Dessart, bei 
dem dieser Prozess der Fanatisierung und die wuchernden Verschwörungs- 
theorien fast grcifliar mit jeder weiteren Seite emporwuchsen. Die Verle- 
gung des Bahnhofs um 1750 Meter nach Südwesten, verband Dessart mit 
einer schweren wirtschaftlichen Schädigung der Stadt. L'mgereclinet auf die 
damalige Transpongeschwindigkcit rechnete der Autor mit einer Zeitspanne 
von 21 Minutai zwischoi dem alten und dem neuoi Balmhof, also mit ei- 
nem erheblichen Mehraufwand an Zeit. 

6.4.2 Im Interesse der Allgemeinheit 

Zur Frage, wer eigentlich durch die Bahnhofsverlegung geschädigt wurde, 
äußerte sich Dessart ausfiilu iich. Kr begann seine Darlegungen be/.eiclmen- 
derweise mit den "Minderbegüterlen"-70. Zunächst überrascht diese Wahl, 
bezeichnete sich der BQrgerverein der Altstadt doch ausdrOddidi als Samm- 
lung der Interessen der Grundbesitzer und Gewerbetreibenden^?!. Diese 
versuchten nun offensichtiich, sidi eine größere Basis auch bei der weniger 
begüterten Be\ ölkening in der Alt- und Oststadt zu schaffen, indem sie vor- 
gaben auch für diesen Bevölkerungsteil zu sprechen. Für diese "Minderbe- 
gOterten" waren nun durch eine potentielle Verlegung des Baimhofs ge- 
z\\ungen. auf dem Weg zur .Arbeit öffentliche Verkehrsmittel zu benützen. 
Die hierfür zu investierenden 10 Pfennige pro Falrrt würden zu einer enor- 
men Belastung der ohnehin stia]>azierten Haushaltskasse führen, "was für 
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viele Familien mit Kindern schon eine bedeutende Ausgabe darstellt"-^-. 
Auch auf Ausflüi'.e mussten diese Familien in Zukunft verzichten. Dessart 
sorgte sich auch um die Scliulkindci, die nacii Karlsruhe pendelten, uiui luin 
nach einem laiigen Marsch zur Schule "un Herbst luid Winter den ganzen 
Tag über mit nassen Füßen in der Schule sitzen massen^^TS. 
Als zweite Schädigung Mute Dessart die entstehenden Lärmbelästigungen 
duidi die neuen Linien der elektrischen Eisenbalin an. Aufgrund der Riihe- 
stönmg sei an einen Nachtbetrieb der Straßenbahnen nicht zu denken, d.h. 
Reisende, die mit dem .'\bend- oder Nachtzug im Bahnhof ankämen, müss- 
ten den Weg in die Stadt zu Fuß bewältigen. Aber selbst für den Fall, dass 
es eine Straßenbahnlinie geben würde, die auch Nachtfaluten machte, führte 
D^sart die Unzuverlässi^eit und Unbequemlidikeit des Nafaveilcehranit- 
tels an: "wenn keine elektrischen Bahnen £ahren, oder warn - den unwahr- 
scheinlichen Fall angenommen, dass sie fahren - wenn diese elektrischen 
Bahnen überfüllt sind, oder an sog. Akkumulatorenschwäche leiden ?"274. 
Und hier setzte Schädigung drei an Der Weg in das Stadtzcntnnn fiihile am 
Stadtgarten \ oibci. emer ausgedehnten Parkfläche. \ or allem "Frauen und 
Mädchen" war es aber nicht zu empfehlen diesen W eg allem zu gehen; "Bei 
der Unsicherheit, die am Weg längs des GaUenwäldchens herrscht, dürfte es 
ihnen kaum zu empüehlen sein, den Weg in die Stadt zu Fuß zu neh- 
men''27S. 

Der Stadtgarten selbst lieferte den Bürgervereinen die vierte Argumentati- 
onslinie Die "Entwerhmg des Stadtuartens in seinem Charakter als bevor- 
zugter Lieblnigsaufenthalt der Karlsruher Bevölkerung", folgte unausweich- 
lich bei Verwirklichung der Verlegungspläiie. Dabei konnte sich der Autor 
auf eine ausgesprochene Autorität stützen, nämlich auf den Staatsminister 
Brauer selbst Dieser hatte am 20. Mai 1898 vor dem badischen Landtag 
eiklärt, dass der Stad^arten als notwendige zweite Lunge der Stadt fungier- 
te und, dass dieson durch eine geplante Bahnho&veil^;ung die Luft und 
das Licht entzogen würde. 

Als letztes .\ruumcnt gegen die Verlegungspläne kam der Verleger endlich 
auf sein Hauptaugenmerk die "ennnenle(n ) Schädigung einer groLWn Zahl 
von Geschäftsleuten und Hauserbesitzem der Stadt '^^o Schon allein formal 
nahm dieses Aigument eine Sondnstellung ein. Die vier zuvor genannten 
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Punkte beanspnichten zusammen gerade eine Seite in der Druckschrift, der 
letzte Punkt allem drei Seiten. Jet/t betrat der Autor sein eigentliches Inte- 
ressenfeld. Durch den lun 1750 Meter verlängerten Abstand des Bahnhofs 
von der Stadtmitte, befürchteten die Gewerbetreibenden, die bisher in der 
Nähe des alten Bahnhofs angesiedelt waren eifaeblich Einbußen in ihren 
Einnahmoi, Vor allem Reisende, die nur einen kurzen Aufenthalt in Karls- 
ruhe beabsichtigten, d.h. den Bahnhof als Durchgangsstation und Umstei- 
gemöglichkeit nutzten, fielen als Kunden für die Geschäfte der limenstadt 
aus. Diese waren nach eigenen .Angaben jedoch hauptsächlich auf Ein- 
nahmen aus dem Reiseverkehr angewiesen"-^^ Die ( jesehalisleute der In- 
nenstadt befürcliteten eine Utuleitung der gesamten kauierslrome m Rich- 
tung des neuen Bahnhofs als ein«n newai GesdiSfiszoitram. Aber auch bei 
dieser Aussage muss eine Einschränkung eingefügt werd». 
Der neugegründete Bürgerverein der Altstadt sprach keineswegs stellvertre- 
tend für alle Wirtschaftsinteressen der Karlsruher Geschäftswelt, sondern 
für die sehr speziellen Interessen der Kleingewerbetreibenden Die Selb- 
ständigen waren von dem Strukturwandel und den Kon/entrationspio/esscn 
im Einzelhandel existenzicll bcdioht. „Namentlich dem mittleren und klei- 
neren Geschäftsmann (fiel es) außoürdoiilich schwer, sidi in sein» ge- 
schäfilichai Selbständigkeit zu behaupten''278. Die neuerrichteten Waren- 
hiusar279 umi die Koosumverone veränderten nicht nur das äußere Er- 
scheinungsbild der Stadt, sie standen auch für ein verändertes Konsumver- 
halten der Be\ ölkerung Im entfesselten KonkuiTenzkampf hatten die tiadi- 
tionellen KleuiliäiuUer das Nachsehen. Zunaclisl galt es als unschicklich, in 
einem Warenhaus einzukaufen oder zu \erkehren-J<*^ Dies hing auch mit 
den neuartigen Formen der Absatzstrategie zusammen, die mit Massenarti- 
keln und modernster Verkaufspsychologie den Konsum forcierte. Die Wer- 
bemethoden der Warenhäuser galten als ftagwürdig und sie wurden im Jahr 
1909 durch das "Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb" eingeschränkt. Auch 
die Streitschrift der Bürger\'ereine prangerte die Verkaufsinethodcn der Wa- 
renhäuser \ehenient an: "Die großen Warenhäuser mit ihren zum Teil sehr 
anfechtbaren Geschäftspraktiken und liuen nahezu alle Geschäftszweige 
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umfassenden Warenlagern, die vielen Ausverkäufe und Auktionen"-*^' zer- 
störten den traditionellen Handel Die Welt des Konsums an einem Ort. wie 
sie durch die \\ aicnhiiuser /elebiiert wurde, sciuif ein neues Kauferlehms: 
"Wemi man heule ni emer Familie höit: Wir gelien zu VV eriheim, so heißt 
das nicht in exstet Linie, wir brauchen irgend etwas besonders notwendig 
für unsere Wirtschaft, sondern man spricht wie von einem Ausfluge, den 
man etwa nach irgend einem schönen Orte der Umgebung macht Man 
wählt sich dazu einen Nachmittag, an dem man möglichst viel Zeit hat, ver- 
ahrcdet sich womöglich noch mit Freunden"^'*-. Werbung, Ausverkäufe und 
Aktionen bildeten neue Kommunikationsformen zwischen I landel und Käu- 
fern. Was die Fabriken lür die Produktion bedeuteten, syniboiisieiten die 
Warenhäuser fiir die Koosumtim: Standardisiening, Anooymisieiiing, aber 
auch Massenproduktion von Konsum. Sucht man nach repräsentativen Rea- 
lisierungen in der Architektur Tür den Fortschrittsoptimismus der Jahrhun- 
dertwende, konzentrierte sich das steinerne Sclbst\'erständnis auf zwei neue 
Gebäiideformen: Den Bahnhof und das Warenhaus, beide Symbole der Mo- 
bilität von Menschen und Waren-'*?. 

So richtete sich die Agitation des Bürgerverems auch gegen die neuen For- 
men des Kapitalismus, die in den Warenhäusern Gestalt annahmen, Diese 
neue Warenwelt blieb den traditionell orientierten Kleinhflndlem unbegreif- 
lich und fiemd. Die Agitstioo gegen die Bahnho&veriegung verband sich 

mit den Ressentiments der existenziell bedrohten Kleinhändler gegen die 
Entwicklungstendenzen der modernen Gesellschaft Die Bahnhofsfrage be- 
kam hicrduich euie aniiinodcrnistische /ich ichtuug. 

Nicht nur die Kleingewerbetreibenden befürchteten schwere Schädigungen 
ihrer wirtschaftlichen Basis, auch die Grundstückseigentümer in der Alt- 
und Oststadt sahen sich durch Wertverschiebungen in Folge der Bahnhofs- 
verlegung betroffm. Goade die Arbeiter zeigten eine Tendenz in die Nähe 

der Verkehrszentren zu ziehen, so der Bürgerverein. Durch den neu entste- 
henden Wohnraum in unniittelbarei l^alinhofsnähc, würde es zu einem l - 
berangebot in der Stadt kommen .Mit zunelunender Entfernung vom Biüm- 
hof käme es auf diese W eise zu einem Einbruch der Renditen für Hausbe- 
sitzer. Als Beispiele nannte Dessail bereits eingetretene Wertminderungen 
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in Folge nur des Gerüchtes um eine Bahnliotsverlegung. In der Kaiserstras- 
se, der zentralen Geschältsstrasse der Innenstadt, sei bei einer Aktion ein 
Preis von 80.000 Mark ücboten worden. I ntcr dem Hinweis auf die bevor- 
stehende Balmliüfsverlegung war das Gebot aul OO.UOOMark reduziert wor- 
den. Ein anderes Anwesen fiel von 70.000 auf 45.000 Maik, wahrend „ver- 
schiedene beabsichtigte Hauskftufe deshalb wiedo^ rückgängig gemacht 
worden (sind), weil die Verlegung des Bahnhofs zu befurchten sei**284. 

6.4.3 Die Bahnhofsfrage als ökonomische und politische Ver- 
schwörung 

Im Weiteren koiizentrieilen sicli die Biuger\ creme darauf, die angefülulen 
Grttnde f&r eine Bahnho6verlegung zu endcraften. Als Hauptargumrate d^ 
Befürworter hatte Dessart folgende Punkte ausgemacht: 

1. Finanzielle Mehrbelastung bei Realisierung des Hochlegungs- 

projektes. 

2. Negativ c stadfstruktnrcllc Auswirkungen eines 5,8 Meter hohen 
Bahndannns muten durch die Stadt. 

3. Nulzungsniögliclikeileii des in der Stadlniilte Irei werdenden 
Gelai^es. 

Nach den Ausfährungen der Bürgorvereine, warra diese Aigumente natür- 
lich nur vorgeschoben, utn die eigentlichen Motive zu verdecken. Die 

Hochlegung des Bahnliofs statt seiner Verlegung sei sogar das um über 1 
Million billigere Projekt-'^^. Die Nutzung des freiwerdenden Stadtraums 
w ar ebenso eine Illusion, wie die Kostenvoranschläge für das Verlegungs- 
projekt. 

Für die ästhetischen und strukturellen Frage eines 5,8 Meter hohen Bahn- 
damms durch die Stadt, Ivachte Dessart keino'ld Verst&ndnis auf „Es fällt 
zunächst schwer, eine derartige Behauptung onsdiaft zu nehmen**286, da 

ein „nur" 5 Meter hoher Balindamm doch von einem vernünftigen Men- 
schen nicht als Trennung (Hen . im Orig ) zweier Stadtteile voneinander 
betrachtet werden" könne. Außerdem war die ..schönheitiiche Wirkung" 
einer Bahnanlagc schließlich nicht von Belang, wenn es um die Frage der 
Zweckmäßigkeit ging. 

Die Verschwörungstheorie nahm Konturen an. Bisher war die Auseinander- 
setzung der Bürgervereine und Stadtteile haiq>tsächlich in da Lokalpresse 
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uefiihrt worden, die z.T. aber noch regulierend in die Statements der Kont- 
raliciiteii ciiiuiilT Die „Badische Presse" bemerkte, da.ss ..Artikel{n) zur 
BaJinholsliage. wegen von uns wegen ihrer allzuscharfen, den Gegner per- 
sönlich verdächtigenden Darstellungen zurückgewiesen werden muß- 
ten'^287. Vor allein die Bürgervereine der Alt-, Ost- und Weststadt sahen 
sich deshalb in ihrer Meinungsfreiheit beschrinkt. Hinter der ZurOckwei- 
sung von Stelliuignalimen vennuteten die Vaeine eine geplante Aktion, um 
die Gegner der Verlegung mundtot zu machen. „Ein Teil der hiesigen Ta- 
gcsprcssc (gewährte) .Artikeln keine Aufnahme"288^ die gegen die Verle- 
gung Stellung nahmen. Auch dies war ein Gnmd dafür . dass die Vereine 
nni iluer Streilscluift eine andere Fonn der ülieutlichkeii suchten. Hier galt 
es, Iwine Rücksicht mdir zu ndimea oder Blatt vor den Mund 2» nehmen. 
Dessart benannte die angeblichoi Profiteure und treiboiden Krflfte der 
Bahnhofsverlegung in aller Offenheit. 

Die Auswahl und Stoßrichtung der Angriffe sow ic die scheinbare Identifi- 
kation der Verlegungsbefürworter, verdeutlichen das spezifische soziale 
und politische Milieu aus dem heraus der Kampf gegen die Balmhofsverle- 
gung gefühlt wurde. Der Konflikt um mdustnellc Mobilität und Stadtraum 
entwickelte sich zu etnon Symbd in einer viel umfassoidefai Auseinan- 
dersetzung um die grundlegende Definitionen von Moderne. Die Karlsruher 
Bahnhofsfrage fügt sich damit ein in den Konflikt um die Konsequenzen 
des Urbanisienings|»^zesses, der in der Phase der Hochindustrialisierung 
/wischen den di\ersen gesellschaftlichen Interessen gefiihii wurde 
Schon Reinhard Baumeister hatte in seinen beiden CiLitachten zur Karlsruher 
Bahnliüfsfrage aus dem Jahr 1898 besonders einen Moment betont; Die 
Spekuiationswelle, die mit der Entscheidung zur Bahiihofsverlegung einset- 
zen wurde. Die Wertverschiebungen der Grundstückspreise innerhalb der 
Stadt war das Hauptargument der Verl^ung^egner, die sich als Verlierer 
in diesem Prozess sahen. Die alteingesessenen Grundstückseigentümer in 
der Alt- und Oststadt büßten z.T ihre materielle Basis ein. während andere 
als Profiteure die Besitzverhaltnisse entscheidend verändern konnten. Diese 
"Aufsteiger" in der Besitzluerarchie der Stadt bildeten die Zielscheibe der 
Angriffe der Verlegungsgegner; Die "Lautersee- Spekulanten". Diese 
Grundstücksspekulantoi saßen als Drahtzidier im Mittelpunkt der Ver- 
schwörung gegen die Interessen der Gesamtstadt. Die Bahnhofsverlegung 
wurde inszeniert, um ihre zwielichtigen ImmobiliengeschSfie zu ennögli- 
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chen. Dieser "etwas lichtscheue(n) Bewegung"-'^^' gelang es in jahrelanger 
Untergnmdtätigkeit. die politischen Entscheidungstiägcr in ihrem Sinne zu 
beeinflussen. Die Verfechter der HocIiIclmiiiü des Bahnhofs sahen sich mit 
einem midurchsichtigen Netz aus liiliigen küiifrünliert, das "die kreise der 
Sonderinteressen der Sfld- und Sttdweststadt und die ihn»i durdi Freund- 
schaft, Verwandtschaft oder geschäftliche Beziehungen angegliederten Per- 
sonen"290 gdmüpft hatlm. Mit "fortgesetzter Umschmeichelung" war es 
ihnen gelui^^ Staatsminister Brauer und Teile der Stadtverwaltung filr 
sich zu gewinnen 

Die Bürgervereine der Alt. Ost- und W'eststadt beließen es alleidmgs nicht 
bei dem Angriff auf die aiiüiiymen Lauteisee- Spekulanten, sondern outeten 
diese öfiendidL Als erstes Angriffsziel wählte sich Dessart den Vorstand 
der Südstadt- Büigeigesellschaft, Eisenbahnrevisor Meikle. Er hatte es ge- 
schafft, die Einwohner der Sfidstadt und ihre Vertretung zu einem Weric- 
zeug seiner persönlichen Interessen zu machen Natürlich war Merkle 
"Grundstücksbesitzer In unmittelbarer Nähe des Platzes, wo der neue 
Bahnhof hin verlegt werden soll (ilerv im Orig i"^*^'' Der Stil der persön- 
lichen Ditfaimerungen, zu der die Auseinandersetzung zwischen den Stadt- 
teilen inzwischen gelangt war, ließ nichts mehr zu wünschen übrig. In ei- 
nem fiktiven Dialog charakterisierte Dessart M»kle folgendermaßen: "Der 
Mann, würde et sich übarlegm, hat wahrsdidnlich eine sehr langwierige 
Reise in einem übethitzten Wagenabtfaeil gemacht. Hat vielleicht auch et- 
was zuviel in den leeren Wagen hinein getrunken ( ) Na ja, wenn man so 
alles zusammennimint offenbar ist er im Kopf augenblicklich etwas 
benommen". Zutn Schluss erteilte der .Xulor Merkle noch den Rat doch lie- 
ber "ein Brausepulver zu sich zu nelutien"2*^2. 

In ahnlicher Weise wurden der Stadtverordnete Dieber und der Redakteur 
des "Volksfi-emlds^ Kolb, behandelt Als Organisation der Interessen im 

Hintergrund allerdings fungierte die "Südend Terraingesellschaft". Unter 
den Aktionären dieser Gesellschaft befanden sich nach Angaben der Verle- 
gungsgegner miineiliin 6 Stadlrate und 2 Stadl\ erordnete Gegründet wurde 
die Immobilienueseilscliaft durch den Stadtveroi tliieten I riihaiif, \on Beruf 
Rechtsanwalt, durch den ßauunieinelmier Elkuch und den Privatier RoÜi. 
Die Südend Taraingeseilschaft hatte von der Nachbargondnde Ettlingen 
ein ca. 400.000 Quadratmeter großes Grundstück in unmittelbarer Nähe 
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zum zukünftigen Balinhofsstandort envorben. Der Kaufpreis betnm über 
600. 000 Mark l 'ni diese Kaufsutnnie /.u kapitalisieren, wurdet) Aklicii der 
ImmobilicnucscUschaft unter dem Hinweis: "Eine Kapitalanlage bei dieser 
Gesellschai't ist deshalb euie ganz vorzügliche, weil die Grundstücke in 
absehbarer Ziät durch die NShe des neuen Bahnhofe enorm im Wert 
steigen werden (Herv. im Orig.)"^^ angeboten. 

Als zweiten, allerdings wohl eher passiven Profiteur der Bahnhofsverle- 
gung, verwies Dessart in seiner Streitschrift auf die Nachbargemeinde Bei- 
ertheim, auf deren Gemarkung das neue Bahnhor'>art al / T eiriclitet werden 
sollte, /wischen der Gemeinde und der Stadt Karlsruhe licicn seit längerer 
Zeit Verhandlungen über eine mögliche Emgemeindung. Beiertlieim wei- 
gerte sich Uba einen längeren Zeitraum eifolgreich, seine Selbstfindigkeit 
aufeugeben. Die Bfiigervereine kommentierten diese Bemühungen spöttisch 
und äußerten in Richtung der Beiertheimer "Ihr sollt goldene Früdite ern- 
ten, um die ihr eudi gar nicht bemüht habt' "-''^ Eine der Bedingungen des 
Stadtrats bei seiner Zustimmung zu den \ crlegungsplänen, war entspre- 
chend eine "wesentliche Erweiterung der Gemarkung nach Süden hni"-'^^. 
Die schUeßlich im Jahr 1907 mit dem Baubeginn des neuen Bahnhofs voll- 
zogene Eingemeindung ließ sich die Gemeinde entsprechend honorieren. 
Neben den Angriffen auf die "Lautersee- Spekulanten" stand eine weitere 
Gruppe dar Karisruher Öffentlichkeit im Mittelpunkt der Angriffe da Geg- 
ner einer Bahnhofsverlegung: Die Sozialdemokratie. Was hatte nun die So- 
zialdemokratie mit der Bahnhofsv erlegung zu tun Der Bahnhofsstadtteil, 
die Südstadt, entstand als Arbeitenvohnviertel. Lange Zeit hindurch nuiss- 
ten die Bewohner auf die, für die übrige Stadt bereits als Normalität er- 
scheinende städtische Infrastruktur verzichten-*^^. In den Wahlen zum 
Reichstag gelang es der SPD einen Großteil der Stimmm in der Südstadt zu 
erhalten. Ftir die bürgerlichen Kräfte erscliien der Bahnho&stadtteil deswe- 
gen als rotes Zentrum in der Stadt. Der Kampf gegen die Süd- und Sudwest- 
stadt als Akteure der Balmhofsverlegung. nahm auf diese Weise notwendig 
auch den Charakter eines politischen Kampfes an. Der sozialdemokratische 
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295 Badische Presse vom 26.2. 1 900 "Zur Bahnhofsfii^" (Moigenausgabe) 

296 Stadtführer aus dem Jahr 1^1 ? noticrtc:"Et\vas \vcnigor günstig gestalteten sich 
die Verhäluussc in den Vierteln, die etwa uin 188U entstanden. Doch teilt karls- 
nihe dies Los mit fset allen deutschen Städten; denn keine blieb von der Bauspe- 
kulation verschont, die nach dem Eifolg des Krieges von 1 870 sich überall tmit 
machte" Zitiert nach Stadtarchiv Karlsruhe (Hg.):"Karisruhe. Die Stadtge- 
schiduc". Karlsruhe 1998, S.3 10/311 
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"\\)lkstVeund" wurde als Mittelpunkt der roten Agitation zugunsten der 
Verlcuuuu ausgeniachl- Die Bevölkerung der Südstadt, die naiie/u ge- 
schlossen für eine Bahnhofsvcrlegung eintrat, war ni der Anschauung der 
bürgerlichen Gegner der Verkiiunu ein Opfer unverantwortlicher roter Pro- 
paganda. Wenn die Bewohner gegen ihre eigenen vitalen Interessen handel- 
ten, musste dies allerdings eiklSrt werden. Warum gab es keinen Wider- 
stand in der Südstadt gegen ihre Vereinnahmung durch Privatinteressai ? 
Die Erklärung war simpel: Die Südstadt stand "unter dem Gefühl einer ge- 
wissen Einschüchterung und Terrorisicrung von Seiten der Sozialde- 
mokratie (Hei'v. im Orig.)"2*^7. Die redlichen l^nwohncr der Südstadt 
beugten sich der sozialen Gewalt, die durch die orgaiiisieiie Sozialdemokra- 
tie aii^ettbt wurde. Blieb allerdings nur ein Punkt noch zu klären: Warum 
agitierte die Sozialdemokratie derart engagiert fOr das Projekt einer Bahn- 
hofsverlegung. Die "Lautersee- Spekulanten" erwarteten eine persönliche 
Bereicherung durch Gew inne aus Immobilienverkäufen, der Sozialdemokra- 
tie und ihren Anhänger konnten derartige materielle Interessen nicht nach- 
gesagt werden Die Agitation für die Bahnhofsverlegung musste eine politi- 
sche Strategie verfolgen. Die Verschwörungstheorie schloss sich: Die Sozi- 
aldemokratie wollte die Stadt in eine existentielle Krise stürzen ! Unter der 
allgemeine Unzufriedenheit und Erbitterung, die sich im Anschluss an die 
Bafanhofsvarl^ung notwendig eij^ben musste, hofite die SPD auf einen 
Wahlerfolg. Die "sozialdemokratischen Häuptlinge (waren) noch etwas 
w'eitsichtiger" und envarteten "mit sehr gutem Grund eine reichliche Ernte 
lur die So/ialdcinokratie (. ) nach der Richtung hm. daß die Zahl der so/ial- 
demokratischen Parteigänger oder mindestens der sozialdemokiatischen 
Wahlstimmen sich dadurch ganz bedeutend mehren würden"298. oie SPD 
destabilisierte bewusst die politischen Verhältnisse in der Stadt, um aus dem 
entstehenden Chaos und dem wirtschaftlichai Untergang inofitieren zu 
können. 

Neben den finanziellen Interessen der Spekulanten und den politisch sub- 
versiven Destabilisierungsversuchen der Sozialisten, blieb weiterhin die 
Rolle des badischen Staates bei der Bahnhofsveilegung zu erklaren. Das 
Verlegungsprojekt entstammte schließlich einem Vorschlag der badischen 
Genenddirdction und wurde vom badischen Staatsminister Brauer als Lö- 
sung der verfahrenen Bahnhofsfrage protegiert. Weder der Eisenbahndirek- 
tion, noch dem Staatsminister konnten ernsthaft finanziell eigennützige Mo- 
tive oder eine beabsichtigte I>estabilisierung des badischen Staates vorge- 
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worfen werden Der Int»pretation dieses Sachverhaltes widmete Dessait 

ein eigenes Kapitel-^'*^'. 

Staatsininister Brauer hatte in den Jahren 1 8*^)8 bis l'^)0() eine bemerkens- 
werte Kehrtv\ende in der Einschätzung der Kai lsruhci Baluihofslrage voll- 
zogen. Im Jahr 1898 lehnte Brauer ein Verleihung des Bahnhofs vehement 
mit folgender Begrttndmi^ ab: "Der Hauptgrund der gegen die Veriegung 
spreche, sei jedoch immer der, dass man damit eine Umweitung aller Werte 
vornähme, was man nieht ohne Not thun dürfe"300. im Jahr 1900 erschien 
der angesprochene Nottall eingetreten, denn der Minister favorisierte jetzt 
die Verlegunusalternative als Komproniiss zwischen Stadt und Regienmg. 
Die wirlschallliche Umverleilung bezeichnete er jetzt allerdings als nicht 
sehr graviemid. Die Kominoinissboreitsdiaft des Ministers, der eine ein- 
deutige Äußemi^ zur Karlsruher Bahnhofsfirage immer vomieden hatte, 
erschien den Gegnern der Verlegung als offener Opportunismus und als ein 
Gesichtsvcriust des Ministers, dessen "leichte Beweglichkeit" bewundert 
wurde. Die Ursache der Beweglichkeit erblickten die Bürgervereine der Alt- 
. Ost- und Weststadl in der Beeinllussbarkeit des Ministers, der "namentlich 
vom Lautersee- Spekuiantentuin stark uinschnieichelt worden ist"3'>l. Brau- 
er wurde nun vorgeworfen die Bahnhofsverlegiuig "als eine Frage seiner 
rein persönlichen Voreingencnnmenhdt, als eine Art ministerielle Macht- 
frage bduuidelt^02 zu haben. Die Bahnhofsveriegung erschien somit als 
ein ministerieller Egolrip eines "unstaatsmännischen" Staatsmannes. Der 
Minister verknüpfte in der Audienz für die Vertreter der protestierenden 
Bürgerv creme am 21. April nx)() nach Aussagen der Mitglieder der Bür- 
gerverenisdelegation die Bahnhol sverlegung mit seinem Rücktritt-'*'-^. Kine 
Behauptung, die von Brauer allerdings heftig bestritten wurde und Gegens- 
tand einer Pressekontroverse wurde. Für ein eventuell zu errichtendes Bmu- 
er- Denkmal schliß Dessart folgende Inschriften vor "Das eine Reliefbild 
stellt Arm in Arm eine Gruppe fröhlich blickender Lautersee- Spekulanten 
und .Sozialdemokraten vor, die den Blick nach aufwärts gerichtet halten, als 
sähen sie in den Wolken das Zukunftsbild cuiei Millionenstadl Karlsruhe; 
als Rundschrift um das RelicflMld dürfte sich empfehlen: i>eid umschlun- 
gen Millionen I (^Hcrv. ini Ürig.). 



299 Dessait Kapitel IX, S.46-50 

300 Minister Brauer \ or der zweiten Kammer am 115 1 SMX zit. nach: Schnetz- 
ier:"Dic Karlsruher Bahnholsfragc". Karlsruhe 1898, S.i9 
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303 Badisclie LandcszxMtung vom 22 4 I 1 "Zur Bahnliofsfragc" 
Badischc Presse vom 23.4. 1901 "Zur Verlegung des Karlsaiher Bahnhofs" 
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Das zweite Bild das Pendant zum ersten, würde eine Gnippe verarmter trau- 
ernder 1 nmiliein iiiei \on Kaikiulie ausweisen, im Hintergrund die Gestalt 
des Geiichtsx (ili/iL-hcrs. Als passende Rundschrift würde ich hier vorschla- 
gen; In 10- 15 Jahren ist alles w ieder ausgeglichen ! (Herv. ün Orig.)"304. 
Mit derart^en Untergangsvisionen motiviert rief die Streitschrift zum Wi- 
derstand gegen das Verlegungsprojekt auf. Die Verlegung des Bahnhofs 
wurde zur Überlebensfrage stilisiert, die Gegner hatte den "Kampf für ihr 
gutes Recht, den Kampf für die Erhaltung der Grundlage"305 ihrer Existenz 
aufiienonunen. In einer moralischen IJ'berhöhuni; der Karlsruher Bahnhofs- 
liaye stilisierten die Vcrlegungsucyncr die innerstädtischc Kontroverse zu 
emem Kampf von Gut gegen Böse, von Hell gegen Dunkel. Die Bürgerver- 
eine der Alt-, Ost- and Weststadt sahen sidi in der Rolle der "moralischen 
Mehrheit", die zur Verteidigung von Heimat und SitÜichkeit angetreten war. 
Die Angriffe gipfelten im Aufiruf, dass "die ernst Pflicht jedes rechtlich 
denkend^ von der Spekulation unabhängigen Mannes ist, jetzt frei und 
offen hcr\'orzutrctcn, ob es nicht eine edle Aufgabe ist, seinerseits dazu mit- 
zuwirken, so gewaltige Schädiguniicii der allgememen Wohlfahrt unserer 
Stadt abzuwelu^en und es zu verlundern, daß das gewinnsüchtige Spekulan- 
tentum auf Kosten der Allgemeinheit triumphiert und der Sozialdemokratie 
neue Scharen von Parteigängern oder eine Menge neuer Wahlstimmen zu- 
gefQhitweidett*'306. 

Auf dem Höhepunkt der Konflikte um die Lösung der Karl sruher Bahnhofs- 
frage im Jahr 1900. 01 zeigt sich deutlich, dass die Fraee nach der Definition 
von Stadtraum mcht isoliert \on den gesellsciiattlichcn I niwicklungspro- 
zessen der Zeit analysiert werden kaiui. Die Frage nach der Art und Weise 
der Vereinbarkeit von industrieller MassemnobiUtät und Stadtrealität, ver- 
band sich mit politischen und sozialen Konflikten der Modernisierung. Die 
Utsungsaltemativm wurden zu Chifi&en der Modermtfttsverarbeitui^. 
Die Beibdialtung des Bahnhofs an seiner urspninglichen Stelle, stand fiir 
eine konscnative Bewahrungsstrategie, die den Status- Quo der sozialen 
und \ or allem der materiellen Besitzverhältnisse zu stabilisieren suchte Als 
Träger des W iderstandes gegen die Bahnhofsverlegung und damit auch ge- 
gen die städtische Expansionsstrategie, wie sie sich z B. in den Bedingun- 
gen des Stadtrats ftir die Zustimmung zum Verlegungsprojekt ftußerte^O?, 
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fomiierten sich die Interessen der Kleingewerbetreibenden und der Grund- 
besit/er in den etablierten Stadtteilen. Unter dem Druck der drohenden 
Bahnhotsvcricuunu. ficiana es denn auch zum ersten Mal in der Altstadt 
eine Bürgen ertretung zu orgtuusieren, der bisher an den heterogenen hite- 
ressenlage der Bewohner gescheitert war. Was den Widerstand zusammen- 
hielt, war das Gef&hl der Bedrohung der wirtschaftlichen Grundlagoi des 
selbständigen Mittelstands. Die Kleingewerbetreibenden assoziiert»! mit 
dem M Odern isicrungsprozess vor allem eine Strukturkrise des traditionellen 
Handels und Gewerbes sie betrachteten sich als die Verlierer der Entwick- 
lung, Ihre konkrete I rtahrung wurde iiepriiut durch die /uiiehinende und 
rumösc Konkurrenz der modernen Wareniiauser. Audi m Karlsruiic war die 
Welt nicht mehr in Ordnung, seit auf der Kaiserstrasse die „Kathedralen des 
Konsums** zu finden waren. 

Diese Modemisierungsängste eines wirtschaftlich und sozial vom Abstieg 
bedrohten Schicht der selbständigen Gewerbetreibenden und Gnmdbesitzer 
kulminierten in einer politischen Abwehrideologie Die Wahl der Gegner 
fiel dabei bezeicimend aus; Die Spekulanten bzw Kapitalisten, die Sozial- 
demokratie und die badische Regiemng. Es fomiieite sich ein Protestpoten- 
tial, das mit dem. BegrifiF des „Konservatismus" nicht mehr zu fassen ist 
Auch die Autorität des Staates und sogar der Monarchie wurde vehement in 
Frage gestellt. Dabei blieb es nicht nur bei Attacken auf einen scheinbar 
unfähigen und auf Eigeninteresse bedachten Staatsminister, auch die mo- 
narchische Ordiiuiiü selbst geriet ins Visier der Gegner einer Bahnhofsver- 
legung. Vor allem die persönliche Audienz der Vertreter der protestierenden 
Bürgervereine beim Großherzog führte zu einer starken Desillusionierung 
und einem demoostnitiv betonten Verdauensschwund. Mit dnem unveriioh- 
len drohmden Unterton reklamierte der Autor der Streitschrift aus dem Jahr 
1900, dass „der monarehische Gedanke kaum eine Stflrkung erhalten 
haben dürfte (Herv. Im Orig.)" Auch der exaltiert aggressive Ton der 
Auseinandersetzung mit dem scheinbaren oder tatsächlichen Gegner fügte 
sich nahtlos in die sich tomüerende „neue Rechte" eines Alldeutsclien Ver- 
bandes ein. 

Ganz bewusst setzte der Autor der Bürgervereinsschrift auf „die Masse" als 
Trager des politischen )^ais in der modernen Industriegesellschaft. Das 
Ziel der Bfiigervaeine war, „daO die BevSlkerung den zur Vertretung 
ihrer so wichtigen Lebensinteressen begründeten Organisationen in 
den BOrgervereinen der Alt-, Ost- und Weststadt sich massenhaft an- 
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schließt (HeiT. Im Orig.)". Diese Formiemng einer Massenbewegung in der 
Bahnhofsfrage misslang allerdings, trotz des Anspruches der Bürgenereine 
auch für die ..Mindcrbegiitciten" /u sprechen Die Agitation gegen das V'er- 
legun^jsprojekt bediente sich der Mittel der modernen Massenmedien und 
war auf die Arena der städtischen ÖffentUcbkeit ausgerichtet, d.h. auch in 
diesem Sinne „modern**. 

Der neue Bahnhof musste in diesm Kontext tatsächlich als das Fanal einer 
„Neuen Zeit" erscheinen. 
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7. Stadtraum und Städtebau - Bilder einer modernen 
Stadt - Reinhard Baumeister 

7.1 Was ist eine Stadt ? Stadtraum und Wissenschaft 

Die karlsruher Bahiiliofsliage verband zwei I hcmcnkumplexe, welche die 
benifliche Biographie von Reinhard Baumdstei geprägt hatten: Eisenbahn 
und Stadt. Nach einem kurzen Gastspiel am Kailsruher Polytechnikum als 
Assistent fllr Wasser- und Straßenbau, sammelte Baumeister seit dem Jahr 
1857 seine ersten bemflichen Erfahrungen im badisdien Staatsdienst als 
Ingenieur im Eisenbalinbau. Die Planung und Realisierung von Eisenbahn- 
trassen, konfronticrle den jungen liiuciiicur niciit nur mit technischen Sach- 
verhalten, sondern auch entscheidend mit ökonomischen Aspekten seiner 
Arbeit, da die Ausbauarbeiten des Schienennetzes unter einem eibeblichen 
Kostendnick verliefen. EMe Legitimatioii technischen Aibeitens und die 
Vennitüung tedmischer Mindestanforderungen an eine juristisch dominier- 
te Finanzverwaltung, prägten Baumeisters Pragmatismus und Flexibilität im 
Frrcichcn des Möglichen. Während seiner Eiscnbahntätigkcit erhielt Bau- 
meister Einblick in die Denkstriikturcn und Beweilunuskriterien staatlicher 
Verwaltungen. Im Konllikt um die Karlsruher Balmhürstrage erleichterten 
diese Erfahrungen die Einschätzung und Interpretation des Vorgehens der 
badischen Eisenbahndiiektion erheblich. 

Im Jahr 1862 kehrte Baumeister als ordendich«r Professor für Wasser- und 
Straßenbau an das Polytechnikum in Karlsruhe zurück, wobei sich seine 
Interessen allerdings zunehmend auf die Frage der Organisation einer mo- 
dernen Stadt verlagerten. Endpunkt dieser Entwicklung war die Einführung 
des Fachs „Städtebau" an der Technischen Hochschule im Jahr 1887 als 
erstes Studienfach dieser Art in Deutschland^os. in diesem Sinne wurde 
Baumeister Begründer des Städtebaus als einer wissenschaftlicher Disziplin. 
Baumeisters Bedeutung lag jedoch nicht so sehr in seinem Beitrag zur Aka- 
demisierung des Faches» als in seinem Beitrag zur inhaltlichen Ausgestal- 
tung und Identifizierung von Fragestellungen. Im Jahr 1871 gehörte Bau- 
meister zu den Gründungsmitgliedern des Verbands Deutscher Architekten- 
und Ingenieurvereine. Im Jahr 1874 verabschiedete der Wi band auf Initia- 
tive von Baumeister eine von ihm ausgearbeileie Sicliungnahme zur Urba- 
nisienmgsproblematik. Unter dem Titel „Qrumäizäge der Stadterweiterung 



308 siehe: Rudez. Zrinka: "Stadtraum. Prinzipien städtebaulicher Raumbildung. Eine 
Untersuchung über die im Zcitiaum voa 1880 bis 1930 angewandten Entwurft- 
prinzipien". Köln 1988, S.30f 
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nach technischen, wirtschaftUchen und poHzeilichen Bezidiunuen" kündig- 
te sich ein paradiginatischer Wechsel in der Definition von Stadt an. Mit der 
bereits im Titel vollzogenen Besliininiiiiij; der „neuen Sicht der Diuue"""'^ 
rückte der „Stadt-lu^jemeur " ui den Mittelpunkt der Visionen einer nioder- 
nen Stadt. Die Frage nach den Inhalten des Begriffs „Stadf, beantwortete 
Baumeister provokativ: „1) Die Projektierung von Stadterweiterangen be- 
steht wesentlich in der Feststellung der Grundzüge aller Verkehrsmittel"-' ' ^. 
Damit reduzierte sich Stadtraum primär auf seine Funktion als Verkehrs- 
raum Mobilität wurde zum entscheidenden Kriterium der Fffizienz Stadt 
erschien somit m erster Linie als ein technisches Problem, als eine Frage der 
Organisation. Stadt wurde un IdeaÜall zu einer lunktionierenden Maschine. 
Bei der Frage von EfBzienz mnsstra fisflietisdie Kritoien in den Himer- 
grund treten, die in der Veigangenheit im Bereidi der Stad4>lanung domi- 
niert hatten. Folgerichtig formulierte Baumeister sein Desinteresse an derar- 
tigen Fragestelhmgen: „Dagegen sind alle ästhetischen Vorschriften ver- 
wcrflich"^'' ' 

Zwei Jahre spater im Jahr 1876 verottentlichte Baumeister die wissen- 
schaftliche Fundierung der Thesen der deutschen Architekten und Ingenieu- 
re. In seinem grundlegenden Standardwerk zu den „Grundzügen der Stadt- 
o'weiterungen in technischer, baupolizeilicher und wirtschaftiicher Buc- 
hung**, lieferte er sein Programm der Modanisienmg der Stadt Die bidang 
übliche Improvisation aus aktuellen Bedfirfhissen heraus, das Nebeneinan- 
der zufälliger Maßnahmen, sollte einer zentralen Planung weichen. Nur der 
wissenschaftlich- systematische Zugang /u den Problemen der explodieren- 
den Städte, konnte eine Lösung anbieten: „L mso eher ist ein planmäßiges 
Verfahren möglich und rathsam, durch welches die femer zu erwartende 
Entwickhmg zum allgemeinen Besten geleistet werden kann"3l2. Die Fak- 
toren, auf die Baumeister bei der Waide zum Besseren setzte, waren im 
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der Wissenschaft vom Städtebau". Karlsruhe 1976, S.* 
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Vergleich zur Resolution der Architekten und Tngenieunereine allerdings 
neu gewichtet. Neben der I echnik als /entraletn l.ösungsansat/.. ruhte seine 
Hoffnung bei der Umgestaltung vor allem aut' der staatlichen Ordnungs- 
macht. 

Der Stadttngenieiir sah sich durch die Urbanisierungsprozesse vor eine neu- 
artige Au^abe gestellt. Dabei erwies sich nicht nur die rein quantitative 

Zunahme der Bevölkerung als Problem, sondern auch eine qualitative Ver- 
änderung der Wahniehniung. Baumeister definierte diesen qualitativen 
Entwicklungsprozess als Summe ,.neue(r) Bedürfnisse, insbesondere solche 
\on sozialem Charakter"-' 13. Entsprechend stellte Baumeister dem städti- 
schen Ingeuieurvvesen drei Hauptaufgabeipl^; 

1. Offendiche Wassoversoi^ung 

2. Reinigung und Entwässerung, namentlicfa Kanalisation 

3. Herstellung von Straßm und Eisenbahnoi mit besonderer Beziehung 
zur Wohnungsfrage 

Hinzukam noch die Organisation der öffentlichen ricsundhcitspflcgc^'^. 
In allen diesen Arbeitsbereichen sammelte Baumeister technische Erfahrun- 
gen und war in die Entslehungsprozesse der entsprechenden Inlrastiuktui- 
netze in Karlsruhe eingebunden. In Gutachten zur Struktur und Organisation 
der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in Karlsruhe in den Jahren 
1874 bis 1894, widmete sich Banmdster Fiag» dar Ifygiaie3l6 im Jahr 
1800 wurde mit der Diakonissenanstalt eine Krankenanstalt mit 80 Kran- 
kenbetten und Abteilungen für allgemeine Erkrankungen, Augenerkrankun- 
gen und ansteckende Krankheilen in Betrieb genommen, die neuesten hy- 
gienischen Standards folgte. Diese Einrichtung wurde von Baumeister ent- 
worfen und unter seiner Leitung fertiggestellt, wobei die spezifischen An- 
forderungen eines Krankenhauses besondere technische LösungsansAtze 
veriangt«i3l7 



313 Stadt Karlsnihc (Hg ): "Hygienischer Führer durch die Haupt- und Residenzstadt 
Karlsruhe ". Karlsmhe 1897 (redigiert von R.Baumeistcr, Oberbaurat und Profes- 
sor), Vorwort, S JV 

314 Baumeister. Reinhaid: "^rtsdiafttidie Aufgaben des Ineenieuis". Kaiisnihe 

1895, S.IO 

315 Baumeister konzipierte u.a. auch Krankenanstalten, so z.B. die Diakonissetian- 
stalt 1 890 mit einer Kapazität von 80 Knmkenbetten 

316 Reinhard Baumeister: "Denkschrift über die Reinhaltung und Entwässerung der 
Städte, mit besonderer Beziehung auf Karlsruhe". Karlsruhe 1874 

Reinhard Baumeister, Adolf Drach, V. Lubbeiigen Julius Ne6ler"Gutaditen über 

die Schwemnikanalisation zu Karlsruhe". Karlsruhe 1894 

317 Reinhard Baumeister "Die Diakonisscnanstalf In Stadt Karlsruhe 

(Hg.): "Hygienischer Führer durch die 1-iaupt- und Residenzstadt Karlsiuhe". 
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7.2 Die Krise der Stadt 

Die wissenschaftliche Beschäftigung mit dem Phänomen der Stadt, für die 
Baumeister in den 1870ei" Jahren den Anstoß gegeben hatte, reagierte auf 
die aktuelle Situation der deutschen Industriesliidte nach dem Urbanisie- 
rungssclmb uu Anschluss aii die Reichsgründung. Die konscqucnzcn einer 
luigehemmten Induslrialisienmg hatte Al^s de Tocquevüle bereits im Jahr 
1835 auf einer Reise nach ^igland er&hren und in einem Reisebericht fest- 
gehalten. Die Verhältnisse in den englischen Industriestädten können zwar 
nicht direkt auf die deutsche Situation in den 1 860er und 1 870er Jahren ü- 
bertragen werden, sie /eigen Jedoch Gnmdtendenzen auf Tocqueville lie- 
fci1c Bilder der Stadtwahrnchmung. die über Jahrzehnte konstant blieben. 
Mit der gleichen Distanz und Empörung beti achteten die Stadtingenieure 
die aktuellen Veihiltnisse in den deutschen Boom- Städten. In der beißen- 
den Kritik Tocquevilles erkennt man die Ansatzpunkte der wissensdiaftU- 
chen Kritik der Ingenieure. 

Die Industriestadt zeichnete sich vor allem durch ihre chaotische Struktur 
aus: „In der äußeren Erscheinung der Stadt zeugt alles von der persönlichen 
Macht des einzelnen Menschen, nichts von der geregelten Gewalt der Ge- 
sellschaft". In diesem gesellschaftlichen Vakuum wucherte das mensciiliche 
Elend. Mensch und Natur erfuhren ihre Degeneration in dem Gebilde 
„Stadl", das Tocqueville mit Begriffen der Geologie zu fassea versuchte 
und als „Wüste"* bezeichnete. Die Flüsse in ihrer „Nutzung" mutierten zu 
griechisdien Mythenbildem, zum Todesfluß Stv^ Die Farb^ der Industrie- 
stadt waren grau und schwarz, der Himmel durch einen permanenten Ab- 
gasschlcicr verdunkelt. Auch die Menschen in diesen Gebilden, erschienen 
Tocqueville als ein Novuni: ..Nirgends der Ausbruch von Freude, fröhliche 
Rufe, der Zusammenklang von Instrumenten, die einen Festtag ankündigen. 
Nirgends begegnet das Auge der glücklichen Behäbigkeit, die ihre Muße in 
den Straßen der Stadt spazieren führt (..) StSndig drflngt sich die Menge m 
dieser Stadt, aber ihre Schritte sind hart, ihre Blicke zerstreut, ihr Ausdruck 
ist finster und roN..)"^'^ Die Industriestadt erschien Tocqueville ambiva- 
lent. Die Leistungen standen in einem grasscn Gegensatz zu den Konse- 
quenzen für den Lebensraum der Menschen. „Iiier eneicht der menschliche 
Geist seine Vollendung und hier seine Erniedrigung, hier vollbringt die Zi- 



Karisnihe 1897 (redigiert von R.Baiiineister, Oberbaumtund Professor). S.252- 

257 

318 .Alexis de Tocquc\ illc;"Das Zeitalter der Gleichheit. Eine Auswahl aus dem Ge- 
saintwcrk", Stuttgart 1954, S.245ff 
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vilisation ihie Wunder, und hier wird der zivilisiote Mensch fast wieder 

/.um Wilden ( .) ■. 

Die negativen Auswirkungen des explosionsartigen AnwaLlisciis dci Indust- 
rie uiid iluer Städte, fühlten zu einer vehementen hiiragestelluug der traditi- 
onellen Definitionen von Stadt. Der Psychologe und liberale Politiker Willy 
Hellpach formulierte einen Konsens, wenn er in einer Untersuchung zum 
Charakter des modernen Großstadtmenschen feststellte: "Die moderne 
Großstadt ist sozusagen ein Angstprodukt, und erst allmählich schöpfen wir 
Atem und suchen nachträglich das miserahic Werk umzuflicken"^'^'. Ais 
Produkt der Angst entstand die Stadt aus Irrationalität. Das 19. Jahrhundert 
maß der Stadt als konkretem Lebensumield des Menschen keine Bedeutung 
bei. Die Ignoranz und Planlosigkeit kuhninierte im Kolhq)s der städtischen 
Funktionen. Diese Diagnose war Allgemeingut, ebenso wie die AufGossung, 
dass sich etwas ändern musste, dass es so nicht weitergehen konnte. Einen 
Lösungsweg gab der Fortschrittsoptimismus des fm de siecle vor: Wissen- 
schaft und Technik. Die Krise des städtischen Zusammenlebens imd die 
offensicluliche Unfähigkeit der traditionellen Konzepte, den Herausforde- 
rungen zu begegnen, stand am Anfang einer systematisch- wissenscliaftli- 
chen Anafyse von Stidtnumi. Die Krise der Stadt definierte sidi ans "ihrem 
Zerfall als gesamtgesellschaftlichem Funkti<»isq/stem und gesellschaftli- 
che(r) Raumstn]ktur"320, 

Für Tocqueville konzentrierte sich die Krise der Stadt im Industriezeitalter 
auf den Gegensat/ von persönlicher Macht und geregelter Gewalt der Ge- 
sellschaft. Das Chaos und die Missstände der Gegenwart erwuchsen aus 
einem gesellschaftlichen Vakuum, das von egoistischen Einzelinteressen 
okkupiert war. Auch für Reinhard Baumeister lag der Kern der Krise in der 
Verdrängung des gesellschafUich definierten Allgemeininteresses. Überließ 
eme Gesellschaft ihre Entwicklung ausschließlich der Konkurrenz von Em- 
zelinteressen. reduzierte sie sich auf biologische Dimensionen: „Die alleini- 
ge „natürliche"' Triebfeder bleibt eben der Egoismus, und wenn in der freien 
Concurrenz jeder auf sich selbst angewiesen ist. so wud nach einem ande- 
ren Naturgesetz der wirtschaftlich Starke, der durch I ähigkcit unti angccrb- 
ten Reichtum Begünstigte den Schwachen erdrücken"32I. Baumeister er- 



319 Willy Hellpach:"Nervosität und Kultur". Beriin 1902 

320 Hilpert. Tliilo (Hg ): ..LcCorbiisicrs 'Charta \ on Athen'. Texte u. Dokuineiiite'\ 
Braunschweig 1984. (Bauwclt Fundamente , 36), S.67 

321 Reinhard Baumeister„Gnindzüge der Stadterwetterangen nach technischen, 
wirtscliaftlichcn und poUzeUichcn Beziehungen", zitiert nach: Karl- Heinz 
Höfllcr "Reinhard Baumeister ( 1 833- 1917). Begründer der Wissenschaft vom 
Städtebau". Kailsiuhe 1976, S.16 
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kannte zwar die sozialdarwinistische These eines Kampf um das Dasein an, 
in dem nur der Stärkere überlebte, aber er redu/.ieric die Gühigkeil aut den 
naturhalten Zustand Kuhur und ZiviUsation hatten diesen Naturzustand 
überwunden. Die Stadt durfte eben nicht zum dem Dschungel werden, als 
der sie in der Literatur der Zeit so häufig umschrieben wurde322. Den Aus- 
weg aus der Krise der Stadt eikannte Baumeister in der korrigierenden 
Funktion der Institutionen der Gemeinschaft. Die Stadtgemeinde sollte im 
lokalen Umfeld die Kontrolle übernehmen» der Staat im nationalen Maß- 
stab 

In einer ..historischen Phase anarchischen gesellschaftlichen und ökonomi- 
schen \V achstums"^23^ bedeutete enie Analyse des Phänomens der Urbani- 
sierung gleichzeitig auch eine Stellungnahme zur politischen und gesell- 
schafidichen Verfassung. Eine Kritik an der aktuellen Situation der Stadt 
beinhaltete eine Kritik an der Ideologie des liberalen Laissez- faire. Die un- 
gehemmte KonkuiTcnz und die Privatisierung infrastruktureller Dienstleis- 
timgen erwiesen sich als destruktive Elemente, die eine nicht mehr be- 
henschbare higendNiiamik entwickehen. I cwis Vlumford fand für Coke- 
town, wie er die Indusincstadt nach einein Roman von Charles Dickens be- 
nannte, in seiner Universalstadtgeschichte dn vermditendes Gesamtnrteil 
und sprach von einer **neue(n) Art von Stadt, etaea verdorbenen, denaturier- 
ten Menschenhaufen, der nicht den Ld>ensbedfiifiiissen angepaßt war, son- 
dern dem mystischen "Kampf ums I>asein'"'^24 

Baumeister entwickelte seine Vision einer idealen Stadt aus einer konsen a- 
tiven l.iberalisiiuiskritik heraus. .Am deullichslen uuicle seine .Xblehnung 
eines städtischen Laissez- faire in seiner Behandlung der Wohnungsfrage 
und der Frage des Enteignungsrechts. Ehe freie Verfügung über Privateigen- 
tum gehört zu den Grundlagen liberaler RechtsaufFassung. Dementspre- 
chend musste ein Eingriff in die privaten Nutzungsrechte vcm Grundstücken 
innerhalb einer Stadt strikt abgelehnt werden. Auf dieser Basis konnte an 
eine Organisation und Planuiiü städtische! I iinktionen nicht gedacht wer- 
den. Stadtplanung bedeutet automatisch einen Eingriff in die freie Verfüg- 
barkeit. Für Baumeister gingen von einem uneingeschränkten Nutzungs- 
recht von Grundbesitz zwei Hauptgefahren aus: Bodenspekulation und 



322 Stellvertretend fiir den Überlebenskampf im Dschungel der Großstadt: Uptoin 
Sinclair:"The Jungte". Chikago 1906 

323 Fehl, Geriiard; Juan Rodriguez- Lotes (Hg.): „Städtebau um die Jahihundertwen- 

de. Materialien zur Entstehung der Disziplin Städtebau". Köln 1980. S.16 

324 Mumtord. I eu is "Die Stadt. Geschichte und AusbUck". Köhl 1963 (Kapitel zum 
Phänomen Cokc Town"), S.526/527 
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Schädigung des Geineiinvohls Beides konnte nur mit Hilfe von staatlicher 

Korrcktixe verhindert werden. 

Baumeister nahm vehement gegen jede Ai1 von Spekulation mh Bodenvver- 
ten innerhalb einer Stadt SteUung. Immubilienniakler trafen bei dem Stadt- 
Ingenieur nicht gerade auf Sympathie, wenn er über ihren '^mühelos erses- 
sene(n) Gewinn, das Gnindflbel der ganzen Wohnungsfrage"32S polemisier- 
te. Spekulation kennzeichnete eine ungesunde, schwindelhafte oder maßlose 
Form gesellschaftlicher Realität, die zu bekämpfen war. In Bezug auf Karls- 
ruhe konkretisierte Baumeister seine Vorwüife an die verantwortungslosen 
Spekulanten in emem Bericht zur Stadterweiteruniz. den er im Jahr 1807 im 
Auftrag des Stadtrates aiifeiligte; "Die Wohnungsfrage lial sich dalier in 
Karlsridie sdion lingst unter dem Zeidien dar freien Konkurrenz entwickelt 
und auch hier zu den fast überall eingetretenen bedauerlichen Folgen ge- 
führt"326. 

Wie weit Baumeister dabei seinen Begriff des Gemeinwohls fasste, verdeut- 
licht eine Stelluntinahme zu den Umständen, unter denen eine Enteignung 
möglich sein sollte: „Die in Betrachl ue/ogcncn Modilikalioncn sollen na- 
türlich nicht bloß der Gemeinde zu Gute kommen sondern jeder Körper- 
schaft oder Privaten, welchen ans Gründen des Ofifentüchen Wohls das Ex- 
propriationsrecht auf städtischem Gebiet erteilt wird". Baumeister flUirt fort 
mit einer Reihe von Beispielen, um diesen Grundsatz zu illustrieren: „Eine 
Baugesellschaft in Zeiten der Wohnnngsnoth. eine Wohltätigkeitsanstalt, 
eine städtische Fisenbahn- Compagnie, unter Umständen selbst ein Erho- 
lungslokal verdienen dieselben \ eigünstigunueif'^27. 
Mit semer Definition des Allgemeinwohls und der U'nteiordnmig privater 
Interessen, formulierte Baumeister radikale politische Positionen und war 
sich dessen audi bewusst. In seiner Rektöratsrede an der Technischen 
Hochschule im Jahr 1S95 legitimierte er die Reichweite seiner Forderungen 
und verwahrte sich zugleich gegen politische Angriffe: „Zwar trägt dieses 
Verfahren einen sozialistische Anstrich, aber ein allgemein empfundenes 



325 Baumeister, Rcinhaid: "WirtscbafUichc Au^bcn des Ingenieurs". Karlsruhe 
1895. S.14 

326 Stadt Karlsruhe (Hg.):"Hygienischer FOhrer durch die Haupt- und Residenzstadt 
Karlsruhe" Karlsruhe 1897 (ledigiert von R.Baunieister, Oberiiauiatund Profes- 
sor), S.73 

327 Reinhard Baumeister„Gnindzüge der Stadterwetterangen nach technischen, 

wirtscliaftlichcn iitid polizeilichen Beziehungen"", zitiert nach: Karl- Heinz 
Hüffler "Reinhard Baumeister (1833- 1917). Begründer der Wissenschaft vom 
Städtebau". Kailsruhe 1976, S.75 
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Bedürfnis, bei welchem der Einzelne sich gar nicht helfen kann, rechtfertigt 
eben auch das Eingreifen der Gemeinschaft als solcher''^^^. 

7.3 iy«0e aus der Krise 

Der Stadt- Ingenieur sah sich üi den Jahrzehnten der Hochindustrialisierung 
mit dem Problem der Auflöswig von Stadtraum konfitmtiert. Die real exis- 

tierende Stadt hatte ihre sozialen. lechtlichen und räumlichen Funktionen 
eingebüßt, "die Stadt des 19. Jahrhunderts war (..) eben nicht eine histori- 
sche Stadt, sondern ihre Desartikulation - das Ergebnis eines fünfzigjähri- 
gen Pro7Csscs"?29. 

Baumeister detuueHe die ivrise der Stadt als em teclmisches Problem ihrer 
Funktioiisfäliij^eit Damit wurde die Stadt zu &Rer Thematik der Ingeni- 
eurwissenschaften, der Stadt- Ingenieur zu einer zentralen Figur in der Be- 

wältigung der negativen Folgen des Fortschritts. Die Technisierung der 
Problemstellung beinhaltete eine neue Wahrnehmung der städtischen Reali- 
tät Die Stadt funktionierte nicht mehr als ein Ganzes, sondern als ein kom- 
plizieHes Wechselspiel diverser Teilsysteme. Wie bei einer Masclime miiss- 
len die Bestandteile euier "unsichtbaren Stadt" niemander gieiien. Ange- 
fangen bei der Waswrversorgung, über Abwasserentsorgung, MuHentsor- 
gung» Nahrungsmittelvosoigung, bis zu konq>lexen Infiastruktometzen der 
Energie und des städtischen Verkehrs, sah sich der Stadt- Ingenieur mit ei- 
ner Vielzahl von Problemsteliimgen konfrontiert. 

Am Anfang jeder Beschäftigung mit der Effizienz städtischer Infrastruktur 
miisste die Sammlung von Daienmatcnal siehen. Erst auf der Basis der sta- 
tistischen Werte koimte eine adäquate Analyse stattfinden. Die Gewimiuug 
der Daten ofcdgte dordi empiiisdie Studien zd Volcdusdichte, Wdmdich- 
te, Bebauui^ usw., die erst ein zutreffendes Bild städtischer Realität liefern 
konnten. Dem Phänomen „Stadf ' kam der Stadt- Ingenieur mit Hilfe natur- 
wissenschaftlicher Methodik näher. Sein Instniment zur Bewältigung der 
produ/ierbatcü Datenmengen konnte nur die Mathematik sein Mit den 
Formeln. Zahlcnwcilcn und Kcnnaioßcn, versuchte Baumeister Ordnung 
herzustellen und zu objektiven Bewertungskriterien zu gelangen. Das Prob- 
lem lag dabei weniger in der Übersetzung von komplexer Stadtrealität in 
Zahlenwate, als in der ungenügenden Datenmenge, die zur Verfugung 
stand und verarbeitet werden konnte. Für die Anlage von Verkehrslinien 



328 Baumeister, Reinhaid: "WiitschafUiche Aufgaben des Ingenieurs". Kailsruhe 

1895. S.14 

329 Hilpert. Tliilo (Hg ); ..I.cCorbusiers Tliaila von Athen'. Texte u. Dokufliente". 
Braunschwcig 1984. (Bauwelt Fundamente ; 56), S.24 
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Z.B. demonstrierte Baumeister seine Überzeugimt;. dass „bei alledem die 
Schwierigkeiieii uewöhnlicli nur darin (liegen), sännliche Faktoren, welche 
in dem Mminuun lIci Gcsaniti^osten vertreten sind, in bestmimten Zahlen 
auszudiücken"33t'. Damit benannte Baiuiieistei zugleich eine weitere Prä- 
misse seines städtebaulichen Wiikens: Die Dominanz finanziello* Aspekte. 
Wissenschaftlicher Städtebau konnte sich nicht mit der Analyse der vorge- 
fundenen Wirklichkeit begnfigm, sondon mnsste Wege aus den aufgezeig- 
ten Missstände aufzeigen, musste Lösungsaltemativen erarbeiten. Mit die- 
sem Anspruch, betrat Baumeister das Feld wissenschaftlicher Polilikbera- 
tung und aktiver Mitarbeit des Stadtmgenieurs an der (jestaliung der gesell- 
schalllicUen Realität. Der mudeine Städtebau suUte luerbei als Wissenschaft 
die Ibndlungsoptionen objdctivieFen. Baumeister stellte sich in seinem 
Gnmdlagenwerk aus dem Jahr 1876 somit die Aufgabe: ,3s will Aeils Be- 
stehendes schildern. Bauten und Entwürfe, Meinungen und Verordnungen, 
thcils mit Hülfe der Kritik und der Wissenschaft Gutes für die Zukunft vor- 
bereiten hclfen"^^ ' 

Die Rcalisieruim iiiLiemeurwissenschartlicher Arbeit musste sich den Struk- 
tiuen des komplexen Systems „Stadt " anpassen. Der Stadt- Ingenieur konn- 
te sich nicht luif einen rnn tedmischen Stai^pniikt zurückziehen, soadem 
musste sich mit städtischen Wirklichkeiten auseinandersetzen. Ein entschei- 
dender Faktor bei der Umsetzung effizienter Infirastruktursysteme, mit dem 
sich jeder Techniker konfrontiert sah, war die Verbindung von Ingenieur- 
wesen und WirtschaftslchiL' Unter dem Titel ..Wirtschaftliche Aufgaben 
des Ingenieurs", widmete Baumeister im Jalir 1895 seine Rektoratsrede an 
der Technischen Hochschule dieser konfliktreichen Beziehung zwischen 
dem technisch Wünschbaren und dem finanziell Machbaren332. 
„Bekanntlich wird von den Weiken der Technik, wie von anderen E^ug- 
nissen gewOnsdit, dass sie mfiglichst wenig kostai''333. Mit dieser sin^ilen 
Feststellung eröffnete Baumeister seine Betrachtungen zur Ökonomie der 
l echnik Der Ingenieur, hatte zwischen den Faktoren Geld unti I utiktionali- 
tät zu vermitteln. Die Eigensciiaft, die unter derartigen Umständen vor al- 



330 Rc i nhard Baumeister; 'Wiit^chafUichc Aufjjiabca des Ingcnicufs". Karlsruhe 

1895. S.7 

331 „Gnindzttge der Stadterweitennigen nach technischen, wirtschaftlichen und poli- 
zeilidien Beziehungen", zitiert nach: Kari- Heinz Höffler "Reinhard Baumeister 
(1833- 1917). Begründer der Wisscnsclialt vom Städtebau". Karlsrulic l!^7ö, S.21 

332 Reinhard Bauinei8len"Wiit8cbaftliche Aufgaben des Ingenieon". Karismhe 
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333 Reinhard ßauineisler"WiitschafUichc Aufgaben des Ingenieuis". Karismhe 

1895, S.3 
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lern von einem Inuenieur gefordert wurde, war Pragmatismus. Er musste 
aus einer vorgefundenen, gegebenen Situation das Beslmögliche erreiciien. 
Der Ingenieur handelte hierbei als Sachwalter des Allgoniennvolils, das er 
auch gegen die aktuellen Kapitalinteressen zu verleidigen hatte. 
Die sctMinbare Single Feststellung einer Minimiemiig der Kosten, dass 
Technik möglichst wenig kosten dürfe, etvnes sich bei näherer Betraditung 
als komplizierte Aufgabenstellung. Baumeister verwahrte sich gegen eine 
allzu vereinfachende Betrachtungsweise; „Es wäre aber kurzsichtig, immer 
nur den einmaligen Hcrstclhingsaiifwand in Betracht zu ziehen"^^-^. Statt 
dessen mussten weitere Faktoren in Betracht uezouen werden: die Instand- 
hallungskosten und die Rentabilität lecluuscher Erzeugnisse oder Anlagen. 
Um dksoi Sadiveiiialt auszudrOckoi, wlhlte Banmeisto* den Begriff der 
„Gesamdcosten". Baumeister oUtuterte seine Vorstellungen anhand der An- 
lage von Verkehrslinien, einem Gebiet, auf dem er in Diensten det badi- 
schen Eisenbahnverwaltung auch jahrelange praktische Erfahrungen ailfeu- 
weisen hatte. Die theoretische Lösung des Problems der Verbindung zweier 
Punkte lag einsichtig für .leden auf der Hand: die gerade Linie Hiiie prakti- 
sche Lösung stellte diese Vereinfachung jedoch nicht dar. Der Bau der kos- 
tengünstigsten Trasse ließ sidi für Baumeister auf folgende Formel bringen: 
„Unter allen Konkurrenzlinien, zwischen zwei Punkten ist diejenige die vor- 
teilhafteste, bei welcher die Summe von Bauzinsen, Unterhaltungskosten 
und Transportkosten am kleinsten ist"335. Damit war für den planenden und 
ausführenden Ingenieur allerdings erst ein Teil der \rbeil geleistet: die 
Auswahl der in 1 rage konniiendcn Optionen Die einzelne Verkehrstrasse 
musste nun m das üesamts) stem, das Verkehrsnetz, eingefügt werden. Ein 
Problem, für das der Stadt- Ingenieur wiederum auf mathematische Formeln 
und Berechnung^ zurückgreifen konnte. 

Der nächste Schritt technischer Arbeit, verließ den sicheren Bodai der ma- 
thematischen Fonneln und begab sich auf das Leid der Prognose. Die zu 
envartende Verkelirsmenge ergab, ebenso wie die zu bewertende zukünftige 
Rentabilität der Strecke, eine Variable, die stark \on den zugrunde gelegten 
Daten abhing. Das Ziel Baumeisters war es nun, auch diese Prognosen nia- 
tliematisch abzusichern. In Bezug auf die zu erwartende Verkehrsmenge 
führte Baumeister den BegrifiF der „kommerziellen Bevölkoimgf* ein, die er 
f(dgendennaßen definierte: „die Summe aller Einwohner der projektierten 
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Stationsorte und der Einwohner aller unilieuenden Orte. letztere aber mit 
abnehmendem Gewicht, je größer die I lufcnnmy \oin Stationsplal/. ist Die 
Erfahrung lehi1, dass der Eisenhahnverkehr der konnnerziellen Bevölkerung 
proportional ist, die Statistik zeigt wie viele Reisende (..) zu erwarten 
siiid"336. Das Datenmaterial, auf das Baiimeisler bei seinen BeTechnungen 
zurttckgrif^ eriiielt er somit aus empirischer Beobachtung, Erfahrung und 
Statistik. 

Der Begriff der Rentabilität beinhaltete für Baumeister allerdings unbere- 
chenbare soziale Komponenten Eine neue Verkehrstrasse konnte ökono- 
misch unrentabel seui und dennocii aus Gründen der Annehmlichkeit. Si- 
cherheit oder Gescliwindigkeil den Bau lecluiertigen. Der Bau euier neuen 
VeifcdiisUnie konnte zudon nodi weitreicheDde Konsequenzen auf die ge- 
sellschafUiche Realität haben. Jede neue Eisenbahnlinie z.B. weckte neuen 
Verkehr, d.h. die MobilitätsbedQrfiiisse veränderten sich. Neue Absatzge- 
biete für industrielle Ottter wurden erschlossen, die auch die Wii1schaft.s- 
struktur der betroffenen Gebiete zutiefst beeinllusste, ganze Wirtschaft- 
Strukturen wurden durch die Anbindung an das Verkehrsnet/ /erstört. Die 
Konsumenten profitieilen zwai durch sinkende Preise für Güter aufgimd 
des verfoil^tm Transports, allerdii^ bewertete Baumeister diesen Faktcar 
eher pessimistisch. Die Visionen einer Konsumgesellschaft bewatete Bau- 
meister in ihren moralischen Auswirkungen als negativ. Die Verbesserun- 
gen wnrdoi zu Alltäglichkeiten, die Alltäglichkeiten zu Ansprüchen, womit 
eine endlose Spirale der Betliiifnisse vorge/eiclinet war: „Denn aus dem 
finanziellen Vorteil für die Konsumenten folgt sehr leicht deren Gewöh- 
nung an eine gesteigerte Lebenshaltung, welche den Gewinn wieder ver- 
schlingt und moralisch verderblich sein kann''337. Die Ergebnisse techni- 
scher Arbeit konnte also durchaus auch negative Konsequenz^ haben, die 
technische ECfdctivitit und Funktionalität in eine problematische mentale 
Entwicklung fiOhren. Vor- und Nachteile musstra abgewogen werden. 

7.4 Elemente der Stadt 
7.4.1 Verkehr 

Vericehr bedeutete fOr Baumeister die Grundlage der modernen Gesell- 
schaft Der freie Austausch von Waren und die Mobilität der Menschen wa- 
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ren Zeichen und Voraussetzung des Fortschritts Jede Behinderung oder 
zeitliche Verzögerung becinträchtiL'tc das volkswinschaftliclie (icsanitwolil. 
Der wirtschaftliche Fonschiitt ließ sich ui Geldwerten abstrakt ausdriickLii. 
Die Unisalzgeschwuidigkeiten der Waren wai hierbei ein entscheidender 
Faktor. Je stüiker der Austauschprozess zwischen Produzenten und Konsu- 
mentoi beschleunigt werden konnte, desto positiver der Effekt auf das 
Volkseinkonunen. Die Funktionalität def Veikehrsinfrastruktur bzw die 
erreichten Transportgeschwindigkeiten wurden zum Maßstab der Mobilität. 
Die l berlegungen Baumeisters zur Organisation der Urbanen Verkehrssys- 
tenie onentieilen sich an diesem Primat der Austauschgeschwiiidigkeiten. 
Eine Straße definieite sich entsprechend über ilue Funktion als Verkehrs- 
weg: "Ein neuer Straßentyp ist antstandm, eine Verkdnsmaschine, ein Ver- 
kefarsapparat"338. Wenige Jahre spftter mit dem Siegeszug des Automobils 
setzte sich diese Definition von Straße allgemein durch. Der "Kampf um die 
Straße" wurde tun die Herrschaft über den Raum geführt??^' Die Durchsct- 
zunti technogener oder mechanischer Geschwindigkeiten beendete die \'or- 
stclluim der Straße als I ebensraum l'iir Menschen. Statt Raum für Kommu- 
nikation, 1 leizeit oder Spielraum für Kinder und Haustiere, beanspruchte 
die moderne Mobilitfit die StraBe allein zur F(Hrtbewegung. Uns «scheint 
heute die Dominanz von AutcMnobil, Straßenbahn usw. als natürlich. In ei- 
nem Erziehungsprozess werden bereits Kleinkinder auf "vericehrsgerechtes" 
Veihalten Irin konditioniert. Noch im Jahr 1912 konnte ein aufgebracht» 
Wiener Bürger in einem "Protest- und Weckruf diese Henschaft mechani- 
scher Geschwindigkeit in Frage stellen "\\ ober nimmt der Automobilist 
das Recht die Straße, wie er sich rühmt zu beherrschen", die doch keines- 
wegs ihm gehört, sondern der ganzen Bevölkerung gehört (..) Sollen die 
öffentlichen Straßen menschenrein (Herv. im Orig.) gehalten werden ?"340. 
Das Auto spielte in d«i Bannigen von Banmoster zunldist kdne Rolle. 
Dennoch popularisierte Baumeister bereits in den 1870er Jaliren eine "ver- 
kehrsgerechte Stadt", die weitgehend auf die Bedürfnisse der Mobilität aus- 
gerichtet war. Baumeister vollzog in seiner Verkehrsplaiiimg die Separie- 
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ning der verschiedenen Verkehrsfonnen. Die Trennung in einer Fahrbahn 
und einen festen Bereicli liii I iißgänger matüfestierte die Henschaft des 
Verkehrs über den stailtrsclKn Raum. 

Aus Verkehl sbeobachlungen und -Zälilungen entwickelte Baumeister ma- 
thematische Formeln zur Bestimmung der idealen Straßenbreite und des 
Straßenbeli^s. Baumeister unterschied als einer der ersten Verkehrsplaner 

zwischen verschiedenen Formen des Verkehrs, zwischen Durchgangs-, Be- 
rufs- und Vergnügungsverkehr. Er ersteUtc ein System aus Hauptverkehrs- 
und NebenstraI5en \crschiedener Quahtäten mit präziser Reglementierung 
der MobiUtätsfümien und der VerliaUeiisweisen der X'erkehrsleihielinier. 
Der fließende Verkehr erschien als Leitbild der Überlegungen von Bau- 
meister. Mobilität war Geld Zeit war Geld. Geschwindigkeit war Geld. 
"Genau genommen wSre dabei nm* auch noch der Unterschied in den Ge- 
schwindigkeiten (Herv. im Orig.) des Transports zu berücksichtigen, wel- 
cher wirtschafUich von Bedeutung sein und füglich in Geld ausgedrückt 
werden kann"34l. 

7.4.2 Wohnen 

Die Legitimatiaa &aa Gesellschaft zeigt fdch in den Lebaisbedingungen, 
die sie ihren Borgern bietet bzw. zumutet. In der Stadt der Industrialisie- 
rungsphase lebte ein Großteil der arbeitenden Bevölkerung in teilweise un- 
vorstellbaren Verhältnissen. Toqueville beschrieb die Arbeiterquartiere als 

letztes Asyl, in dem ein Mensch /wisciicn I then und lod \ egetierl. Auch 
für Baumeister fing Lebensqualität mit einer Icbciiswcitcn Gestaltung des 
Privatiaums an. Die Elendsquaiiiere und Mietskasernen waren der Aus- 
gangspunkt seiner Kritik an den Mechanismen der kapitalistischen Gesell- 
schaft. Eine Gesellschaft, die den nberwiegendoi Teil ihrer Bevölkerung 
soldim LebensvefhiltDissai überließ, hatte keine moralische Berechtigung 
mehr. Nicht nur, dass dies den ethischen Vorgaben auf ein menschenwürdi- 
ges Leben widersprach, eine Cjesellschaft. die auf diese Weise handelte, 
konnte keine Zukunft haben, Baumeister postulierte den direkten Zusam- 
menhang zwischen leiblicher und geistiger (icsiiiuiheit, d.h. auch zwischen 
Wohnimgsfirage und mentaler Verlassiuig der Bürger. Gemäß dem Satz, 
dass ein gesunder Gast nur in emem gesunden Körper zu finden sei, begriff 
Baumeister seine Au^be als Wiedeifaerstellung einer umfassenden Volks- 
gesundheit. 
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Die aktuellen Verhältnisse fiihrten nicht nur zu physischen Krankheiten, 
sondern auch /u einer psychischen Dekaden/. Die politische Aiinilligkeit 
großer Teile der Arbeiterschaft für die Ideen des Sozialismus und konimu- 
nisnuis, trat für den National- konservativen Baumeister in eine konkrete 
VertMnduiig mit den LebensveiMltiiisseii der Arbeiterschaft EMe Lösung 
der Wohnmigsfir^e aus ingoiieiirtechnischer Sicht entwickelte sich zum 
dem Zentralthema aktueller Gesellsdmltspolitik. Baumeister gab seiner Ü- 
berzeugung Ausdruck, "dass die Besserung der Wohnungsverhältnisse bei 
den mittleren und ämicren Klassen eine der wichtigsten sozialen Reformen 
bildet"^-^-. In die gleiche Richtiuig zeigte Baiuneisters Engagement im Ver- 
ein für Sozialpolitik. 

Den bedauerlichen Folgen der fieien Konkurrenz auf dem stadtischen Woh- 
nungsmaikt begegnete Baumeisto' mit emer starken staatlichen Reglemen- 
tierung der Bautätigkeit. Baumeister legte Mindestflichen pro Bewohn» 
fest, er regelte die Lichtzufiihr, beschränkte die Ausnutzung eines Grund- 
stückes durch Limitierung der Gebäudehöhe und -Tiefe, forderte ein Verbot 
der Nutzung von Kellerräunien etc. als Wohnraum, Modern aiisgedriiekt 
forderte Baumeister die Sozialpflichtigkeit von Eigentum und dachte bereits 
Formen des sozialm Wohnun^shaus an. 

Allerdings beschlinkte sich Baumeister nicht auf eine moralische bzw. poli- 
tische Legitinurtion seiner Forderungen zur Lösung der Wohnungsfrage, er 
bewegte sich auch auf dem Gebiet der Volkswirtschaft Die Verbindung 
von Ökonomie und Technik gehörte für Baumeister ohnehin zu den zentra- 
len interdisziplinären Schnittstellen, so dass es nahe lag. auch die Woh- 
nungsfrage ökonomisch zu vernetzen. Hierfür wählte Baumeister mehrfach 
ein makaber anmutendes Beispiel aus. Unter der Fragestellung: "Welche 
wirtschaftliche Bedeutung kommt nun derartigen Veibesserungen (der 
WohnsituatiiHi, G.O.) zu 7", untersuchte Bannuister den Einfluss der Steib- 
lichkeitsrate auf das Volkseinkommen. Durch einen Ausbau der hygieni- 
schen Infrastruktur konnten die Krankheitsziffern erheblich gesenkt werden. 
Noch im Jahr 1892 wurde z B Hamburg, die Geburtsstadt \ on Baumeister, 
von einer Cholera- Epidemie heimgesucht, die durch mit Fäkalien \ erseuch- 
tes Trinkwasser in den Elendsquailieren am Hafen ausgelöst wurden. In den 
10 Wochen der Cholera spielten sich Szenen ab, die man in Europa über- 
wunden geglaubt hatte. 125 Arbeiter schaufelten in Tag- und Nachtschich- 
ten Gräber, um die Cholera- Opfer zu entsorgen. Von 16956 Erkrankten, 
fielen 8605 der Cholem zum Opfer. Als Auslöser der ^idemie identifizier- 
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ten die zugezogenen Experten, wie Robert Koch, schließlich das Wasser- 
werk der Stadt, das oline Hilteiaiilagcn arbeitete und eine Ableittuig der 
Abwasser direkt in die Elbe. Mit dem Ausbau der Wassewersorguiig und 
der Kanalisation verschwand die Cholera aus Deutscliland. 
Baumeister berechnete nun fOr eine hypothetische Stadt von 100.000 Ein- 
wohnern die Konsequenzen einer Senkung der Sterbeziffer durch eine funk- 
tionierende hygienische Inftastruktur um Ip m (1/1000) Dies bedeutete, 
dass im Jahr 100 Menschen weniger sterben würden. Aus Erfahrungsweilen 
setzte Baumeister jedem Todesfall aus Krankheitsgründen 30 Krankheitsfäl- 
le gleich. Die durchschiuttliclie Kiankheitsdauer nahm er zu 20 Tagen an, 
wodurch insgesamt 6Ü.ÜÜÜ Krankiieitstage berechnet w urden. Der niedrigs- 
te anzunehmende Wert für einm Tag in einem Krankenhaus belief sich auf 
1,5 Maik, wozu noch der Verdienstausfall hinzukam, so dass Baumeister 
jeden Krankheitstag schließlich mit 2 Mark ansetzte. 60.000 Krankheitstage 
zu 2 Mark ergaben eine Gesamtsumme von 120.000 Mark, die kapitalisiert 
eine Summe von .3 Millionen Mark ergab .Aus rein ökonomischer Perspek- 
tive rechtfertigten sich auf diese Weise Cicsamtausgabcn in der Höhe von 3 
Millionen Mark füi die Verbesserung der Wasser- mid Abwasserversor- 
gung. 

Bei dieser rein technischen Hochrechnung meldeten sich bei Baumeister 
schließlich doch moralische Bedenke und er fiigte den Berechnungen eine 

ethische Einschränkung bei: "Außerdem aber, wieviel Trauer. Sorge und 
Unzufriedenheit wäre mit Krankheit und Tod erspart, so dass man wohl 
buchstäblich sagen kann; der Wert der Gesundheit ist unschätzbar"^-^^. 
Zur städtischen Lebensqualität gehörte auch die Anlage von öffentlichen 
Parkanlagen, freien Plätzen und begrünten Promenaden ebenso wie private 
Vocgärten und Gartenanlagen. Die Grünanlagen stellten für Baumeister kei- 
nen Luxus dar, sondern Notwmdi^eiten. In Bezug auf seine Hdmatstadt 
Karlsruhe betonte Baumeister: "Seitdem Sorge getragen wird, die Plätze, 
abgesehen von den Verkehrsflächen, zu bepflanzen, tragen diesselben in 
Verbindung mit den städtischen Parkanlagen wesentlich zur Annehmlich- 
keit und Gesundheit bei"344 Ein gesundes Stadlklima erforderte umfangrei- 
che Grüngürtel und den Erhalt von vorhandenen Grün- und Waldflächen. 
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Dementsprechend kritisierte Baumeister z.B. in Karlsnihe die Abholzimg 
von alten Baumbeständen des Hardtwaldes /nr Gewinnung von Wohnnä- 
che. Die Hoclischatzung von Freillächcn und Parkanlagen, sein Einsatz für 
die Erhallung bestehender Wakiilachen, verband sich mit seinem Ideal einer 
auf wenige Etagen begrenzten Wohnbebauung in der Höhe zu einer frühen 
Vision der Gartenstadt, wie sie in den 1920er Jahren von der Architektur- 
avantgarde des Bauhauses in Stuttgart Weißenhof oder in Karlsnihe Dam- 
merstock verwirklicht wurden. In der Gartenstadtbewegung verband sich 
der Funktionalismus mit dem Anspruch einer menschengerechten Stadtpla- 
nung. Beide Forderungen wurden \on Baumeister ab den späten 1870er 
Jaliren vehement ui die Siadtdiskussion emgehi achi und dienten den spate- 
ren Generationen von Stadtplänen! als Anregung und Fonnulienuig ihrer 
dgenen Stadtvisionm. 

7.4.3 Industrie 

Die ungeplante Ausdehnung der Tndustricstädte führte zu einer Durchmi- 
schung von Wohn- und Industriebebauung Die Folgen für die Lebensquali- 
tät der Aiuvüluier fielen veilieeieiid aus. Abgase, Lännentwicklung und in- 
dustrielle Abwasser belastetai ungdwonnt das stadtische Umfeld. Die Koh- 
le als Energieträger der industriell«! Revolution prSgte das Erscheinui^s- 
bild der Städte. Die Dampfmaschinen bildeten die Gerauschkulisse, die 
Rußpartikel ließen in diesen Industriequartieren alles unter einem Einheits- 
grau verschwinden Das Extrem einer Stadt ohne Licht schilderte Tocque- 
\ille in seiner Reisebeschreibung aus dem englischen Kohlerevier: „Ein 
dichter, schwarzer Qualm liegt über der Stadt. Durch ihn hindurch scheint 
die Sonne als Scheibe ohne Strahkn'*345. 

Die Kritik an derartigen Verhältnissen ftthrte Baumeister zu der Forderung 
nach einer strikten Separierung von Funktionseinheiten in einer Stadt. Die 

Einwohner mussten effektiv vor den Auswirkungen von Großindustrie und 

Großhandel geschiit/t werden Dies funktionierte nur über eine Konzentra- 
tion der Industrie in Randgebieten und durch ein Verbot von Industriean- 
siedlungen in der Nälie von VVoluibebauung. 

7.4.4 Generalplan 

Die Krise der Stadt um die Jahrhundertwende interpretierte Baumeister vor 
allem als eine Konsequenz dnes städtischen Laissez- fiiire, das zu chaoti- 
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sehen Verhältnissen gefiilirt und die Stadt in ihrer Funktionstahigkeit in 
Frage gestellt hatte. Demgegenüber lordede Baumeister eine staatliche Reg- 
lementiemng Das Instrument zur Lenkung der städtischen Entwickhing 
stelhe der Generalbebauungsplan dar. In ilim wurden die Rahmenbedmgun- 
gen vorgegeben, an die sich Privateigoitilmer städtischer Gnmdstacke hal- 
ten mussten. Unter einer möglichst weitgehenden Wahrung des Eigentums- 
interesses, verlangte das Allgemeinwohl enge gesetzliche Grenzen. 
Der Ingenieur Baumeister definierte die Stadt als einen Mechanismus, der 
aus einer .»Xnzahl von Teilsystemen aufgebaut war. Die Funktion des Ge- 
samtmechanismus hing von der Funklionsnihigkeit und der Koordination 
der Teilsysteme ab. Das Ziel des Stadl- Ingenieurs bestand in der Steigerung 
der Leistungsfihigkeit der einzelnen Teilsysteme. Wenn die Effizienz der 
elementaren Teilsysteme wie Verkehr, Hygiene, Wohnen uid Arbeiten 
durch Technik optimiert sein wfirde, gehörte die Krise der Stadt der Ver- 
gangenheit an. 

Ein SchlüsselbcgnlT /um Stadtverständnis Baumeisters bietet seine Orga- 
nisnuismetaplier^-*'». Die Stadt ist ein lebender ürganisiiuis. der nach gewis- 
sen Naturgesetzen organisiert ist und bestinuiite Lebensbedingungen benö- 
tigt Eines dieser Naturgeselze ist z.B. sdn Wachstum. Eine Stadt wl&dist in 
einem diskontinuieriichen Prozess, solange sie lebensfähig ist Wird das 
Wachstum unterbunden, stiibt der Stadtorganismus ab. 
Mit der Organismus- Metapher griff Baumeister ein populäres Motiv der 
erweiterten Jahrhundertwende auf Menschliche Gesellschaft und Geschich- 
te wurden in biologische Kategorien übersetzt. Dabei bestand kein Gegen- 
satz zwischen der Definition der Stadt als Organismus und der gleichzeiti- 
gen Betrachtungsweise als funktionale Maschine. Eni Oigamsmus war in 
erster Linie nichts anderes als ein funktionierrader Medianismus. 
Die Konsequenz dieso* neuen Perspektive und ihm' Anwendung auf die 
industrielle Stadt bedeutete flir den wissenschafilichen Städtebau zunächst 
einen Gegensatz Der Stadtorganismus entzog sich einer umfassenden Pla- 
nung. Ein lebender Organismus benötigte ein gewisses Maß an Freiheit zu 
seiner Hntw ick hing. Eine Planung, die diese Freiheit einschränkte, schädigte 
die Stadt. Baumeister erkamite den Gegensatz von Planungsanspruch und 
Freiheitsforderung und sprach sich gegen eine Planungseuphorie aus: „Wie 
kritisieren wir jetzt Stadtpläne, die nur wenige Jahrzdhoite alt sind ! Die 
Entwicklung einer Stadt, welche ein leb luk i und wachsender Organismus 
ist, soll also nicht in eine genau vorgeschriebene „Form'' hineingezwängt 
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\verden"347 Jeder Versuch einer zentralistischcn und detaillierten Stadtpla- 
nung niusste scheitern, weil sie nicht im Stande war auf Aeiies zu reagieren. 
Die Stadl sollte fie\ii)el hieiben und irül/deni rinikiionicicii Die techni- 
schen, wulschaftlicheu und gesellschaftlichen V craadcrungcn, deren Zeuge 
Baumeister gewcurden war, madtlm ihn sen»bel für die prinzipielle Absage 
an eine Voiliersagbaikeit städtischer Entwicklungen. Die industrielle Revo- 
lution hatte die Produktionsverhältnisse revolutioniert, die Eisenbahn das 
Raum/ Zeit- Verhältnis der Menschen entscheidend verändert, die Urbani- 
sierung brachte neue I cbcnsfornien hervor. Ein Rnde dieser Revolntionie- 
ningsprozesse konnte nicht abgesehen werden: ..Es können ungeahnte Ver- 
kelusnuitel und Indusuieiurmeu erscheinen, sowie die Sitte des Lebens und 
des Wohnms sich varlndon, und docb soll gerade die im Bauwesen eigen- 
artige Entfaltung möglich bleiben"348. Die Tätigkeit des Stadt- Ingenieurs 
konnte immer nur eine provisorische sein. Der wissenschaftliche Städtebau 
sollte die arundsätzliche Offenheit der Entwicklungen anerkennen. Ange- 
sichts dieser Aussage Baumeisters verwundert die Tatsache, dass in den 
Äußerungen zum Verkehr und in den CJutaclitcn Baumeisters zur Karlsmher 
Bahnhotstrage nie der Aspekt der Veränderung der Verkelirsstrukturen in 
die Betrachtui^en einbezogen wurde. 

Das Selbstverständnis Baumeisters, das sich aus diesen Überlegungen er- 
gab, stellte den Stadt- Ingenieur in einen komplexen Entscheidungsprozess. 
In diesem bildeten die technischen Sachveihalte zwar einen entscheidenden, 

abei keinen alleinigen Faktor, Dcv ingenienr mussle mit seiner l tngebung 
in Interaktion treten. Er musste mterdisziplmär denken und haudehi und er 
musste kommunikativ vorgehen. 

Die Erstellung eines Generaibebauungsplans demonstrierte die kommunika- 
tiven Notwendigkeiten. In einer ersten Phase war es die Aufgabe des Staa- 
tes, fiir gesetzlidie Rahmenbedmgungen zu sorgen. Diese mussten in ansx 
zweiten Phase in individuell angepasster Form im lokalen Rahmen ausge- 
füllt werden Bevor in einer dritten Phase auch den betroffenen Einwohnern 
Gelegenheit zur Mitspräche gegeben werden sollte. Stadtplaiumg konnte für 
Baumeister keine abgehobene Angelegenheit sein, die jenseits der von ihr 
betroffenen Menschen existierte und von Fachleuten formuliert wurde. 



347 Zitiert nach; Giorgio Piccinato:"Städtcbau in Deutschland. Genese einer wissen- 
schaftlichen Disziplin". Braunschweig 1983, S.141 

348 Reinhard Baumeister„Grandzüge der Stadterwettenmgen nach technischen, 

vvirtscIiaftliclKn und polizeilichen Beziehungen ". 1876. zitiert nach: Karl- Heinz 
HöfTlcr "Reinhard Baumeister ( 1 833- 1917). B^ründerder Wissenschaft vom 
Städtebau". Kailsruhe 1976,8.21 
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Städtebau hatte mit der Organisation menschlichen Zusammenlebens zu tun, 
war also eine Wissenschaft über nieiischlichc I ebensgestaltung und sollte 
mit den Menschen gemeinsam reaiisieit werden. 

7.5 Gutachten In der Karlsruher Bahnhofsfirage 

Von den Teilsystemen, aus denen sich der Organismus "Stadt" konstituierte, 

wies Baumeister der Verkehrsinfirastniktur eine dominierende Bedeutung 
zu. Mobilität war die Grundlage nationaler, staatlicher und regionaler Wirt- 
schaftscntw icklung. Die Karlsruher Bahnhofsfragc beinhaltete für Baumeis- 
ter somit auch eine "IJberlebensfrage" der Stadt, sie bot die Gnmdlage für 
deren zukünftige Entwicklung. Eine falsche Entscheidung, die zu einer 
durchgreifakten Behinderui^en der fieien Mobilität in der Stadt bzw. zwi- 
schen der Stadt und der Region führte, würde die Entwicklungspotentiale 
mit einem Schlag zunichte machen. In einer Denkschrift des Verbandes 
deutscher Architekten- und Ingcnicurvcrcine aus dem Jahr 1897 schilderte 
Baumeister drastisch die Konsequenzen einer solchen Fehlentscheidung: 
"Die V'erkehrsentw icklung ist eine der bedeuts;inisleii W ur/eln des moder- 
nen Erwerbslebens (..J Städte ohne Verkehr gehen zurück, ihre Einwohner 
veniimen"349. Diese Schicksal woUte der Stadtingenieur sein«- derzeitigen 
Heimatstadt ersparen und stellte sich der Stadt Karlsruhe als Sachverstandi- 
ger zur Verftigung. 

Nachdem die Eisenbahndirektion im Jahr 1898 mit der Vorlage von drei 
Altemativprojekten; Hochlegung am jetzigen Standort, Straßenüberfiihrun- 
gen oder Verlegung des Bahnhors als Koprsiation; Fakten geschaffen hatte, 
gritt der Stadtrat zur Waiiiung der städtischen Interessen auf die Saclikom- 
petenz von Reinhard BaunMist«' zurfidc. Gtgok die technisdhe und kalkula- 
torische KcMupetenz der Ingenieure der Bahnverwaltung, versuchte der 
Stadtrat eine eigene Kompetenz entgegenzusetzen und auf diese Weise die 
städtische Position zu stäiken. Die Eisenbahndirektion zog sich in der Beur- 
teilung der drei Alternati\ proiektc auf die betriebstechnische und \ oi allem 
finanzielle Ebene der Argumentation zurück Funktionalität und Kosten der 
Lösungen besaßen eindeutige Priorität, während stadtstrukturelle, soziale. 
Ökologische oder städtebauliche Konsequenzen in der Diskussion nur als 
Randphänomene behandelt wurden. 



349 Reinliaid Baumcisicr/J.Claasen/Joscph Stubben:"Die Umlegiuig städüscher 

GnmdstQcke und die Zonenenteignung". In: Denksdiriften des Veriiandes deut- 
scher Architekten- und Ingcnicur-Vercinc". Heft 2. Berlin. Zitiert nach: Karl- 
Heinz HciffltT "Reinhard Baumeister (1833- 1917). Begründer der Wissenschaft 

vom Städtebau". Karisnihc 1976, S.77 
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Reinhard Baumeister griff in seinem Gutachten zur Bahnhofsfrage vom 16. 
Mai 1898 die Argunienlationsbasis der Hisenbahndirektion auf und steihe 
seinen Betrachtungen voraus; "die Karlsruher Bahnhofsfrage ist in erster 
Linie eine ]vostenfrage"-^50 Demnach reduzierte sich der komplexe Sach- 
veilialt einer Verbindung von Stadtraum und Mobilität auf die Frage der 
Projektkosten. Die Dominanz des Kostenfaktors veranlasste Baumeister am 
Ende seiner wissenschaftlichen Untersuchung zur Feststellung, dass die von 
ihm favorisierte Hochlegung des Bahnhofs unter Beibehaltung des Stand- 
orts 7Avar die bestmöglichste Lösung des Problems, aber aus Kostengründen 
nicht realisierbar sei Unter der selbstgestellten Eingangsprämisse, musste 
der Stadlingeiueur am Ende zu einer Unterordnung seiner Untersuchungsei- 
gebnisse unter die sdieinbaren finanziellen Notwendigkeiten gelangen. 
Die unter kurzfristigen finanziellen E^flgungen bevorzug Überf&hmngs- 
lösimg, konnte laut Baumeister allerdings nur ein Provisorium sein. Sie 
konnten keine definitive Lösung des städtebaulichen Problems "Bahnhof 
darstellen, sondern nur den derzeitigen Zustand auf einige Zeit hinaus ver- 
längem. Das steigende VerkehrsxoUinien der Hisenbahii und die Erforder- 
nisse der inncrstädtischcn Mobilität wurden dieses Provisorium hinfällig 
madien. Baumeister ging vcm einem Zdtroum von 10- 20 Jahren aus, bis 
sich die Karlsruher Bahnhofsfrage dann erneut stellen wfirde. Dann war 
auch die Zeit für eine definitive Lösung gekommen. Baumeisters Situati- 
on sanalyse kam zu dem Schluss, dass die Eisenbahnverwaltung und somit 
die hadische Regierung unter dem Eindruck der Kostenfrage nicht zu einer 
definitiven Lösung des Problems zum gcgcnwänigen Zeitpunkt zu bewegen 
sei. Die Stadt konnte nun zwar weiter eine derartige endgültige Lösung for- 
dern und den politischen Druck auf die Regierung erhöhen, aber '*auf einen 
namhaften Erfolg ist wohl kaum zu hofifai"351. Die Stadt konnte zwar jede 
Initiative da: Regierung zum Sdidtem iHingen, aber dies erschien Baumeis- 
ter nicht mehr im Interesse der Stadt. Bereits seit dem Jahr 1882 verfolgte 
die Stadt eine Blockadepolitik gegenüber den Projekten der Generaldirekti- 
un. um diese zu einer Meinungsanderung zu bewegen. Mit ibieni Votum 
verhinderte die Stadl die Realisierung der von ihr selbst zuvor geforderten 
Überfulirungen. Baiuneister forderte jetzt ein Abgehen von dieser Politik 
der Veiliinderung und eine neue Strategie der Mitarbeit 



350 StAK l/H.-Reg. A2276 "Gutachten über die Kailsniher Bahnhofsfrage". Rein- 
hard Baumeister vom iri.5.1898. S.2 

351 StAK 1/H -Reu A '276 "GuUlchtcn über die Karlsiuher Bahnhofs&age", Rcia- 
haid Baumeister vom 16.3.1898, S.l 1 
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Im Bereich der Politik und des gesellschaftlichen Lebens forderte der Stadt- 
ingenieur eine Orientierung an den Methoden der lechnik Wissenschaft 
und Technik lieferten nicht nur die einzig akzeptable Entsciicidunusgrund- 
lage gesellschaftlicher Entscheidungsprozesse, sie lieferten vor allem auch 
Handliuigsmuster. Die Technik konnte nicht nur gesellschafdiche Probleme 
in neutral handhabbare Fragestellungen transfoimieren, der wissenschaft- 
lich- technische Diskurs lieferte auch die Vorlagen fiär ein gesellschaftliches 
Idealverhallcn. Die Übertragung der Kategorien verschiedener gesellschaft- 
licher Teilsysteme wie die Technik einerseits und Politik andererseits, stell- 
te lür Baumeister keme Schwierigkeit dar Seine Schlusslolgerung für die 
Behandlung der Karlsruher Bahnhoislragc lautete entsprechend; "Es wäie 
eben das in der Technik öfter gewShlte Ver&hren, sich eine zeitlang mit 
billigen Provisorien zu behelfen, bis das Bedttrfiiis nach endgültigen aber 
theuren Maßregeln mächtiger geworden ist"352. 

Die Karlsruher Bahnhofsfrage behandelte Baumeister in seinem Gutachten 
entsprechend seinem wissenschaftlichen Ideal betont sachlich und pragma- 
tisch. Das Mögliche cneichcn. oline die definilixc 1 ösiing aus dem Auge zu 
verlieren. Übersetzt m die lokaipolitische Situation des Jahres 1898 bedeu- 
tete dies: Akzqitieren der Obofiihrungslösung als einzig realistischer Opti- 
on ftlr die baldmögliche Entschfitfung der Verkehrssituation, bei einer Stra- 
tegie des Abwarlras. Bamneister empfahl dem Stadtrat daher: "Ich kann 
daher nur raten, sich mit den Straßen- f berführungen (Herv. im Orig.) 
einverstanden zu erklären'""'^ v Iniieihalb der prognosti7ierten 10- 20 Jahre 
"werde dann ein neues Moment die I jscnbalinverwaHuiig zur Hochlcgung 
des Bahnhofs veranlassen"-'-^^. Der "Standpunkt des Abvvarlens ' erschien 
Baimieister als die einzig mögliche Konsequenz aus der geforderten Akzep- 
tanz des Gegeben«!. 

Allerdings zeigte sich sehr bald, dass der explizite Anspruch auf Pragma- 
tismus und Realismus drei Sachverhalte zur Grundlage hatte, die Baumeis- 
ter in seinem Gutachten vom 16. Mai 1898 anerkannt und formuliert hatte: 

1. Die Übertühi iiiig musste als Provisorium ausgeführt werden 

2. Die Übertulurimgslösung musste die kostengünstigste Variante sein. 



352 StAK I H -Reg A2276 "Gutachten über die Karisniher Bahnhofsfiage", Rein- 
hard Baiuncistcr vom 16.5.1898, S.12 

353 StAK l/H.-Reg. A2276 "Gutachten über die Kailsniher Bahnhofsfrage". Rein- 
hard Baumeister \ om 16.5.1898. S.l I 

354 StAK 1/H -Reu A '.^76 "GuUichtcn über die Karlsmher Bahnhofs&age", Rcia- 
haid Baumeister vom 16.5.1898, S.l 1 



144 



3. Die detniiti\e Lösiini; hieß fiir Baumeister weiterhin: Hochlegung des 

Bahnhors unler Beibehallung des Jet/igen Standorts. 

Nur solange diese Kriterien erfüllt waren, plädieile Baumeister für seine 
Strategie des Abwartens. 

Neben der Definition der Karlsniher Bahnhofsfinge als Kostenfirage, foimtt- 
lierte Baumeister unter dem Titel "Allgemeine Gesichtspunkte" seine zweite 

Prämisse: "Im Weiteren fordert meines Erachtens die allgenidne W(dil£ihrt 
der Stadt, daß der Bahnhof an derjenigen Stelle verbleibe, wo er seit 50 Jah- 
ren stcht""'^-^. Der Standoil des Bahnhofs war seil Beginn des "f-isenbahn- 
zeitalters" zu einem Fixpunkt der Stadtentwickking geworden Die Nähe 
oder Feme zum Verkehrszentruni delinierle den liaditiunellen Stadtrauin 
neu. Der Bahnh<tf lieft neue Stadtstmkturen entstdien und verinderte die 
Werdüerarchie der Grundstücke, die nach ihrer spezifischen Lage zum 
Bahnhof definiert wurde. Die Entwicklung von Dienstleistungszentren, In- 
dustriegebieten und Wohngebieten orientierte sich an den "Lebensadern" 
des Verkehrs In einem Zeitraum von 50 Jahren, in denen die Residenzstadt 
Karlsruhe mit ,. Einwohnern zu einer modernen Großstadt mit nahezu 
lüü.üüü Einwohnern expandieile, hatten einen organischen Wachstumspro- 
zess zur Grundlage zu dessm BestimmungsMtoren der Bahnhof gehörte. 
Eine Verlegui^ des Bahnhofe musste als Eingriff in die auf diese Weise 
entstandene Stadtstruktur erhebliche Auswirkungen auf die "sozialen und 
geschäftlichen Interessen" zeitigen. Da es nie möglich sein würde die 
Naehteile und Vorteile für einzelne Stadtteile und Bevölkerungsgnippen 
auszugleichen, musste die Verlegung des städtischen Verkehrszentnims un- 
ausweichlich zu schweren Konllikten führen. "Um allen derartigen Interes- 
senkämpfen und Zerwürfnissen in der Gemeinde vorzubeugen, ist es das 
Beste, bei dem bisherigen Platz zu verbleiben"356. 
Somit schied das Projekt einer Kopfstation im Sttdoi der Stadt in der Nähe 
des sog. "Lauterbergs" aus. Das ncuangelegte Naherholungsgebiet mit 
künstlichem See und künstlichem "Beru" konnte seine Funktion für die 
Stadt iiielil mein' erfüllen, wenn in unmittelbarer Nähe eine moderne Bahn- 
hofsanlagc errichtet würde: "Jene Gegend ist eben zu einem landschaftli- 
chen und nicht zu einem eisenbahnlichen Charakter vereigenschaftet"^-^^. 



355 StAK I H -Reg A227(S "Gutachten über die Karisniher Bahnhofsfia^", Rein- 
hard Baimicistcr vom 16.5.1898, S.2 

356 StAK l/H.-Reg. A2276 "Gutachten über die Kailsniher Bahnhofsfrage". Rein- 
hard Baumeister \ om 16.5.1898. S.2 

357 StAK 1/H -Reu A2276 "GuUlchtcn über die Karlsniher Bahnhofs&age", Reia- 
haid Baumeister vom 16.5.1898, S.3 
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Baumeister plädierte auch bei diesem Gesichtspunkt für eine Erhaltung 

"gewachsener" Siadtslrukluren 

In betont sachhcher Analyse toli:te eine Auseinandersetzung mit den. nach 
Ausschhiss der Verlegungslosung noch zur Verfügung stehenden zwei Al- 
temativprojekten. Das Baumeister- Projekt einer Hochlegung unter Beibe- 
haltung des Standorts konnte fär den Stadtii^enieur aus folgenden Gründen 
den Vorzug beanspnichen: "der Bahnhof bleibt Durchgangsstation, er bleibt 
an seiner jetzigen Stelle"-^-''*^. Dazu kam noch die definitive Lösung der in- 
nerstädtischen Verkclirsfrage durch die dann möglichen ebenerdigen Durch- 
fahrten unter dem Balmdamm Doch auch die Nachteile seines Projektes 
verlor der Ingenieur nicht aus den Augen. Der Baluiliofsstadtteil komite 
durch beUebig viele Unteiftlhrungefi mit da* Reststadt verbunden werden. 
Allerdings hatten diese langen Straßenunterf&hrungm den Charakter von 
Tunneln. Die Akzeptanz dieser Unterführungen durch die Einwohner 
schätzte Baumeister denn auch gering ein. Die tunnclartigen l ^nterfühiiin- 
gen waren dunkel, feucht und die Lärmbelastung durch den Bahnbetrieb 
würden erheblich sein, Der Ingenieur setzte allerdings auf begleitende tech- 
nische Maßnalunen und einen Gewöhnungseffekt für Mensch und Pferd. 
Eine schwerwiegende]« EmschiSnkung des Stadtranms bildete der fast 6 
Melet hohe Bahndamm, der die Stadt in zwei Teile durchschneiden würde. 
Auch hier konnten architektonische Maßnahmen oder eine Bepflanzung und 
Pflege des Bahndammes eine Verbessening der Akzeptanz erreichen. "Eine 
unfreundliche Scheidewand \ on hclrächllicher Länge zwischen Altstadt und 
Südstadt"^^^ musste als Realität anerkannt werden. Nach dem Vergleich der 
positiven und negativen Effekte, kam Baumeister zum eindeutigen Schluss; 
"Die dort aufgezälilten praktischen Vorteile überwiegen nach meiner Mei- 
nung entschieden die istfietischeii Nachteile''^^. 

Die Obonahmie von technisdiai Handhmgsmustem zur Lösung komplexer 
Sachverhalte, verdeutlicht \ or allem die Analyse der Übei Tührungslösung. 
Baumeister versuchte, die Konsequenzen der \on der f'isenbahndiicklion 
geplanten drei l iberbrückungen über die Eisenbahntiasse in einem Zahlen- 
wert zu konzentrieren. Zu diesem Zweck nuisste Baumeister die Faktoten 
Zugverkehr, Gleisspermngen, Einwohnerzahl, innerstädtischer Wagenver- 



358 StAK 1 H -Reg A2276 "Gutachten über die Karisniher Bahnhofsfiage", Rein- 
hard Baumeister vom 16.5.1898, S.3 

359 StAK l/H.-Reg. A2276 "Gutachten über die Kailsniher Bahnhofsfrage". Rein- 
hard Baumeister \ om 16.5.1898. S.4 

360 StAK 1/H -Reu A '.^76 "Gumchtcn über die Karlsniher Bahnhofs&age", Rein- 
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kehr und Zeitaufwand des innerstädtischen Transits in Beziehung setzen. 
Das statistische Material licTertcii X'erkehrszählungeii aus den .lallten 1884 
und 1808. sowie enic Messunu Dauer und Ilaufiykeit der Schließung der 
Bahnübergänge. Allein aus der Betrachtung dieser Faktoren wurde die Be- 
eiiiträchtigung des innerstadtischen Verkehrs mehr als deutlich: Die Bahn- 
übergänge waren im Beobachtmigszeilraum zwischen 20 und 30% der Ge- 
samtdauer geschlossen; die Anzahl der Sperrungen variierte zwischen 78 
und 98 am Tag. Pro Tag betrug allein der W'agenvcrkehr zwischen Siul- und 
Altstadt 1600 Wagen Aus diesen Daten errechnete Baumeister eine Kenn- 
ziffer für den täglichen (iesanit\ erlusl an TraIl^])o^l/elt. "Man kann anneh- 
men, daß der nmilcre Zciivcrlusl bei jedem an der Schranke aufgehaltenen 
Wagen die HSIfke der Gesamtdauer einer Sperrung beträgt"36l. 
Multipliziert mit der Wagenanzahl und dem AbspeirangsfiBktor (0»2- 0,3 
entspricht dem Prozentsatz der Absperrungszeit an der Gesamtdauer), ergab 
sich ein Wert, den Baumeister als "Wagen- Minuten" bezeichnete. Diese 
Wagenminuten bezeichneten einen abstrakten Wert des durchschnittlichen 
Transportzeitverhisles Dieser Werl betrug für den gegenwärtigen Zustand 
der Kai'lsrulicr Balinhotsverliälmisse mit drei Niveauübergängen 828 Wa- 
gen- Minuten pro Tag. 

Um die Auswnkungoi der Überfiahnmgen auf diesen Transportzeitvetlust 
zu fassen, berechnete Baumeister nunmehr aus der Einwohnerzahl der 
Karlsruher Stadtteile und den durch die Überführungen verursachten Ver- 
längerungen b/w Verkürzungen der Transportwege wiederum einen Wert 
in Wagen- .Vlniutcn. Die mathematischen Operationen auf dem Weg zur 
abstrakten Zahl des Transportzeitverlustes beschrieb Baumeister folgen- 
dermaßen: "Legt man den Bezirken IV und V (Ost- und Altstadt, G.O.) die 
oben angeföhrten Einwohnerzahlen als Gewicht bei, also lesp. 1 1 und 15, so 
berechnet sich der Durchschnitt aus den 2 Streckm 250 m und -50 m zu: 
250x ll-50x 15 ist gleich 77 m, d.h. der Gesamtveikehr 
11 I 15 

erleidet durch die Rüppurer Übertühriing emen mittleren Umweg von 77 
Metern. Um diese Länge in Zeit zu verwandeln, kami nach vielfachen Beo- 
bachtungen als mittlere Geschwindigkeit auf den projektierten Rainpen 60 
m per Minute angenommen werden (..)'*362. Am Ende der komplexen Re- 
chenoperationen, deren Prämissen sich nicht unbediqgt auf den ersten Blick 



361 StAK l/H.-Reg. A2276 "Gutachten über die Kailsniher Bahnhofsfrage". Rein- 
hard Baumeister vom iri.5.1898. S.8 

362 StAK 1/H -Reu A '.^76 "GuUichtcn über die Karlsiuher Bahnhofs&age", Reia- 
haid Baumeister vom 16.3.1898, S.9 
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dem Nichtniathematiker erschlossen, stand ein Wert: Die Überführungen 
verursachten einen Gesanittransport/eitverUist von 1990 \\ niien- Minuten. 
Damit war bewiesen, dass es unter den gegebenen Verhältnissen durch die 
geplanten Übeifüluungen nicht zu emer Entspannung der Verkeliisproble- 
miitik kommra würde, sondern vielmehr das Gegenteil da: Fall war. Der 
Zeitverlust, der durch die Bahntrasse im ümerstädtischHi Veikdir entstand, 
würde bei der Ausfiihning der Überfuhrungen um das etwa 2,4 fache an- 
steigen. Allerdings schränkte Baumeister seine Berechnungen sogleich wie- 
der ein. in dem er darauf hinwies, dass sich bei dem anzunehmenden An- 
wachsen des Verkelii saullsommens in der Stadt, das Verhältnis zugunsten 
der Übcrtuhrungen verschieben würde. Sein Schlussergebnis lautete denn 
auch: **Es ist somit in Zukunft den projektiatai Ueberfiihnmgen ein schäd- 
licher Einfluß auf dea Zeitaufwand des städtischen Verkehrs nicht (Herv. 
im Orig.) zuzuschreiben"^^^. 

Die Umwege, die aufgrund der neuen Briickenanlagen notwendig würden, 

kehrten den eigentlichen Sinn der Überbrücknngcn um. Statt einer Zeiter- 
sparnis, verlängerten sie die Transpolldauer im Durchschnitt. Im Mittel- 
punkt der Argumentation stand der Faktor "Zeil". Nach der Devise "Zeit ist 
Geld", berechnete sich die Akzeptanz der verschiedenen Lösimgen der 
Karlsruh» Bahnhofsfirage als eine Summe der jeweiligen Zeitersparnis bzw. 
Zeitverluste. Die dirdkte Obers^zung der Faktoren Weg in Zeit und Zeit in 
Geld, wie sie Baumeister in seinem Gutachten vollzog, faszinierte die 
Karlsruher Bürgen voran diejenigen unter ihnen, die über ein entsprechen- 
des Interesse an einem besehleunigien Warenunisat/ Ncrfügten. Die statisti- 
sche Aufbereitung abstrakter Zahlenwerte lieferte "exakte" Vorgaben, die 
von jetzt an in keiner Stellungnahme zum Vorschlag der Eisenbahndirektion 
mehr fehlte. 

Oberbürgermeister Schnetzler schränkte den Wert solcher mathematischer 

Formeln fär die Behandlung der Bahnliofsfri^e allerdings ein; 'T^un dürfte 
aber diese ganze mathematische Betrachtung, so großes Interesse sie bietet, 
doch nicht geeignet sein, den Wert, der durch die gegenwärtigen Verkehrs- 
hemmungen bedingten Schädigungen und Unannehmlichkeiten zu bestim- 
nien"364. Mit dieser Begründung konnte sich der Stadtrat nicht der "Strate- 
gie des Abwartens" anschließen, die Baumeister empfohlen hatte. Der 
Stadtrat setzte im Gegoisatz auf eine Politik der definitiven Lösung der 
Bahnhofsfiage. Und diese konnte nur lauten: Ablehnung der Oberbrüdnm- 



363 StAK 1 H -Reg A2276 "Gutachten über die Karlsniber Bahnhofsfiqge", Rein- 
hard Baumeister vom I89X. S 10 

364 Schnetzler: "Die Karlsruher Baiuüiofsti'age". Karlsrulie 1898, S.23 
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gen und Durchsetzung eines Bahnhofsneubaus. Statt der Fortführung der 
jahr/ehntclaugeii liuprovisalion und Anpassuuii der [^aliiiliofsanlagen an die 
Anforderungen des gestiegenen X'erkehrsaufkommens, soUte enic moderne 
Neuaiilage auf absehbiue Zeit huiuus die Konflikte um die Kailsruher 
Bahnhofsfirage beenden. Der Stadtrat entschloss sich, als Absicherung ein 
weiteres Gutachtoi einzuholen. Um ihm noch mehr Gewicht zu vo-leihen, 
sollten sich diesmal drei Sachverständige des Themas annehmen: Oberbau- 
rat Professor Baumeister, Generaldirektor der bayrischen Staatseisenbahn, 
Gustav von Rbermaycr, und Civilingenicur I) Gleim aus Hanihurg^f>>. Die 
Stadtvenvaltung \erhand mit dem Ergebnis des Gutachtens ilir weiteres 
Vorgeiien ni der Baluiliofsfrage. Die städtischen Interessen waren klar dell- 
niort: Neubau eines modernen Bahnhofs in der Stadtmitte, 
Das neue Gutachten366 stellte in methodisdier Hinsicht ein Abgehen voa 
Baiuneisters Versuch einer Mathematisierung der Karlsruher Bahnhofsfrage 
im Wert der „Wagen- Minuten" dar. Statt dessen rückte die Prämisse der 
Kostenfrage noch dominanter in den Vordergmnd der Eisenbahnexperten. 
Und luer lieferten sie dem Stadtrat neue Argumeniationslnlfen. Gmg Bau- 
meister in seinem Gutachten vom Mai 1898 noch davon aus, dass eine er- 
hebliche Erweiterung der Bahnhofsanlagen noch nicht al^ll sd, kamen 
die drei Sachv^rstand^m jetzt im August 1898 zum Schluss, dass bei ei- 
nem Vergleich der Varianten die notwendige ähnliche Bahnhofserweite- 
rini i mit in die Kalkulation zu übernehmen sei: „Das entsprechende Vorge- 
hen k;inn imseres Hrachtens bei der xorauszusehenden weiteren Verkehrs- 
stciuerung nicht mehr lange umgangen werden ( ) Allerdings bedingt dies 
eine selir erhebliche Verbreiterung des Bahnhoisplanums und wird daher 
wohl erst bei Gelegenheit einer ausgiebigen Bahnhofserweiterung ins Werk 
gesetzt werden kdnnen**367 Mit dieser Betrachtungsweise veränderte sich 
die Einschätzung der beiden Hauptvarianten entscheidend, ^kannte Bau- 
meister im Mai noch an, dass die Hochlegung zwar der ideale Lösungsan- 
satz sei, aber aufgrund der enormen Kosten kaum realisierbar, revidierte er 
diese Einschätzung. Die IJberbriickungslösuiig der Eisenbalnidirektion ig- 
norierte in ihrer Küstenschätzung die anlaiienden Investitionen für den e- 
benfalls notwendigen Bahnhofsausbau. Wurden diese Kosten ebenfalls ein- 



365 Eine ausführliche Darstellung der Eigebnisse siehe K^tel " Hochl^ping ccmtra 
Überfiihrungen 1895- 1898" 

366 StAK l/H- Reg. A 2276 "Gutachten Ober die Karisruher Bahnhofsfi^" vom 

25.8.18^8 

367 St A K I H- Reg A 2276 "Gutacht»! über die Karisruher Bahnhofisfiage" vom 

25.8.1898, S.6 
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berechnet, zeigten sich die Kostenschätzungen tiir Hochlegiing oder Über- 
brückung iinhc/ii identiscli: „SoiTiit stellen sich die beiden Lösungen: Hoch- 
legung und tictlieuende Hrweiteriuiu. nieht nur in den Endzielen, sondern 
aucli ni der vorangehenden Zwischensiul'e als gleich tlieuer heraus""-^^'^. Mit 
der neuen Betrachtungsweise stand von je her von Baumeister favori- 
sierten Projdct einer Hodilegung des Bahnhofs nichts mehr im Wege. 
Der Stadtrat und der Bürgerausschuss eriiielten mit dem Gutachten die ge- 
wünschte sachverständige linterstiitzung ihrer Strategie gegenüber den 
Landesbehörden. Die Stadt legte sich auf die Durchsetzung eines Neubaus 
bei gleichzeitiuer Ilochlegung der Bahnhofsanlage am jetzigen Standort 
fest. Das Gutachten trug dazu bei, dass dieser Konsens in den polnischen 
Gremien der Stadt emstimmig artikuliert wurde. 

7.6 Reinhard Baumeister im eskalierenden Konflikt 

Nach den beiden Gutachten aus dem Jahr 1898, konfrontierte seine Tätig- 
keit als Stadtverordneter Baumeister in den Konfliktjahren 19ÜÜ/Ü1 erneut 

mit der Thematik der Bahnliolsfrage. 

Am 26. Februar 1900 brachte der Stadtrat eine Hnischließung ni die Büiger- 
versammlung ein, die eine ZiBtimmung zu einon Kompromissanget»ot der 
Landesregierung beinhaltete. Die Regi»inig war bereit die For^tenn^ nach 
einem Neubau eines repräsentativen Bahnhofs ftr Karlsruhe zu erfüllen, 
allerdings nur unter der Voraussetzimg der Verlegimg des Bahnhofsstand- 
orts um ca. 1.7 km nach Süden Der Stadtrat akzeptierte die Vorlage der 
Regieruiiu utuei V orbehalt. Die Bedmgungen der Sladlverwallung lauteten: 

1. Expansion der Stadt nach Süden. 

2. Anfikauf einer Lokalbahn (Maxaubahn) dnich den Staat 

3. Mitsprache bd der anstehenden Geländeverwertung in der Stadtmitte. 
Mit nur drei Tagen Voibereitungszeit wurde die Vorlage des Stadtrats in der 
Sitzung des Bürgerausschusses schließlich einstimmig gebilligt. Dies be- 
deutete, dass auch Reinhard Baumeister dem Verlegungsprojekt, entgegen 
seiner bisherigen Meniung zuuestnnmt hatte. 

Ein Blick auf den Verlaut der Sitzung zeigt zunächst den zeitlichen Dnick, 
unter dem die Sitzung stattfand. Nach den ganzen Jahren der diversen Kon- 
flikte um die Karlsruher Bahnhofsfiage traf das Verlegungsprojekt, das eine 
völlige Neubestimmung der Situation beinhaltete auf banokenswert wenig 
Diskussionsbedaif in der Ausschusssitzung. Nach lediglich 1 V* Stunden 
mdete die Sitzung mit der Verkündung des einstimmigen Ergebnisses aller 



368 St A K I H- Reg A 2276 'Xjutachten über die Karismher Bahnhofisfiage" vom 
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100 anwesenden Stadt\ erordneten und einem iirolkn Beifall der X'ersamm- 
lung. Dabei war die Hingabe des Stadtrates /ur BahnhofsIVage noch nicht 
einmal der alleinige Tagesordnungspunkt, sondern wurde erst als zweiter 
und letzter .\ntrag behandelt. In nicht eimnal 45 Mniuten brachte der Ober- 
büTgenneister die Eingabe ein, begrttndete sie, ließ sie diskutieren und 
schließlich über sie abstimmen. Oberbüigermeister Schnetzler sdiloss seine 
Ausführungen mit der Auffordenmg an die Adresse der Stadtverordnetem 
"Ks ist ein Staatszweck, daß im Mittelpunkt des Verkehrs ein würdiger 
Bahnhof ist und ich envaHe deshalb ihre Zustimmung dafür, daß wir über 
diese Frage hiinveugehen"-'^^'*. Nur vier Stadtverordnete meldeten sich zu 
Wort, wobei nur Reinhard Baumeister einen Vorbehalt artikulierte. Bau- 
meista' behante auf einer au^radcUch vorlftufigen Zustimmung des B%- 
gerausschusses, bis das Verlegungsprojekt ausgearbeitet beurteilt werden 
könne. Wot allem die Kostenfrage sei zum gegenwärtigen Zeitpunkt und auf 
der gegenwärtiijcn nntschcidungsgrundlagc nicht beurteilbar. Baumeister 
erinnerte daran, dass der badische Staat bisher die Meinung vertreten hatte, 
dass die Stadt einen rinan/iellen Beitrau /u einem völligen Neubau des 
Bahnhofs beizusteuern hatte. Als zweite Kritik an der übereilten Entschei- 
dung wies da Stadtingenienr auf dk ungelöste Fi^e der Otganisatioii des 
Lokalveikehrs hin. Auch bei den, allerdings zustimmenden Äußerungen der 
anderen drei Stadtverordneten, kcHizentrierten sich auf den Aspekt der Kos- 
tenbeteiligung der Stadt. Oberbürgermeister Schnetzler versi^ert^ "daß die 
Stadt keinen Knopf zu zahlen hat"?^'* 

Die Einwände \ on Baumeister fühlten zur Versicherung durch den Öbcr- 
bürgenneister, dass die heutige Zustimmung des Bürgerausschusses nicht 
als eine endgültige zu verstehen war und er betonte, "wobei wir uns natür- 
lich vorbehalten, das Projekt später noch näher zu pr1ifen"371. Mit dieser 
Zusidierui^ einer späteren Prüfung des Gesamtprojekles, stimmte auch 
Baumeister dem Verlegungsplan zu. 

Im Jahr 1901 eskalierte der Konflikt um die Bahnhofs\erlegiing. Die, vor 
allem von den Bürgervereinen der Alt- und Oststadt getragenen Protestwel- 
le, kuliniiiieite in den persönlichen .Audienzen der Vorstände der genaimten 
Vereine beim Generaldirektor der badischen Eisenbalm, bei Staatsminister 
Brauer und schließlidi beim Großherzog selbst (21. bzw. 27. April 1901). 
Der politische Skandal um die Interpretation der Äußerungen des Staatsmi- 
nisters und des regierenden Fürsten, führte zu einer Radikalisierung der 



369 Protokoll in: Badischc Laiidcszeitung vom 26.2.1900 "Bürgerausscluißsitzung" 

370 Protokoll in Badisclic l aiKlcs^^citunu' \ oiti 26,2, 1900 "Bürijcraiisschußsiti^ung" 

371 Protokoll in: Badische Laiidcszcitung \om 26.2.1900 "Büigcrausschußsitziuig" 
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Auseinandersetzung. Den opponierenden Bürger\'ereinen gelang es nicht, 
einen erneuten politischen Hntscheidungspro/ess /.u initiieren. Sowohl die 
badische Regierung, wie auch die StadtvenvaUung betrachteten die Koni- 
promisslösung einer Baliiiliofsverlegung als endgüUiges Fakt. Das üefühl 
der Verlegungsgegner in ihra* wirtschafflichen Existenz bedroht zu werden 
und vom Entschddungsprozess ausgeschlossen zu sein, bedingte eine poli- 
tische Radikalisiening. Die Bfilgerv ereine sahen sich schließlich im Ab- 
wchrkampf gegen Spekulantentiun. Sozialdemokratie und Monarchie. 
Tn dieser eskalierenden Situation meldete sich der Stadtverordnete Baumeis- 
ter mit einem offenen Brief in der Presse zu Wort Am I I Mai IWI er- 
schien in den Karlsruher Lokalzeitungen eine Siellungnaiunc zum Be- 
sddiiss des Bttiigeiaiiffichi»ses vom 26. Februar 1900^72. Zunächst betonte 
Baumeister die ausdrückliche Vorlfiufigkeit des damaligen Beschlusses, der 
nur unter Vorbehalt ergangen sei. Dies» Vorbehah betraf zum ersten die 
Kostenfrage des Bahnhofsprojektes, zum zweiten die von der Stadt aufge- 
stellten Bedingungen an die badische Regienmg. Baumeister zitierte aus 
dem Stadlratsantrag, der die Hochlegung des Bahnhofs an seiner jetzigen 
Stelle weiterhui als die vorteilhafteste Lösung im Sinne der Stadt bezeichne- 
te und eine Veriegung als "das geringere Obel" bezeichnete. Die Zustim- 
mung Baumeisters im Bthgnausschuss hatte dieser an eine Prüfung des 
durchgearbeiteten Projektes gebunden. Eine detaillierte Projektbeschreibung 
lag im Mai 1901 noch nicht vor. Eine definitive Entscheidung über die 
Bahnhofsfrage konnle für Baumeister nur auf der Basis aller vorliegender 
Daten gefallt werden. Daraus folgerte der Stadtingenieui, dass die Karlsru- 
her Bahnhofst'rage weiterhin eine offene sei. Diese Fehleinschätzung der 
politischen Verhältnisse teilte er mit den Vertretern der Bürgervereiiie der 
Alt- und Oststadt» mit deren Anliegen sich Baumeister solidarisierte. Die 
Gutachten Baumeisters, seine Stellungnahme im Bttrgeranssdiuss und seine 
öffentliche Stellungnahme dienten dra Bürgervereinen der Alt- und Oststadt 
denn auch als entscheidende ArgumentationshüÜBn in der öffentlichen Po- 
lemik im ersten Halbjahr 1901. 

Baumeister bezog sich in seiner Rechtfertigung seines Hochlegungsprojek- 
tes auf "die Gnmdbesitz-, Gescliäfts- und Verkehisinteressen von 4/5 der 
Karlsruher Bevölkenmg^373. Dieser Sachveihalt erschien als die "wicht^s- 
te Rücksicht", gegen die alle anderen Interessen und Nachteile der Hochle- 
gung zurücktreten mussten. Diese "Nebenpunkte" waren: 
- der 5,8 m hohe Bahndamm durch die Stadt 



372 Badischc Presse vom 1 1 5, 190 1 "Zur Karlsnihcr Bahnhofsfragc" 

373 Badische Presse vom 1 1.5.1901 "Zur Karisruhcr Balinhotsfrage" 
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- die durch die Erweitenmu der Bahnanlagen bedingte Einschränkimg der 
Nutzung des Stadtgartens und die Versetzung der städtischen Ausstellungs- 
halle. 

- die Straßenunterfüliruiigen. 

Durch eine "hübsche architekUmische Behandlung*' des Bahndamms und 
der StraßennnterfOliTung, konnten diese Naditeile ausgegUdien weiden. Im 
Übrigen sei die Akzeptanz der Bevölkerung nur eine Frage der Gewöhnung. 
Aber auch Baumeister musste anerkennen, dass die angeblich betroffenen 
4/5 der Karlsniher Bevölkerung kein Interesse an einer erneuten Infrauestel- 
lung des Verlegungsprojektes hatten, Der Widerstand gegen die X erloguiig 
blieb auf eni spezifisch soziales und politisches Milieu beschrankt, namhch 
das des nationalkoaservalivai Besitzbürge]tunis374. Die Ueinoi und mittle- 
ren Geschäftsleute und Gewabetreibenden sowie die Haus^ und Gnmdbe- 
sitzor der betroffenen Stadtteile, die um ihre Mieteinnahmen fürchteten, bil- 
deten die Klientel der N'erlegungsgcgncr. Eine weitergehende Mobilisierung 
der Karlsruher Bevölkerung fand nicht statt. 

7.7 Re/n/NMTf Baumeistor und der neue Bahnhof 

Als Stadtleclmiker dublierte Baumeister Pragmatismus als Grundhaltung 
dnes Ingenieurs. In seinon Gutachten vom Mai 1898 beurteilte Baumeister 
zwar die Hochlegung des Bahnhofs als ideale Lösung. Dennoch legte er der 
Stadtverwaltung nahe, auf der Basis einer "Strategie des Abwartcns" zu a- 
gieren. Die Hochlegung des Bahnhofs erschien aus Kostengründen im Mo- 
nietU nicht re;l!l'^le^hal. deshalb sollten die Bahnüberführungen als Proviso- 
rien akzeptiert werden. Auch seine überzeugiuig, dass die Hochlegung die 
einzig mögliche Lösung im stadtisdu» Inl^esse darstellte, brachte ihn nicht 
in eme Fundamentaloppositi(m gegen das Veriegungsprojekt. Nach dem 
eskalierenden Konflikt im Frühjahr 1901 und seiner eindeutige Stellung- 
nahme gegen eine Verl^ung des Bahnhofs, verweigerte Baumeister nicht, 
wie 7.B die Bürgcrvcrcinc der Alt- und Oststadl, seine Mitarbeit Er er- 
kaimte die geschaffenen Fakten relativ schnell an, und versuchte nun in sei- 
nem Sinne regulierend auf das Verlegungsprojekt einzuw irken. 
Bereits im .\pi il 1902, also knapp ein Jahr nach seinem Leserbrief gegen 
die Veriegung, trat Baumeister bereits wieder als Gutachter in der Bahn- 



3 74 Für die politisdic Positionicnuig von Reinhard Baumeister ist das Jahr 1^17 
aufschlussreich: Reinhaid Baumeister schloss sich der Karlsruher Sektion der 

"Vatcilandspartei" von General Ludendorß'an. die noch im Jalir l')17 fureinm 
deutschen Siegfrieden im I Weltkrieg eintrat und jede Act von Veifaandiungen 
mit den Wcstalliicrtcn katcgonsch ausschloss. 
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hüfsanizelegenheit in Erscheinunü. Im Auftrag des Stadtrates versuchte 
Bauincister. die Auswirkungen der Balinliorsvericyuiiu auf den innerstädti- 
schen X'crkcin- /u anal\ sieren"7> Unter dci' l'iayc^tclliiiig, wie die Verle- 
gung des Bahnhofs aus der Stadtmitte heraus die V erkelussüöine und - 
Strukturen veränderte, versuchte Baumeister das Phänomen madiematisch 
zu fassen. Im Zentrum stand die Berechnung der durchschnittlichen Verlän- 
gerung des Weges für die Gesamtheit der Karlsruher Einwohnerschaft. Aus 
der Analyse von Baumeister ergab sich schließhch das durchsclinitthche 
Mehr an Weglänge von 837 in zum neuen Bahnliof Diese Verlängerung 
musste mit einem Ausbau der Strafkn\ erhindungen zum neuen Bahnhof 
und mit einem eiliebhchen Ausbau des öffenthchen Nahverkehrs geleistet 
werden. Auf diese Weise liefim sich im Sinne von Baumeister zumindest 
die Schaden da- beschlossenoi Verlegung abnuldon. Der Bahnhof sollte 
zumindest veilcehrstechnisch wieder in die Stadt integriert werden. 
Auch die Bewertung der architektonischen Gestaltung des Aiilnnliiiiege- 
bäudes des neuen Bahnhofs legte die Stadtverwaltung in die 1 lande von 
Reinhard Baumeisier, Am 28. November 1901 ersiatleie Baumeister zu- 
sammen mit dem Geheimen Baurat Haass aus Karlsruhe und dem bayri- 
schen Oberregierungsrat Jägar dn Gutaditen über den Entwurf des Kadsru- 
her Pasonenbahnhofs376. Die Beurteilung der Effektivität der Räumlich- 
keiten richtete sich dabei nach zwei Kriterien, welche die Sachverständigen 
als konstituierend betrachteten. Zum einen den Faktor "Bequemlichkeit", 
zum anderen die \ cikeiusanbindung. Das Verkehrs/entrum Bahnhof, hatte 
die Aufgabe einer mögliehst reibungslosen Vermittlung des Produktes Mo- 
bilität. Im Blick hatten die Sachverständigen dabei nicht so sehr die Ein- 
wohner der Stadt selbst, als "den nicht unwesentlichen Fieindenverkelir"377. 
In seiner Funktion als **Tor zur Stadt" diente der Bahnhof der Selbstdarstel- 
lung einer Stadt. Die AtHaktivitftt eines Bahnhof beinhaltete &r Baumeis- 
ter in erster Linie seine Funktionalität, die sich darin ausdrückte den Zeit- 
aufwand zwischen Balmhofsankunft und /ugabfahrt zu minimieren Dein 
gleichen Zeck dienten die Überlegungen zur optimalen Strukiui der .'\nbin- 
dung an den öffentlichen Nalnerkeln und die Mietdroscliken. Die Entfer- 
nung des Bahnhofs vom Zentrum bedmgte eine Aufwertung des innerstädti- 



375 StAK 1/H- Reg. A 2307 Siehe AusOhniqgen im später entatteten "Gutachten 
über den Entwuif des Karlsniher Personen- Bahnhofes" v<»n November 1904, 

S.8ff 

376 StAK l/H.-Reg. A 2307 Gutachten über den Entwuif des Kailsruher Personen- 
Bahnhofes som 2S.1 1.1904 

377 StAK IN -Reg A 2:^ii7 Gutachten über den Entwuif des Karlsruher Personen- 

Bahnhotcs vom 28. 1 1 .1904, S.3 
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sehen Verkehrs. Deshalb war "auch der Beziehung zwischen diesen Fahr- 
mittehi und den Bahnsteigen eine besondere Beachtung zuzuwenden"^78 
Die V'oiscliläge der Saclivcistaiuliycii zur Krfi/icn/slcigcrung und Be- 
schleunigung des Personeniunsal/cs vcrandcrlcn den Lniwiuf der Eisen- 
tulmverwaltiiiig durch eine Treimiing der Reisenden und den Anbau dner 
Ausgangshalle. In den Planungen der Eisenbahningenieure war bis dahin 
ein einziger Tunnel zur Organisation des Zugangs zu den Gleisen vorgese- 
hen. Dies bedeutete, dass Abreisende und Ankommende den Übergang vom 
Bahnhof zu der Glcishallc auf dem gleichen Weg zu bewerkstelligen hatten. 
Besonders in ! laupt\ erkehrszeiten sahen die Sach\erständigen daher die 
üelalu einer gegenseitigen Behinderung der beiden Veikehrsströme. Zur 
Losung derartiger unerwflnschtnr Ifindmiisse, sollte die Bewegung 2» den 
Gleisen von der Bewegung von den (Heisen durdi die Anlage zweier Tun- 
nels strikt voneinander getrennt werden. 

Das Ziel einer Minimierung des Zeitaufwandes für die Reisenden konnte 
am besten durch eine Minimienmg der Wege gewährleistet werden, welche 
die Reisenden auf ihrem Durchgang von den Gleisen zur Stadt /niück/ule- 
gen hatten. Die Haitestellen der Straßenbahn musstc dementsprechend mög- 
lichst nahe an das Bahnhofsgebäude herangerückt woden. Baumeisto* woll- 
te den Obei^ang vom Bahnhofsgebäude zur Straßenbahnhaltestelle mit dem 
Mittel eines geschützten Zwischenraums gestalten, einer "Ausgangshalle". 
Zur Beurteilung der Raumplanung griff das Gutachten auf Vergleichszahlen 
von I I tlcutschen Städten zurück Allerdings schränkte Baumeister die Aus- 
sagcfahigkeit der Stati.stik gleichzeitig cm, weil "zugleich der Reisetrieb der 
Bevölkerung, die ürölie des Fremdenverkehrs in der Stadt, die Verteilung 
der Zugwechsel zwischen den eimnündenden Bahnlinien, das Vorhanden- 
sein geschlossener Bahnsteigwarteräume u. in Betracht zu ziehen''379 sei 
Auf eine mathematisdbe F(»mulierung des Bedarfs an Warte- und Wirt- 
schaftsräumen in der angemahnten komplexen Form, verzichtete das Gut- 
achten schließlich doch und beunüiitc sich mit einer Grobschätzung und 
einigen Verbesserungsvorschlägen L nter anderem Ibrderten die Sachver- 
ständigen eine Separicrung des Bahnpersonals von den Reisenden durch die 
Schaffimg emes eigenen Wülschaftsraumes, einen besonderen Raum für 
festliche Empfangskomitees (Karlsruhe war schließlich Haiq>t- und Resi- 
denzstadt), sowie die Anlage eines separaten Damenzimmers. Der Rest des 



378 StAK l/H.-Reg. A 2307 Gutachten über den Entwuif des Karismher Personen- 

Balmhofcs som 28 1 1 1904. S .1 

379 ScAK I N -Reg A 2:^i i7 Gutachten über den Entwttif des Karlsruher Personen- 
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Gutachtens beschäftigte sich mit der Frage der durcli die neue Balinführung 
entstehenden Straßenkreii/ungen ni den /.enlrunisrcrneren Stadtteilen. Hier- 
bei wurden allerdings kenie besonderen Schwierigkeiten festgestelh. da je- 
derzeit bei Bedarl Lnterlülirungen bzw. Überbrückungen den Verkelii ver- 
mitteln konnten. 

Der Einfluss der Stadt auf die Gestaltung der Bahnliofsräiiiiilichkeiten er- 
wies sich als bescheiden. Die Eisenbahndirektion setzte unverändert auf den 
Entwurf ihrer l^isenbahinngenieure und weigerte sich, die Veränderungs- 
vorschläge der Stadtsachverständigen zur Kenntnis zu nehmen Die zwei 
zentralen Abänderungen des Entwurfs, die Trennung der F^eisenden uikI die 
Anlage eines geschützten Zwischenraumes zwischen Bahnhofsgebäude und 
Straßenbahnhaltestelle, wurden nicht realisiert. 

Trotz der entmutigenden Erfahrungen der Stadtvoivaltung bei den wieder- 
holten Versuchen eine Mitspräche an der Realisierung des Bahnhofsprojek- 
tes zu erhalten, setzte die sie ihre Bemühungen fort. Am 30. Juli 1906 er- 
ging ein Stadtratsbeschluss, der die Generaldirektion der badischen Staats- 
ciscnbahnen aufforderte, "das Stürzcnackcr'schc Bahnhotsprojekt (..) dem 
Stadtrat nociunals zur Euisiclit zu übersenden, damit er in der Lage sei, nach 
Anhörung der "Künstler- Kommission" noch etwaige Aenderungen in Vor- 
schlag zu bringen"380. Der Stadtratsbeschluss ging auf eine Initiative von 
Baumeister zurück, der den entsprechenden Antrag gestellt hatte. Nach den 
Kontroversen um die architektonische Gestaltung des Empfangsgebäudes, 
enthielt der Antrag auf eine künstlerische Begiitaehlung und evcnluelle 
Umgestaltung des Entwurfs \on Stürzenacker eine unübersehbare Spitze 
gegen die üeneraidirektion. Diese verstärkte sich noch, wenn man in Be- 
tracht zieht, dass der Entwurf des Karlsruher Architekten von den Ingenieu- 
ren und Architekten der Eisenbahndirektion in grundlegender Weise über- 
arbeitet, d.h. nach eigeaen Vorstellung entscheidend verändert worden war. 
Die schließlich verwirklichte Ausfährung des Empfangsgebäudes geht auf 
zwei Techniker der Generaldirektion zunick"'^! Der X'ersuch Baumeisters 
die Stadt m die architektonische Gestaltung des Balinliofs durch die Ilmter- 
lür wieder ein/.ubmden. scheiterte an der, nicht auf Kooperation ausgelegten 
Haltung der badischen Eisenbahndirektion, die den Entwuif und den Bau 



380 StAK l/H.-Reg. A 8508 StadUalsbcschluß vom 26.6. 1906 

38 1 Es waren dies Obeibaurat Speer und Oberbatrinspektor Weinbrenner. Siehe: Otto 

Linde (Rcuicrungsbaumcistcr): "Dcrncuc Personenbahnhof in Kaiismhe in Ba- 
den", in; Lindemann Klaus F R. (Hg.); ..75 Jahre Hauptbahnhof Karlsnihe 
(1913 - 1988)". Karlsnihe 1988, S.91-1Ü1, S.95 
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des Karlsniher Hauptbahnhofs als ihren aUeimgen Eiuflussbeieich definier- 
te. 

Die Stadt ließ Reinhard Baumeister für seine Verdienste noch zu Lebzeiten 
Uli Jtüir 1912 eine besondere Eiire zuteil werden: die Benennung einer 
Strasse nach seinem Namen. Die Auswahl der Straße zeigte dabei eine ge- 
wisse Fcnm von Humor und war voll von Symbolik. Die Hauptzufahrts- 
strasse zum neuen Hauptbahnhof erhielt im Jahr 1912 die übliche Bezeich- 
nung als "Bahnhofsstrasse". Damit verbunden war natürlich eine LJmbenen- 
nunu der bisherigen Bahnhofsstrasse am alten Bahnhof. Diese Notwendig- 
keit nutzten die Stadtväter. Der alte Baliiihof. ITu dessen Standort Baumeis- 
ter sich so lanuc vergeblich ausgesprochen halle, lag soinil bis zu dessen 
endgültiger Liquidierung im Jahr 1968 an der Baumeisterstrasse. 

7.8 Stadtvisionen 

Die Organisation des städtischen Zusammenlebens bildete eines der drän- 
gensten gesellschaftlichen Probleme der Zeit der Ilochindustrialisierung 
/wischen 1880 und 1^)20 Die Entstehung der \\ isseuschardiclicn Dis/iplm 
"Städtebau" regierte auf ein objektiv und subjektiv bestehendes Bedürfnis 
nach verbesserter Lebensqualiät m den Städten. Die Idoitifizierung der 
Problemstellunge ging einher mit einer kreativen Neudefinition von Stadt 
Die Menschen schufen sich ihre Bilder einer idealen Stadt. Baumeisters 
wissenschaftlicher Ansatz aus den Ingenieurwissenschaften fonnulierte ei- 
nen .Ansatz, ein Stadtbild, hn weiteren sollen zwei andere Stacilbilder vorge- 
stellt werden, die in einem engen Zusammenhang mit den Visionen der 
Stadtingeiiieure stehen. Trotz eines zeitlichen Abstaiids von nahezu 30 Jah- 
ren und einer sehr unterschiedlichen Hakunftagesdiichte, besitzen beide 
Stadtbilder doch Gemeinsamkeiten» die Konstituanten der modernen Stadt- 
entvvickluiig bilden. Das eine entwickelt von einem Karlsniher Journalisten 
in der Anfangszeit des Konflikts um die Karlsruher Bahnhofsfrage im lalir 
1895; das andere von einem avanjgardistischeu Architekten in Frankreich 
im Jahr 1922. 

7.8.1 Karlsruhe Im 20. Jahrhundert 

Im Oktober 1895 beschüAigte sich der Redakteur einer Lokalzeitung mit der 
ICarlsruher Bahnhofsfrage. Er tat dies in ein«- ironischen Obahtinmg. Der 
Redakteur schilderte einen Ausfli^, den er zur persönlichen In Ansicht- 

nahmc der V'erkehrsvcrhältnisse unternommen hatte Während dieses Aus- 
tlugs w urde er von einer plötzlichen Übermüdung getroffen und schlief ein, 
nachdem er sich aus dem Verkehrsgewühl in eine Gastwirtschaft geilüchtet 
hatte. Hier nun begann er seinen Flug von der Gegenwart "in die Zukunft 
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und eine Art Fata morgana ließ mich ein Zukunftsbild schauen, das unsere 
Stadt in einem neuen Glänze erscheinen ließ"-^^2 

Doch /.uiiaclisl von tlicsen hiftigen Höhen in die Schilderung dci \ cikciirs- 
situation der Gegenwart des Jalues 1895. Der Redakteur üaf "wie gewöhn- 
lich** auf eine geschlossene Bahnschranke. Vor dem Bahnübergang ver- 
sammelte sich eine bunte Menge an Fuhrwerken aller Art und eine beachtli- 
che Menge an Passanten. Alle warteten "geduldig, wie es einem Karlsniher 
geziemt". Das Massenerlebnis des Redakteurs war geprägt von negativen 
[■niotioncn Fingekcih in die Menge, die Sonne mitleidlos auf den Kopf 
brennend und vor die .Ahernative gesteUt. entweder weiter zu wanen oder 
den geialuvüllen ' und "beschwerlichen" Umweg über die Fußgängerunler- 
fUhruQg zu wählen, floh der Journalist Das Gegenbild einer kühlen Gast- 
wirtschaft mit seiner Ruhe wirkte fast wie ein zeitloser Raum, ein Zwi- 
schenraum, der den Obertritt in die Vision ermöglichte. 
Das 20. Jahrhundert zeigte eine blühende Stadt, von der sich der Träumende 
erst vergew issem musste. dass es sich um ein neues Karlsruhe liandelte Die 
Neuartigkeu be/og sicli auf drei Fleinente: die fehlende Hektik, die Sauber- 
keit und Repräsentation. Statt des alten Balmhofs stand nun ein Prachtbau 
an ander» Stella wobei der Redakteur von einem Kofifbalmhof ausging. 
Das Gelände des alten Bahnhofs war in ein Luxusstadtteil umgewandelt 
worden: "Neue stattliche Häuser schmückten die breitangelegten Strafien". 
Die Bahnhofsneugestaltung hatte eine völlige Neugestaltung der Gesamt- 
stadt zur Folge In dieser Stadt waren die kleinwinkeligen Strassen und Ar- 
beitemohngcbictc der Südstadt verschwunden Statt dessen durchzogen 
breite Boulevards das Stadtgebiet. In ihnen tloss ein ungehemmter Verkehr. 
Statt einer bunten Menge an Passanten, die sich durch die Strassen zwängte, 
wurde der Verkehr mittels der elektrischen Straßenbahn reibungslos organi- 
siert. Auch die Rauchplage der Eisenbahn war gelöst und **die sonst rauch- 
geschwängerte Umgebung des Bahnhofs zeigte ein fi'eundliches Bild". Statt 
Finhcitsgrau herrschte nun ein farbiges Ensemble. Die Verlegung des 
Baliiibots lulirie ebenfalls zu einer Fösung des Konflikt zwischen Wohnbe- 
bauung uiui Industnc. Die Fabriken \\ aren entlang der Schienen in ein neues 
Industriegebiet im Osten der Stadt gewandert. Dort standen jetzt konzent- 
riert moderne Industrieanlagen, die als wirtschaftliche Grundlage zur Groß- 
stadt gehörten. 

Interessant an dieser ironisch- visionären Lösung der Karlsruher Bahnhofs- 

frage sind die Fragmente, aus denen das Bild einer modernen Stadt zusam- 
mengesetzt wird Der Journalist eines Lokalblattes entwickelte sicherlich 



382 Badische Presse vom 1 1.1U.1895 "Karlsruhe im 20 .Jahrhundert" 
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keine kreative oder avantgardistische Neubewertimg der Stadtvvahriieh- 
mung. Hr beiuit/.te Fragniente. die ein Bestatulteil des kollektiven Miisieis 
von Stadt waren. Zu den konstituierenden Elementen des "Stadtorijaiusmus" 
der Zukunlt gehörten: 

- Neudimoisiomefte Verkehrswege, welche die Grundlage für eine hochof- 
ganisieite städtisdie Mobilität bildeten. Als Kritoium des Neuen fungierte 

die Geschwindigkeit und Reibungslosigkcit 

- Die chaotischen und beengten Wohnverhältnisse der Gegenwartsstadt 
w urden durch großzügig und repräsentativ angelegten Wohnstrukturen auf- 
gehoben 

- Die VVahiiichnmngsvcrhältnissc der Industriestadt gcstaUclcn sich lur den 
kritischen Betrachter als chaotisch, massenhafl^ eintönig (rauchgeschwärzt) 
und unzumutbar (Rauch- und Staubverschmutzung). Dagegen wirkte die 

moderne Stadt der Zukunft freundlich, sauber und durchorganisiert. 

- Die industrielle Basis der Gesellschaft wurde durch ihre Konzentration an 

der städtischen Peripherie dem Gesichtsfeld und damit der Wahmehmbar- 
kcit weitgehend entzogen. Die "I: rfalirharkeit" der Industrien clt reduzierte 
sich auf den duckten Arbeitskontakt bzw. die Existenz der mdustnellen 
Produkte. 

7.8.2 Eine moderne Stadt für 3 Millionen Einwohner 

I'ai inieister defmierte die Stadt von ihrer FunktiomUitat her. Der Stadtraum 
konstituieile sich ans einem komplexen Nebeneinander von effizienten Inf- 
rastruktmelenicntcii Aus dieser Siciil des Stadt- ingcTiieurs. des Technikers, 
blieben ästhetische kiiterien ausgespail. Baiuneister postulierte die Über- 
einstimmung von Form und lohatt und kritisiexte die Veimengung von Stil- 
und Funktion^ragen: "so sollte man zurückkehren zu der wahrhaft kfinstle- 
rischen Übereinstimmimg zwischen Zweck und Ausstattung"383. Ein Elekt- 
rizitätswerk war eine moderne Industrieanlage und keine romanische Burg, 
ein I^almluif eine Transitstation und kein I'alasf Auf diese Weise definierte 
Baumeister Funktionalität zweifach: zum einen die riinktionsfähmkeit der 
"unsichtbaren Stadt", zum anderen die Definiiion der Bautonnen über ihre 
Funktion. Infrastruktur, l echnizität und Sachlichkeit bildeten die prägenden 
Elemente der Vorstellungen Baumeistos. Es war diese neue Wahrnehmung 
von Stadtraum, welche die größte Wirkung auf den städtebaulichen Diskurs 
der nächsten Jahrzehnte ausübte. 



383 Reinhard Bauineisler:"WiitschafUiche Aufgaben des Idgenieuis". Karlsruhe 

1895, S.13 
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Die X'orstelliingen Baumeisters kehrten in den Überleminjien der Architek- 
tura\amüaide der I92()ei Jalire wieder. Auch über 40 Jahre nach Baumeis- 
ters Standardwerk aus dem Jahr 1876 fiel die Diagnose des aktuellen städti- 
schen Zuslands medersclunetternd aus: "Die Arbeit, die ungeheure Entwick- 
lung der Städte werden nur vom Profit geleitet, gegen das Wohl der Men- 
schen"384. LeCorbusiers erster großen Stadtentwurf;, die „Stadt der Gegen- 
wart mit drei Millionen Einwohner^' aus dem Jahr I92238S, vombeitete die 
von Baumeister angestoßene wissenschaftliche Diskussion386. 
LeCorbusier ging aus von der Diktion einer ..Funktionellen Stadt". Parallel 
zu Baumeister forderte LeCorbusier: „Der Städtebau kann nicht von ästheti- 
schen Motiven bestumnt werden, sondern von funktionellen"387. Der Stadt- 
raum reduzierte sich auf die Fimktioii weniger existenzieller Teilsysteme. 
Die rationeUe Oiganisation dieser Teilsysteme war die eigenüiche Aufgabe 
des Stadt- Architekten. Hierfür musste er auf der technologischen Höhe sei- 
ner Zeit sein Die Stadt der Zukunft löste sich ab von der traditionellen 
Stadt. Die Jahrhundcilwcndc erschien in dieser Interpretation als eine Phase 
des Übergangs zwischen zwei unterschiedlichen \\ ahrnehmungssN stemen. 
„Wir stehen zwischen zwei Epochen, zwischen dem \ ormaschinen/eilalter 
und dem MaschinenzeitaUer"388, verkündete LeCorbusier und griff damit 
die von den Stadt- Ingenieuren entwickelte Vorstellung der Stadt als einer 
Maschine auf. 

Die Metaphorik der Stadt blieb ebenfalls die Gleiche Der „Stadtorganis- 

mus" lebte und entfaltete sich, d.h. er wies ein stetiges Wachstum auf ..Das 
Leben einer Stadt ist ununterbrochenes Geschelien, das sich durch die Jahr- 



384 LeOxttnsior 1937 zitiert nach: Thilo Hilpert:"Die fimktioiielle Stadt Le Coibu- 
siet8 Stadtvisionen. Bedingungen, Motive, HintefgrOnde". Braunschweig 1978, 

S,51 

385 Hilpert, Tlulo (Hg.): „LeCorbusiers 'Charta von Athen". Texte u. Dokumente". 
Braunschweig 1984. (Bauweh Fundamente : 56) 

Hilpert. Tliilo ..Die funktionelle Stadt Le Corbusiers Stadtvisionen- Bedingun- 
gen. Motive. Hinlergninde ' Braunschwciij 1V>7X 

386 Cherr\'. Gofdon Emaiuicl: "Städtebau uni die Jahrhundertwende: Materialien zur 
Entstehung der Disziplin Städtebau". Köln I9H0 

Fehl. Gerhard: Juan Rodri^iiicz- Lorcs (Hg ): ..Städtebau um die Jahrhundertwen- 
de. Materialien zur Entstehung der Disziplin Städtebau". Köln 1980 

387 Zitiert nach: Hilpert. Thilo (Hg ): ..LeCorbusiers Charta von Adien'. Texte u. 
Dokumente ". Braunschweig 1984. (Bauwelt Fundamente ; 56). S.64 

388 Zitiert nach Hilpert. Thilo (Hg ) ..LeCorbusiers 'Charta von Athen'. Texte u. 
Dokumente '. Braunschweig 1984. (Bauwelt Fundamente ; 56), S.30 
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hundcilc manifestiert in materiellen Werken"-^89 Diese Forderung formu- 
lieile im Jahr 1933 die Charta von Athen, die als das Zentraldokument des 
modeiiieii Siadlcbaus aii/iiselieii ist Der forclci iiiigskataloi; des internatio- 
nalen Kongresses iiu moderne Archiiektiu liest sicli über weite Strecken als 
dne aktualisierte Auflistung der Forderungen der Stadt- Ingenieure, wie sie 
Baumeister stellvenretend in dm Jahrzehnten vor der Jahrhundertwende 
vertrat. 

Im Abstand von 3 Jahrzehnten gestaltete LeCorbusier die Funktionalität der 
Stadt allerdings ins Fxtrem gesteigert Im fundamentalen Gegensatz zu den 
Überlegungen von Baumeister setzte LeCorbusier auf eine weitere N'erdich- 
tung der Bevölkerung. Während Baumeister eine Bescliränkung der Bauhö- 
he gefordert hatte, konzentrierte LeCoriNKia* die arbeitende Bev^kerung 
auf Wohnniaschinen390 von enonnm Ausmaßen. Wolkenkratzer von 250 
Meter Höhe beherbei^en 3- 4000 Einwohner. Dieser Gegensatz von Hö- 
henbebauung zur von Baumeister favorisierten Flächenbebauung, von verti- 
kaler Stadt zu horizontaler Stadt, blieb allerdings der einzige Gegensatz der 
Grundkonzeptionen. Die weiteren Grundsätze des Plans der 3 Millionen- 
Stadt entsprachen denen Baumeisters z.T. bis in die Formulierung hinein: 
Entlastung des Zenirunis, Veimduiing und Beschleunigung des Vefkehrs 
und Vennehrung der GrOnflächen, ebenso wie die funktionale Trennung 
von Wohnen und Arbeiten. 

Der Stadtraum wurde primär als Verkehrsraum aufgefasst, dessen Funktion 
in einer maximalen Beschleimigiing der städtischen Mobilität bestand. Le- 
Corbusier entwickelte hierfür cm komplexes S\stcm von Indi\ idual- und 
öffentlichem Nah- und Fernverkehr. Das Zentrum seiner Stadt bildete ein 
gigantisches Verkehrsterminal, das auf 6 Ebenen den Verkehr vermittelte. 
Auf Hochstraßen, die in einem Raster von 200/ 400 Metern angelegt waren, 
bew^te sich der Individuatveikehr von Hindernissen ungehemmt in 
"Rennwagengeschwindigkeit" auf majestätischen Vcrkehrsschneiscn Die 
Trennunü der verschiedenen Verkehrsformen \ ollzoa sich auf \ erschiede- 
neu geographischen Ebenen Das Erdgeschoss blieb den Fußganuem \ oibe- 
halten, die sich in Grüntlachen bewegen konnten, die insgesamt 8S.6 der 
Gesamtfläche der Stadt eiiuiahmen. Der erste Stock gehörte dem Autover- 
kehr, die Untergeschosse den verschiedenm Formen des öffentlichen Mas- 



389 Zitiert nach; Hilpert, Thilo (Hg.). „LeCorbusiers 'Charta \ on .'\tlicn'. Texte u. 
Dokumente*'. Bimmschweig 1984. (Banwelt Fundamente : 56), S.151 

390 LeCorbusier sprach im Jahr 1922 ausdrücklich von "Wohnmasdmien" Siehe: 
Thilo Hilpert . Die funktionelle Stadt I .e Corbusiers Stacitvisioaen - Bedingun- 
gen, MoU\c, Hintcrgnündc". ßraunschwcig 1978, S.126tf 
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senverkehrs. Corbusiers Stadtmodell von 1922 ist der konsequente Versuch 
einer Anpassung des Staddaums an die Bedingungen des Verkehrs. 
Was den Entwurf von LeCorbusier auszeicinictc. war seine Bereitschaft 
bereits Vorgedachles bis in die letzte Kousequeiu zu Ende zu denken. Ob in 
Bezug auf eine unbegrenzte Mobilität oder die perfdcte Wohnmaschine, 
Coibusier brachte die Denkmodelle der Stadtingoiieare der Jahrhundert- 
wende zu einem Endpunkt. Die Funktionalität in den Visionen Baumeisters 
bewegte sich noch auf ein Ziel hin, wahrend sie im I-nt\vurf der Drei- Milli- 
onen- Stadt zum Selbstzweck wurde. Funktionalität und Htfcktn ität be- 
stimmte das Leben der potentiellen Einwohner der Phani;i^icstadi bis m die 
lei./:icn Bereiche der Privatheit, keine der VVohncinhcilen verlugie /..B. noch 
über eine eigene Küche oder Waschmaschine. Alle Versorgungssysteme 
wurden zentral gesteuert, die Vernetzung der einzehien Einheit»! verwiik- 
licht. 

Die Kritik an der aktuellen Krise der Stadt führte Baumeister als politisch 
und sozial streng konservativ denkenden Menschen in die Formulierung 
revolutionäre Sachpositioncn. Sein Pragmatismus richtete sich nach der 
Funktiünalitat der Lösungsoptionen und nicht nach deren Herkunft. Die zu- 
vor aufgezeigten Parallele des wissenschaftlichen Diskurses in der Diszip- 
lin Städtebau über die Jahrzehnte zwischen 1870 bis in die 1930er Jahre, 
zeigen Baumeister als einen der Vordenker der architektonischen Moderne. 
Die Konsequenzen der zu Ende gedachten Funktionalisierung von Stadt- 
raum bewegten sich in eine Richtung, mit der sich Baumeister wahrsclicin- 
lich nicht solidarisiert hatte. .Aber Baumeister hat den Weg gewiesen m eme 
neue Stadtwahiuelunung: Die Stadt als Maschine. 
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8. In einfachen Formen soll das Bahnhofsgebäude 
gehalten sein39i 

Bereits bei Beuinn der öffentlichen Erörterunuen über die Karlsniher Bahn- 
liofsfrage im Jahr 1882 forderle euie Petition der HaiideUkainnier in Karls- 
rulie, "daß die Hauptstadt des Landes und die Residenz des regierenden 
Fürsten eine ihrem Range entsprechende Bahnhofanlage doch wohl sollte 
beanspruchen können"?^. 

Nachdem im Jahr 1901 die Entscheidung nach langen. Konflik^ahren flir 

eine Verlegung und einen Neubau des Personenbahnhofs in Karlsruhe ge- 
fallen war, stellte sich die f rage nach der Gestaltung Bahnhofsnciibautcn 
nahmen um die Jahrhundel■t^vende den Rang von regionalen oder gar natio- 
nalen Prestigeobjekten an. Die ErötTiuing des Fi aiiklurter Bahnhofs im Jahr 
1888 machte diese Dimension deutlich. Der neue Personenbahnhof wurde 
als der größte Bahnhof der Welt gefeiert Die Reisenden und die Einwohner 
von Frankfurt bestaunten die Weite und den Luxus der Anli^en: **Sie blick- 
tcn sich erstaunt in den Hallen um und schüttelten die Köpfe über einen 
derartigen Bauaufwand"-'^-'. Waren die neuerbauten Warenhäuser die Ka- 
thedralen des Konsums, wurden die Bahnhöfe zu den Kathedralen der Mo- 
bilität. Die architektonische (Te'^taltung der Bahnhofsaiilagen wurde /um 
waliren Kernproblem der aktuellen Monumcntalbaukunsl veikläit. Das 
Zeitalter &nd sich in diesem Bauweric wiedar: Der Bahnhof "ist denn auch 
im künstlerischen Sum das bedeutungsvollste Wahrzeichen unseres Zeital- 
ters des Verkehrs"-'**'^. 

Der Bahnhof vermittelt Mobilität. Mobilität aber ist Produkt eines techni- 
schen Prozesses. Die Fisenbahn produziert ein Massenprodukt, nämlich 
Transport und ist somit Teil des industriellen Systems. Im Bahnhof finden 
die Austauschprozesse der industriellen Produktion statt. Im Gegensatz zu 
anderen Industrieanlagen isolierte der Bahnhof den industriellen Raum nicht 
an der Peripherie der Städte. Er trug die industrielle Sphäre mitten üi die 



391 GLA 23I/Nr.9505 Laiicl-stäiidc des Gioßhcrzogthums Baden. Zweite Kammer. 
Vcrkchniwcscn. a, Eisenbahnen. Protokoll der 1 15.Sitzunjs vom 4.7.1906, S.17 

392 Karlsmhcr Nachrichten 24.2. 1 882 "BahnhoffFage" 

393 Kyrieleis, Gisela: 'XhoBstadt41eimat: der Frankfurter Hauptbahnhor\ In: ,^ug 
der Zeit, Zeit der Züge Deutsche Eisenbahn 1X35 I9S5". (Hrsg : Eisenbahn- 
jahr-Ausstellungsgesellschaft mbl^ Berlin 1985, Bd.l, S.338-349, S.343 

394 Kari Widmer "Die Fassadenkonkurrenz für den Karlsruher Bahnhofsneuban". 

In; Moderne Baufomien. Monatshefte iur .Architektur" 5/1905. .Abyc druckt in: 
I.indcmann. Klaus F R (Hg ): . 75 Jahre Hauptbabnhof Karlsruhe (1913- 
1988) -. Karlsruhe 1988, S.82- 89, S.89 
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Städte hinein. Industrieller Raum und Stadtraum trafen direkt aufeinander. 
Hieraus ergab sicli die Funktion der Bahnhöfe Sic nmssten den Stadtraum 
in den industriellen Transportraum transformieren und iimyckehrt 
Die Bahiüiüfsanlage teilte sich in zwei Räume; das Emptangs^ebaude und 
die Bahnsteighallen. Das Empfangsgebäude gehötto der Stadt an, was sich 
durdi die traditionellen Architektuifioimen ausdrückte. Die Bahnsteighallen 
stellten technologische Spitzenprodukte aus Glas und Stahl dar, welche die 
Zeitgenossen allein aufgrund ihrer Dimensionen in Staunen versetzte. Wer 
den Zug x erlicß betrat diese phantastischen I lallcnbauten, bevor ihn die tra- 
ditionellen Arehitekturfornien wieder in den Stadtnunn /iinick hüllen. Llm- 
gekehil entließen die siemernen Lmgangshailcn den Libcnbalmreisendcn m 
eine Welt aus Stahl und Glas. 

Die Bahnsteighallen richteten in ihrem Design allein nach den Bedflrfiiissen 
des Verkehrs. Die Modernität des "Ingenieuibaustils'' war Ausdruck reiner 
Funktionalität. Dagegen rief die Frage nach der Gestaltung der Empfangs- 
gebäude eine heftige öffentliche Diskussion her\or. Handelte es sich bei 
dem Bahnliof um einen Zweckhau oder um einen Repräsentationsbau ? 
Richtete sich die i\rclutektur nach der Funktion oder sollte das industrielle 
Gesicht der Moderne rauch außen verboigen hleiben ? War das eigentliche 
Bahnhofsgebäude ein Weric des Architekten, des Künstlers, oder ein Weik 
des Ingenieurs ? 

Der Karlsruher Personenbahnhof, der im Jahr 1913 in Betrieb genommen 
wurde, erhielt seine architektonische Bedeutung aus dem Versuch, neue 
Gestaltimgsfornien für die Bauaufaabe "Bahnhof" zu finden. Aus heutiger 
Perspektive wird der von dem Architekten Stürzenacker ausgearbeitete 
Entwurf in die "Bahnhofsbauten der Prämodeme''395 eingeordnet. Diese 
Begri£Fswalil verdeutlicht seine Vorläuferfunktion, wobei die Einschätzung 
der architektcHiisdien Leistung des Karlsruher Bahnhofs bis zu Enthusias- 
mus reichte: "Man könnte diese Karlsruher Schöpfung das Ideal des moder- 
nen Bahnhofs nennen" '^'^''^ .Ms modernes Elemente erschien die Verbindung 
von Sacliliclikeit und Monumentalität des Baus. Statt eines traditionellen 
Klassizismus, der in der Zeit des Jugendstils um die Jahrhundertwende be- 
reits als unzeitgemäß und überladen empfunden wurde, betonten schon die 
erst» VcHwbeiten für den Karlsruher Bahnhof seine einfachste Formen- 
brache. Die Moderae begann, ihre eigenen Ausdrucksformen zu suchen. 



395 Manfred Beigen "Ifislorisdie Bahnhoßbauten m. Bayern. Baden, Wüittembeig, 

Pfäla:, Nassau, Hessen". Berlin 1988. S.124 
3% Manfred Bcrgcr "Historische B;thnhofsbautcn Iii. Bayern, Baden, Wüittemb^ 

P&k, Nassau, Hessen". Berlin 1988, S.131 
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Dem Bahnhof als Inkarnation der Moderne, wo die Expansion und Be- 
schleunigung der Mobilität für die Menschen greiHiar wurde, kam bei die- 
sem Selbstluidungsprozcss eine besondere Bedeutung zu In der Architektur 
des Baliiiliüls materialisierte sich das kollektive Unbewusste der Zeit. Die 
Ausemandersetzuiig um die Gestaltung der Vefkehrsanlagen war somit auch 
ein gesellschaftlicher Selbst- Verständigungsprozess. 
Der Bahnhofsneubau fand aber nicht nur Bewunderer, sondern er traf auch 
auf vehemente Kritik. Der "prämoderne Bahnhof war den einen nicht mo- 
dern genug, den anderen bereits zu modern. In der Be\ ölkerung verbreitete 
sich ein wenig schmeichelhafter Spitzname: Villa Duck Dich-^^'''. womit 
sein massives, schmuckloses Äußeres persilliert wurde. Eine Lokalzeitung 
£isste d<Hi mten Andruck eines Großteils der Karlsndier Einwohner beim 
Anblick des neuen Bahnhofs folgendeimaßen zusammen: "Betonen wollen 
wir jedoch, daß wir uns unter einem 32 Millionen- Bahnhof etwas ganz an- 
deres vorgestelh haben"398. 

Und tatsächlich entzündete sich an der Frage der Gestaltung des neuen 
Karlsruher Personoibahnhols eine oncntliclie aicliilekionisclie (Trundsatz- 
dcbatte. Dieser fundamentale Diskuis zu den Gcstaltungskntciien städti- 
scher Vokdmbanten und- Rinme nahm seinen Anfong in der Auisdirei- 
bung eines Wettbewerbs unter den deutschen Architekten zur Fass«k»ges- 
taltung. 

8.1 Der Architektenwettbewerb 

Die Bedeutung des Baliiihors als Vcrkeliismittelpunkl der Stadt und seine 
Definition als modernes Stadttor rückten die aichitektonische Gestaltung 
der BaJmhofsanlagen in dm Nfitte^unkt stadtplanerischar Überlegungen. 
Durch den Bahnhof betrat der Reisende die Stadt und durch den Bahnhof 
verlies er sie wieder. Der erste Eindruck erfolgte über den Bahnhof als 
Vermittler städtischer Realität Um hier eine Quantifiziening zu ermögli- 
chen: Im I all von Karlsiiihc handelte es sich um ca. 2,2 Millionen Reisende 
in den Jahren um l'Hü Em Großteil hiervon entfiel zwar auf Pendler- und 
Freizeitverkeln, also Lokalverkehi, aber der regionale-, nationale und inter- 
nationale Verkehr spielte eine nicht zu unterschätzende Rolle. Karlsruhe 
bildete im Eisenbahnnetz einen Verkehrsknotenpunkt von internationaler 



397 Badiscbcr Beobachter vom 22. 1 ü. 1 9 1 3 "Zur Eröilnung des neuen Karlsruher 
Bahnhofi" 

Badische Presse vom 23.10.1913 "Die lobetriebnalime des neuen Karlsruher 

Pcrsoncnhahnhofs" 

398 Volksticund vom 20.10.1913 "Der neue Karlsruher I^^rsoncnbaluiiiof ' 
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Dimension: Es lag als Duicliganusstation und Kreuzungspiinkt zweier 
„Wellverkehrsstrassen", der Linien I lankfurt Basel und Paris- München. 
Stadtrat und Bürgerschaft forderten daher eine angemessene Lösung der 
Frage unter dem Hinweis aul die Funktion von Karlsruhe als Haupt- und 
Residenzstadt des Großheizogtiuns Baden. Angemessen bedeutete in die- 
sem Fall, dass der zukünftige Personenbahnhof dem städtischen Reprflsmta- 
tionsbedürfiüs zu entsprechen hatte. Das Selbstverständnis der Stadtverwal- 
tung und der Bürger definierte Karlsruhe als eine moderne und expansive 
Großstadt und dies sollte der Bahnhof vor allem sMnbolisieren, In einem 
Ariikel der Deutschen Bauzeitung zu den Planungen der Karlsnilier Ver- 
kchrsanlagen aus dem Jahr 1902 transportierte der piojckticile Bahnhofs- 
neubau genau dieses anvisierte Image des Auftnw^hs: «.Nachdem dieser 
Aufschwung zu An£mg der 70er Jahre des vorigen Jahrhund»ts eingetreten 
war, ist die ehemals so stille Haiq>tstadt des badischen Landes in beständi- 
gem Wachstum \ erblieben"399. 

Dem AnspRich an die Gestaltung der Bahnhofsgebäude stand die Routine 
der Eisenbahnverwalliiiig entgegen. Die staalliche Verwaltung halle die 
Planung und Durchfulirung aller Hochbauten der badischen Eiscnbalui bei 
ihrer ebenen Bauabteiluiig monopolisiert. Die mi Staatsdienst veifoeamteten 
Ingenieure imd Techniker der GÖieraldirektion beanspruchten nun auch die 
gesamte Konzeption, Planung und Durchfährung der neuen Karlsruhe 
Bahnanlagen, einschließlich des Empfangsgebäudes für sich. Die architek- 
tonischen Optionen der Bmiabtcilung hielten sicli allerdings in etigcn Gren- 
zen an eine strikt traditionelle 1 ornigebung Der Leiter der Bauabteüung 
legte im Jahr 1903 einen eigenen Entwurf vor-^^'*'. Dieser Entw urf war noch 
ganz dem klassizistischen Ideal verbunden und wurde als nicht melir zeit- 
gemäß abgelehnt 

Der Verband der deutschen und badischen Ardutdcten und Ingenieure 

Iwachte in dieser Situation einen neuen Vorschlag ein. Wie bereits bei ande- 
ren Bahnhofsprojekten im Deutschen Reich, sollte ein Wettbewerb unter 
den deutschen Architekten ausgeschrieben werden. Diese Iniliati\e wurde 
von der Karlsruher Stadtverwaltung und einer Anzalil von Landtagsabge- 



399 Schulz. Otto: "Neue Karlsruher Verkehrsanlagen", in: Deutsche Bauzeitung, 
Nr April 1W2 Wiederabdruck: Lindemann. Klaus E R (Hg ): ..75 Jahre 
Hauptbatuiliof Karlsruhe (1913 - 1988) •. Karlsruhe 1988, S.73-79, S.73 

400 Maitin, ^on: "Der Karlsruher Hauptbahtihof und seine Umgebung. Eine histori- 
sche Rückblende mit einem Ausblick auf die 90er Jahre", in: Lindeinann. Klaus 
E R (Hg ) . 7 5 Jahre Hauptbahnhof Karlsruhe (1913 - 1988r.KaTisnihe 1988, 
S.49-57, 53ff 
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ordneten unterstützt**'^ ' . Die badische Eisenbahnvenvaltung erklärte sich 
schließlich bereit, einen derartiuen Wettbewerb auszuschreiben 
Am 15 Ni)\eiiihci \^H) \ \ ciölTcntlichte die Hisenhnhiiverwalliing das „Pro- 
gramm iiu dic Bcaibeituiig der Fassaden- £nlv\üric zu emem neuen Auf- 
nalun^ebaude im Bahnhof Karisruhe"402. Der national beschrankte öffent- 
liche Wettbewerb bezog sich ansschließUch auf die Fassadengestaltung. Der 
Grundiiss der Anl^e wurde von den Ingenieuren der Generaldirektion de- 
tailliert vorgegeben und musste von den Architekten als Grundlage ihres 
Entwurfes anerkannt werden. Einen weiteren Fixpunkt der Ausschreibung 
bildete eine Kostenurenze Die Gesamtkosten wurden aut maximal 1,1 Mio. 
Mark leslgesetzt. Zur Überprüiung der Einhaltung des kostenansatzes 
musste jedem Wettbewerbsbeitrag ein summarischer. revisioo^lOii^ Kos- 
tenvoranschlag beigegeben werden. Die öffentliche Ausschreibung bedeute- 
te allerdings nicht, dass sich die Eisenbahnverwaltung von ihrem Alleinan- 
spruch auf dic Gestaltung der Hochbauten definitiv verabschiedet hatte. Un- 
ter Punkt 5 der Bedingungen formulierte die Generaldirektion ihre Ansicht 
zu Sinn und /.weck des Wetlbewerbs; ..Die preisgekrönlen und angekauften 
Entwürfe werden Eigentum der Großh. Gcncraldircktion, der die beliebige 
Benützung für die Bauausfuhiung freisteh1"403. Damit verbleib die gesamte 
Planung und Ausfähnmg des Karlsruher Personenbahnhofs weiterhin allein 
in der Hand der Bauabteiluog der GeneFaldirekttoiL Die Eisenbahnverwal- 
tung veipfUchtete sich nicht dazu, einen der preisgekrönten Entwiufe zu 
realisieren. Statt dessen behielt sie sich vor. sich nach Belieben aus dexi 
Entwürfen der freien Archilekien /u bedienen. 

Das Programm sah die Vergabe von vier Preisen vor; einem ersten, einem 
zweiten und zwei dritten Preisen. Die Dotierung belief sich auf 5000 Marie 
&r den ersten. 3000 Maris für den dritten und je 1500 Maris fOr die beiden 
dritten Preise. Die Gesamtpfeissumme von 11000 Marie kam bindead zur 

Verteilung. Die Zahl und Dotierung der Preise konnte vom Preisgericht ein- 
stimmig abgcändcil werden Die Generaldirektion behielt sich \ or. über die 
ausgezeichneten Arbeiten auch weitere Entwürfe je nach Bedarf für die 
Sunune von 800 Mark anzukaufen. 



401 GLA 23 1/ Nr.950S Landstände des Großherzogthmns Baden. Zweite Kammer. 
Verkehrswesen, a. Eisenbahnen. Protokoll der 1 IS. Sitzung vom 4.7. 1906, S.20 

402 GLA 23I/Nr.9.^()5 Landstiindc des Großherzogthums Baden Zweite Kammer 
Verkehrswesen, a. Eisenbaiincn. Bericht der Budgctkomniission, § 29 Kailsrubc, 
Verlegung des Personenbahnbofi, IV. Teilfordening. Anlage 1, S.123-124 

403 GLA 23 l/Nr.9S05 Landstände des Großherzogtliums Baden. Zweite Kammer 
Verkehrswesen, a Fisenbahnen Bericht der Budgclkommission. § 29 Karlsruhe. 
Verlegung des Pcrsoncnbohnhots, IV. l eilfordcrung. Anlage 1, S. 123-124, S.124 
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Die Einschätzung des Architektenwettbewerbs war entsprechend der Vor- 
gaben der Ausschreibung vor allem in Kreisen der angesprochenen deut- 
schen Architekten ambivalent. In dem Fachorgan „Moderne Bauformen. 
Monatshefte für Architektur betonte ein Artikel zur Karlsruher Fassaden- 
konkuiraiz die negativen Rahmenbedingungen der Ausschreibung. E>er Ar- 
chitektuiprofessor Widmer kam zu dem Resultat: „Es war keine Ideoikon- 
kurrenz"''04 Zu sehr waren die Architekten durch die detaillierten Vorga- 
ben der Verwaltung gebunden, um zu kreativen Neuentwicklungen zu ge- 
langen Dennoch zog der Verband der Deutschen Architekten und Ingenieu- 
re eine uisgesanit positi\e Bilanz. Die Nachteile wurden durch die Vorteile 
aufgewogen. Die positive üesamtwertung kiuii zu einem großen Teil nicht 
durch die Analyse von Fakten zustand^ sootai durch eine Foimulierung 
von Erwartungen. Der Karlsruher Fassadenkonkurrenz wurde eine „fwinzi- 
pielle Bedeutung als Wendepunkt in der Geschichte unserer öffentlichen 
Kuns^flege*''^^ zugeordnet. Allein die Tateache, dass die badische Regie- 
ning von ihrer üblichen Vorgehensweise abgewichen war, bedeutete einen 
Aullmich und zeigte, "wie berechtiL't ilic Fonlerungen derer waren, die ei- 
nen Bruch mit dem alten bureaukraiischen S\siein"-+*"' waren. Mit diesem 
ersten Wettbewerb sollte die architektonische Gestaltung von öffentlichen 
Bauten von der Zuständigkeit der Staatsverwaltung und ihr»: Bauabtdlun- 
gen in einen freien kOnsflaischen Wettbewob UberßUiit wodoL Statt der 
Ingenieure und .Architekten im Staatsdienst, würde zukünftig der freie Ar- 
chitekt den öffentlichen Raum gestalten. Statt einer statischen und an tradi- 
tionellen Formen gebundene ..akademische Architektin crlioffleri sich 
die „modernen" Architekten den Durchbruch zu kreatu cn und avantgardis- 
tischer Architektur. Öffentliche Großaufträge waren hierbei entscheidende 
Weichenstellungen. Der Karlsruher Fassadenwettbeweib sollte der moder- 
nen Architektur zum Durchbruch veriiel&n und zu einer Neubelebung der 



404 Widmcr. Karl: "Die Fassadenkonkurrenz für den Karlsruher Bahnhofsnciibau". 
in: Moderne Baufoinicn. .Monatshefte für Architektur, Heft 5, 1905. Wiederab- 
druck: Lmdemann, Klaus E. R. (Hg.): „75 Jahte Hauptbahnhof Kadsnihe (1913 - 
1988)". Karlsruhe 1988. S 82-89. S 82 

405 Widmcr. Karl: "Die Fassadenkonkurrenz für den Karlsruher Bahnhofsneubau". 
in: Moderne Baufonnen. Monatshefte für Architektur, Heft 5, 1905 (Wiederab- 
druck: Lindemann. Klaus E. R. (Hg ): ..75 Jahre HauptbahnhofKarlsiuhe (1913- 
1988)". Karlsruhe 1988. S 82-89). S.82 

406 Badischc Landcszeitung vom27.3.19ü5 "Die Karlsruher Balmhof- Konkurrenz" 

407 Maitin, Egon: "Der Karlsruher Hauptbahnhof und seine Umgebung. Eine histori- 
sche Rückblende mit einem .Ausblick auf die 90er Jalire". in; Lindeniann. Klaus 
E R (Hg ): „75 Jahre Hauptbahnhof Karlsruhe (1913 - 1988)". Karlsruhe 1988, 
S.49-57, 53 
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öffentlichen Bautätigkeit beitragen. Aufgrund des Ausschreibungstextes 
mutet die Feslstelhmi! des Architektur- Kachorgans wie ein verzweifelte 
Appell an: „Die konkurrenz hat also ein positives Resultat ergeben, das 
jeden Zweifel, welchem Künstler für die praktische Ausf ührung der Vorzug 
gebührt, ausschliessf* 408. 

Doch zimfichst zurück zum weiteren Verlauf des Architdkturwettbewerbs. 

Am 16. und 17. März 1905 tagte in Karlsnihe das Preisgericht409 Unter 
den 10 anwesenden Preisrichtern stellte die Generaldirektion mit Generaldi- 
rektor Roth und drei weiteren Mitgliedern der Bauabtcilung insgesamt vier 
PreisrichtcH'". Auf die Ausschreibung waren 7^) I jituiii fe deutscher Archi- 
tekten bei der Generaldirektion eingegangen, die nun anonym mit einem 
Kennwort verzeichnet der Begutachtung unterzogen wurden. Nach drei 
Rundgängen hatte sich die Zahl der noch im Wettbewerb befindlichen Ar- 
beiten auf 13 reduziot. Über diese 13 Entwürfe wurden Gutachten von 10- 
1 5 Zeilen angefertigt, die nur eine oberflächliche Besprechung und Wertung 
der Arbeiten enthielten 

Nach zwei Tagen kam das Preisgericht zu dem Urteil, dass keiner der einge- 
reichten Entwürfe der Fassadenkonkunenz "in allen Beziehungen den An- 
forderungen und Bedingungen des Preisausschreibens""^ 11 entsprach. Die 
vier Preise wurden ausdrücklich an die relativ besten Entwürfe vergeben. 
Bei der BewertuQg und vor allem Fonmilierung des Eigebnisses zeigte sidi 
deutlich der Einfluss der Eisenbahnverwaltung , die ihr personelles Gewicht 
im Preisgremium mit 40 ° o der Gutachter nutzte, um eine Bindung an einen 
der Kntwürfe /.u vermeiden. Mit den I ornicln "rclati\ " und "in allen Be/ie- 
hmigen", gelang es der Generaldirektion die Konsequenzen aus dem Wett- 
bewerb offen zu halten. 



408 Widmer, Karl: "Die Fassadenkonkunenz für den Kartsniher Bahnhofsnenbau". 

in: Moderne BaufomKii Monatshefte Für Architektur. Heft 5, 1905 (Wiederab- 
dmck: Lindemann. Klaus t. R. (Hg ): ..75 Jahre HauptbabnhofKatlsnihe (1913- 
198«) . Karlsruhe 1988, S. 82-89), S.82 

409 GLA 23 1/ Nr.9505 LandstSnde des GroBherzogthums Baden. Zweite Kammer. 
Vei"kclirs\\c.scii. a Eisenbahnen. Bericht der Budgetkommission, § 29 Kaiismhe, 
Verlegung des Personenbahnhofs. IV, Teilforderung. Anlage 2, S. 125-1. 

410 Die Preisrichter waren: Obeibaurat Professor Warth/ Karlsnihe, Stadtbaurat 
Strieder/ Karisnihe, Geheimer Oberbaurat Eggert/ Berlin. Professor Fischer/ 
Stuttgart. Professor \on Tliicrsch,' München. Königlicher Baurat Professor Stier/ 
Hannover, Geheimrat Rotli/ Karlsruhe, Baudii^ktor Wasmer/ Karlsruhe, Ober- 
baurat Ziegler/ Karlsruhe, Obeibaurat Gemet/ Karlsnihe 

411 GLA 231/Nr.9S05 Laiidstände des Großherzogtlmms Baden. Zweite Kammer 
Verkehrswesen, a Fisenbahnen Bericht der Budgelkommission. $ 29 Karlsruhe, 
Verlegung des Personenbahnbots, IV. l eilfordcrung. Anlage 2, S. 125-130, S.129 
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Unter den Siegerentwürfen konzentrierte sich das Interesse auf zwei Arbei- 
ten Karlsruher Architekten: Hermann Billing und August Stürzenacicer. 

8.1.1 Zeichen Lokomotive • Der Siegerentwuif von Bilüng/ Vittali 

Der erste Preis ging an die aus Karlsruhe stammenden Architekten Hemumn 
Billing und Wilhehn Vittali. Vnta dem Kennwort "Zeichen Lokomotive" 

vcnncrktc das Gutachtergreniium eine "geschlossene und charaktervolle 
Wirkung" Besonders beeindmckt zeigten sich die Gutachter von den har- 
monischen Proportionen des Entwurfs und seiner "monumantalen Durchbil- 
dung"'*'^. Dagegen übte das Greniiiiin Kiitik an dein Kosteucntwurf von 
Billing/ Vitlall und kam zu dem Schluss; "Der für die Schalterhalle und de- 
ren Aufbau mit SO M pro Quadratmeter angenommene Betrag erscheint zu 
gering". Die Arbeit erftlllte somit nicht die entscheidende finanzielle Vor- 
gabe des Programms, die Limitierung der Kosten auf LI, Millionen Mark. 
Einra weiteren Erfolg konnte Hermann Billing mit dem Ankauf eines zwei- 
ten Entwurfs durch die Eiscnbahnvcrwaltung verzeichnen Die Arbeit 
"Platzkarte 3043" konnte wegen grundsätzlicher Abweichungen vom vor- 
gegebenen Grundriss allerdings nicht als pieiswürdiger Beitrag geweitet 
werden. Die Gutachter zeigten sich dennoch von der künsderisdien Ausges- 
taltung des Entwurfs bescmders beeindruckt In ästhetischer und kreativer 
Umsetzung der Bauau^abe ragte diesor Entwurf aus den anderen 78 einge- 
rcichten Arbeiten heraus. 

Die Reaktionen auf den Entwurf von Billing in der Fach- und der Lokal- 
presse waren eniluisiastisciK Besondere Beachtung fand die harmonische 
Gesamtwirkung. Billing versuchte die vorgegebene Dreiteilung der Anlage 
in Bahnhofshalle, Fürstoibau und einen Nebenbahnhof daaxh architdctoni- 
sche Mittel wiedn aufzuheben und sie zu einem geschlossenen Ganzen zu 
integrieren. Durch eine klassisch streike Fonnenwahl erreichte der Entwurf 
dne monumentale Außenwirkung. Das Zentrum der Bahnhofsanlage bildete 
ein überragender Kuppelbau, während die Eingangshalle des Fürstenbans 
und ein am entgegengesetzten Ende installieiler IJhrenturm an den jeweili- 
gen Seitenenden Gegenakzente setzten. Inhalt und Form fanden so in der 



412 GLA 23 1/ Nr.9S05 LandstibKle des GroBberzogthums Baden. Zweite Kammer. 

Verkchisxs cscn. a. Eisenbahnen. Bericht der Budgctkominission, § 29 Karlsaihc. 
Verlegung des Pcrsuncnbahiiho&, IV. Teilfoideniog. Anlage 2, S.i25-130, S.I26 
"Zeichen Lokomotive" 
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Bewertung zu einer "logischen Übereinstimmung"'* '-\ der innere Organis- 
mus und die äußere Erscheinung entwickelten sich ohne Widerspriiche. 
Hin wcileier Aspckl l)ehcMschtc den (iflentlichen Diskurs: Die Selbstiinclig- 
keii der kimstierischen Bearbeitung. iiiiUng verwaif die liistorisierende An- 
dgnimg vergangener ardiitektonischa: Formen^adien und versuchte eine 
der Gegenwart entsprechende Formensprache zu entwickeln. Der Bahnhof 
wurde nicht nur als ein modernes Bauwerk interpretiert, sondern anch als 
kreative Herausforderung an die Gestaltungsmöglichkeiten der Gegenwart. 
Die Modernität der Fntwurfsarbeit und die Kreativität und Individualität der 
Lösungskonzepte beeindruckte: "So fordeil eine so ganz aus modernen Be- 
dingungen herausgewachsene Aufgabe wie die euies Bahnhofs die schöpfe- 
rische Hand eines modon empfindeodm Ardiitidcten"4l4. 
Hermann Billing rqväsentierte eine neue Generation von Architekten nicht 
nur in der Formensprache, sondern auch durch ein neuartiges Selbstver- 
standnis. Entsprechend seiner Identität als "Künstlerarchitckt" strebte Bil- 
ling ein Gesamtkunstwerk an Bereits in seiner Tätigkeit als Architekt wies 
Billing ein äußerst breUes Spektrum an Arbeitsgebieten auf Neben Wohn- 
und Geschäftshäusern cntwaif er öffentliche Gebäude, aber auch Brücken 
und Industrieanlagen. Billings Tätigkeit beschränkte sich nicht auf das Ent- 
werfen baulicher Formen, er trat ebenso als Innen- und Gartenarchitekt, wie 
als Schöpfer von kuns^ewerblichen Gegenstanden in Erscheinung. Darüber 
hinaus uni£Bisste sein Werk auch Aquarell^ Radierungen, Plastiken und 
Gemälde, 

Die künstlerische Orientierung des im Jahr 1867 in Karlsruhe geborenen 
Hermann Billing, zeigte bereits sein Besuch der Kunstgevverbeschule in 
Karlsruhe in den Jahren 1884/85413. Nach dem Militärdienst schrieb sich 
Billing für vier Semester an der Technischen Hochschule in Karlsruhe fOr 
das Fach Architektur ein. Von den an der Fakultät für Architektur voriierr- 
schenden traditionellen Lehrinhalte zeigte sich der Student wenig beein- 
druckt. Vor allem die zu dieser Zeit dominierende akaiicinische Ausrichtung 
auf einen dogmatischen Historismus und die Stilübungen, bei denen Ent- 
würfe nach einem bestimmten vorgegebenen Stil der Vergangenheit zu ges- 



4 13 Karisniher Zeitung vom 27.3 . 1 905 "Die Fassadeaentwürfe für den neuen Haupt- 
bahnhof' 

414 Widmcr Karl: "Die Fassadcnkonkiirrcnz für den Karlsruher Balinhofsneiibau". 
in: Moderne Bauformen. Monatshefte für Architektur, Heft 5, 1905 (Wiederab- 
druck: Lindemann. Klaus E. R. (Hg ): ..75 Jahre Hauptbahnhof Karisnihe (1913 - 
1988) -. Karlsaihc 1988. S. 82-89). S.85 

415 Biographisehe Daten nach Siulw csuicuisches Archiv für Architektur und Ingeni- 
eurbau/ Universität Karlsmhe. bestand Hennann BiUing 
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talten waren, entsprachen nicht den Wustelhiniien von BiUing. Seine Suche 
nach einer zeitgemäßen, inoderiicii 1 oiniensprache fülirte ihn /unächst in 
die Reichshauptstadt BerHn. Seine dortige Benihrung mit avantgardisti- 
schen Architekturkonzepten prägte seine weitere facliliche Entwicklung. Im 
Jahr 1S92 kehrte Billing nach Karlsruhe zurUck und begann seine Tätigkeit 
als freier Architekt. Im gleidien Jahr 1892 berichtete zum asten Mal das 
Architektur- Fachorgan "Deutsche Bauzeitung" von dem Talent. Trotz sei- 
ner zwiespältigen Krfahrung mit dem akademischen Lehrbetrieb, nahm er 
im Jahr 1901 zuerst als Lehrbeauftragter, im Jahr 1003 schlielJlich als Pro- 
fessor an der Akademie der bildenden Künste in Karlsruhe eine Lehrlätig- 
kcii auf Als der Lehrsluhlinhaber für Baukonslrukiion und Lnlweifen bür- 
gerlicher Wohn- und Gesdiflftshfiuser an da: Technischen Hochschule in 
Karlsruhe, Ratzel, im Jahr 1906 eikrankte, erweiterte Billing als Lehrstuhl- 
vcnrcter seinen Tätigkeitsbereich. Im Jahr darauf wurde Billing offiziell als 
Professor an die Technische Hochschule berufen. Die Professur nahm Bil- 
ling von 1907 bis 1935 wahr. 

Der Gewinn der l assadcnkonkurrcnz für den Karlsruher Personenbalinhof 
im März 1905 bedeutete für BiUing einen Durchbruch, nachdem er bis da- 
hin hauptsächlich für private Kunden mit den Entwfiil^ voa Wohn- und 
Geschäftshäusern tätig war. Der Bahnhofsneubau bot ihm erstmals die 
Chance seine Vorstellungen modemer Architektur im Großmaßstab zu rea- 
lisieren. Seine Integration in die Kunstszene der Landeshauptstadt schien 
ihn für die Aufgabe zu prädestinieren. 

8.1.2 Karlsruhe 1750- 1800 - Der Entwurf von August StOrzena- 
cker 

Der zweite dritte Preis ging an den Entwurf "Karlsruhe 1750- 1800" des 
ebenfalls in Karimihe ansässigen Professors an der Kunstakademie, August 

Stürzenacker. Das Kennwort hatte programmatischen Charakter. Stürzena- 
cker entwickelte sein Konzept des neuen Karlsruhei Personciibniinhofs als 
Wiederaufnahme barocker Stilclcmeute, wie sie in der Gründunuszcit Karls- 
ruhes angewandt worden waren. Die Stilwahl des Neobarock fand im üut- 
achtergremium keine ungeteilte Anerkennung. Im Gegenteil bezeichnete 
das Kurzgutachten über den Entwurf von Sturzenacker diese Wahl als zwei- 
felhafHi^. Die äußere Gestaltung ün Neobarodc wurde als unangemessen 



416 GLA 23 1/ Nr.9S05 Landstande des GroBberzogthums Baden. Zweite Kanuner. 

Verkchi>\s LSLii. a. Eisenbahnen. Bericht der Budgctkommission, § 29 Karlsaihc. 
Verlegung des Pcnsoncnbahiiho&, IV. Teilfoideniog. Anlage 2, S.125-130, S.I26 

"Karlsmhc 175U-18UU" 
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flir die aus modernen Bedürfnissen heraus entstandene Bauaufgabe eines 
Bahnhofs bezeichnet. Dagegen beeindruckte der Slür/enackersche Fntwurf 
durch seuie Klarheit und Schhchtheit, die ohne gekünstche Versuche den- 
noch wirkungsvoll die Monumentaliiat zu gestalteten. Die Besprechungen 
des ^itwinfs in der Lokalpresse schlössen sich der Kritik an der Stilwahl 
an. Stöizenacka- hatte die Vorgaben des Grundrisses durch eine Auflösung 
in drei funktional und stiHstisch voneinander getrennte Gebäudeteile verar- 
beitet Fs war aber dieser barockisiercndc Stilphiralisnuis, der den Spott der 
Anhänger der modernen Architektur provozierte: "Der Fürstenbau lehnt sich 
an die hießitze Schloßarcliitektur an. das Aufnahmegebäude ist Loms seize, 
der Nebenbahnliof L-nipne. Stile welche im Architekturbild von Alikailsru- 
he viHheirschen"417. EMe Aufiiahme dar Formensprache der Vergangenheit 
wurde gerade an einem GebAude« dessen Zwedc unleugbar ein moderner 
war, fragwürdig. Die Problematik, ob ein industrieller Raum im Jahr 1905 
noch mit der architektonischen Scmiotik des 18. Jahrhunderts verkleidet 
werden koimte» wurde anband des Entwurfs von Störzenacker offenkundig 
und akut. 

August Stürzenacker hatte als zweiter Beamter des städtischen Hochbauam- 
tes bereits einige gröfioe öfftmUiche Auftrage eihalten und angefahrt Das 
Elektrizitätsweric der Stadt Karlsruhe, das im Jahr 1900 erbaut wurde, trug 
die Handschrift von Stürzenacker. Ebenso die Verwaltungsbauten des im 
Jahr 1 902 eröffneten Rheinhafens. Beide Bauaufgaben hatten eines gemein- 
sam; Die Industrieanlagen des Rheinhafens und die elektrische Zentrale wa- 
ren von ihrem Zweck und ihrem Inhalt modern. Stüizcnackcr löste das 
Problem der architektonischen Umhüllung der elektrischen Generatoren auf 
traditionelle Weise: durch ihre Verhüllung. Das Elektrizitätswerk nahm die 
Form einer mittelalteriichen Bmganlage an, während der Hafendirektor 
quasi als Ritter auf seiner Vowallungsbuig residierte. Beide Lösungskon- 
zepte führte Stürzenacker solide, aber nicht originell ans. Im Gegensatz zu 
dem exzentrischen Billing, stand Stürzenacker für genau den akademischen 
Historismus, den Bdlmg in seiner Studienzeit au der Teclinischen Hoch- 
schule vorgefunden hatte. 

Stürzenackers neuestes Projekt orientierte sich wie seine Vorgänger an einer 
althergebrachten Formensprache. Mit Rundlürmen und verzierten Giebehi 
wirkte die neuerbaute S^ule fast wie ein romanischer Sakralbau. Es war 
diese kurz zuvor eröffnete Schillerschule, in deren Räumlichkeiten die Aus- 
stellung der WettbewerbsentwCkrfe für den Karlsruher Uauptbahnhof ausge- 



417 Karlsruher Zeitung vom 28.3.1905 "Die Fassadenentwurfe für den neuen Haupt- 
bahnliof 
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stellt wurden. Wer die Ausstelliiniz der Bahnhofsenhvürfe besuchte, konnte 
sich an Ort und Stelle eine VorstelUuiu von der Arcliitektursprache Stür/e- 
nackeis machen Die hen orstechendste Eigenschaft des Architekten be- 
schrieb der Karlsruher Landiausabgeordnete Binz; "Er hat insbesondere das 
Projekt und die Voranschläge zu unserer neuen Schillerschule in der Ost- 
stadt aufgestellt er hat auch das ganze ausgeftthit, und zwar zur Zufrieden- 
heit der Fachmänner und Nichtfachmänner. Was aber besonders bemer- 
kenswert erscheint, ist. daß er überall die Voranschläge nicht nur äußerst 
gewissenhaft aufgestellt hatte, sondern daß noch erhebliche Ersparnisse er- 
zielt werden konnten" August Stürzenacker als .Architekt nut folgenden 
Eigenschaften bezeicluiet: solide, verlasslich und sparsam. 

8.1.3 Ein voller und unanfechtbarer Sieg 

Das Ergebnis des Fassadenwettbewerbs kommentierte die Fachpresse en- 
thusiastisch: "Mit dem ersten Preis hat eine hervorragende Leistung moder- 
ner Architektur einen vollen und unanfechtbaren Sieg errungen"-* l*^. Der 
Architektenwctthcwcrb kulminicite in einer Konfrontation zwischen An- 
hängern einer modernen Architektm und Vertretern des traditionellen Klas- 
sizismus. Die Auseinandersetzung konnte in August StQrzenacker und Her- 
mann Billing personifiziert werden. Hermann Billing galt als das boff- 
nungsvollste Talent einer avantgardistischen Architektur in Baden. Die Ver- 
treter der Moderne setzten nun große Hoffnungen in die erste Realisierung 
eines öffentlichen Großprojekts durch Billing. "Abgesehen von der archi- 
tektonischen Wichtiukeit der Autnabe hatte diese KonkuiTenz auch eine 
prinzipielle Bedeutung als W endepunkt in der Geschichte unserer öffentli- 
chen Kuns^flege*'420. Der BCIassizisnnis wurde als "Lüge" klassifiziert, "je 
unmittelbarer sie an irgend einexi aus ältraen Kulturbedürfiiissen hervorge- 
gangenen Typus (..) erinnert"42i. Ein Bahnhof stellte dne modone Kultur- 
au^abe dar, die nadi kreativen Neuschöpfungen verlangte. Dagegen stand 



418 GLA 23 1/ Nr.9505 LandstSnde des GroBherzogthums Baden. Zweite Kammer. 

Vciicchrswcscn. a. Eisenbahnen. Protokoll der 1 M.Sitzung \ om ? 7.1906. S.8 

419 WidiTicr. Karl: "Die Fassadenkonkurrenz für den Karlsruher Bahnhofsneubau". 
in: Moderne Bauformen. Monatshefte für Architektur, Heft 5, 1905 (Wiederab- 
druck: Lindemann, Klaus E. R. (Hg.): „75 Jahre HaiqitbahiihofKarlsiuhe (1913- 
I mr. Karisrahe 1988. S. 82-89), S.82 

420 ebd. 

421 Widmer. Karl: "Die Fassadenkonkurrenz fiir den Karlsruher Bahnhofsneubau". 

in: Modcmc Bauformen. Monatshefte für Architektur. Heft 5. 1905 (Wiederab- 
druck: Lindemann. Klaus F R (Hg ): .,75 Jahre Hauptbahohof Karlsruhe (1913- 
1988) -. Karlsruhe 1988, S. 82-89), S.85 
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eine handwerklich gedienene. aber nicht originelle Leistung, welche die 
Tradition öffentlicher Bauaufträge fortsetzte. 

8.2 Di9 Reaktion derStaäUmntllchkeit 

Im diiekten Anschluss an die Entscheidung des Preisgerichts wurden die 
eingesandten Entwürfe programmgemiß der Ofifendichkeit zugänglich ge- 
nucht Vom 22 März bis 4. April standen die Skizzen dem Karlsrulier Pub- 
likum zur Besichtigung zur Verfiigung. Bereits am 21. März informierte 
sich der Karlsruher Stadtrat und die städtischen Oiicrbeamtcn über das l{r- 
gebnis der Fassadenkonkurrenz. Der Generaldirektor der badischen Eisen- 
balm, Rüth, fülule die slädlisclie Delegation selbst durch die Ausstellung. 
Inoeihalb der StadtSffendichkeit fand die Fassadenkonkurrenz nur eine be- 
grenzte Aufineiksamkeit. Der Wettbeweib beschäftigte „alle Kreise, deren 
Interessen mit der Kunst irgend welche Fühlung haben"^-2. Der größere 
Rest der Bevölkenmg nahm die Fassadenkonkuirenz allenfalls zur Kennt- 
nis. Die Lokalpresse beschränkte sich auf die Bekanntgabe der Dauer und 
der Öffnungszeiten der .Ausstellung und aut emen Kurzbericht zum Besuch 
der städtischen Delegation, tnie Besprechung oder eine über das Allgemei- 
ne hinausgehende Bewertung fand mit eimr Ausnahme nicht statt423. Für 
die stadtische Öffentlichkeit war die Tatsache der Bahnhofsverlegung und 
der Neubau ausschlaggebend. Die architektonische Gestaltung des Emp- 
fangsgebäudes, d.h. die ästhetische Seite des Projekts, seine Einfügung in 
den Stadtraum, traf demgegenüber auf kein besonders breites Interesse. 

8.3 V^MchBT Bahnfiotsmtwurf wird nallslen? 

Nach dem Ergebnis der Fassadrakonkurrenz ssAkn die Entscheidung zu- 
gunsten der Realisierung des Bitwurfs von Billing gefallm zu sein. Selbst 
die offizielle Karlsruher Zeitung brachte am 28. März 1905 eine Bespre- 
chung der Konkurrenz durch den Architekturprofessor Widmer, der seine 

Betrachtungen schloss: ..Damit ist ausgesprochen, welchen von den Entwür- 
len der Vommg gebührf-^--*. Die nächsten Monate \ergingen allerdings, 
olme dass m der Aiigelegeiilieit em Fortschi iil erkennbar wurde, im Gegeii- 



422 Badischc Landeszeitung vom 27.3. 1 905 ,Jiie Karisniher Bahnhofekonkurrenz" 

423 Die Ausnahme war Professor Kail Widmer. Er verSffentlicht zwei Besprechun- 
gen; 

Badischc Landc&zcitung vom 27.3.1905 „Die Karlsixtlicr Bahnliofskonkurrenz" 
Karisniher Zeitung vom 27.3. 1905 „Die Fassadenentwärfe für den neuen Haupt- 
bahnhof 

424 Karlsruher Zeitung vom 27.3. 1905 „Die Fassadenentwürfe für den neuen Haupt- 
bahnhof' 
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teil tauchten in der Öffentlichkeit Gerüchte über neue Aktivitäten der Gene- 
laldiiektioii auf. Die 1 isenbahnvervvaUunu sei dabei, einen eigenen ! iiiwurf 
auszuarbeiten Der Badische Architekten und lngenieur\'erein reagiene als 
erstes aul die Gerüchte um einen Eigenentvvurf der Generaldirektion. Auf 
seiner Hauptveisammhiiig im August 1905 beschloss der Verein ein Gesuch 
an die Eisenbahnverwaltung. Darin forderte er Aufklärung über den weite- 
ren Fortgang des Balinhofsneubaus^25, Diese Anfrage blieb unbeant\\'ortet. 
Am 11. Dezember 1905 richtete der Verein daraufhin eine Eingabe an das 
Staatsministcriinn sowie die Generaldirektion, um seinem Anliegen Nach- 
druck zu verleilien_ Hierin betonte der Verein nochmals, dass der iiiitwui-f 
von Billiiig, Vitlall die uiigeleiile LiUeislulzuiig der deutschen Archiiekien 
gefunden habe. Der Verband Deutscher Architektoi und Ingenieure als na- 
tionaler Dadiverband Jiabe es sich zur Aufgabe gemacht, überall dahin zu 
wirken, daß die Sieger der Wettbewerbe auch mit der Ausarbeitung der 
Ausführungspläne betraut werden sollten"426. in den letzten Jahrzehnten 
hatte sich bei öffentlichen Bauten sich eine zweifelhafte Praxis eingeschli- 
chen: In Archiiekiurwetlbewerbe lieferten freie Architekten die Ideen, wäh- 
rend die Ausführung der Bauten von staatlichen Bauabtcilungcn übcrnom- 
n^ wurde. Hierbd kam es zn einer sehr finzügigen Nutzong der Wettbe- 
werbsentwfirfe durch die Techniker der Staatsverwaltung. Der Wortlaut des 
Programmentwurfs des Karisruher Architektenwettbewerbs ließ eine ähnli- 
che Praxis erwarten, bzw. aus Sicht der .A^rchitektenverbände befürchten. 
Die Generaldireklion beantwortete die f tiigalK" in aller Klarheil und Offen- 
heit. Es habe nie die Absicht bestanden, einem der preisgekrönten .Architek- 
ten die .Ausarbeitung des Projekts zu übergeben. Die Generaldirektion sah 
in einem solchen Vorgehen ein unzulässiges übergehen ihrer eigenen tech- 
nischen Hilfskiäfte. Statt dessen sei nun ein eigener Entwurf durch das 
Baubüro da Direktion ausgearbeitet worden, da vowirklicht werden sollte. 
Das Fachoigan der deutschen Architekten, die „Deutsche Bauzeitung", ant- 
wortete mit einer offenen Polemik auf das Vorgehen der badischen Staatsei- 
senbahn-^-^. Die Bauzeitung stellte zunächst den prinzipiellen Charakter des 
Karlsruher Vorgangs heraus. Die vom Verband deutscher Architekten und 
Ingenieure im Jahr 1897 aufgestellten "Grundsätze für das Veifahren bei 



425 Verlauf und Inhalt der ,\kti\itätcn sind dargestellt in: Badische Landeszeitung 
vom 5.3. 1906 „Die neuen Hochbauten der badischcn Staats- Eisenbahn ' 

426 Zitiert nach; Badische Landeszeitimg vom 5.3. 1906 „Die neuen Hochbauten der 
badischen Staats- Eiscnbalin" 

427 Abgedruckt in ßadischc I andesTcttuQg vom 5.3. 1906, J>ie neuen Hochbauten 
der badischcn Staats- tiscnbahn" 
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Wettbewerben im Gebiete der Architektur und des Bau- Ingenieurwe- 
sens"428 legten eine detaillierte Regelung der Ausschreibung und des Ab- 
laufs derartiger Konkurrcn/Lii fest Dalici sali die Bau/eilung dieses Regu- 
ku in zwei entscheidenden 1 allen von der karlsrulier Ivonkuirenz verletzt: 
Der Zusammoisetzung des Preisgerichts und der Eigentumsreclite am Ent- 
wurf. 

In § 3 der Gnindsülze formuUerte der Verband die eigentlich selbstverständ- 
liche Voraussetzung, dass "die Annahme des Preisrichteramts (..) Verzicht- 
leistung auf jede direkte und indirekte Beteiligung an dem Wettbewerbe''-^-*^ 
bedingte. Mit Baudirektor Wasmer. Oberhaurat Zieuler und Oberbaurat 
Geniel waren aber gleicli drei Teclmiker der Bauableilung der Generaldie- 
iekti(Hi in dem Preisgremium vemeten. Alle dm waren fflaflgd>Iich an der 
Ausarbeitung des Eigenentwurfs der Generaldirektion beteiligt, der nach 
dem Willen der Staatsbahn den Entwurf von Billing ersetzen sollte. Wenn 
die Aussage der Gcneraldirektion den Tatsachen entsprach, dass sie immer 
eine Ausfiibnmg des Empfanysgebäudes in eigener Regie angestrebt hatte, 
koniite beides nur eines bedeuten: Die von der Generaldirektion gestellten 
Preisrichter stellten Gutachten über KLonkui renzentwürfe aus. Sie waien als 
Mi^ed» der Baiiabteilung indirekt am Wettbewat beteiligt. 
Der zweite (Critikpunkt bezog sich auf die Passage des Programm, in dem 
festgestellt wurde: "Die preisgekrönten und angekauften Entwürfe worden 
Eigentum der Großh. Generaldirektion, der die beliebige Benutzung für die 
Bauausführunu fieisteht"-^-^". Datieiien beliarrte der Verband der deutschen 
Architekten und Ingenieure in seinen Grunds;it/en auf ein Urheberrecht. 
Nur bei der Realisierung des Entwurfs gingen auch die zugrundeliegenden 
Ideen in den Besitz des Ausschreibenden über. Wurde ein Entwurf nicht 
ausgeftUut, sollte das Eigentumsrecht allein beim Architekten veibleiben. 
Die Konstellation, wie sie sich bei dar Karisruha: Fassadenkonkunei^ er- 
gebm hatte, lautete: Die Architekten und Techniker in den staatlichen \'er- 
waltungen gegen die frei tätigen bzw. akademischen Architekten. Mit der 



428 GLA 23 1/ Nr.9505 Laiidstäiidc des Großhcizogtluinis Baden. Zweite Kammer. 
Verkehrswesen, a. Eiiicnbahncn. Benchl der ßudgetkommission, § 29 KariSfuhe, 
Verlegung des Personenbahnhof, IV. Teilforderung. S. 44-134. S.131-I34 

429 GLA 23 1/ Nr.9S0S Landstande des Großherzogthums Baden . Zweite Kammer. 
Verkehrsw esen, a. Eisenbahnen Bericht der Budgetkommission. J 29 Karlsruhe, 
Verlegung des Personcnbalmhots, IV. Teilforderung, S. 44-134, S. 13 1-134, 
S.132 

430 GLA 23 1/ Nr.9S05 Landständc des Großherzogtliums Baden. Zweite Kanuner 

Verkehrswesen, a Eisenbahnen Bericht der Budgetkommission. § 29 Karlsruhe, 
Verlegung des Pcrsoncnbohnhots, IV. I cilfordcrung. Anlage 1, S. 123-124, S.124 
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Betonunu der freien Konkuirenz und des Ideen Wettbewerbs, beabsichtigte 
die Bau/.eitung die bestehende Hierarchie bei örieiilliclien Bauten /u verän- 
dern. Die staathchen Verwaltimgcn, speziell die Bauabtcilungen, versuchten 
die Bauausfüluung öffentlicher Großaufträge in eigener \ erantwortliclikeit 
zu monopoIisiereiL 

Das Verhahen der Generaldirektion geriet nicht nur in Architektenkreisen 
und in den Künstlerkreisen der Landeshauptstadt in die Kritik. Auch die 
Stadtverwaltung sprach sich vehement für die Verwirklichung des Projektes 
von Billing aus-^-'l. Billing galt als der herausragende \'ei1reter einer avant- 
gardistischen Architektur in Baden, er vertrat an der Tccluusclien Hoch- 
schule den Ldintuhl für Aichitdctiir imd war zudon in Karisruhe ansässig. 
Die Realisienmg seines Fassadenentwurf versprach nationales, wenn nicht 
sogar internationales Aufsehen und Anerkennung für die Stadt. Billings 
moderne Formensprachc entsprach dem SelbsU crständnis einer aufstreben- 
den Großstadt, die sich als internationaler Verkehrsknotenpunkt definieile. 
Die Stadlveiwallung hielt sich mit ihrer Einschätzung des h.mwurfs nicht 
zurück und versicherte dem Architekten, "dass der Entwurf wirklich eine 
geniale Arbeit darstelle imd seine Ausführung der Stadt zur Zierde und zum 
Nutzen gereicht werde^^si. 

Die Generaldirektion musste akzeptieren, dass allein die Ausschreibung 

eines Wettbewerbs unter den besten deutschen Architekten Fak^ geschaf- 
fen hatte Die Ergebnisse konnten jet/t nicht mein ohne Konsequenzen ein- 
fach ignoncii werden Deshalb wählte die staatliche Verwaltung eine neue 
Strategie. Die Regierung erklärte sich übenasclienderweise bereit, einen der 
prämierten Entwürfe als Grundlage der Planungen zu akzeptieren. Es han- 
delte sich dabei um den zweiten dritten Preis von Prof. Sturzenacker ans 
Karlsruhe. StOrzenacker war früher in Diensten der Stadtvowaltung als 
stellvertretender Leiter des städtischen Hochbauamtes tätig, bevor er an die 
Bauiiewerkschiile in Karlsnihe w^echselte. Die Bauuewerkschule aber war 
eine staatliche Institiilion. d h Sliirzenacker war badischer Beamter. Stürze- 
nacker war somit em Kompromisskandidat, der von der Liscnbahndirektion 
und der Stadtverwaltung akzeptiert werden komite. 



43 1 Rückblickend bemerkte der Stadtrat: "Wir haben uns alle mögliche MQhe gege- 
ben, die Staatsbehörde und die Landständc dazu zu bewegen, den \on Ihnen ge- 
fertigten Entwurf für das Aufnaluncgcbäude des Hauptbahnhofs anzunehmen". 
In: StAK H.-Reg. Nr.8S08 Stadtrat an die Architekten Billing und Vittali vom 

io.4.i')(ir, 

432 StAK H.-Reg. Nr .8508 Stadttat an die Architekten Billing und Vittali vom 

10.4.1906 
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Was sich die Eisenbahnverwaltung von der Wahl des Entwurfs von Stürze- 
nacker versprach, \eidciitlicht eine Aussage dei Direkiion gegenüber der 
Buduetkonimission des l andtags: "Die Großh Regierung habe die Absicht, 
den Bau durcii liire eigenen Architekten in Regie ausfüluen zu lassen""*^^. 
Noch entscMedener fonnulierte Ministerialdirektor Schulz vot dem hfldi" 
sehen Landtag die Absichten der Eisenbahnverwaltung "Der Bau soll im 
Regiebetrieb ausgeführt werden; es ist aber selbstverständlich, daß Herr 
Professor Stürzenacker bei der Bearbeitung des Projektes mit herangezogen 
wird"-*?-*. Nachdem die Eisenbahnverwaltung die Venvirklichung ihres ei- 
genen Entwuris aufgeben musste. beabsichtigte sie nun durch die Hintertür 
ilue Vorstellungen doch noch durchzusetzen. Während sie sich bei einer 
Ausfiihmng des Billing- Botwmfs mit einem fireicai Ardiitdcten auseinanto 
zu setzen hatte, der sdbstbewusst die Realisierui^ in eigener Regie anstre- 
ben wflrde, versprach die Wahl von StOrzenacker einen Ausweg: Konzepti- 
on, Planung und Ausfuhrung konnten weiterhin in der Verantwortung der 
Ingenieuren und Architekten der staatlichen Bauabteilung verbleiben Die 
weitere Realisierung des Stürzenackerschen Hniwurrs zeigte, dass die Ei- 
senbalmvenvallung in iluer Einschätzung der Ausgaiigslage richtig gelegen 
hatte. Stnmnack» war in die Auslnhnmg des Bauprojekts kaum nu^ ein- 
gebunden. Sein Entwurf erfuhr durch die Bauabteilung derartig tie^reifen- 
de Veiindaungen, dass er mit dem Ausgangsentwurf nur noch wenig Ge- 
meinsamkeiten besaß'^^^. 

Die Wahl des als viertbester Entwurf gewerteten Projekts nahm den Kriti- 
kern der Nichtberücksichtigung von Billing/ Villah die Argumentations- 
giomdlage. Sowohl der Vorstand des badischen Architekten und Ingenieiu:- 
vereins, als auch die Stadtverwaltung gingen auf das Kompromissangebot 
der Genetaldirektion ein und beförworteten die Realisierung des StOrzena- 
cker- Projekts. Die Wendung der Berufsverbandes markierte ein Sduinben 
des Vorstands des Badischen Architekten- und Ingenieurvereins vom 27. 



433 GLA 23 1/ Nr.y5()5 Landslandc des Großhcr/oglhums Baden, Zweite Kammer. 
Verkehrswesen, a. Eisenbahnen. Bericht der Budgetkommission, § 29 Karisruhe, 
Veriegung des Penonenbahnhofi, IV. Teilforderung, Budgetbericht S. 44-134, 

S 5? 

434 GLA 23 1/ Nr.9fiU5 Landstandc des Großhcizogthums Baden. Zweite Kammer. 
Vericehrswesen, a, Eisenbahnen. Protokoll der 1 H.Sitzung vom 3.7.1906. S.30 

435 Linde, Otto: "Der nouo Pcrsononbalmhof in Karlsruhe in Baden", in; Lindcniann. 
Klaus F R (Hg ) .75 Jahic Hauptbahnhof Karisruhe (1913 - 1988)". Karisruhe 
1988, S.91-lül,S.95ff 
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März 1006^36 Darin erkannte die Berufs Vertretung zunächst die Argumen- 
tation der Generaldirektion an. die Billiiius Entwurf als zu teuer verworfen 
hatte. Der Verband /oy sich auf Auffassuim /uiiick, class der ciilsclieidende 
Faktor die Vervvirkhchung eines der präinieiten Entwürfe sei luid nicht un- 
bedingt die Realisierung des Entwurfs von Billing. StOrzenacker »füllte 
dabei auch die zweite Vorgabe des badischen Aichitektenvereins, nämlich, 
dass "der Entwurf des einlieimischen Künstlers dem des Nichtbadcners vor- 
zuziehen ist"-*-'?. Der Stadtrat griff die Argumentation der Standesvertretung 
auf und sprach sich am 27. 29. März in zwei Schreiben an das badische 
Staatsmniisienum nun explizit für die .Ausführunu des Entwurfs von Stür- 
zenacker aus-^^^. Zwai bedauerte man aligemem die Nicht- Duichfüluung 
des als kllnsflerisch wertvollef eingestuftai BiOing- Entwurfs» aber stellte 
den Protest dj^egen ein. Die Strategie der Generalsdirektion war aufgegan- 
gen. 

Daran änderten auch die Aktivitäten von Billing nichts mehr, nachdem die- 
ser von der Akzeptierung des Entwurfs von Stürzenacker crtahrcn hatte. 
BiUing musste sich naturlich ^ or allem von der Generaldirektion aber auch 
von der Stadtverwallung Inniergangen fühlen. Statt seines ersten großen 
öfifendichen Auftrags, der seinen endgültigen Durchbruch als Architekt be- 
deutet hfttte, sah er sich mit da Realisioimg des neo- barocken Entwurfs 
von Stürzmacker konfiKnAiat. Auf die sdbdnfUiche Infonnatioa der endgttl« 
tigen Ablehnung der Ausführung seines Entwurfes durch die Eisenbahn- 
vervvaltunu am 10 März 1906. suchte Hermann Billing nochmals das Ge- 
spräch nnt der Baiiableihing. Sein freffen mit Überbaurat /icglei. einem 
der Juroren des Freisgerichts brachte nur die resignative Einsicht, dass die 
staatliche Verwaltimg nicht gewillt war das Projekt aus der Hand zu geben. 
Oberbaurat Ziegler betonte, dass er sich die AusfOhrung des Empfangsge- 
bii^es nicht nehmen lasse. Billing kommentiale die Aussagen des Hoch- 
baubeamten mit Sarkasmus: "es ist daraus zu folgen, dass auf eine objektive 
Beurteilung unserer .Arbeit von dieser Stelle aus nicht gerechnet werden 
kann"-^39. Die Begründung der Generaldirektion, dass bei seinem Entwurf 



436 StAK H.-Rcg. Nr.8 136 Großhctzoglich badiscbcs Ministerium an Staduat vom 
30.3.1906 

437 StAK H.-Reg. Nr.8 1 36 GroßherzogUch badisches Ministerium an Stadtrat vom 

.■^(1 ' l'^>()6. .Anlage. S.2 

438 SiAK. H.-Reg. Nr.8 136 Großhcrzoglich badischcs Ministerium an Stadtrat vom 
30.3.1906 

439 StAK H.-Rcg. Nr.8 1 36 Billing A^ilalli an das Grossh.Badischc Ministerium des 
Grosshcr7.oi;!ichcn Hau»;cs und der auswartii'cn Angelegenheiten Den Entwurf 
zu einem neuen Autnalunegebäade mi Baimhot Karlsruhe betr. vom 5.4. 1906, S. I 



180 



Cüpy I lyl iiuo iiiüiLiicil 



mit einer erheblichen Kostenüberschreitung zu rechnen sei und deshalb aus 
fuian/ielleii Gründen nicht realisierbar sei. ließ Billing nicht gelten. Allein 
mit einer Veränderung der Materialien der Verkleidung der Schalterhalle 
waren erhebliche Emsparungen möglich, oline den Entwurfsgedanken zu 
beeinträchtige. 

Wanim die Bauabteilung der Generaldirektioii nicht bereits war Billing als 
ausführenden Architekten zu dulden, verdeutlichte in diesem Schreiben das 
Selbstbewusstscin mit dem der Architekt auftrat. Hennann Billing bestand 
selbst in diesem resignativen letzten Versuch darauf, die Gnnidrißvorgabe 
der Eisenbahn\ ervvaltung zu verbessern. Die Disposition der Wartesale, 
Reslauraiioncn und öffentlichen Bedürfmsansiallen konnte die Ansprüche 
an eine moderne Bahnhofsanlage nicht befriedigen. Billing kommentiale: 
**Diese Anordnungen sind unseres Erachtens nicht ausführbar und verlangen 
eine Umarbeitung des amtlichen Entwurfs''^^*^). Mit Billing war eine Vorge- 
hensweise, wie sie mit Stürzenacker schließlich umgesetzt wurde nicht 
möglich. Hermann Billing wollte die eigenverantwortliche Ausführimg sei- 
nes Entwurfes Einer wesentlichen AbiiiKleiung seiner Pläne und der Ent- 
fernung aus der V ciantw Ortung füj die Auslüluung hätte Billing schwerlich 
zugestimmt So blieb Billing nichts als das Gefiahl der CHmmacht "Wir er- 
lauben uns daher ganz eigebenst festzustelloi, dass der Vcngang in der An- 
gelegenheit tatsächlich kein gerechter genannt werden kann und wir bedau- 
ern aufrichtig, dass das hohe Ministerium uns keine Gelegenheit gibl^ ent- 
gegen den Gepnouenhciten bei Wettbewerben, der Sache in geeigneter 
Weise und form zu dienen"'^'*!. 

8.4 Die Fassadenkonkurrenz vor tfem Lendiag 

Die aichitdOonische Gestaltung des Karlsruher Bahnho&gebäudes beschif- 
tigte auch den badischen Landtag. Im Juli 1906 wurde vor der zweiten 

Kammer der Bericht der Budgetkommission diskutiert. Darunter befrmd 
sich der Antrag der Eisenbahnverwaltung auf die Genehmigung der vierten 
Teilforderung für die Erstellung der neuen Bahnhofsanlage in Karlsruhe 
über 1 Million Mark. Die Budgetkoniniission widmete sich in ihren Bera- 
tungen und ihieni Bericht ausführlich dem Ergebnis und dem weiteren Vor- 
gehen in der Frage des Empfangsgebäudes. Auf eine Anfrage der Budget- 
kommission gab der badische Staatsminister eine Erklärung zur Fassaden- 
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konkiurcnz ab-^-*-. Die badische Regiening beharrtc auf dem Standpunkt, 
der bereits durch die Fomuiherunuen der üutachterkomniission zur Fassa- 
denkc)iikurrcii/ durch die Hisenbahin crwaltung festgcleul woidcii wai Kein 
Eiitwuif habe alle Bcduigiuigen eriulli. Die Preislia^jer seien luu als "rela- 
tiv" beste zu betrachten. Eine Realisiening des Entwurfs von Billing/ Vittali 
lehnte die R^ierung grundsStzlich und kategorisch ab: **Das Großh. Minis- 
toiirni ist nicht in der Lage» den. Entwurf der Herren Billing und Mttali als 
zur Ausführung geeignet anzuerkennen"'W3, Die Argumentation stützte sich 
auf "wcscntHchc Mängel", die durch das Gutachten zu Tage getreten waren. 
Der wesentlichste dieser negati\en Punkte betraf die finanzielle Seite des 
Projekts. Das Staatsniimsterium betonte, dass der Entwurf von Heruianu 
Billing als einziger ausdrOddich als zu teuer bezeichnet worden war. Das 
Projekt wurde von der Oeneraldiiektion mit Mehricosten in Höhe von ca. 
350000 Mark veranschlagt, d.h. Gesamtkosten von insgesamt 1 ,45 Millio- 
nen Mark Außerdem wies die Staatsvcnvaltung darauf hin, dass im Pro- 
gramm der .A^usschreibune ausdiiicklich eine Zusage auf Ausfuhrung des 
Siegerentwurfs abgelehnt wonicn war. 

Die Begründung der Gcneraldircktion, der Entwuif Billings sei zu teuer, 
wurde weder von der Stadt» den Architdctenverbändat oder den Landt^s- 
abgeordneten in Frage gestellt. Das» obwohl hierzu sehr wohl Grund be- 
stand. Nach der Ablehnung des Siegerentwurfs hatte die Eisenbahndirektion 
zunächst die Realisierung eines eigenen Entwurfs der staatlichen Bauabtei- 
lung favorisiert und versucht durch/usel/.eii dicseni V orhaben war die 
Staatseiscnbahn allcrdums auf einen erheblichen W iderstand \ on Seiten der 
Stadtverwaltung Karlsruhe, der Stadtoffentlichkeit und eines Teils der 
Landtagsabgeordneten getro£fen444. 



442 RegieiungseildäTung in: GLA 23 1/ Nr.9S05 Landstände des Großherzogthums 

Baden. Zweite Kammer. Verkehrswesen, a Tisenbahnen Bericht der Budget- 
kommission. $ 29 Karlsruhe, Verlegung des Personenbahnhöfe, IV. Teilfbide- 
ning, S. 44-134, S.49-52 

443 Regieningseridämng in: GLA 23 1/ Nr.9505 Landstände des Großherzogdmmft 

Baden Zweite Kammer. Verkehrswesen, a. Eiscnbalincn. Bericht der Budget- 
kommission, § 29 Karlsruhe. Verlegung des Pcrsoncnbahnho£s, IV. Tcilibfde- 
ning, S. 44-134. S.49-52, S.50 

444 Budgetbericht: "\\ ie in weiten Kreisen der Stadt Karlsuhe und insbesondere in 
Kreisen der Künstlcrschaft eine gew issc Mißstimmung darüber Platz gegriffen 
habe, daß das mit dem ersten Preis gekrönte Bauprojekt tur die Bauausführung 
die Stimmung der Großh. Regierung nicht gefiüiden habe", in: GLA 231/ 
Nr.9505 Landstände des Großiierzogtluims Baden. Zweite Kammer. Verkehrswe- 
sen, a Eisenbahnen. Bencln der Biulgctkommission. ^ 29 Karlsruhe, Verlegung 
des Personenbahnhof, IV. Teiltbrdcnuig, S. 44-134, S.52/53 
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Die Fragwürdigkeit der Ablehnung des Billingschen Projekts aus K.osten- 
gründen wurde in der weileren Arbcil der Budgetkomniission immer deutli- 
cher. Als Hauptargument für Stürzenacker galt dessen tinanzieller Ansatz: 
"Der Euiheilspreis von 21 M. kann bei der vorgeschlagenen Arclntektur 
genügeii"445. Dazu kamen noch die Er&hningen mit weiterm städtischen 
Projekten, bei denen StOrzenacker stets die Kostenvoranschläge eingehalten 
hatte^46 In den Beratungen der Budgedcommission musste die Eisenbalin- 
direktion allerdings zugeben, dass der Ansatz von Stürzenacker, der sich auf 
insgesamt 1,074 Mio Mark bclief, keine Ciültigkcit hatte Die Staatsverwal- 
tung konnte auf Anfrage der Budgetkommission kcme (jesamtkostcnpiOLi- 
nose nemien: "Es war in der Zwischenzeit nicht möglich, einen genauen 
Kostenvoranschlag ftr dieses Projekt anzufeitigen**447. Um demioch Zahlen 
vorlegoi zu kömien, griff die GeneraldirdEtion auf das eigene Projekt zu- 
rück, für das ein Kostenvoranschlag existierte. 

Mit der Vorlage des detaillierten Kosten Voranschlags, der auf das Stürzena- 
cker- Projekt ühcilragcn wurde, stand plötzlich nicht mehr die Summe von 
1,1 Mio. Mark, wie sie das Prouramm der Ausschi eibunu für das Bahnhofs- 
gebäude genannt halle un Raum, sondern die Gesamtsuninie von 1,7874 
Mio. Mark. Mit Erstaniien nahm die Budgetkonunission die überraschende 
Kostensteigerui^ von 1,1 auf 1,7874 Mio. Mark zur Kenntnis und verlangte 
weitm Aufklärung. Die G«ieraldirektion subtndueite von den 1,7874 Mio. 
Mark einen Mehraufwand, der sich erst nachträglich ergeben hatte und nicht 
als Bedingungen in die Ausschreibung eingegangen war. Darunter fielen 
z.B. die Fundierung des (icbaiides. die Räume unter den Gleisen uiui neue 
Warteräunie für den Nebenbalmhof nach Maxau Damit reduzierte sich der 
berechnete Aufwand zur Erstellung des Empfangsgebäudes auf 1,5126 Mio. 
Mark. Die Feststellung der Verwaltung, dass diese Mehikosten bei allen 
Projekten in der gleichen Höhe angefallen wären, wiricte nur wenig über- 
zeugend. 



445 GLA 23 1/ Nr.9505 Laiidstäiidc des Gioßhcizogtluims Baden. Zweite Kammer. 
Verkehrswesen, a, Eisenbahnen Berieht der Budgetkommission, § 29 Karisruho, 
Verlegung des Personenbalinhofs. IV. Teilforderung. Anlage 2, S. 125-130, S.126 
"Karlsnibe 1750-1800« 

446 Die bedeiitenstcn Projekte w aren d.is städtische Elektrizitätsweric, das als mittel- 
alterliche Buigaiilagc gestaltet war und die Schillerschule 

447 GLA 23 1/ Nr.9S05 Landstibule des GroBberzogthums Baden. Zweite Kammer. 
Verkehi^w Lsun. a. Eisenbahnen. Bericht der Budgetkommission, $ 2'' Kailsaihe, 
Verlegung des Personenbahnhof, IV. Teilforderung, Budgetbericht S. 44-134, 
S-55 
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Wenn es nicht möglich war. einen Kostenvoranschlag für das Stürzenacker- 
Projekt \or/.iilegen. wie konnte es dann möglich sein, das Billing- Projekt 
aufgrund des gleichen unzulänglichen Zahlenmaterials kategorisch als zu 
teuer auszuschließen ? Dazu kam noch, dass nur kurze Zeil zuvor von der 
Bauabteilung der Eisenbahn für den Billing- Entwurf die Gesamtsumme dar 
Realisiemng auf 1,45 Mio. Nfailc beziffert wurde. Die Zahlenspiele der Ei- 
senbalinverwaltung machten nur eines deutlich: Es gab für die Kostenschät- 
zung der verschiedenen Projekte zu dieser Zeit keine verlässlichen Daten. 
Die Kostenschätzungen der X'crwaltung erwiesen sich als reine Spekulation. 
Dass trotzdem mit dem Hauplarguineiit der Kosten operiert wurde, verdeut- 
licht ihre Instrumentalisierung. Mit den kosten wurde ein Vorgehen ge- 
lechtfertigt» das ganz andere Gründe besaß: Die Wahnmg der Alleinvorant- 
wortui^ der staatlidien Bauverwaltung für Konzeption, Planung und Aus- 
fuhrung der Karlsruher Bahnhofsanlagen. 

Der Budgetkommission erschienen die neuen Berechnungen der Eisenbahn- 
ver^valtung nicht schlüssig: "In den Schlußberatungen wurden von einem 
Teil der Komnnssioiismitglieder gegen die erheblich höheren Kosten ( ) 
Bedenken geäußert und empfohlen, von der Annahme eines bestimmten, 
^eziell des StOrzenackerschen Projektes, für den Fassadenbau mindestens 
zur Zeit noch abzusehen'*448. in einer Kampfabstimmung sprachen sich 8 
der 15 Kommissionsmitglieder gegen den Vorschlag der Landesregierung 
aus. Die Strategie der Eisenbahndirektion hatte somit eine erste parlamenta- 
rische Niederlage erlitten. Das Stürzenacker- Projekt hatte die erste Hürde 
der Budgetkommission nicht genommen. 

Die Budgetkoimnission rügte nicht das Verhalten der Eisenbaluivei"waltung 
bei der Auswahl des Entwurfs für den Personenbahnhof, sondern ihre fman- 
ziellen Planungen. Die Kosteniiberschrritung von über 400000 Mark bereits 
vor Beginn der Bauarbeiten «sdiien da Landtagskommission zu hoch. Die 

Zielsetzung der Budgetkommission formulierte der Bciichteisiaiter PfefFcr- 
le am 3. Juli 1006 vor der zweiten Kammer des badischen Landtags folgen- 
dennaßen: "Die Konimissioiisniehrheit will damit eine möglichst billige 
AusfühiTUig des Aufnahniegcbäudes erzielen''^^. 



448 GLA 23I.'Nr.y5()5 Landstandc des Großherzogthums Baden Zweite Kammer 
Verkehrswesen, a. Eisenbaiincn. Bericht der Budgetkommission, § 29 Karlsruhe, 
Verlegung des Personenbahnhof, IV. Teilforderung, Budgetbericht S. 44-134, 

S.57 

449 GI.A 2? I Nr ^.^05 Landsländc des Gnißher/ogjhiims Baden Zweite Kammer 
Vciicchrswescn, a. Eisenbahnen. Protokoll der 1 14. Sitzung vom 3.7.19U6, S.3 
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Die Aussprache vor der zweiten Kammer des badischen Landta^s am 3. und 
4. Juli 1 906 konzentrierte sich auf zwei eng miteinander verbundene Frage- 

steUungen: 

1. Welche Funktion hat ein Baluihof imierhalb des Stadtraunies. d.h. wel- 
cher Aufwand ist bei der Errichtung eines Vedcehrsbaus prinzipiell gerecht- 
fertigt? 

2 Sollte der EntvMirf von Stürzenacker trotz seiner Kostenttbeischieitiuig 

als Planungsgrundlage akzeptiert werden ? 

Der Themenkomplex zur Gestaltung des Karlsruher Empfangsgebäudes 
kam iin /usanimenhaiig mit einerneuen Kostenscluitzun;^ der Gesanitanlage 
vor das Parlament. Die Gencralduektion der badischcn l:^iscnbahn legte an 
Jahr 1906 einen Voranschlag xäbet 35,35 Mio. Maik vor. Dies bedeutete 
gegenüber den Planungen aus dem Jahr 1901 einen Anstieg der finanziellen 
Belastung um mehr als 20,5 Mio. Mark. d.h. eine Steigerung um das 2,4 
fache. Das Bahnhofsgebäude, für das die Fassadenkonkurrenz ausgeschrie- 
ben worden war. wurde im Wettbewerbsprogramm mit 1.1 Mio. Mark ver- 
anschlagt. Die architektonische Gestaltung des Bahnhofs trat mit 1.1 Mio. 
Mark zu den Kosten der Gesamtanlage von 35,35 Mio. Mark völlig m den 
Hintergrund. Trotzdem beschäftigte sich sowohl der Budgetbericht, als auch 
die sich anschließende Parlamentsdebatte primär nicht mit den Gesamtkos- 
ten, sondern mit diesem im Vergleich geringen Etat für das Empfangsge- 
bäude. Einige Abgeordnete stellten nochmals die Verlegung des Bahnhofs 
an sich in Frage Die Steigcmng der Gesamtkosten wurde zur Kenntnis ge- 
nommen Aber um die aicliitektonische Gestaltung des Emptangsgebäudes 
entbraimte euie Ausemandersetzung-*-^*>. 

Im Gegensatz zu den technischen Strukturen der restlichen Bahnhofsanlage, 
zu den Gleisanlagen und der gigantischen Bahnsteighalle aus Stahl und 
Glas, stellte das Empfangsgebüude etwas real Wahrnehmbares für die Men- 
schen dai Mit dem Gebäude verband jeder Abgeordnete eine konkrete Vor- 
stellung. Jeder Einwohner dei Stadt komite es in eigene Erfidirung überset- 
zen. Hier in Bezug auf das Hmpfangsgebiiude schien der Bahnhol nichts 
anderes zu sein, als ein weiteres öffentliches Gebäude. Hier in Bezug auf 
das konkrete Bauwerk verlor sich das Gefülil der Bedrohung, das von der 
industrialisierten Mobilität ausging. Em Ausdruck dieses Bediohungspoten- 
tials findet sich in dem immer wiedeikehrenden Motiv der Reduktion des 
Menschlichen auf Produkte, der Reduktion der Reisenden auf menschliche 



450 GL.^ 231/Nr.9505 Laiidständc des Großhcizogtluims Baden. Zweite Kammer. 
Vcrkchrsn cscn a FiscnbahncQ. Protokoll der 1 i4.SitzuQg vom 3.7.1906 und 
llS.Sitzung vom 4.7. 1906 
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Pakete-^^'. Und so konzentrierte sich die Diskussion in der politischen Öf- 
fentlichkeit auf das Detailproblem der Architektur der Bahnhofshalle. 
Die AhücoicinL'tcn des hndischen Landtags iiiihcrten sich dein Problem des 
Balinhofs als einem Zcatralobjekt der Moderne aulierst pragmatisch. Über 
die Funktion eines Bahnhofs herrschte ein breiter Konsens: „Ein Bahnhof 
soll möglichst fMraktisch für den Verkehr, fUr das Publikum, ffir die Auf- 
nahme von Personen und Gepäck gebaut werden"452. Die Vennittlung mo- 
demer Mobilität erfolgte primär nach praktischen Gesichtspunkten. Der 
Begriff „Praktisch" lässt sich mit zwei Schlüsselbegriffcn näher bestimmen; 
Sicherheit und Geschwindigkeit Ein Bahnhof diente dazu, Personen und 
Güter olme Beschädigung an ihren Besiiininungsorl zu Iransportieien, oder 
vielmehr sie ohne Beschädigung ihran eigen^chen Transportraum zuz»- 
fähren. Sicherheit ist eine Vcmussetzung, aber das entscheidende Kriterium 
moderne Transports ist die Geschwindigkeit. Die technische Gestaltung 
und Organisation eines Bahnhofes ist ausgelegt auf eine Minimierung des 
Zeitabschnittes, der zwischen Stadt- und Transportraum liegt Das Bauwerk 
Bahnhof nuissic also \ or allem einem Kriterium geniigen; „Unseren moder- 
nen, verwickeilen und hastigen Verkelusverhältnissen"453. 
Das Ideal eines Bahnhofs formulierte der Abgeordnete der Sozialdemokra- 
tie, Eichhorn, in Übereinstimmung mit seinen Kollegen: "Ich wünsche mir 
einen Bahnhof, dem man sdion aus großer EMfommg den Zweckbau, die 
Bestimmung als Bahnhof ansiehf 454. Für die zweite badische Kammergab 
es keinen Zweifel an der Definition des Bahnhofs als Nutzbau. 
Die architektonische Gestaltung des l"mpfangsgebäudes trat demgegeniiber 
in den Hintergrund. Als eine „künstlerische Frage, betraf sie mehr den per- 
sönlichen Geschmack. Solange sie die praktischen Erwägungen nicht be- 
hinderte, konnte über die ästhetische Umsetzung ausgiebig gestritten wer- 
den. Ein Anlass hierfür bot die Fassadengestaltang des Entwurfs von Stür- 
zenacker Konnte ein modemer Bahnhof im Stil des Neobarock ausgeführt 
werden'.^ Diese frage stellte eine \\ iederaufnahmc der Kritik der (iutachtcr- 
kommission des Architektenwettbewerbs dar. Die Gutaciiter waren zu dem 
Schluss gelangt: „Ob es richtig ist, eine historische Stiiionn in so strenger 



451 siehe: Schivelbusch, Wolfgaiig: "Geschichte der Eiscnbahnreise. Zur Industnali- 
sierung von Raum und Zeit im 19. Jahrhundert". München 1977 

452 GLA 23I/Nr.y5()5 Landstandc des Giof^hcrzogthiims Baden Zweite Kammer 
Verkehrswesen, a. Eisenbaiuicn. Protokoll der 1 14. Sitzung vom 3.7.1906, S.16 

453 GLA 23 1/ Nr.9505 Landstände des GroBberzogthums Baden. Zweite Kammer. 

Vclkclll^\^ L^scn. a. Eisenbahnen. Protokoll der 114.Sitzung vom 3.7.1906, S.25 

454 GI.A 2.^ I Nr Landstiindc des GroRher/ogjhiims Baden Zweite Kammer. 
Vcilcchrsvvcscn, a. Eisenbahnen. Protokoll der 1 14. Sitzung v om 3.7.1906, S.35 
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Durchführung für das ganz moderne Baubedürfnis anzuwenden, ist aller- 
dings zweifelhafr'^-^-'^. Die badische Regienmg. die den Entwurf zur Ent- 
scheidung in tias Parlament eingehrachl halle, hcrniwoitclc chese Erage. 
Stürzenacker habe mit clci Wahl des badischen Spatbarocks eui lokales 
Kontmuum wieder auigegnfFoi. Das neobarocke Design fügte den neuen 
Bahnhof in die mdividueile Bautradition der Residenzstadt ein. Dagegen 
traf die Walil des neobarocken Stils in der \'ersammlung auf eine überwie- 
gende Kritik. Der Abgeordnete Frank (SPD) fasste das Unbehagen zusam- 
men: [ s ist ein merkwürdiger Gedanke, daß für etwas so modernes, wie es 
ein Bahnhof ist, ein Projekt aus dem Stil der Postkutschenzeit, aus der Ba- 
rockzeit, gewählt wird"456. Auch iiir politisch weniger fortscluittliclie üe- 
mOter fand hier ein Slilbrudi statt, jedoch aus anderen GrOnden. Bewertete 
der SPD- Abgeordnete die Beschleunigong der Mobilität noch durchweg als 
positiv, so befielen den Zentrumsabgeordneten Hergt angesichts der Stil- 
wahl eher melancholische Gefühle: „Der Barockstil ist das Eigentum einer 
Zeit, da das Leben einen ganz anderen Anstrich, einen gemütlichen, sorglo- 
sen, munteren Anstrich hatte" -^^7 

Das Baluiliolsgebäude gehörte zu zwei Räumen gleichzeitig: dem indus- 
triellen Raum der Eisenbahn und dem städtischen Raum. Damit gab es zwei 
Anwärter auf seine Gestaltung, die Eisenbahnverwattung und die Stadt Da 
Bahnhof als "modernes Stadttor" nahm eine widitige Rolk in Stadtentwick- 
lungsprozessen ein. Mit dem Primat der Funktionalität verband sich auch 
die Entscheidung, wer über die Gestaltung der Bahnhof sanlagen zu bestim- 
men halle. W enn mir der Gesiclilspiinkt des Praktischen ausschlaggebend 
war, konnte auch um die Eisenbalinverwaltiuig darüber entscheiden. Der 
Berichterstatter der Budgetkommissioii, der Abgeordnete Pfefferle, betonte 
diesen Aspekt ausdrücklich. Allein die Interessen der Eisenbahn seien ent- 
scheidend für alle Gestaltui^sfiagen im Zusammenhang mit dem Bahnhol 
Keine Stadt hatte einen Anspruch auf die Durchsetzung spezieller Interes- 
sen. Hierunter verstand Pfefferle die von der Stadt favorisieilc "künstleri- 
sche" Lösung, d.h. die Realisiening eines der prämierten W ettbewerbsent- 
würfe. Mit dem Hinweis, dass die Errichtung von Baliniioien nicht auf Kos- 



455 GLA 23 1/ Nr.9505 Laiidstände des Großherzogthums Baden. Zweite Kammer. 
Verkehrswesen, a. Eisenbahnen. Bericht der Budgedcommission, § 29 Karlsruhe, 
Verlegung des Pcrsoncnbahnho&, IV. Teilfordeiung. Anlage 2, S.125-130, S.126 

"Karlsruhe 1750-1800" 

456 GLA 23 1/ Nr.9505 Landstände des Großherzogthums Baden. Zweite Kammer. 

Vclkclll^\^ ^scn. a. Eisenbahnen. Protokoll der 114.Sitzung vom 3.7.1906, S.21 

457 GI.A 2.^ I Nr Landstiindc des GroRher/ogihiims Baden Zweite Kammer. 
Vcilcchrswcscn, a. Eisenbahnen. Protokoll der 1 14. Sitzung vom 3.7.1906, S.25 
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ten der Allgemeinheit erfoltien dürfe, wies die Budgetkommission jedes 
Mitspracherecht der Stadt ab. \n einer derart wiehligeii 1 nKclieidmig. die 
das Stadtbild auf Jahrzehnte präuen würde, w ar an eine Kooperation mit der 
Stadt imd au einen Kompromiss der unterschiedlichen Interessen von Ei- 
senbahnverwaltung und Stadtveiwaltung nicht gedacht. Von den Abgeord- 
neten wurde die Stadt mit ihren Interessen hauptsächlich als Störung und 
potentielle finanzielle Belastung betrachtet. Bereits die Tatsache, dass ein 
Architektenwettbewerb stattgefunden hatte, wurde w iederholt auf die über- 
zogenen Interessen der Stadt zurückgeführt. Ministerialdirektor Schulz und 
der Abgeordnete Bmz versuchten dieses Bild wieder zurechtzurücken Die 
Initiative war nicht von der Stadtverwaltung ausgegangen, sondern von der 
zweiten Kanuner« wie der Vertreter der badischen Regienmg betonte: "So- 
viel mir die Voi^ange noch &nmetU.di sind, war im Gegenteil ein Wunsch, 

der von dem Hohen Hause selbst geäußert worden war (..) Anlafi zu dem 

Picisausschrciben"'*^^, 

Die Fordening des Parlaments nach absoluter Funktionalität von Bahnhofs- 
bauten beinhaltete vor allem eine finan/ielle Komponente. Funktionalität 
wuide mit Spaien gleichgesetzt. Und gerade an diesem Ausgabeposten der 
nkht einmal 1/30 der Gesamlkosten der Bahnhofsank^oi ausmachte, ent- 
schlossen sich die Abgeordneten mit dem Spaien anzufangen. Dabei spiel- 
ten Animositäten zwischen den verschiedoien Landesteilen und zwischen 
Stadt und Land eine erhebliche Rolle. Der Abgeordnete Beizer monierte 
z.B die I eiehlfertigkeit mit der Millionen in städtische Prachtbauten flös- 
sen, vv ährcnd füi die einfachen Bedürfhisse der Laadgememden nichts mehr 
übrig bleibe. 

Aus den Äußerungen der Abgeordneten lässt sich das Ideal eines Balmhofs 
konstruieren: "Es kann sdiim, künstlerisch schön, vcunehm, schlicht gebaut 
werden, ohne daß größere Kosten entstehen'^'^s^. Eine einfKhste Formen- 
spräche wurde gefordert ohne jeden unnötigen Luxus innen und außen. Ab- 
geordnete polemisierten gegen überflüssige Verschwendung und \ enviesen 
auf fiskalische Sparzwänge. Schließlich sah sich die Regierung genötigt, 
ihren Projcktvorschlag gegen die Forderungen nach einem noch billigeren 
Entwmi" zu rechti'ertigen. Obwolil sie in der gleichen Weise gegen das Pro- 
jekt von Billing/ Vittali argumentiert hatte, setzte sie dem Spartrieb dar Ab- 
geordneten in bezug auf das Aufiiahm^ebftude jetzt doch Grenzen. "Das 
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Stürzenackersche Projekt bewegt sich wirklich bezüglich der Fassade an der 
Grenze dessen, was für die Residenzstadt vertreten werden kann"-+^'*'. Der 
Balinliol', der cnicn separaten f'iirstenhau bekommen sollte, miissle auch für 
Staatsbesuche einen noch vertretbaren Repiäsentationsralmien bieten. Einen 
noch einfacheren Entwurf als den fiast schmucklosen Massivbau des Ent- 
wurfs von SOrzenacker schloss Ministerialdirektor Schulz mit dem Hinweis 
auf die ReprSsentationsfiuiktion der Residenzstadt Karlsruhe kategorisch 
aus. 

Nach den jahr/chntclangen Auseinandersetzungen um die Lösung der 
Karlsruher Bahniiofsfrage, wirkte die Durchsetzung der Verlegung des 
Bahnhois an die südliche Peripherie der Stadt wie eine Befreiung. Sladt- 
und EiseidMhnverwaltung verfolgten beide das Ziel einer möghchst raschen 
Umsetzung der Verlegungsplfine. Wie sensibel die Stadtverwaltung auf Ge- 
rüchte einer potentiellen Verzögerung des Projekts reagierte, zeigte ein 
Zwischenfall aus dem Jalir 1905 In verschiedenen Karlsruher Lokalzeitun- 
gen tauchte im Febniar und März des Jahres Notizen über eine .Aussetzung 
der .Arbeiten am neuen Personenbahnhof auf Die Hisenbahnverwaliung ha- 
be den Beginn der Arbeiten bis auf weiteres verschoben. Daraufliin wandte 
sich der Stadlrat am 17. Mäiz 1905 an die Generaldirdction und bat um 
Aufklärung46l. Die BegrOndung der Stadt für diesen Schritt, verwies auf 
die eingetretene Unruhe in der Karisruher Einwohnerschaft Die Eisenbahn- 
direktion reagiote umgehend und bezeichnete die Gerüchte um eine Verzö- 
gening als "ganz grundlos (Iferv im Orig.)"**62. Unter dem Hinweis auf 
die .Ausschreibung der Fassadcnkonkunenz und die bereits abgeschlossenen 
Geländeankäufe im Wert von über 2 Millionen Mark, betonte die Eisen- 
bahnverwaltung ilir unbedingtes Festlialten an den Verlegungsplänen. Das 
Schreiben schloss mit der Aufforderung an den Stadtrat: "Wir würden dem 
verefarlichen Stadtrat dankbar sein, wenn er durch Aufklarung über den 
Sachverhalt zm Beruhigung des Publikums, das durch die falschen Zei- 
tungsnachrichten unnötig erregt worden ist. beitragen vvollte"-^^'". Eine er- 
neute öffentliche Diskussion durch eine V'er/ögcrung des Vcrlcgungspro- 
jekts konnte weder im Interesse der Stadtverwaltmig, noch der staatlichen 
Verwaltung sein. 
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Die badische Regiening machte aus der Abstimmung über die Annahme des 
Fassadenenlwurfs von Stiii/cnacker eine Abstininumg über die reibungslose 
Ijinsctzinig der Vciicüungsplänc und damit über die gefundene Lösung der 
Karlsruher Baluüioisiruge. Der Staatsminister von Marshall stellte diese 
Dimension der Abstimmung eindringlich heraus: "Wenn Sie dem Antrag 
der Bu<^e(kommissioii, der ja nur mit einer Stimme Majorität ge&fit wor- 
den ist, heute stattgeben, so bedeutet dies abermals eine Vertagung der In- 
angriffiiahme der der Neuerstellung des Bahnhofs"-+f»-+. Für den Fall der 
Nichtannahme des Entwurfs von Stürzenacker beschwor der Staatsminister 
die Konsequenzen: eine Zein erzöuerunii um muidestens zwei Jahre und 
einen Inian/iellen Verlust durcli das Brachliegen des bereits erworbenen 
Geländes. Im Veigleich hüazu war die Wahl der ohnehin als zweitrangig 
betrachteten architektonischen Gestaltung des Empfangsgeb&udes bedeu- 
tungslos. 

Dieses Argument einer zeitlichen Verzögerung überzeugte einen Teil der 
Abgeordneten An der Frage der Fassadengestaltung und Mehrkosten vwi 
400,000 Mark durfte das gesamte Verlcgungsprojekl nicht schcilcm. Der 
Karlsruiier Abgeordnete Kolb verdeutlichte die Überlegungen der Abgeord- 
neten, dtt trotz da* Bei^mken gegen den Sfitzenacker- Entwurf ihre Zu- 
stimmung zur Realisierung ^ben: "Man hofft in {Karlsruhe ganz allgemein, 
daß mit der Tnangriffiiahme des Neubaus, überhaupt der Veriegungsarbei- 
ten, recht bald begonnen (HeiT. im Orig.) vverdc"''^''. 
Die Mehrzahl der Abgeordneten hätte sich, nach dem Verlauf der Diskussi- 
on und den Redebeiträgen zu urleilcn. wahrsciieinlich dem Antrag der Bud- 
getkommission angeschlossen und den Stürzenacker- Entwurf als zu teuer 
abgelehnt. Die Forderungen nach einer Minimierung der Baukosten be- 
stimmten eindeutig die Debatte. Aber als die Abgeordneten schließlidi zur 
Abstimmimg aufgerufoi wurden, gab es eine knappe Mehriieit von 37 zu 30 
Stimmen für die Annahme der Teilforderung und damit für die Realisierung 
des Stürzenackei- 1-jitwnrfs. Allerdings spielten ästhetische Überlegungen 
bei der Entscheidung der Abgeordneten nur eine untergeordnete Rolle. Die 
gesamte Diskussion um niodeme oder klassizistische Formensprache, um 
das moderne Selbstversiändms, das sich in dem Symbolbauwerk "Bahnhof 
konzentrierte, wurde pragmatisch aufgelöst Die primSren Entscheidungs- 
kriterien waren die Kostm und der Zeitfaktor. Und damit zeigte sich die 
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parlamentarische Diskussion allerdings avantgardistisch auf der Höhe ihrer 
Zeit, Nicht das Ergebnis tianspodiertc die Moderne, ihre Inhahe und die Art 
und W eise, wie Entscheidungen legituuieit wurden war das eigentlich mo- 
derne. 
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9. Die innere Urbanisierung - Der Bahnhof und der 
Gesellschaftscharakter 

Gesellschaftliche Prozesse vollziehen sich lanufristiu und graduell. Die 
Jahrzehnte iitn die Jalirhundertvvendc 1900 sind gepiäyl durcli den "Auf- 
bruch in die Moderne "-^f^^. Sie sind die Formationsphase der bis heute 
grundlegenden gesellschaftlichen Strukturen. Die Eisenbahn und ihre Urba- 
ne Materialisiemng, öet Bahnhof stehen für einen Zentralaspdct der mo- 
demm Gesellsdiaft: Die industridle KfoNlitSt und ihre Konseqiimzai. 
Die Eisenbahn revolutionierte die Alltagswahmehmung der Menschen. Sie 
ist eine Sclilüsscltcchnoloyic und ein entscheidender .Ansatzpunkt für die 
Untersuchung gcsclLschafthchcr Prozesse Die Technik der mechanisierten 
Fortbewegung knüpite an gesellschaftliclie Bedürrtnsse an. sie wurde kol- 
lektiv "erfunden". Gleichzeitig stmkturierte die Definition der Transport- 
technologie die gesellschaMch wahrgenommene ReaUtüt Die Eisenbahn 
levolutionierte die Raum- und Zeitwahmehmung, abor sie war selbst nicht 
die Ursache der Veränderungen, sondern ihre Entwicklung reagierte auf ein 
bereits vorhandenes Bedürfnis. 

Was aber bedeuten historische Cliiffren wie die "Revohitionierung der 
Wahrnehmung " bzw der "Gcscilschaftsprozess" GcseilschaftHchc Reali- 
tät ist ein historisches Phänomen. Realität konstituiert sich als Wechselbe- 
ziehung von sozio- ökonomischen, psychologischen imd ideologischen Fak- 
toren. Die Realität verbindet individuelle, kollektive und strukturelle Ele- 
mente. Eine bestimmte Zeit entwidcelt ihre spezielle Form menschlichen 
Zusammenlebens. Auf der einen Seite fonnieren sich gesellschaftliche 
Strukturen, die menschliche Konstanten organisieren, wie Macht, Produkti- 
on und Konsumtion Auf der anderen Seite entwickeh sich ein Idealniodell 
nienscliiichen üasems, das nonnaliv Verhalleiuegeln setzt. Beides steht 
wiederum in Beziehung zu einem bestimmten praktisdien Verhaltensreper- 
toire, dass das erfolgreiche Überieben da Individuen im Kollektiv garan- 
tiert. Dieses tatsächliche Verhalten bezeichnet den "Gesellschafts- Charak- 
ter" als "den wesentlichen Kern dci Charakterstniktur der meisten Mitglie- 
der einer Gruppe, wie er sich als l igebnis der grundlegenden Erfahningen 
und der Lebensweise dieser Gruppe entwickelt hat"-^<>7. Der Gesellschafts- 
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Charakter ist eine Idealkonstruktion konfonner Verhaltensweisen Er ist ein 
Krklärungsniodell des alltäghchen Verhahens und Handehis. Die komple- 
xen Austauschprozesse können folücndcrniaßen definieil werden: "Wir er- 
kennen, dali ökonoinische, psychologische und ideologische Kjalte sich so 
auswiricoi, daß die Menschen auf Ver&ndenmgen der Äißeren Situation rea- 
gieren, indem sie sich selbst innerlidi verändern^ und daß diese psychologi- 
schen Faktoren ihrerseits dazu beitrage, den wiftschafilichen und gesell- 
schafUichen Prozeß zu pcfigen"'^^^. 

9.1 Nervosität 

Die Veränderungen des Gesellschaftschaiakters landen ui dcu Jaluen zwi- 
schen 1880 und 1910 als Thema Emgang m den öflfendidien Diskurs469. 
Die Auseinandersetzung mit der Modemitfttserfahrung kcmzentrierte sich 
u.a. in der Chiffre der Nervosität Im Jahr 1902 veröffentlichten mit Georg 
Simmel und Willy Hellpach zwei Wissenschaftler ihre Interpretationen des 
modernen Gesellschaftscharaklers aus unterschiedlichen Perspektiven-*^". 
Während sich Smimcl dem Thema ans der Sicht der modernen Soziologie 
nälieHe, widmete sich I lellpach der Nervosität aus psychologischer Sicht 

9.1.1 Die GroßstSdte und das Geistesleben 

hii Mittelpunkt der Analyse von Georg Simmel standen die Veränderungen 
des Verhaltens von Menschen, die in den explosiv wachsenden Großstädten 
lebten. Wie wirkte sich das veränderte l.ebensumfeld in einer modernen 
Großstadt auf die Gcstahung der sozialen Zusaimneiiliänge und aui'die Le- 
bensweise der Individuen aus ? 

Simmel widmete sidi zunflchst den psycholc^schen Grundlagen Stadt- 
lebens. Der Mensch wurde als Unterschiedwesen definiert Die Wahrneh- 
mung der Umwelt funktioniert über Differenzen. In einem traditionellen, 
d.L agrarischen oder kleinstädtischen Umfeld bestinunen Regelmäßigkeit 
und Gewohnheit die W'ahrnehmung, während starke Kontraste nur verhält- 
nismäßig selten auftauchen. Das Leben in emer modernen Großstadt setzte 
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dieser Behaminu eine rasche Zusammendrängung wechselnder Bilder ent- 
geuetv Hei jedetn Gang durch eine Großstadtstraße stür/en eine V'iel/ahl 
widersprüchlicher Eindrücke auf den Menschen ein. Jede Sekunde konfron- 
tiert ihn mit unerwarteten Sumeswalunelunungen. Die Walmieliniung ist 
gekennzeichnet durch einen raschen und ununterbrochenen Wechsel äuße- 
rer und innerer Eindrücke. 

Aus diesen Wahmehmungsbedingungen ergibt sich eine spezifische Strate- 
gie des Überlebens. Der Großstadtmensch benötigt ein Schutzorgan, um 
allein mit der Quantität der Sinneswahrnehmungen noch umgehen zu kön- 
nen. Die Vielzahl der Eindrücke verhindert, dass er noch emotional auf äu- 
ßere Eindrücke reagieren kann. Die Waiunciuming wird in diskonlinuicrli- 
che Stücke zerstückelt, die nur noch unvermittelt und ohne Beziehung ne- 
beneinander stehen. Simmel konstatiot deshalb eine Verschiebung in det 
Verarbeitimg der Sinncswahmchniungen. Statt in seiner Gesamtheit reagiert 
der Großstadtmensch lediglich mit einem Teil seiner Person auf den Wahr- 
nehmungsstrom: Mit dem Intellekt. Der rationale Verstand ist als oberste 
und bcwusstc Schicht der Persönlichkeit am schnellsten fähig, auf Verände- 
rungen zu reagieren. Der Großstadtmensch zieht sich auf die psychische 
Oberfläche zurück, um mit der Reizfiberflutung fertig zu werd»i. In identi- 
scher Weise konstatierte auch Sigmund Freud zeitlich parallel seine Reiz- 
schutztheorie. Der Mensch in der komplexen und verdichteten modernen 
Lebensumwelt bildet einen psychischen Filter aus, der ihn in einer veränder- 
ten Umwelt lebensföhig erhält Georg Simmel fand für diesen Sachverhalt 
den Begriff der "Blasiertheit". Weil sich eine anueniessene Reaktion auf 
äußere Eindrücke iin Großstadtleben als unmöglicii erweist, reagiert der 
Stadtbewohner mit einer Abstumpfung gegen die Unterschiede dex' Dinge. 
Seine Umwelt erscheint **dem Blasierten in einer gleichmäßig matten und 
grauNi Tönung", nichts ist es mehr "wot, dem anderen vorgezogen zu wer- 
den"4^71. Diese künstliche Gleichmäßigkeit beinhaltet eine Nivellieiung der 
Emotionen. Der Großstadtmensch bewegt sich emotionale auf einem be- 
ständigen Mittelweg, ohne größere Höhe- oder Tiefjsunkte. Dieser Verhal- 
tensstandaid macht die Menschen aber einander auch gleicher. Individuali- 
tät in einer Großstadt zu leben bleibt nahezu ausgeschlossen: "Wemi auch 
solche charakterisiertoi, selbstheirlichen Existenzen (irrationale, instinktive 
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und souveräne Lebenszüge. G.O.) keineswegs in der Stadt unmögUch sind, 

so sind sie doch ihrem Typus entiieeenuesetzt"-*^- 

Die beständige Bewegung in einer MciKchcninasse. tleieii cin/ehie Teile 
anonym bleiben, führt zu emer Distanz lu allen Menschlichen liezieliungen. 
Simmel gdit in dieson Punkt noch vfeäer. "Ja, wenn ich mich nicht tfiusche, 
ist die Innenseite dieser äußeren Reserve nicht nur die Gleichgültigkeit, 
sondern, häufiger als wir es uns zum Bcwusstscin bringen, eine leise Aver- 
sion, eine gegenseitige Fremdheit und Abstoßung"-^?^. Modem ausgedrückt, 
es besteht ein latentes Aggressionspotential, das sich im alltäglichen Leben 
im Umgang mit anderen zeigt. 

Siinmel fülute diese konstatierten \ eränderungen des Individualcharakters 
auf die VerSndenmg der dkon<musdien Strukturen zxu&ßk, EKe materielle 
Substanz bildet die Geldtheorie von Simmel. Geld ist der materialisierte 
Ausdruck emer remen Sachlichkeit in Bezug auf Menschen und Dingen. 
Der Tauschwert als in Geld übersetzbarer Wert ist Ausdruck von Gemein- 
samkeit nicht von Individualität, also prinzipieller IJnvergleichbarkeit Das 
Fazit Simmeis lautete: "Der moderne Geist isi mehr und mein ein rechnen- 
der geworden"'*74. Der "Zeitgeist" manifestierte sich in der Reduktion quali- 
tativer Werte auf quantitative, messbare Zustände. Die Gesellschait, wie die 
Individuen, richtete ihr Veriialten auf Präzision, Sicherheit und Unzweideu- 
tigkelt Simmel krakretisiate diese Aussage anhand des Bedeutungswan- 
dels des Faktors "Zeit". Die \'crbrcitung der Taschenuhr interpretierte er als 
Zeichen für ein sich ausbreitendes festes, präzises und intersubjektives Zeit- 
scheiua Um die Bedeutung der Zeit für den modernen Menschen /u ver- 
deutlichen, führte Simmel ein Gedankenexperiment aus: "Wenn alle l Inen 
in Berlin plötzlich in verschiedene Richtungen falschgehen würden, auch 
nur um den Spiehaum einer Stunde (sie !), so wire sein ganzes wirtschafdi- 
ches und sonstiges Verkehrsleboi auf lange hinaus zerstört"^?^. Damit 
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naimte Sinimel einen der Zentralbereiche, den Taktgeber der modernen Zeit, 
die Massenmobilitä!. Die Hiscnbahn, die elektrische Straßenbahn stellten 
komplexe Systeme dar, deren Funktionieren eme Funktion der Zeit war. 

9.1.2 Nervosität und Kultur 

Der Psychologe Willy Hellpach interpretiole die städtische Realität und 
ihre Auswirkungen auf den mit ihr konfrontierten Menschen parallel. Ein 
alltäglicher Gang durch die Großstadt kam einem Wahrnehmungschaos 
gleich, das den Städter in einen beständigen Enegungszustand versetzte: 
"ich glaube die meisten Leute täuschen sich heute über ihren eigenen Zu- 
stand, wemi sie meinen, sie seien an den Laim, das grelle Licht, das Dran- 
gen und Stessen des modernen Straßenbildes gewöhnt In Wahrheit bringt 
ein längerer Gang durch die Großstadt auch dem völlig Eingelebten eine 
ganze Kette kleiner und kleinster .Ärgernisse und UnzutrSgUehkeitetli, die 
dadurch nicht unschädlicher werden, dass ihre Dauer eine nur inomentane 
ist. Ich trete aus dem Hause und gerade fährt die elektrische Bahn foi1 Ich 
muss mich quer übers Trottoir winden; ein paar Kleinstädter hemmen den 
Menschensiroiu; eine Droschke konunl in rasendem Tempo um die Ecke. 
Ich muss auf <tie nadiste Strassenbahn warten; kaum finde ich oben dnen 
Stelm>latz; mein Nebenmann raucht eine fürchterliche Zigarre; Russ fliegt 
mir an den frischen Leinenkragen; der Wagen fährt bald rasend, so dass al- 
les gegeneinander taumelt, bald hält er, weil ein Lastwagen die Geleise ver- 
sperrt. Zu schwarz ist diese Schildenmg nicht Der echte Grossstädter versi- 
chert naliniicli. alles dies rege ihn lucht mehr auf Davon ist auch gar nicht 
die Rede. Aber allein sein Schimpfen beweist, dass er jedesmal einen klei- 
nen Ärger haf^Tö. Der Moisdi kann sidi nur scheinbar an die Reizflut an- 
passen, der Gewöhnungsprozess bleibt auf der Oberfldche. Die Sinnea'eize 
sind weiter existent. Hellpach definierte die Nervosität dementsprechend als 
fortgesetzte übermäßige Gefählserregung. Ein Zustand der für bestinnnte 
soziale Gruppen zum Alltag geworden war. Nervosität konnte entspreciiend 
nicht nur als Zivilisationskrankheit anal\ sieil werden, sondern auch als bür- 
gerliche Krankheit. Betroffen von ilu waren bezeichnender Weise nicht et- 
wa die Personengruppen, die den Reizen der industriellen Umwelt am 
sUtaksten ausgesetzt waren, die Arbeiter, sondern der neue Mittelstand der 
Angestellten. 

Die Nervosität äußerte sich in einer Verandeiung der Anspiüche. Der mo- 
derne Nervöse zeichnete sich durch eine pemianente Unzufriedenheit mit 
den gegebenen Zuständen aus. Alle Anneiimlichkeiten der modernen Le- 
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bensnorm erhöhten nicht etwa den Lebensgenuss. sie wurden als Selbstv'er- 
ständlichkeiteii bclrachiet Die "Segnunuen" der I eehiiik wurden bereits im 
Moment ihrer Übersetzung in den AUtag zur nicht weiter beachteten Nor- 
malität. Dieses Phänomen verdeutlichte Hellpach anliand der modernen 
Bahnhöfe. Als Beispiel eines Musteitahnhofe nannte Hellpach Frankfiirt 
Doch statt die FunkticMialitftt und die MögUdikeiten der Mobilität zu würdi- 
gen, brach der moderne Reisende in ein Lamenti über die Details aus Hier 
waren die Bahnsteigzugänge zu lange geschlossen, dort waren die Bahnbe- 
diensteten zu langsam^ liier der Weg zum Ausgang zu lange» dort fehlte es 
an Bahnsteigschaf tnern. 

Der moderne Verkehr, vor allem die Lisenbaiin wirkte als der grosse Revo- 
lutionierer. Die Mobilitftt, die durch m ermöglicht wurde als wirtschaftliche 
Seite» wie die Eisenbahn selbst als Veikehrsmittel, als technische Seite, ver- 
drängten das Alte. Hellpach führte die von ihm diagnostizierte Veränderung 
der psychischen Dispositionen auf die Bedingungen des modernen Verkehrs 
zurück Die Industrialisierung der Mobilität schuf die psychischen Gnindla- 
gen der gcscllscliaftlichen Beschleunigung. Der Verkehr lieferte das Modell 
fiu" die i!k1i\ iduellen und kollektiven Aiipassuiigsprozesse. 
Der Psychologe Hellpach stellte schließÜch die Frage nach der Heriomfk der 
Sinnesilberreizung: In welchem Zusammenhang stand die moderne Tedmik 
zu dem Phänomen der Nervosität ? Im Gegensatz zu den vorherrschenden 
Auffassungen, die in der Technik den Auslöser der ReizüberfluinriL' und 
damit der Nervosität erblickten, kam Hellpach zu dem Resultat, dass i ech- 
nik in eine ganz andere Richtung wirkte. Statt .'Xuslöser der Krankheit ..Ner- 
vosität" zu sein, lieferte die moderne Tecimik das Mittel zur Behandlung 
des Phlnomens. Die aktuellen psydiischen Probleme rührten nicht aus der 
Anwendung von Technik hex, sondern von ihrer nicht konsequent genug 
betriebenen Anwendung, ^e Technik des neum Zeitalters belastigt unsere 
Sinne desto weniger, je reiner sie das Feld bdienscht, je ausgiebiger als ihre 
Fortschritte ausgenutzt werden " '^7 Es war das noch nicht überwundene 
Alte, das gesundheitsschädigend wirkte. Was den innerstädtischen Verkehr 
zu einer Qual machte, war nicht die Beschleunigung der neuen Verkehrs- 
mittel, es war z.B. das städtische Erbe, das zu Behindeiimgen fülurte. Die 
engen Straßen der Inncnstiidte, die Wohnbebauung» all dies veihindate eine 
Anpassung an die neuen Technologien. War dieser Anpassungsprozess ab- 
geschlossen. z.B. diu-ch die Schaffung eines neuen Veikehrssystems, koimte 
die Technik erst richtig /um tragen kommen. Dann würden die Städte ein 
völlig anderes Gesiclit bekoimnen. Hellpachs Vision einer Stadt der Zukunft 
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lautete dann foluendemiaßen: „Die Großstadt einer uar nicht fernen Zukunft 
wird nicht lauter und LTclIcr, sondern viel stiller und niassvoller sich priisen- 
tieren"-^^'^. Die Ner\ ositat wai demnach nur ein Phänomen des Ubergangs, 
das durch ein energisches Vorantreiben des tecluiischen Fortscluitts über- 
wundeai würde. Das Ergebnis der Übo'legungen von Hel^»adi konzentrierte 
sich schließlich in der These: „Des Nervenarztes bester Hdfer ist heute - 
der Ingenieur" (Herv. im Orig.)"^^^ 

Der Bahnhof stand für Helipach als das Symbol des großen Wandeis des 
Zeitbildes. Und im Bahnhof kamen die Tendenzen des technologischen 
Fortschritts am prägnantesten zum tragen. Gerade hier sah Helipach seine 
Vision einer technischen Hannonic in Ansätzen realisiert: „Am stärksten 
scheint mir fivflidi der moderne Bahnhof die Tendenz des technischen Fort- 
schritts zur Ruhe und Lautlosigkeit zu verkörpem.(..) Im Anfimg allerdings 
und bis zu einem noch nicht weit zurückliegenden Punkte der Entwickelung 
hin war das Bahnwesen eine Stätte des sinnbetäubenden Lärms mit seinem 
ewigen Schreien. Tuten. I äuten, Klingeln und Pfeifen. Wie sehr hat sich 
dieses Bild in den Hallen der neuen Bahnhöfe sich gewandelt ! "4X0 Heli- 
pach steigerte seine Aussage in Bezug auf den „Musterbahnhof Frankfurt'' 
noch eiimial und zog schließlich Parallelen zwischen dem individuellen Zu- 
hause der Menschen und der Wahrnehmung einer Bahnhofshalle. Der Rei- 
sende konnte im Frankfurter Hauptbahnhof „so sinnlich unbdistigt und so 
seelisch ruhig bewegen, wie nur in seinem eigenen Hause"-^'*'. Wir wissen 
nicht wie es im Hause Helipach zuging, aber mit dem Bild der Identität ei- 
ner Bahnhofshalle und eines ruhigen Woluihauses dürfte Helipach nicht viel 
Zustimmung geenitet haben. 

Die Ausführungen von Helipach zur Lösungsstiatcgie des Problems Nervo- 
sität verdeutlidhen die Fortschiittseuphorie der Jahrhundertwende. Das 
Neue wurde als das Bessere begrüßt. Die Realitäten der Stadt, die Probleme 

der Mobilität, die aktuellen psschischcn Veränderungen, waren nicht das 
Produkt des Fortschritts, sondern Produkt seiner Hemmung. Die Stadt der 
Zukunft, die Mobilität der Zukunft und der Mensch der Zukunft würde auf- 
gi und der teclmischen Errungenschaften in eine menschlichere Zukunft füli- 
ren. 
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9.2 Die Karlsruher Bahnhofifrage und der Gesellschaftscharak- 
ter 



9.2.1 Funktionalismus 

Der Aufbruch in die Moderne war begleitet vom Mythos der Funktionalität. 
Aus dem Krisenerlebnis der induslrielleii Revolution entstand ein Bedürfiiis 
nach Oiganisation und Ordnui^. Die Desorganisation geseUschafüicher 

Beziehungen führte u.a. zu dein Phänomen der "Krise der Stadt", zur Auflö- 
sung der nicmcntc, die ein Zusammenleben in der Stadt strukturierten. Die 
neue Dynamik trat als Chaos in die Wahrnehniunusrealität Die "Ertnidunii" 
der Nenositiil yab diesem /fiiph;inumen eme lassbare GesUilt I^ein trat 
eine neue Dctiniuon der Kcalität, der menschlichen Beziehungen und des 
Menschen selbst gegenüber, die sich im Bild der "Maschine*' verdiclttete. 
Der Funktionalismus funktioniote als Therapeuticum482. 

- Effizienz ( Beschkxmi^xm^) 

Die Eisenbahn crfordcilc zu ihrem Funktionieren von Anfano an neue Di- 
mensionen der Disziplmierung der Zeit- und Raumwahrnehmunu. Die 
Sammelplätze für Waren und Reisende, wie die Bahnanlagen zu Begnm 
noch genannt wurdoi, waren Knotenpunkte eines komplexen technischen 
Systems. Das Funktionieren des Systems schloss Individualitäten aus und 
setzte Normienmgsprozesse in Gang. Die Eisenbahn funktionieile bis auf 
Ausnahmefälle unabhängig von den Umweltbedingungen. Ein Zug hatte 
eine fixierte .Abfahrtszeit, eine fixierte Wegstrecke und ein vorgegebenes 
Verhältnis von Raum- und Zeitkoordinatcn Diese \ criassliclikeit des tech- 
nischen Systems verlangte von den Benutzein eine Anpassung an die Ab- 
läufe Axx mechanischen Mobilität. Die Organisationsstruktiuren der „fer- 
nem Zeif * materialisierten sich in den Bahnhofeanlagen. 
Der Bahnhof provozierte eine neue eigene Definition von Architektur. Im 
Mittelpunkt stand das Funktionieren des Systems Die Rahnhofsanlage wur- 
de als ein Maschine konzipiert und bildete somit das (inindmodcll, das spä- 
ter in alle Lebensumwelten expandierte Der Bahnhof als Maschine stand 
am Anfang, die Stadt als Maschine am Ende der Entwicklung. Das Ziel ei- 
nes Bahnhofs bestand darin, alle Betriebsvorgänge maximal zu beschleuni- 
gen. „Zum ersten Mal warden einzelne Arbeitsstufen und Betriebsvorgänge 
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als kleinste Zeitabschnitte aufgefaßt, addiert und in einer möglichst günsti- 
gen Folge für den Gesamtprozeß ;ineinandergefugt"'^^^ 
Die DoiintKin/. der Kiiiikiuiii bcsiimnUe aucii 70 Jahre später den Autliau der 
neuen ßaluiaiüagen m KailsiLihe. Selbst den expliziten ßefüiwoitern der 
architektonischen Gestaltung der Anlage sahen sich mit einem Eindruck der 
Anonymität und Kalte des Zweckbaus konfrontiert. Betern, Stahl und Glas 
verbreiteten noch ein Unbehagen, das mit Fotografien der badischen Land- 
schaft kaschiert werden sollte. Die Stadtöffentlichkeit reagierte mit Ironie 
auf die Fomien reiner Funktionalitat 

Das .lalu'hundert der Eisenbahn hatte Konsequenzen für das Selbstverständ- 
nis der Menschen und ihres Lebensiaunies. Die iiiudeiiie Stadt unterschied 
sich von iluien Vorgängern veidicbteler meoschlidier Siedlung grundlegend. 
Die Stadt wurde im Aufbruch in die Moderne als funktioneller Mechanis- 
mus neu definiert. Die Einstellung zum Lebensraum veränderte sich. Das 
Modell hierfür gab das großtechnische System industrieller Mobilität: die 
Eisenbahn Der Bahnhof vemiittelte Mobilität und wurde somit zu einer 
neuen Form der Räumlichkeil, zu einem Transitraum Km Durchgangsrauni, 
dessen höchste Effektivität in der maximalen Beschleunigung der Mobilität 
bestand. Die Durchquerungsgeschwindig^eit wurde zum entsdiddeiiden 
Maßstab der Gestaltung. Die Obersetzung und Übertragung des Bahnraums 
auf die Gestaltung des Stadtraiums markierten die städtebaulichen Grundsät- 
ze von Reinhard Baumeister aus dem Jahr 1876. 

In der Karlsruher Baliniiofsfrage trafen zwei Mobilitätsfonnen unvennitlelt 
aufeinander: die Eisenbahn und der inncrstädtischc, lokale Verkehr. Beide 
folgten dem gleichen Prinzip einer Beschleunigung der Austauschge- 
schwindigkeiten von Personen und Waren. Die Teilnahme an der beschleu- 
nigten Warenziikulation bedeutete ökonomische und damit gesellschaftliche 
Chancen. Das Veikehrdiindaiiis Bahnhof war in diesem Sinne ein Zeithin- 
demis, das dne effektive Umlaufgeschwindigkeit erschwerte. Die Argu- 
mentationen in Bezug auf die miterschiedlichen Optionen der Verkehrsbe- 
schleumgung konzentrierten sich auf einen Faktor: Zeit Die Stadt loste sich 
zugunsten eines unsichtbaren Zcitnetzes auf, dessen üptnnierung im Vor- 
dergrund stand. Die Gutachten von Reinliard Baumeister mid die öffentliche 
Diskussicm drehte sich um potentielle Zeitverluste bzw. Zei^ewiime. Wie 
weit sich die Zeit als Bezugsfaktor verselbständigte zeigte das Gutachten 
von Baumeisto: aus dem Jahr 1902, in dem er die Auswirkungen der Bahn- 
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hofsveilegiing auf die Stadt zu fassen versuchte. Die Auswirkungen redu- 
zierten sicli auf Berecluuiiigen /u den neuen Raum- und /.eitkoordinaten. 
Am Ende stand eui Melirwert von 10- 12 Minuten oder SM Meter für den 
durchschnittlichen Emwolmer der Stadt. Die Aussagekraft dieses Wertes 
zur Beurteilung einer städtebaulichen Neuorientiening wie der Verlegung 
des Vetkehrszentrums um 1,5 km blieb beschränkt. 

- OhjekiiYicrun^ 

Die Krise der Stadt wurde zunehmend als ein technisches Problem ihrer 
Funktionsfähiukcit definiert. Ivffektivität und optimale .\usniit/unü techni- 
scher Systeme betrafen als zentrale Fragesteilungen die ingenieui Wissen- 
schaften. Der Stadt- Ingenieur wurde zu einer zentralen Figur der Krisen- 
bewältigung. Die Technisierung der Problemstellung beinhaltete eine neue 
Wahrnehmung der städtischen Realität. So wie eine Lokomotive als techni- 
sches Artefakt und das Eisenbahnnetz als komplexes technisches System 
funktionicitcn. sollte der Organismus „Stadt" ohne Widerstände oder Ver- 
luste zum Laufen gebracht werden Dies bedeutete die (Übertragung wissen- 
schaliliclier und technischer Methoden auf das Gebiet gesellschafthcher 
Interaktion. Die Stadt, das menschliche Lebrasumfeld, reduzierte sich zu 
dner mit tedmischen Mitteln fassbaren Realität. Als Grundlage wissen- 
schaftlicher Mediodik sollte die Mathematik auch zu unbestreitbaren und 
undiskutierbaren Ergebnissen fuhren. Das Problem bestand „nur^' in der 
Erarbeitimg der richtigen Formel. Für den Stadt- Ingenieur Reinhard Bau- 
meister reduzierte sich die städtische Probiemiage auf zwei entscheidende 
Faktoren; Die zu erhebende Datcnmcnge und deren formalisierte Auswer- 
tung. 

Aus Verkehrsbeobachtungen und -Zählungen mtwickelte Baumeisto* ma- 
thematische Fonnehi zur Bewertung der verschiedenen diskutierten Bahn- 
hoüsvarianten. Die Verluste an Zeit berechnete Baumeister in einer von ihm 
entwickelten mathematischen l inlieil: den Wagcnminnten Wie beim Bahn- 
hof stand auch in der Stadt die Ma.ximierimu der Transportgesehw nidiukcit 
im Mittelpunkt der Betrachtungen. Jede Verzögerung, jedes Aulhalten des 
Verkehrsstroms, kostete Zeit. Mobilität war bestimmt durch ihren Zeitfak- 
tor. Und Zeit war Geld. Dies war zugleich auch die zweite Prämisse des 
Stadt- Ingenieurs nach dem Prinzip der Mathematisierung, die Üb»setzung 
technischer Eigebnisse in Geld. Das Geld bildete die abstrakte Berech- 
nungsgnindlage Grundsätzlich war die gesamte städtische ReaUtät, wie sie 
sich dem Stadtplaner darbot, in Geld auszudrücken. 

Bei der Analyse der konkreten Handlungsmuster in der Karlsruher Bahn- 
hofsfrage stellte sich die Suche nach objektivierbaren Fakten als Illusion 
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heraus. Eine Kritik gegen die Reduktion komplexer Realität auf mathemati- 
sche Realitäten, formulierte der Oberbürgermeister der Stadt Karlsruhe. 
Schnetzler: "Nun dürfte aber diese ganze mathematische Betrachtung, so 
großes Interesse sie bietet, doch nicht geeignet sein, den Weil, der durch die 
gegenwärtigen Verkehrshemmungeii bedüigten Schädigungen und Unan- 
nehmlichkeiten zu bestinimen"484. Allerdings darf diese Skepsis nicht als 
grundsätzliche hifragestelhing der Objektivierbarkeit missveistanden wer- 
den. Die Faktoren Zeit, Raum und Geld dominierten die Diskurse zur Bahn- 
hofsfrage unbestritten Ob Fiscnbahnvcnvaltung, Stadtgemeinde, Ficfinwor- 
ter und (jegner der Bahnhofsverlegung in der Einwohnerschaft, alle argu- 
menlieilen parallel. Sie ordneten ilue Walirnehiiiung und ihre \ eiiialtens- 
must«: der monetären Sphäre anter. Was sie tatsächlich uiünrschied, waren 
die Alisgangsdaten und die Gewichtung. 

9.2.2 Der Kampf um den Bahnhof 

..Kein Hingriff in das alte Stadt- Landgcfügc beschäftigte Behörden. Pla- 
nungsmgenieure und ArchUekten ui der 2. Hälfte des 19. .lahrhunderts so 
intensiv und dauerhaft wie der Balmbau Das Verhältnis \ on Stadtraum 
und industriellem Mobilititsraami war eine Grundsatzfri^e: Wie definiert 
eine Gesellschaft das Miteinander von Menschen und nach welchen Krite- 
rien wird menschliche Lebensumwelt bewertet Die moderne Gesellschaft 
fand ihre eigene originäre Antwort auf diese anduopologischen Grundfra- 
gen 

Unter dem Prunat einer maximalen Beschleunigung der Transportge- 
schwindigkeiten, wandelte sich der Stadtraum zu einem Transitraum. Die 
höchste Funktion des öffentlichen Raumes lag in seiner Duichquerbarkeit 
begründet. Statt eines Lebensranms definierte sich der Stadlraum in erster 
Linie als Veikehrsranm. Dm Mittelpunkt des Veikdusraums im 19. Jahr- 
hundert bildete der „Sammelpunkt für Waren und Personen", der Balinhol 
Um die Bedeutung des Bahnhofs liii die Fxistenz einer Stadt /u illustrieren, 
griff eine Lokalzeitung auf ein Bild aus tier Biologie zurück: den Blutkreis- 
lauf. Der Verkelir wurde zum Lebenssaft, zum Blut der Stadt, während der 
Bahnhof zum Herz der Stadt, zum pulsierenden Zentrum stilisiert wurde. 
Die Bhitkreismetapher traf das Selbstverständnis der Menschen. Der Stadt- 
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Organismus lebte von der Mobilität. Der Biologisnins widersprach dabei 
nicht der inechaiustischen Weltdeiitiing. Hin Orgainsnuis war eine funktio- 
nierender Mechanismus. Damit sind wir bei der zweiten beherrschenden 
gesellschaftlichen Metapher: der Maschine. Die moderne Stadt ist eine Ma- 
schine. 

Die moderne GeseUschaft hat ihre Abhängigkeit von einer industrieU orga- 
nisierten Mobilität verinnerlicht. Die Partizipation am ökonomischen und 
sozialen Leben scheint zu einer 1 rage der Mobiiitätschancen geworden zu 
sein Die Einwohner der Stadt, zumindest die ökonomisch Privilegierten, 
defiinerten ihre Position über die EntlVrnuni; zum ..Herz" der Stadt Oie 
üleichsci/ung von Stadt- bzw. Lebensraum und \ crkchrsraum bildete cuien 
Konsens des Aufbruchs in die Moderne. 

Wie stark diese Metaphon die KoUektivmentalität der Menschen dominier- 
te, zeigt die lokale Auseinandersetzung um die Karlsruiicr Bahnhofsfrage. 
Es ging nicht um die Infragestellung einer Technologie, es ging um die 

Teilhabe an der Technologie. Oder anders ausgedrückt: Die Karlsruher 
Bahnholslrage war kein Kampf ße«en den Bahnhof und die industrielle 
MobiUtät, er war ein iimersladtischer Kainpl um den Baluiiiof. 
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